Stadt Ratzeburqg

Ratzeburg, 13.09.2016

- Stadtvertretunq -

Hiermit werden Sie

zur 18. Sitzunqg der Stadtvertretung
am Montag, 26.09.2016, 18:30 Uhr,
in den Ratssaal

eingeladen.

Bitte benachrichtigen Sie den Vorsitzenden und den zustandigen Vertreter, falls Sie
verhindert sind.

Tagesordnung

Offentlicher Teil

Punkt 1 Eroffnung der Sitzung durch den Vorsitzenden und
Feststellung der ordnungsgemafen Einladung, der
Anwesenheit und der Beschlussfahigkeit

Punkt 2 Verpflichtung von Mitgliedern der Stadtvertretung SR/BerVoSr/316/2016
gemal § 33 Abs. 5 Gemeindeordnung SH (GO)

Punkt 3 Antrage zur Tagesordnung mit Beschlussfassung
Uber die Nichtoffentlichkeit von
Tagesordnungspunkten

Punkt 4 Beschluss tUber Einwendungen zur Niederschrift
vom 20.06.2016

Punkt 5 Bericht tber die Durchfiihrung der Beschliisse aus SR/BerVoSr/317/2016
der Sitzung vom 20.06.2016

Punkt 6 Bericht der Verwaltung

Punkt 7 Fragen, Anregungen und Vorschlage von
Einwohnerinnen und Einwohnern

Punkt 8 Bestatigung, Ernennung und Vereidigung des SR/BeVoSr/367/2016
neuen Wehrfiihrers der Freiwilligen Feuerwehr
Ratzeburg

Punkt 9 Kommunale Integrationsstrategie

Punkt 9.1 Bericht der Verwaltung; hier: Vorbereitung der SR/BerVoSr/294/2016
Einrichtung eines Migrationsbeirates

Punkt 9.2 Kommunale Integrationsstrategie SR/BeVoSr/345/2016

Punkt 9.3 Kommunale Integrationsstrategie; hier: Teilnahme  SR/BerVoSr/303/2016
am Bundesprogrammm "Demokratie leben" -
Forderung einer lokalen "Partnerschaft fur
Demokratie"

Punkt 10 Vertrag Uber den gemeinsamen SR/BeVoSr/355/2016
Datenschutzbeauftragten zwischen Kreis, Stadten
und Amtern

Punkt 11 Beschluss der Jahresrechnung der Stadt SR/BeVoSr/250/2015/2
Ratzeburg fir das Haushaltsjahr 2015

Punkt 12 I. Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt SR/BeVoSr/337/2016
Ratzeburg Uber die Bildung eines Jugendbeirates
vom 30.09.2014



Punkt 13 Durchflihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen SR/BeVoSr/346/2016
Bebauungsplan Nr. 12 "ALDI-Markt - stdlich
Schweriner Stral3e, westlich Kolberger Straf3e"
Punkt 14 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 "ALDI- SR/BeVo0Sr/363/2016
Markt - sudlich Schweriner Stral3e, westlich
Kolberger StralRe" im Verfahren nach § 13 a
BauGB - Abschliel3ende Beschlussfassung
Punkt 15 Stadtebaulicher Vertrag zur 1. Anderung und SR/BeVoSr/348/2016/1
Erganzung des Bebauungsplanes Nr. 69
"zwischen Heinrich-Hertz-Stral3e, Gutenbergstralle
und Max-Planck-Straf3e"
Punkt 16 1. Anderung und Erganzung des Bebauungsplanes SR/BeVoSr/364/2016
Nr. 69 "zwischen Heinrich-Hertz-Stralle,
GutenbergstralRe und Max-Planck-Stral3e" im
Verfahren nach § 13 a BauGB - Abschliel3ende
Beschlussfassung
Punkt 17 Umbesetzung stadtischer Gremien
Punkt 17.1  Umbesetzung stadtischer Gremien, hier: Antrag SR/AN/042/2016
der FDP-BFR-Fraktion
Punkt 17.2  Umbesetzung stadtischer Gremien, hier: Antrag SR/AN/043/2016
der FRW-Fraktion
Punkt 18 Antrage
Punkt 19 Anfragen und Mitteilungen

Voraussichtlich nicht Offentlicher Teil (Vorschlag der Verwaltung)

Punkt 20 Baumpark Ratzeburg SR/BeVoSr/307/2016/1

gez.
Vorsitzender
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Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 13.09.2016
SR/BerVoSr/316/2016

Gremium Datum Behandlung

Stadtvertretung 26.09.2016 @)

Verfasser: FB/Az:

Verpflichtung von Mitgliedern der Stadtvertretung gemal §
33 Abs. 5 Gemeindeordnung SH (GO)

Zusammenfassung:

Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen durch Vornahme der Verpflichtung.

Birgermeister Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Burgermeister Vol3 am 12.09.2016
Burgermeister Vol3 am 13.09.2016

Sachverhalt:

Mit der Niederlegung des Mandates von Herr Andreas Hagenkoétter (Freie Ratzeburger
Wahlergemeinschaft / FRW) ab dem 20.06.2016 rtckt Frau Sigrid Kl6tzl gemald § 44 des
Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes (GKWG) als néachste Listenplatzbewerberin Freien
Ratzeburger Wahlergemeinschaft / FRW in die Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg nach.

Gemal 8§ 21 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein (GO) sind ehrenamtlich tatige
Biirgerinnen und Burger bei Ubernahme ihrer Aufgaben zur gewissenhaften und unpartei-
ischen Tatigkeit und zur Verschwiegenheit zu verpflichten. Nach 8§ 33 Abs. 5 GO werden die
Stadtvertreterinnen und —/vertreter vom Vorsitzenden durch Handschlag auf die gewissen-
hafte Erfullung ihrer Obliegenheiten verpflichtet und in ihre Tatigkeit eingefuhrt. Dazu wird
folgende Formulierung verwendet:

»Hiermit verpflichte ich Sie gemaR 8 33 Abs. 5 GO durch Handschlag auf die
gewissenhafte Erfullung Ihrer Obliegenheiten und flihre Sie in Inr Amt ein.”

Die Verpflichtung auf die gewissenhaft Erfullung ihrer Pflichten und die Einfuhrung in die
Tatigkeit sind in der Niederschrift zu dokumentieren.

Lehnt ein gewahltes Mitglied der Stadtvertretung die Verpflichtung ab, so ist dies als Verzicht
auf den Amtsantritt zu werten.

Die Rechte und Pflichten der Mitglieder sind in § 32 GO reglementiert.
Zu den Pflichten gehoren insbesondere

» die Verschwiegenheitspflicht nach § 21 GO,
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» die Mitteilungspflicht tber Ausschliel3ungsgriinde nach 8§ 22 GO,
» die Treuepflicht nach § 23 GO,

» die Bindung an Weisungen als Vertreter der Gemeinde in juristischen Personen
oder in sonstigen Vereinigungen nach 8§ 25 GO und

» die Offenbarungspflicht nach 8§ 32 Abs. 4 GO hinsichtlich der beruflichen oder ehren-
amtlichen Téatigkeiten, soweit dies fur die Austibung des Mandat von Bedeutung sein
kann.

Zu den Rechten gehoren insbesondere

» der Anspruch auf Fortbildung im Rahmen der zur Verflgung stehenden Haushalts-
mittel nach 8§ 32 Abs. 3 GO,

» der Kundigungsschutz und der Anspruch auf Freistellung nach § 24 a GO,
» das Recht auf Entschadigung nach MalRgabe § 24 GO und
die Kontrollrechte nach 8§ 30, 36 Abs. 2 GO.

Mitgezeichnet haben:

C:\Users\weindock\AppData\Local\Temp\somacos\00025499.doc
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Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 13.09.2016
SR/BerVoSr/317/2016

Gremium Datum Behandlung

Stadtvertretung 26.09.2016 @)

Verfasser: FB/Az:

Bericht Uber die Durchfiihrung der Beschliisse aus der
Sitzung vom 20.06.2016

Zusammenfassung:

Blrgermeister Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Burgermeister Vol3 am 12.09.2016
Biurgermeister Vol am 13.09.2016

Sachverhalt:

Punkt 10 Personalsituation der Schulsozialarbeit an der Lauenburgischen
Gelehrtenschule
Die Schulsozialarbeit wird nach den Ferien an der LG in voller
Stundenzahl geleistet. Die entsprechende Abordnung wird
aufgehoben.

Punkt 11 Kindertagesstatten; hier: Betriebskostenzuschisse fir Ratzeburger
Kindertagesstatten in fremder Tragerschaft
Die entsprechenden Nachtrage sind vorbereitet und werden in Kiirze
versandt. Die Anmeldung zum Nachtrag ist erfolgt.

Punkt 12 Stadtebauliche Gesamtmalinahme: Zukunftssicherung Daseinsvorsorge,
vorbereitende Untersuchungen "Sudlicher Inselrand” - abschlie3ende
Zustimmung und Beschlussfassung tber das Malinahmengebiet
Wurde in der letzten STV zurickgestellt und steht voraussichtlich
auf der Tagesordnung der STV am 10.10.2016.

Punkt 13 Stadtebauliche Gesamtmalnahme: Zukunftssicherung Daseinsvorsorge,
vorbereitende Untersuchungen "Sudlicher Inselrand" - Beschluss Uber die
formliche Festlegung des Sanierungsgebietes "Aqua Siwa"

Wurde in der letzten STV zuriickgestellt und steht voraussichtlich
auf der Tagesordnung der STV am 10.10.2016.

Punkt 14 Bebauungsplan Nr. 49 "Gewerbegebiet Neuvorwerk" - abschlieRende
Beschlussfassung
Der B-Plan kann erst nach Genehmigung der 55. FNP-Anderung in
Kraft gesetzt werden.

Punkt 15 55. Anderung des Flachennutzungsplanes "Gewerbegebiet Neuvorwerk" -
abschlie3ende Beschlussfassung
Die FNP-Anderung wurde dem Ministerium zur Genehmigung
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vorgelegt. Diese steht noch aus.

Errichtung der ,Hans-Jirgen-Wohlfahrt-Stiftung“ und Stiftungsvertrag

Der Stiftungsvertrag wurde zwischenzeitlich geschlossen, die
Stiftung eingerichtet.

Punkt 16

Mitgezeichnet haben:

C:\Users\weindock\AppData\Local\Temp\somacos\00025503.doc
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 13.09.2016

SR/BeVoSr/367/2016
Gremium Datum Behandlung
Stadtvertretung 26.09.2016 O
Verfasser: FB/Aktenzeichen:

Bestatigung, Ernennung und Vereidigung des neuen
Wehrfuhrers der Freiwilligen Feuerwehr Ratzeburg

Zielsetzung:

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertretung bestatigt die Wahl des neuen Wehrfuhrers, ........ , der
Freiwilligen Feuerwehr Ratzeburg vom 16.09.2016..

Blrgermeister Verfasser
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:

Birgermeister Vol3 am 09.09.2016
Birgermeister Vol3 am 13.09.2016

Sachverhalt:

Am 16.09.2016 hat die Mitgliederversammlung der Freiwilligen Feuerwehr Ratzeburg
einen neuen Wehrfuhrer gewahlt, da die Amtszeit des bisherigen Wehrfihrers endet.
Es wurden Wahlvorschlage mit zwei Bewerbern eingereicht und zur Abstimmung
vorgelegt. Die Mitgliederversammlung hat (Name stand zum Zeitpunkt der Vorlage
nicht fest) zum neuen Wehrfihrer gewabhilt..

Finanzielle Auswirkungen:

Anlagenverzeichnis:

mitgezeichnet haben:
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Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 15.06.2016
SR/BerVoSr/294/2016

Gremium Datum Behandlung

Ausschuss fir Schule, Jugend und 30.06.2016 @)

Sport

Hauptausschuss 12.09.2016 O

Stadtvertretung 26.09.2016 @)

Verfasser: FB/Az:

Bericht der Verwaltung; hier: Vorbereitung der Einrichtung
eines Migrationsbeirates

Zusammenfassung:

Einrichtung eines Migrationsbeirates - Zwischenbericht

Birgermeister Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Ralf Weindock am 13.06.2016
Biurgermeister Vol am 15.06.2016

Sachverhalt:

Im Zuge der Entwicklung einer kommunalen Integrationsstrategie (s. TOP 9) hat sich
der Thementisch ,Partizipation & Eigenverantwortung“ mit der Frage befasst, in
welcher Form Fluchtlinge in den stadtischen Gremien Gehdr finden kdnnten und wie
Prozesse der Selbstorganisation und Selbsthilfe gezielt gefordert werden kdnnen.

a) Partizipation

Es wurden anhand von konkreten Beispielen verschiedene Madglichkeiten erértert,
die Partizipation von Fluchtlingen an den kommunalen Entscheidungsprozessen zu
ermdglichen. Als Beispiele wurden der Integrationsbeirat der Stadt Mdllin, der
Migrations- und Integrationsbeirat der Stadt Bamberg und der Migrationsbeirat der
Stadt Karlsruhe diskutiert. Diese Gremien sind trotz gleicher Zielrichtung jeweils sehr
unterschiedlich ausgerichtet in ihrer Organisationsform, der Zusammensetzung und
Mitwirkungsmaoglichkeiten.

Im Verlauf der Diskussion wurde die Verwaltung gebeten, einen Vorschlag fur einen
Migrationsbeirat auf Basis des Modells aus Karlsruhe
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(https://webl.karlsruhe.de/Stadt/Stadtrecht/s-0-11.php) zu entwickeln. Dort wird kein
festes stadtisches Gremium gewahlt, sondern lediglich die ,Mitwirkung sachkundiger
Einwohner*innen® in den Ausschissen des Gemeinderates festgelegt. Als
.sachkundige Einwohner*innen* gelten Personen, die in ihrer Gruppe eine
herausragende Stellung einnehmen, dort Vertrauen genief3en und in Alltagsfragen
angesprochen werden und Gehdr finden. Sie sollen sich aufgrund ihrer beruflichen
Tatigkeit oder ihres ehrenamtlichen Engagements daflr qualifizieren.

Das Wahlverfahren ist so gestaltet, dass die einzelnen Volksgruppen in der Stadt
aufgerufen werden, jeweils zwei Wahlvorschlage zu benennen und beim
Blrgermeister abzugeben. In einer 6ffentlichen Delegiertenversammlung wird daraus
eine Wahlliste von 10 Personen samt Vertreter*innen erstellt, die als ,sachkundige
Einwohner*innen* benannt werden sollen. Dabei sind bestimmte Wahlkategorien zu
berticksichtigen, wie die moglichst breite Reprasentation aller Volksgruppen, das
Geschlecht, das Alter, der Beruf oder die soziale Stellung.

Die Wahlliste wird anschlieRend vom Gemeinderat bestétigt. Die ,sachkundigen
Einwohner*innen“ werden zu den Beratungen einzelner Angelegenheiten auf Anfrage
des Gemeinderates hinzugezogen.

In der Diskussion wurde diese Form der Partizipation als sehr schlank, praktikabel
und flexibel bewertet. Als sehr hilfreich gerade auch in Fragen von Integration wurde
die Form der Vermittlung Uber Einzelpersonen mit einer pradestinierten Stellung in
ihrer Volksgruppe gesehen. Als Vertrauenspersonen konnen sie Interessenslagen
aus den einzelnen Volksgruppen kommunizieren, aber auch stadtischen Vorhaben
und Entscheidungen in die einzelnen Volksgruppen vermitteln.

Die Mitwirkenden am Thementisch ,Partizipation & Eigenverantwortung“ haben
zudem vorgeschlagen, dass dieses Konzept eines Migrationsbeirates erganzt
werden soll, um ein regelmaf3ig und verbindlich tagendes Forum, welches sich aus
den ,sachkundigen Einwohner*innen* und Vertretersinnen der Kommunalpolitik und
der Verwaltung zusammensetzt. Ebenso sollen die ,sachkundigen Einwohner*innen*
seitens der Verwaltung verbindlich miteinbezogen werden, wenn es um Belange
geht, die auslandische Burger betreffen. Auch Fortbildungen fir ,sachkundigen
Einwohner*innen“ sollen festgelegt werden, um mit den demokratischen Strukturen
von kommunaler Selbstverwaltung vertraut werden zu kdnnen.

b) Eigenverantwortung

Im weiteren Diskussionsverlauf wurde auch Uber die Moglichkeiten diskutiert, in der
gemeinsamen Integrationsarbeit auch auf die Eigenverantwortung von Flichtlingen
und deren aktive Mithilfe zu setzen. Hierzu wurde festgehalten, dass eine Beteiligung
von Flichtlingen an dieser Arbeit zum Beispiel Uber die Madglichkeiten des
.Bundesfreiwilligendienstes mit Fluchtlingsbezug®, fir die sich die Stadt qualifiziert
hat, mdglich ist und dieser Weg konkret verfolgt werden soll. Weiterhin sollen
Angebote der Fortbildung entwickelt, nachgefragt oder genutzt werden, in denen
Geflichtete mehr Kompetenzen erwerben kénnen, um selbst als Helfer*innen tatig
sein zu konnen.

C:\Users\weindock\AppData\Local\Temp\somacos\00024759.doc
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Mitgezeichnet haben:

C:\Users\weindock\AppData\Local\Temp\somacos\00024759.doc
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 16.06.2016

SR/BeVo0Sr/345/2016
Gremium Datum Behandlung
Ausschuss fur Schule, Jugend und 30.06.2016 O
Sport
Hauptausschuss 12.09.2016 @)
Stadtvertretung 26.09.2016 @)
Verfasser: FB/Aktenzeichen:

Kommunale Integrationsstrategie

Zielsetzung:
Entwicklung einer kommunalen Strategie zur Integration von geflichteten

Menschen; hier: Zwischenbericht

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss nimmt den laufenden Prozess zur Entwicklung einer
kommunalen Integrationsstrategie zustimmend zur Kenntnis und empfiehlt
dem Hauptausschuss sowie der Stadtvertretung, sich in den kommenden
Sitzungen mit den weiteren Arbeitsergebnissen zu befassen und einen
Beschluss zur Umsetzung herbeizufihren.

Blrgermeister Verfasser
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:

Ralf Weindock am 13.06.2016
Birgermeister Vol3 am 15.06.2016

Sachverhalt:

Ausgehend von den Leitlinien der Stadt Ratzeburg zur Aufnahme,
Unterbringung, Beratung und Betreuung von Fliichtlingen und Asylsuchenden
in Ratzeburg, die im Sommer 2015 von der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg
einstimmig beschlossen wurden, ist auf Initiative der , Willkommenskultur in
Ratzeburg” zum Jahresbeginn 2016 ein Prozess angestolRen worden, um diese
Leitlinien um das wichtige Themenfeld ,Integration” zu erganzen. Maligebliche
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Intention war dabei, den Fokus auf die notwendigen, nachsten Schritte zu
legen, die den Fllichtlingen den Weg von der Aufnahme zu einer gelingenden
Integration ebnen konnen. Daraus ergab sich die Fragestellung, was aus
kommunaler Sicht getan werden sollte und getan werden kann, um
Flichtlingen ein eigenstandiges, attraktives Leben in Ratzeburg zu ermoglichen.

Um diese Uberlegungen strukturiert anzustoRen und dabei auch méglichst
umfassend jene Akteure einzubinden, die auf kommunaler Ebene zur
Integration einen wichtigen Beitrag leisten konnten, wurde am 09.02.2016 eine
offentliche Auftaktveranstaltung im Ratssaal durchgeflihrt. Es wurde eine
Expertise des Instituts flir Sozialarbeit und Sozialpadagogik e.V. mit dem Titel
»Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht
kippt?“ vorgestellt, die 2015 im Auftrag des Beratungsnetzwerkes Hessen
erstellt wurde, und gute Ansatzpunkte fir mogliche Arbeitsschwerpunkte
liefert, die fiir eine gelingende Integration besonders bedeutsam erscheinen.
Die Expertise gibt zudem auch beachtenswerte Hinweise fur die mogliche
Ausgestaltung von Integrationsangeboten (s. Anhang).

Ausgehend von dieser Expertise wurden in der Folge sechs Thementische in
Kleingruppen unter Beteiligung von kommunalen Experten im Zeitraum vom
09.02. —-31.03.2016 bearbeitet:

e Begegnungsmoglichkeiten und gesellschaftliche Teilhabe
e Eingliederung in das Bildungssystem

e Eingliederung in Arbeit

e Entwicklung von Netzwerkstrukturen

e Forderung von zivilgesellschaftlichem Engagement

e Partizipation & Eigenverantwortung

Dabei wurde jeweils in einem vergleichbaren Verfahren gearbeitet, dem drei
zentrale Fragen zu Grunde lagen:

1. Was fiir Angebote sind vorhanden? (Frage nach Ressourcen und Akteuren)

2. Was ist zu erwarten? (Frage nach zukiinftigen Aufgabenstellungen?)

3. Welche Bedarfe ergeben sich daraus? (Frage nach den zu schaffenden
Angeboten)

Lediglich der Thementisch ,Partizipation & Eigenverantwortung” wich von
diesem Schema ab und arbeitete diskursiv.
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Die Beteiligung an den Thementischen zeichnete sich durch eine hohen
Sachverstand der Mitwirkenden aus. Vertreter*innen aus Politik, Verwaltung,
Wirtschaft, Kirche, Diakonie, Migrationssozialberatung, Jugendarbeit,
Jugendhilfe, Kita, Volkshochschule, Vereinswesen, Jobcenter, Arbeitsagentur,
Serviceclubs, ehrenamtliche Flichtlingshilfe sowie interessierte Flichtlinge
nahmen sich Zeit, um die einzelnen Arbeitsschwerpunkte ergebnisorientiert zu
erortern. Dabei wurde als Ziel ausgegeben, zunachst nur bis zur
Bedarfsermittlung voranzuschreiten und die Projektentwicklung in einem
zweiten Schritt anzustoRen. Entgegen dieser Vorgabe wurde in den
Diskussionsprozessen an den Tischen jedoch bereits gute Projektideen
zusammengetragen und festgehalten.

Die Arbeit an den Thementischen wurde erganzt um eine nicht reprasentative
Umfrage zu den Lebensperspektiven von Fliichtlingen, die in den Sprachkursen
der Volkshochschule mit guter Resonanz und Akzeptanz mehrsprachig
durchgefihrt wurde.

Ebenfalls parallel zur Arbeit an der kommunalen Integrationsstrategie wurde
gemeinsam mit dem Amt Lauenburgische Seen ein Antrag beim
Bundesprogramm “Demokratie leben!“ auf Forderung einer sogenannten
,Partnerschaft fliir Demokratie” (zivilgesellschaftliches Forderinstrument des
Bundes) gestellt, aus der heraus mogliche Projektideen, die sich aus einer
solchen Integrationsstrategie ergeben, eigenverantwortlich umgesetzt werden
kénnen.

Finanzielle Auswirkungen:

Anlagenverzeichnis:
e Zwischenbericht zur Entwicklung einer kommunalen Integrationsstrategie
¢ Prasentation der Auftaktveranstaltung
e Expertise des Instituts fur Sozialarbeit und Sozialpddagogik e.V.

mitgezeichnet haben:



O 9.2
Entwicklung einer kommunalen
Integrationsstrategie der Stadt Ratzeburg

1. Einleitung

Ausgehend von den Leitlinien der Stadt Ratzeburg zur Aufnahme,
Unterbringung, Beratung und Betreuung von Flichtlingen und Asylsuchenden
in Ratzeburg, die im Sommer 2015 von der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg
einstimmig beschlossen wurden, ist auf Initiative der ,,Willkommenskultur in
Ratzeburg” zum Jahresbeginn 2016 ein Prozess angestoRen worden, um diese
Leitlinien um das wichtige Themenfeld , Integration” zu erganzen. Maligebliche
Intention war dabei, den Fokus auf die notwendigen, nachsten Schritte zu
legen, die den Flichtlingen den Weg von der Aufnahme zu einer gelingenden
Integration ebnen konnen. Daraus ergab sich die Fragestellung, was aus
kommunaler Sicht getan werden sollte und getan werden kann, um
Flichtlingen ein eigenstandiges, attraktives Leben in Ratzeburg zu ermdoglichen.

Um diese Uberlegungen strukturiert anzustoBen und dabei auch méglichst
umfassend jene Akteure einzubinden, die auf kommunaler Ebene zur
Integration einen wichtigen Beitrag leisten konnten, wurde am 09.02.2016 eine
offentliche Auftaktveranstaltung im Ratssaal durchgefiuhrt. Es wurde eine
Expertise des Instituts flir Sozialarbeit und Sozialpadagogik e.V. mit dem Titel
,Wie kann Integration von Flichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht
kippt?“ vorgestellt, die 2015 im Auftrag des Beratungsnetzwerkes Hessen
erstellt wurde, und gute Ansatzpunkte fir mogliche Arbeitsschwerpunkte
liefert, die fir eine gelingende Integration besonders bedeutsam erscheinen.
Die Expertise gibt zudem auch beachtenswerte Hinweise fir die mogliche
Ausgestaltung von Integrationsangeboten (s. Anhang).

Ausgehend von dieser Expertise wurden in der Folge sechs Thementische in
Kleingruppen unter Beteiligung von kommunalen Experten im Zeitraum vom
09.02. —-31.03.2016 bearbeitet:

e Begegnungsmoglichkeiten und gesellschaftliche Teilhabe
e Eingliederung in das Bildungssystem

e Eingliederung in Arbeit

e Entwicklung von Netzwerkstrukturen

e Forderung von zivilgesellschaftlichem Engagement

e Partizipation & Eigenverantwortung

Dabei wurde jeweils in einem vergleichbaren Verfahren gearbeitet, dem drei
zentrale Fragen zu Grunde lagen:



1. Was fiir Angebote sind vorhanden? (Frage nach Ressourcen und Akteuren)

2. Was ist zu erwarten? (Frage nach zukiinftigen Aufgabenstellungen?)

3. Welche Bedarfe ergeben sich daraus? (Frage nach den zu schaffenden
Angeboten)

Lediglich der Thementisch ,Partizipation & Eigenverantwortung” wich von
diesem Schema ab und arbeitete diskursiv.

Die Beteiligung an den Thementischen zeichnete sich durch eine hohen
Sachverstand der Mitwirkenden aus. Vertreter*innen aus Politik, Verwaltung,
Wirtschaft, Kirche, Diakonie, Migrationssozialberatung, Jugendarbeit,
Jugendhilfe, Kita, Volkshochschule, Vereinswesen, Jobcenter, Arbeitsagentur,
Serviceclubs, ehrenamtliche Flichtlingshilfe sowie interessierte Fllchtlinge
nahmen sich Zeit, um die einzelnen Arbeitsschwerpunkte ergebnisorientiert zu
erortern. Dabei wurde als Ziel ausgegeben, zunachst nur bis zur
Bedarfsermittlung voranzuschreiten und die Projektentwicklung in einem
zweiten Schritt anzustolRen. Entgegen dieser Vorgabe wurde in den
Diskussionsprozessen an den Tischen jedoch bereits gute Projektideen
zusammengetragen und festgehalten.

Die Arbeit an den Thementischen wurde ergdanzt um eine nicht reprasentative
Umfrage zu den Lebensperspektiven von Flichtlingen, die in den Sprachkursen
der Volkshochschule mit guter Resonanz und Akzeptanz mehrsprachig
durchgefihrt wurde.

Ebenfalls parallel zur Arbeit an der kommunalen Integrationsstrategie wurde
gemeinsam mit dem Amt Lauenburgische Seen ein Antrag beim
Bundesprogramm “Demokratie leben!“ auf Forderung einer sogenannten
,Partnerschaft flir Demokratie” (zivilgesellschaftliches Forderinstrument des
Bundes) gestellt, aus der heraus mogliche Projektideen, die sich aus einer
solchen Integrationsstrategie ergeben, eigenverantwortlich umgesetzt werden
kénnen.

Nachfolgend werden die Ergebnisse des Arbeitsprozesses an den
Thementischen wie auch die Ergebnisse der Umfrage in einer Ubersicht
zusammengefasst dargestellt, erganzt um Hinweise auf bereits entwickelte
Projektideen.



2. Ergebnisse aus den Thementischen

Thementisch ,,Begegnung & gesellschaftliche Teilhabe”

Begegnungsmdglichkeiten und gesellschaftliche Teilhabe schaffen!
e Fliichtlingen von Beginn ihres Aufenthaltes an Mdglichkeiten zu eréffnen, am
gesellschaftlichen und &ffentlichen Leben teilzuhaben ist eine notwendige

Voraussetzung,

damit Integration gelingt.

Begegnungen zwischen der

ortsansdssigen Bevélkerung und Fliichtlingen sind hierfiir der erste Schritt. Sie
ermdglichen das gegenseitige Kennenlernen, den Abbau von Hemmungen und
Vorurteilen und kénnen einen wesentlichen Beitrag fiir die gegenseitige
Anerkennung leisten.
o Vereinsstrukturen bieten gerade im ldndlichen Raum einen ganz wertvollen

Rahmen

(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?*)

Was fiir Angebote sind Was ist zu erwarten? Welche Bedarfe ergeben
vorhanden? sich daraus?
SPORT
zahlreiche niedrigschwellige steigendes  Interesse  an | Offnung weiterer Vereinen,
Sportangebote Sportangeboten Schaffung weiterer Sportangebote
(RSV) flr Fluchtlinge

FuRball in den Altersgruppen 13 —

geschlechterspezifische

gezielte Ansprache von

18 und ab 18 Jahre Sportangebote Flichtlingen, feste
(JUZ GLEIS 21 & STELLWERK) Ansprechpartner in den Vereinen
interkulturelle Laufgruppe Fragen zu interkultureller | Vermittlung von interkultureller

(ehrenamtliche Fliichtlingshilfe)

Kompetenz im Bereich des
Sports

Kompetenz fir Trainer, Betreuer,
Vorstand und Geschaftsfiihrung

Vermittlung von Sprachhelfern fiir
Trainer und Betreuer

Sportangebote nur fir Frauen
(z.B. Schwimmen)

GESELLSCHAFT

Schneiderwerkstatt
(JUZ GLEIS 21 & STELLWERK)

Begegnungen im Alltag

weitere Begegnungsraume und
—moglichkeiten schaffen

IDEE: Sommerfest, Open Dinner,
Musikevent

Projekt ,Kulturreisen”
(JUZ GLEIS 21 & STELLWERK)

auf Unkenntnis beruhende
interkulturelle Konflikte

IDEE: Vermittlung von
interkultureller Kompetenz fir
Blirger und spez. auch fir
Rettungsdienste

Flichtlings-Fahrradwerkstatt
(ehrenamtliche Flichtlingshilfe)

Fragen zu interkultureller
Kompetenz im Alltag

IDEE: niederschwellige,
geschlechterspezifische
Themenabende zum Thema
,Leben in Deutschland”

Willkommenscafé
(ehrenamtliche Flichtlingshilfe)

Spielmannzug des RSV
(IDEE: Nachwuchssuche)




Thementisch ,Eingliederung in das Bildungssystem*

Eingliederung in das Bildungssystem
Von besonderer Bedeutung ist ferner, dass die Eingliederung in das Bildungssystem
erleichtert bzw. unterstiitzt wird, indem z.B.

e die Einhaltung der Schulpflicht sichergestellt und

e der Besuch von Kindertagesstétten gefordert wird,

e Multiplikator/innen (z.B. Lehrer/innen, Mitarbeiter/innen von
Kindertagesstdtten) qualifiziert und fiir die Lage der Fliichtlinge zu
sensibilisiert werden,

e Bildungspatenschaften, Hilfen beim Spracherwerb o.A. auch in
Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteuren vorgehalten und

e Dbereits bestehende Bildungsangebote (z.B. von Hochschulen) zugdnglich

gemacht werden.
(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?*)

Was fiir Angebote sind
vorhanden?

Was ist zu erwarten?

Welche Bedarfe ergeben
sich daraus?

KITA

Projekt ,Hippy“
(Ev. Familienbildungsstatte)

steigender Bedarf an
Krippen- und KITA-Platzen

Bedarfsplanung bei KITA;
Werbung fiir KITA-Nutzung

Programm ,SPRINT“
(Ev. Familienbildungsstatte)

kulturell begriindete Skepsis
gegenuber KITA-Nutzung

Vermittlung von interkultureller
Kompetenz in KITAs

Sprachmittler in KITAs

SCHULE

DAZ-Klassen (primar/ sekundar)
(LG und GMS)

motivierte Schiler*innen

Vermittlung von interkultureller
Kompetenz in Schule

Bildungs- und Lesepaten
(Kinderschutzbund, ehrenamtl.
Fluchtlingshilfe)

Fortbildung fiir ehrenamtl.
Sprachpaten

Projekt ,Sprachklar”
(JUZ GLEIS 21 & STELLWERK)

Einbindung von Flichtlingseltern;
sprachvermittelte Elternabende

ERWACHSENBILDUNG

Sprachkurse der VHS
(STAFF; A1; A2/B1)

zusatzlicher Schulungsbedarf
fr Schulabschliisse

mehr Sprachkursangebote A2/B1

INTERGATIONSKURSE
(VHS; sonst educare MolIn)

motivierte Menschen

Sprachpartner, Sprachkreise
(ehrenamtliche Fliichtlingshilfe)

Fortbildung fiir ehrenamtl.
Sprachpaten

Aufbau eines Sprachmittlerpool

Ausweitung von
Beratungsangeboten

IDEE: Aufbau eines Pools von
Bildungslotsen (fiir Eltern)

IDEE: Entwicklung einer
Laufmappe fir Flichtlinge in der
alle wesentlichen Stammdaten
und Teilnahmebescheinigungen
von Sprachkursen, Praktika,




ehrenamtl. Tatigkeiten
zusammengefasst werden

Thementisch ,Eingliederung in Arbeitsmarkt”

Eingliederung in Arbeitsmarkt
Auf struktureller Ebene ist es der Integration demnach zutréglich,

e schon vor Abschluss des Asylverfahrens berufsbezogene Kompetenzen der
zugewanderten Menschen zu ermitteln, zu erhalten und z.B. iiber Praktika,
Berufserprobungskurse und weiterfiihrende Beschdftigungsmdéglichkeiten zu
férdern,

e Unternehmen zu beraten, die Gefliichteten Ausbildungs-, Praktikums- oder
Arbeitspléitze vermitteln wollen und

e Gelegenheiten zum ehrenamtlichen Engagement und die Vermittlung von
LArbeitsgelegenheiten” zu schaffen.

Es besteht in Wissenschaft und Forschung Konsens dariiber, dass Erwerbsarbeit u.a.
zu sozialen Kontakten, Wertschdtzung und Identifikation mit der aufnehmenden
Gemeinschaft beitragen kann. Demnach ist langfristig die erfolgreiche Eingliederung
in den Arbeitsmarkt ein  wesentlicher  Grundpfeiler  weiterfiihrender
Integrationsfortschritte auch in den (brigen Dimensionen (soziale, kulturelle,
identifikatorische Integration).

(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?“)

Was fiir Angebote sind Was ist zu erwarten? Welche Bedarfe ergeben
vorhanden? sich daraus?
ARBEITSAGENTUR
vorb. MaRnahmen zur Integration | Erfassung aller forcierte Anmeldungen;
in den Arbeitsmarkt fiir alle Asylsuchender flihrt zu mehr | Schulung von Ehrenamt
Asylbewerber und Geduldete Arbeits- und

Ausbildungssuchenden

Neues Landesprogramm BUFA
(KombimalRnahme aus
Sprachférderung und Ausbildung)
als Perspektive flr junge
Flichtlinge unter 25 Jahre

Aktivierungs- und Vermittlungs- mehr Nachfragen mehr Forderungen von
malknahmen Bewerbungstraining und
e Praktikumsvermittlung in Zusatzschulungen;
Betrieben mehr berufsbildende
e Eingliederungszuschuss an Malnahmen
Betriebe

e Einstiegsqualifizierung
(Vorbereitung der
Ausbildungsfahigkeit)

Portale der Jobborse auch fir Werbung fiir die Nutzung der

Praktikumsplatze Jobbodrse; Vermeidung von
Doppelstrategien

JOBCENTER

anerkannte Asylbewerber und bis zu 1.000 Neukunden in Unterstiitzung bei der Ubergabe

Geduldete ab dem 18. Monat 2016 kreisweit von Sozialamt zu Jobcenter durch




geschulte Ehrenamtliche

SprachférdermalRnahmen als
Schwerpunkt

abgestimmte Qualifizierungs-
mafnahmen (Dauer mind. 2
Jahre)

mehr berufsbildende
Malnhahmen;

mehr betriebliche
Praktikumsplatze

BQG

Projekt zur Arbeitsmarkt-
integration; Kombination aus
Werkstattpraktikum und
Sprachférderung mit 3 Monaten
Laufzeit (Iran, Irak, Syrien, Eritrea)

mehr Nachfragen

mehr betriebliche
Praktikumsplatze

AGH-MaBnahmen (1 Euro-Job)
offen fir alle Nationalitaten

mehr Nachfragen

mehr Gemeinnitzigkeitsstellen

Orientierungswissen in der
deutschen Berufswelt vermitteln

WILLKOMMENSKULTUR

Infoveranstaltungen fir
Arbeitgeber und Fllchtlinge

erhodhter Informationsbedarf

Unterstltzung bei der
Anerkennung von Berufs-
abschlissen

mehr Nachfragen

Sprechstunden bei der VHS

Bewerbungsunterstiitzung und
Lebenslauftraining

mehr Nachfragen

Suche von Praktikums- und
Ausbildungsplatzen

mehr Nachfragen

WIRTSCHAFT

W.L.R. erstellt Liste von
praktikumswilligen Betrieben

erhdhter Informationsbedarf

aktive Werbung zur Offnung von
Betrieben fir Flichtlinge

Sprachkompetenzen sehr gefragt

Liste der potentiellen
Praktikumsstellen

MIGRATIONSSOZIALBERATUNG

Vermittlung von Praktikums-
platzen

Dolmetscherpool nutzen

Projekt ,Lehrraum®ab 27 Jahre

mehr Nachfragen

STADT

Bereitstellung von Praktikums-
platzen

Abfrage nach Praktikumsplatzen
(Unterstitzung durch BUFDI)

Werbung fiir gemeinniitzige
Tatigkeiten

Konkrete Abfrage fiir
gemeinnitzige Tatigkeiten

KREIS

gef. Bereitstellung von
Praktikums-platzen

IHK & HANDSWERKSKAMMER

Projekt ,Land in Sicht”

Externe Expertisen starker
einbinden

Willkommenslotsin der
Handwerkskammer (neu)




IQ Netzwerk fir Anerkennung von
Berufsabschliissen

Netzwerkstrukturen zwischen
Jobcenter, Arbeitsagentur,
Kommune, Ehrenamt effektiver
gestalten (feste Ansprechpartner)

IDEE: Entwicklung einer
Laufmappe fir Fllichtlinge in der
alle wesentlichen Stammdaten
und Teilnahmebescheinigungen
von Sprachkursen, Praktika,
ehrenamtl. Tatigkeiten
zusammengefasst werden

Thementisch , Netzwerkentwicklung”

Entwicklung von Netzwerkstrukturen
Ein wichtiger Baustein ist die Etablierung neuer Kommunikations- und
Arbeitskulturen an den Schnittstellen ,Kommunale Verwaltung — Bildungstréiger —
Arbeitsverwaltung — Zivilgesellschaft”.

e In naher Zukunft werden Asylsuchende und Fliichtlinge verstirkt nach
einem Zugang auf dem Arbeitsmarkt streben. Damit wird die Rolle von
staatlichen Akteuren — wu.a. Arbeitsagenturen, Schulen, berufliche
Ausbildungszentren — und auch Akteuren aus der Wirtschaft — u.a
Betriebe, Wirtschaftsvereinigungen — fiir die Integration von Fliichtlingen
an Bedeutung zunehmen. Es sollte aus Sicht von Expert*innen daher
vorausschauend (iberlegt werden, in welcher Weise gelingende Konzepte
auf die Kooperation mit den neu hinzukommenden Akteuren vor Ort
iibertragen und wie diese auf eine Kooperation mit der Zivilgesellschaft
vorbereitet werden kénnen.

(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?*)

Was fiir Akteure sind Was ist zu erwarten? Welche Bedarfe ergeben
vorhanden? sich daraus?
KITA
Personal mittelfristige erhohte steigender Schulungsbedarf

Platzbedarfe durch
Familienzusammenfihrungen

Tragerkonferenz
SCHULE
Schulamt des Kreises erhohter Raumbedarf mehr Personal in den
(DAZ-Klassen an LG und GMS) Mehrbelastungen des Schulsekretariaten
Personals bei den
Schulsekretariaten
BBZ MolIn ab 16 Jahre Ausbau der Elternunterstiitzung

Kooperationsbeziehung zu (Elternabende)
Ehrenamt und
Migrationssozialberatung




VERWALTUNG/ STADT

Schulamt Ausbau der
Kooperationsbeziehung zum
Schulamt des Kreises
Sozialamt Ausbau der

(Flichtlingsbetreuerin; ggf BUFDI)

Kooperationsbeziehung zum
Jobcenter und zu
Migrationssoizialberatung

VERWALTUNG/ KREIS

Auslanderbehorde

Kreissozialamt

Koordinierungsstelle ,,Flucht”

Ausbau der
Kooperationsbeziehung zu
den ehrenamtl. Initiativen

Standardentwicklung fir
ehrenamtl. Fllichtlingshilfe;
Digitale Netzwerkkarte

,Sozialamtsrunde” mit
Kommunen

ARBEITSAGENTUR & JOBCENTER

feste Ansprechpartner

MIGRATIONSSOZIALBERATUNG
JUGENDMIGRATIENSDIENST

mehr Angebote an den
Jugendzentren

Ausbau der
Kooperationsbeziehung zu
Schulen

Elternunterstiitzung,
Elternberatung

IDEE: halbjahriges Treffen aller
Akteure zwecks Austausch;
bilaterale, bedarfsbezogene
Treffen

Thementisch ,,Forderung von zivilgesellschaftlichem Engagement”

Férderung von zivilgesellschaftliches Engagement
* Zivilgesellschaftliches Engagement in der Breite zu unterstiitzen ist unerldsslich,
wenn Integration gelingen soll. Untersuchungen zeigen, dass dieses Engagement
insbesondere dazu beitrégt, Fliichtlinge seelisch-emotional zu stérken und somit
wesentliche Voraussetzungen fiir eine insgesamt bessere Integration zu schaffen.
Insofern macht es Sinn, méglichst viele Initiativen von Biirger/innen dauerhaft zu

fordern.

* Das zivilgesellschaftliche Engagement ist somit nicht nur eine aktive Hilfe fiir die
ankommenden Menschen, sondern gleichzeitig ein klares Eintreten fiir
freiheitliche und solidarische Grundwerte.

Zivilgesellschaftliches Engagement

breit zu beférdern bedeutet immer auch,

koordinierende und unterstiitzende Strukturen aufzubauen. Diese stellen sicher, dass eine
Passung zwischen Angeboten und Bedarfen vor Ort gelingt, dass Uberforderungen
vermieden und Verantwortlichkeiten aufgeteilt werden, Qualifikation erfolgt, Know-how
geteilt wird und die nétigen Informationen dort vorliegen, wo sie benétigt werden.

(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?*)




Was fiir Angebote sind Was ist zu erwarten? Welche Bedarfe ergeben

vorhanden? sich daraus?
AG Alltagspartner Endlichkeit von Ehrenamt e Unterstltzung und
e Ermiidung durch hauptamtl. Koordination
intensiven Einsatz des Ehrenamtes fortfiihren
e Ehrenamt als Bereicherung
darstellen

e Ehrenamt nicht tiberfordern
e Flichtlinge fur
ehrenamtliche Mithilfe

gewinnen
medizinische Wegweiser neue Aufgabenstellungen e Entwicklungen beschreiben
e Integrationslotsen e gemeinsam neue
e Normen & Werte Aufgabenfelder definieren
erklaren und e gemeinsam fiir neune
diskutieren Projekte begeistern
e Alltagsverhalten e (Qualifikationen im Prozess
erklaren des Mitwachsen initiieren
e Mindigkeit der
Flichtlinge
respektieren und
fordern
e mit den Bedarfen der
Flichtlinge wachsen
AG Sprachpartner Ehrenamt & Hauptamt e (Qualifikationen vertiefen
(ehrenamtl. Kinderbetreuung) e Regel und Ablaufe zusammen mit den
weitere hauptamtl. Akteuren
hauptamtlichen e \Vernetzungen intensivieren
Strukturen auf dem (z.B. mit der hauptamtlichen
Weg der Fllchtlinge Flichtlingsbetreuerin oder
kennenlernen (z. B. mit Angebote der
Jobcenter, Handwerkskammer)
Arbeitsagentur)
AG Begegnung (Café, Ehrenamt in der Kritik e Unterstlitzungsangebote
Fahrradwerkstatt) ,Warum hilfst du denen?“ wie Argumentationstraining
anbieten

e Ehrenamt als politische
Haltung sichtbar machen

AG Praktikum & Arbeit

Kleiderkammer Buchholz

hauptamtl. Koordination der
ehrenamtlichen Flichtlingshilfe

Beratungsstruktur flr Ehrenamt
(kollegiale Beratung,
Fortbildung)




Thementisch ,Partizipation & Eigenverantwortung”

Eigenverantwortung und Partizipation

* Es jst von grofler Bedeutung, dass das Engagement von Fliichtlingen selbst
organisiert wird und als solches von der Verwaltung und Politik gewollt und
strukturell geférdert wird.

» Die Grundidee einer umfassenden gesellschaftlichen Teilhabe und Partizipation
von Migrant/innen und Fliichtlingen wird bislang zwar fachpolitisch gefordert, in
der Regelpraxis und im alltdglichen Miteinander ist sie indes noch lange nicht
etabliert. Aktuell klaffen fachéffentliche Diskurse und die Lebenswirklichkeit von
Menschen mit Migrationshintergrund in Deutschland auseinander. Bendtigt
werden daher bewusst partizipativ gestaltete Prozesse der kommunalen

Integrationsentwicklung.
(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?*)

Der Thementisch ,Partizipation & Eigenverantwortung” hat abweichend vom
Schema der Ubrigen Thementische seine Arbeitsergebnisse im Rahmen eines
Diskussionsprozesses zusammengetragen.

Im Fokus dieser Diskussion standen die Fragen, in welcher Form Fliichtlinge in
den stadtischen Gremien Gehor finden kénnten und wie Prozesse der
Selbstorganisation und Selbsthilfe gezielt gefordert werden kénnen.

a) Partizipation

Es wurden anhand von konkreten Beispielen verschiedene Moglichkeiten
erortert, die Partizipation von Flichtlingen an den kommunalen
Entscheidungsprozessen zu ermoglichen. Als Beispiele wurden der
Integrationsbeirat der Stadt Molln, der Migrations- und Integrationsbeirat der
Stadt Bamberg und der Migrationsbeirat der Stadt Karlsruhe diskutiert. Diese
Gremien sind trotz gleicher Zielrichtung jeweils sehr unterschiedlich
ausgerichtet in ihrer Organisationsform, der Zusammensetzung und
Mitwirkungsmoglichkeiten.

Integrationsbeirat der Stadt Mélin

Der Integrationsbeirat der Stadt Molin ist eine Fortfihrung des ehemaligen
Auslanderbeirates, ein stadtisches Gremium, das beratende Stellungnahmen
und Empfehlungen an die Stadtvertretung und Ausschisse in Angelegenheiten,
welche die auslandischen Einwohner*innen als Gruppe betreffen, angeben
kann. Der Integrationsbeirat hat Antragsrecht in der Stadtvertretung und den
Ausschiissen, welche die Belange von auslandischen Einwohner*innen beraten.



Der Integrationsbeirat ist besteht aus 6 auslandischen Einwohner*innen sowie
2 Mitgliedern der Stadtvertretung. Die Wahl erfolgt lGber eine offentliche
Wahlversammlung, in der sich potentielle Kandidaten vorstellen und
anschlieBend die Wahl durchgefihrt wird. Die Wahlperiode des
Integrationsbeirates entspricht der Wahlzeit der Stadtvertretung. Aus den
Reihen des Integrationsbeirates wird ein Sprecher gewahlt

In der Diskussion wurde diese Form eines Integrationsbeirates problematisch
bewertet, da sich zum einen die Heterogenitat der betreffenden Gruppe der
auslandischen Einwohner*innen mit ihren durchaus unterschiedlichen
Interessen in solch einem Gremium und Uber einen Sprecher kaum abbilden
lasst. Der ehemalige Auslanderbeirat ist auch aus diesem Grunde in der
Vergangenheit zum Erliegen gekommen. Zudem wurde die Wahlzeit als
deutlich zu lang angesehen, da davon auszugehen ist, dass viele Flichtlinge, die
sich dort ggf. engagieren, sich nach Erhalt eines Bleiberechts raumlichen
umorientieren werden. Ebenso die Frage von zligiger Nachbesetzung scheint in
diesem Sinne nicht flexibel genug, um auf eine héhere Fluktuation reagieren zu
kénnen.

Migrations- und Integrationsbeirat der Stadt Bamberg

Der Migrations- und Integrationsbeirat der Stadt Bamberg ist in seiner
Aufgabenstellung sowie seinen Rechten ahnlich ausgestattet, wie der
Integrationsbeirat der Stadt Molin. Es ist ebenfalls ein auf sechs Jahre
gewadhltes Gremium der Stadt. Es weist aber einige Besonderheiten auf
hinsichtlich der Wahl, der Geschaftsfiihrung und auch der Anbindung an die
stadtische Verwaltung auf. So wird bei der Wahl darauf geachtet, dass es zu
einer moglichst reprasentativen Abbildung der Staatsangehorigkeiten im Beirat
kommt. In einem offentlichen Aufruf wird fir Wahlvorschlage aus den
einzelnen Staatsangehorigkeitengruppen geworben und dabei nach einem
Schlissel aus dem Meldewesen definiert, wieviel Mitglieder pro Gruppe
entsprechend der gemeldeten Anzahl der Einwohner aus dieser Gruppe in den
Beirat gewahlt werden kénnen. Der Beirat hat als ausfiihrendes Organ keinen
Sprecher, sondern einen geschaftsfihrenden Ausschuss. Eine enge Verzahnung
zwischen der Verwaltung und dem Beirat ist in der Satzung explizit in Form
einer friihen Beteiligung festgeschrieben. Der Beirat verfligt zudem Uber eigene
Haushaltsmittel.

In der Diskussion wurde auch hier die Lange der Wahlzeit, die sich auf einen
Zeitraum von 6 Jahren, kritisch gesehen. Die Einrichtung eines
geschaftsfihrenden  Ausschusses sowie die Bereitstellung eigener
Haushaltsmittel wurden im Vergleich zu den Verhaltnissen in Ratzeburg als zu
weitgehend wahrgenommen. Positiv wurde die Wahl in Bezug auf die
Staatsangehorigkeitengruppen gesehen, da sich auf diese Weise



unterschiedliche Interessenslagen besser in einem solchen Gremium abbilden
lassen. Auch die explizite Verzahnung zur Verwaltung wurde positiv gesehen.

Migrationsbeirat der Stadt Karlsruhe

Der Migrationsbeirat der Stadt Karlsruhe geht einen anderen Weg, als die oben
beschriebenen Integrationsbeirdte. Dort wird kein festes stadtisches Gremium
gewahlt, sondern lediglich die , Mitwirkung sachkundiger Einwohner*innen“ in
den Ausschissen des Gemeinderates festgelegt. Als ,sachkundige
Einwohner*innen” gelten Personen, die in ihrer Gruppe eine herausragende
Stellung einnehmen, dort Vertrauen genieBen und in Alltagsfragen
angesprochen werden und Gehor finden. Sie sollen sich aufgrund ihrer
beruflichen Tatigkeit oder ihres ehrenamtlichen Engagements dafir
qualifizieren.

Das Wahlverfahren ist so gestaltet, dass die einzelnen Volksgruppen in der
Stadt aufgerufen werden, jeweils zwei Wahlvorschldage zu benennen und beim
Blirgermeister abzugeben. In einer 6ffentlichen Delegiertenversammlung wird
daraus eine Wahlliste von 10 Personen samt Vertreter*innen erstellt, die als
»sachkundige Einwohner*innen” benannt werden sollen. Dabei sind bestimmte
Wahlkategorien zu bericksichtigen, wie die moglichst breite Reprasentation
aller Volksgruppen, das Geschlecht, das Alter, der Beruf oder die soziale
Stellung.

Die Wahlliste wird anschlieBend vom Gemeinderat bestatigt. Die
,sachkundigen Einwohner*innen” werden zu den Beratungen einzelner
Angelegenheiten auf Anfrage des Gemeinderates hinzugezogen.

In der Diskussion wurde diese Form der Partizipation als sehr schlank,
praktikabel und flexibel bewertet. Als sehr hilfreich gerade auch in Fragen von
Integration wurde die Form der Vermittlung Uber Einzelpersonen mit einer
pradestinierten Stellung in ihrer Volksgruppe gesehen. Als Vertrauenspersonen
kénnen sie Interessenslagen aus den einzelnen Volksgruppen kommunizieren,
aber auch stadtischen Vorhaben und Entscheidungen in die einzelnen
Volksgruppen vermitteln.

Ergebnis

Im Verlauf der Diskussion wurde die Verwaltung gebeten, einen Vorschlag fir
einen Migrationsbeirat auf Basis des Modells aus Karlsruhe zu entwickeln.
Dieser sollte erganzt werden, um ein regelmallig und verbindlich tagendes
Forum, welches sich aus den ,sachkundigen Einwohner*innen“ und
Vertreter*innen der Kommunalpolitik und der Verwaltung zusammensetzt.
Ebenso sollen dort Fortbildungen fir ,sachkundigen Einwohner*innen”



festgelegt werden, um mit den demokratischen Strukturen von kommunaler
Selbstverwaltung vertraut werden zu kénnen.

b) Eigenverantwortung

Im weiteren Diskussionsverlauf wurde auch Gber die Moglichkeiten diskutiert,
in der gemeinsamen Integrationsarbeit auch auf die Eigenverantwortung von
Flichtlingen und deren aktive Mithilfe zu setzen. Hierzu wurde festgehalten,
dass eine Beteiligung von Flichtlingen an dieser Arbeit zum Beispiel Gber die
Moglichkeiten des , Bundesfreiwilligendienstes mit Flichtlingsbezug”, fir die
sich die Stadt qualifiziert hat, moglich ist und dieser Weg konkret verfolgt
werden soll. Weiterhin sollen Angebote der Fortbildung entwickelt,
nachgefragt oder genutzt werden, in denen Geflliichtete mehr Kompetenzen
erwerben kdnnen, um selbst als Helfer*innen tatig sein zu kénnen.

2. Ergebnisse aus Umfrage zu den Lebensperspektiven von
Fliichtlingen

Parallel zu den Arbeiten an den verschiedenen Thementischen wurde im April
2016 eine nicht reprasentative Umfrage unter den Flichtlingen in den
Sprachkursen des Volkshochschule gestartet, um insbesondere einen Eindruck
von ihren Lebensperspektiven und Hoffnungen, ihren aktuellen Bedarfen, ihren
beruflichen Qualifikationen und Wiinschen und auch zu ihrem Freizeitverhalten
zu bekommen. Die Umfrage wurde mehrsprachig lGbersetzt, in Arabisch, Farsi,
Russisch und Englisch. Sie bestand aus Auswahlantworten, aber auch aus
eigenen Wortbeitragen, die mithilfe von Sprachmittlern anschlieBend
ausgewertet wurden. Es beteiligten sich 51 Personen an der Umfrage, aus dem
Irak, dem Iran, Syrien, Eritrea, Armenien und Afghanistan. Die Fragebdgen
wurden nur teilweise komplett ausgefillt.

Die Ergebnisse der Auswertung wurden zunachst nach Sprachgruppen erfasst
und anschlieBRend in eine Gesamtdarstellung Uberfiihrt. Die prozentuale
Bewertung im Auswahlfragebereich ergibt sich aus dem Bezug zu den
ausgewerteten Fragebdgen und ermoglicht einen Vergleich zwischen den
angebotenen Schlagworten und entsprechend eine Gewichtung der Bedeutung
von Themen.



Fragenbégen master

LEBEN

Fragebégen/ Anzahl:

55

Was ist fiir Sie in der jetzigen Situation am wichtigsten?

Arbeit Sprache Asyl Familie Studium Wohnung Freunde
39 49 44 15 21 21 33
71% 89% 80% 27% 38% 38% 60%
weitere Nennungen:
Unterstlitzung| Eigenstg. Sicherheit Wirde Angst*
1 1 3 1 1
2% 2% 5% 2% 2% 0% 0%
Konnen Sie sich vorstellen, in Ratzeburg zu leben?
ja nein ich weil nicht
39 4
71% 7% 18%
Wo moéchten Sie lieber leben?
Nennungen:
Hamburg Libeck Kiel Disseldorf Arbeit* Verkehr* | Deutschland
1 1 1 1 1 1 1
2% 2% 2% 2% 2% 2% 2%
MoélIn
2
4% 0% 0% 0% 0% 0% 0%
Was vermissen Sie in Deutschland besonders:
Nennungen:
Familie Freunde soz. Leben Arbeit Studium Schulab. | Deutsch ler.
16 6 4 5 1 2 12
29% 11% 7% 9% 2% 4% 22%
ges. Teilhabe | Wohnung | Flhrerschein Sport Heimat zufrieden
1 7 3 3 1 3
2% 13% 5% 5% 2% 0% 5%




PERSPEKTIVE
Welchen Beruf liber Sie aus?

Nennungen:
Verkaufer Friseur Backer Kellner Autobauer | Schneider Apotheke Maurer
3 2 1 1 1 2 1 2
5% 4% 2% 2% 2% 4% 2% 4%
Kfz-Mech. Mechaniker Koch Import/Ex. |Trockenbau| Elektriker Diplomat | Flughafen
3 4 2 1 1 2 1 1
5% 7% 4% 2% 2% 4% 2% 2%
Maler Lehrer Callcenter | SchweilRer Fahrer Drucker Architekt alles
1 4 1 2 1 1 1 3
2% 7% 2% 4% 2% 2% 2% 5%
Student Azubi nichts* soz.pad. As. | Telekom |Dolmetscher | Krankensch. | Winzer
3 1 1 2 1 1 1 1
5% 2% 2% 4% 2% 2% 2% 2%
Sicherheitsd. Hotel Restaurant | Reinihung
1 2 3 1
2% 4% 5% 2% 0% 0% 0% 0%
Wie soll Ihr Leben in drei Jahren aussehen?
Nennungen:
eigenst.
bess. Leben* Leb.* Beruf Studium Ausbild. | Teil d. Ges.* | Sprache | gl. Rechte
18 11 13 5 1 8 13 4
33% 20% 24% 9% 2% 15% 24% 7%
Bleiberecht Familienz. Familienp. | Wohnung | Fihrersch. | Gesundheit
9 9 9 5 1 1
16% 16% 16% 9% 2% 2% 0% 0%
Was wiinschen Sie fiir Ihre Kinder?
Nennungen:
bess. Leben* | Ausbildung Studium Beruf Teil d. Ges. Sprache Sicherheit* | Heimat*
18 2 10 9 5 3 7 2
33% 4% 18% 16% 9% 5% 13% 4%




Ist es lhnen wichtig, einen Ort zu haben, wo sie beten konnen?

sehr wichtig wichtig nicht wichtig
15 7 18
27% 13% 33%

Ware es lhnen wichtig, lhre Belange gegeniiber Entscheidungstragern in
Ratzeburg selbst vertreten zu konnen und dort gehort zu werden?

sehr wichtig wichtig nicht wichtig
15 21 9
27% 38% 16%

Konnen Sie sich vorstellen, anderen Fliichtlingen in Ratzeburg zu helfen?

ja nein ich weil$ nicht
37 5
67% 0% 9%
FREIZEIT

Wie moéchten Sie lhre Freizeit verbringen?

Nennungen:
Freunde Familie soz. Leben Sport Bildung Kultur* Helfen
9 6 2 15 13 10 6
16% 11% 4% 27% 24% 18% 11%
Lesen Spazieren* Fernsehen Kochen Schach Shopping Urlaub
5 3 3 2 1 1 1
9% 5% 5% 4% 2% 2% 2%

Wie haben Sie lhre Freizeit in lhrem Heimatland verbracht?

Nennungen:
Freunde Familie soz. Leben Sport Bildung Kultur* Helfen
17 16 8 3 1 1
31% 29% 0% 15% 5% 2% 2%
Lesen Spazieren* Fernsehen Kochen Shopping Angeln Schafhirte
4 2 2 1 1 1
7% 4% 4% 0% 2% 2% 2%




Sind sie an Sport interessiert?

ja nein
45 8
82% 15%
Nennungen:
FulRball Volleyball Basketball |Schwimmen| Tennis Kampfsp.* Fitness
16 3 1 4 2 8 1
29% 5% 2% 7% 4% 15% 2%
Cricket Badminton Leichat.
2 1 1
4% 2% 2% 0% 0% 0% 0%

Die inhaltliche Bewertung dieser Ergebnisse sollte in die nachfolgenden
Beratungen fiir die Ausgestaltungen moglicher Angebote einflieBen. Auf einige

interessante Aspekte sei jedoch hingewiesen.

Da ist zunachst einmal die durchaus hohe Bereitschaft zur Integration.
Spracherwerb, Arbeit, Eigenstandigkeit, aber auch gesellschaftlicher Anschluss
wird Uberdurchschnittlich hoch bewertet, sowohl als aktueller Bedarf, als auch
perspektivisch. Zudem wird auch der Aspekt von personlicher Sicherheit
hervorgehoben, einmal im Wunsch nach Frieden fir die Kinder, aber auch in

Bezug auf das personliche Bleiberecht.

Interessant ist zudem, dass eine deutliche Mehrheit sich vorstellen kann, in

Ratzeburg einen Lebensmittelpunkt zu entwickeln.

Der Wille zur Mithilfe an der Flichtlingsarbeit ist ebenfalls sehr hoch, mithin
ein wichtiges Potential fiir weitere Projektplanungen, das erschlossen werden
kann.

Beachtenswert ist auch, dass der Wunsch, nach einem eigenen Gebetsort nicht
an Entscheidungsprozessen

so stark ausgepragt ist,
partizipieren zu konnen.

aufgeladenen Debatte

reprasentatives Detail.

Die Freizeitgestaltung ahnelt zudem auffdllig der Freizeitgestaltung der

Dies
zum

wie der Wunsch,
ist gerade
Islam ein

im Lichte der
spannendes,

populistisch
wenn auch nicht

Aufnahmegesellschaft und bietet so gute Ansatzpunkte fiir Integration.




3. Ausblick

Nachfolgend sollten die Ergebnisse der Thementische wie auch die Ergebnisse
der Umfrage genutzt werden, um gemeinsam konkrete Projektangebote in den
verschiedenen Themenbereich zu entwickeln. Dies sollte im Rahmen einer
weiteren Arbeitssitzung geschehen. Es wirde sich anbieten, hier vor allem die
Themen  ,Begegnungsmoglichkeiten &  Gesellschaftliche  Teilhabe®,
,Eingliederung in das Bildungssystem®, ,Eingliederung in Arbeit“ und
,Forderung von zivilgesellschaftlichem Engagement” zu bearbeiten. Aus dem
Themenbereich , Partizipation & Eigenverantwortung” ware vor allem der Part
»Eigenverantwortung” weiter zu konkretisieren. Das Thema , Entwicklung von
Netzwerkstrukturen wird hingegen bereits verwaltungsseitig konkret
bearbeitet. Ein Termin fir eine solche Arbeitssitzung wird dazu in Kiirze
bekannt gegeben.

Parallel dazu muss abgewartet werden, ob die Stadt Ratzeburg und das Amt
Lauenburgische Seen erfolgreich die Antragsphase des Bundesprogramms
,Demokratie leben!” durchlaufen. Entsprechend dieses Ergebnisses muss dann
auch die Finanzierbarkeit der verschiedenen Projektangebote bewertet
werden. Sollte das Antragsverfahren erfolgreich sein, werden die Ergebnisse
dieses Prozesses und die entwickelten Projektideen in eine entsprechende
Agenda einflielen, die im Rahmen dieses Forderprogramms in einem
Beteiligungsverfahren zu entwickeln ist.



O 9.2

Kommunale
Integrationsstrategie
fur Ratzeburg

Auftaktveranstaltung am 09.02.2016, 16:00 Uhr
Ratssaal des Rathauses




Von der Willkommenskultur...
...zur Anerkennungskultur

* Das Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge differenziert zwischen
Willkommens- und Anerkennungskultur. Grundlegend fir dieses
zweigeteilte  Verstandnis ist ein  Phasenmodell, welches
Zuwanderungsprozesse idealtypisch beschreibt. Es umfasst

die Phase der Zuwanderungsentscheidung (,Vorintegration®),
die Phase der , Erstorientierung” in Deutschland sowie
die Phase der langfristigen , Etablierung”.

* Potentiell zuwandernde oder kirzlich eingetroffene Personen bilden
den zentralen Referenzpunkt der Willkommenskultur (Phase 1 und
2). Das Konzept der Anerkennungskultur hingegen bezieht sich auf
Personen mit langerer Aufenthaltsdauer (Phase 3). Hier werden im
Idealfall die gesellschaftlichen Beitrage aller im jeweiligen Land
lebenden Menschen mit Migrationshintergrund wertgeschatzt und
deren Integration in das gesellschaftliche Leben aktiv gefordert.




Integration - Eine Begriftsbestimmung

* Mit Blick auf die Phase der mittel- und langfristigen
Etablierung bezeichnet das Bundesministerium des Inneren
die Integration der standig in Deutschland lebenden
Zuwanderer als eine der wichtigsten innenpolitischen
Aufgaben. ,Ziel ist es, alle Menschen, die dauerhaft und
rechtmdflig in unserem Land leben, in die Gesellschaft
einzubeziehen und ihnen die damit verbundenen Rechte zu
gewdhren sowie Pflichten aufzuerlegen.”

* Aus sozialwissenschaftlicher Perspektive meint der Begriff
zunachst einen Prozess der Eingliederung einzelner Elemente
in ein neues Ganzes. Im Kontext Migration lasst er sich
prazisieren als , Einfiigen von Bevélkerungen in existierende
Sozialstrukturen und die Qualitdt dieser Verbindung in Bezug
auf soziookonomische, legale und kulturelle Verhdltnisse”




Dimensionen der Integration

* Haufig werden vier Dimensionen unterscheiden:
strukturelle,
kulturelle,
soziale sowie
identifikatorische oder emotionale Integration.

* Die strukturelle Ebene bezieht sich vornehmlich auf die
(Voraussetzungen zur) Partizipation an den zentralen Institutionen der
Aufnahmegesellschaft (Bildungssystem, Arbeitsmarkt und rechtlicher
Status). Die kulturelle Ebene umfasst u.a. kognitive Kompetenzen
(Sprache) sowie die Internalisierung bzw. Anerkennung zentraler Werte,
Normen und Einstellungen. Soziale Integration rekurriert auf die
zwischenmenschlichen Beziehungen der Menschen mit
Migrationshintergrund. Das subjektive Gefiihl der Zugehorigkeit, also
die Frage, ob sich Migrant/innen als Teil der Gesellschaft wahrnehmen
und sich mit dieser identifizieren, ist schlieBlich Bestandteil der
emotionalen Integration.




Potentiale und Hindernisse des

land

=

-

POTENTIALE

ichen Raumes flir die Integration
. LANDLICHERRAUM |

RESTRIKTIONEN

Vorhandener Wohnraum (auch in Dorfkernen),
Schulen als zentrale Integrationsorte

Eingeschrankte Mobilitat, beschrankte Beratungs-
und Bildungsangebote und fehlende
Therapiemdéglichkeiten, schlechtere Zugange in
den Arbeitsmarkt, insbesondere fir Frauen

Demographische Herausforderungen erhdhen
Handlungsdruck far die Entwicklung einer
Strategie

Geringerer Anteil an Landkreisen und Gemeinden
mit einer strategisch ausgerichteten
Handlungsstrategie

Face-to-face Kontakte gegeben

Grad an Vemetzung gesellschafilicher, politischer
und wirtschaftlicher Akteure bel der zur Férderung
der Integration hoch

Die geringere Zahl an Beschaftigten in
Gemeinden lasst zugige Fort- und Weiterbildung
Zu

MNiedriger Anteil an Landkreisen und Gemeinden
mit Ansatzen zur Kulturellen Offnung der
Verwaltung

Maglichkeit, verldssliche Ansprechpartner/innen
Zu finden, da face-to-face-Kontakte gegeben sind

Sehr geringer Anteil an Gemeinden, die die
Selbstorganisation von Migrant/innen fordern

Miedriger Anteil an Kommunen, die Migrant/innen
beil der Wahmehmung von Bildungsangeboten
unterstiizen (z.B. Lotsen)

Handwerklich gepragte Wirtschaft

Geringer Anteil an Gemeinden, die MaBnahmen
zur beruflichen Integration von Migrant/innen
vorhalten

Geringere wohnraumliche Segregation, Akzeptanz
traditioneller Lebensformen

Geringer Anteil an Landkreisen und Gemeinden,
die Fordennstrumente fir benachteiligte Quartiere

Sind Zugange in Vereine gegeben, dann
entwickeln sie hohe Bindungskraft (Sportvereine)

Geringere Angebotsvielfalt an
Integrationsangeboten, geringer
Selbstorganisationsgrad von Migrant/innen,
fehlender Anschluss an Mitglieder der Herkunfts-
Community

Ausgepragtes Vereinsleben und aktive
Kirchengemeinden bergen hohe
Integrationspotentiale

Homogene Zusammensetzung der Bevolkerung,
geringere interkulturelle Kompetenz

Tradition der Nachbarschafthilfe

Hoherer Anpassungsdruck und groleres
Sanktionspotential

Schlisselpersonen mit bedeutender
Vorbildfunktion als Motoren der
Integrationsprozesse

Abwehrhaltung der drtlichen Bevidlkerung und
genngere Durchlassigkeit tradierter Strukturen

Wunsch nach konfliktarmem Zusammenleben

Kultur der Negierung von rassistischen und
rechisextremen Strémungen




Potentiale des landlichen Raumes flir die
Integration

In landlichen Regionen und Kleinstadten gelingt im Vergleich zu
stadtischen  Ballungsraumen insbesondere die dezentrale
Unterbringung von Flichtlingen leichter, da die raumlichen
Gegebenheiten deutlich besser sind. Die Segregation ist gering, sie
begrenzt sich auf Straldenzugs- oder Wohnblockebene

Zudem erleichtern rdumliche Nihe und die Uberschaubarkeit der
dorflichen Strukturen die Orientierung und die Kontaktaufnahme zur
Wohnbevolkerung.

Es gibt eine hohe Bereitschaft zur Unterstltzung der Flichtlinge, die
auf dem Land als Form der Nachbarschaftshilfe selbstverstandlich
ist.

Die Integration Uber das Vereinsleben, insbesondere die
Sportvereine, gelingt in den landlichen Strukturen zumeist gut.

Gesellschaftliche Protagonisten haben eine hohe Deutungsmacht
und unmittelbaren Einfluss auf die Meinungsbildung der
Bevolkerung.




Hindernisse des landlichen Raumes fur
die Integration

* Nachteile der kleinstadtischen und dorflichen Ballungsraume sind
die infrastrukturellen Schwachen, daher sind landliche Wohngebiete
langfristig wenig attraktiv fir Zuwanderer.

* Die Mobilitatsanforderungen und -kosten sind hoch, Infrastruktur-
Beratungs- und Bildungsangebote kbnnen nur eingeschrankt genutzt
werden.

* In landlichen Raumen gelingt ferner auch der Zugang zum
Arbeitsmarkt deutlich schlechter. Dies gilt insbesondere fiir Frauen.

* Es gibt generell geringere Chancen, die Potentiale von Flichtlingen
weiterzuentwickeln und wertzuschatzen.

* Der Anpassungsdruck ist in landlichen Gemeinschaften insgesamt
deutlich hoher und die Sichtbarkeit erhoht ferner die soziale
Kontrolle und kann zu Ausgrenzungsprozessen fuhren.




Chancen des landlichen Raumes flir die
Integration

* Landliche Regionen betreiben im Vergleich zu stadtischen
Ballungsraumen in geringerem MalR eine systematische
Forderung der Integration von Migrant/innen. Dieses Defizit
bietet aber auch Gestaltungs- und Entwicklungspotential, da in
neu zu entwickelnden Strukturen gerade auch das breite
zivilgesellschaftliche Engagement als Partner von Beginn an
eingebunden werden kann.

* Die demographischen Herausforderungen in landlichen
Raumen konnten in Kombination mit dem Zuzug von
Flichtlingen ein Motor zur Erhéhung dieser Bemihungen sein.




Elemente einer gelingende Integration
auf kommunaler Ebene

* Um die langfristige und gesamtgesellschaftliche Aufgabe der
Integration von Fliichtlingen zu ermdglichen, missen die Phasen der
,Erstorientierung” und der ,langfristigen Etablierung” bewusst
gestaltet und mittel- bzw. langfristige Prozesse der Integration
sowohl durch die aufnehmenden Kommunen als auch durch die
zugewanderten Menschen bewaltigt werden.

* Bei ihrer Bewaltigung kann es sich mit Blick auf eine gelingende
Integration u.a. als forderlich erweisen,

ein kommunales Konzept zur integrierten Wohnunterbringung und
sozialen Begleitung zu entwickeln,

Moglichkeiten zeitnaher, dezentraler Unterbringung auszuloten und
zugleich die

Erreichbarkeit der Asylsuchenden fiir UnterstiitzungsmafRnahmen
sicherzustellen.

Dariiber hinaus bietet es sich an, Anreize zur Unterbringung in
Privathaushalten zu schaffen.




Elemente einer gelingende Integration
auf kommunaler Ebene

* Um einem unverbundenen Nebeneinander entgegenzuwirken und
eine effektive, an den lokalen Bedurfnissen orientierten Umgang mit
den Zuwandernden zu entwickeln, bietet es sich an, die Vernetzung
zwischen Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft zu fordern und
dabei moglichst Vertreter/innen der zugewanderten Menschen
einzubinden.

* Derzeit stellt das ausgepragte zivilgesellschaftliche Engagement
einen wesentlichen der Integration zutraglichen Faktor dar. Dies gilt
es weiter zu fordern im Sinne eines vernetzten und koordinierten
Zusammenwirkens aller beteiligten Akteure.




Elemente einer gelingende Integration
auf kommunaler Ebene

Entwicklung einer positiven Leitidee

* Um ein gesellschaftliches Klima der Offenheit und aktiven
Partizipation flr die Integration von Flichtlingen zu fordern, bietet
sich ferner die Entwicklung einer kommunalen Leitidee an. In einem
idealerweise partizipativ angelegten Prozess setzen sich die
beteiligten Akteure mit der Frage auseinander, ,,in welchem Ort sie
eigentlich Leben wollen.”

* Leitideen erfullen gleich mehrere Funktionen. Sie sind zunachst eine
,wesentliche  Voraussetzung fiir das Entstehen einer
Netzwerkidentitit und fiir die Bereitschaft zu gemeinsamen
Anstrengungen und zu einer dauerhaften Zusammenarbeit.”

* Leitideen konnen dariber hinaus auch als Orientierungsrahmen fir
die kommunalen Akteure aus Zivilgesellschaft, Politik und
Verwaltung dienen.




Elemente einer gelingende Integration
auf kommunaler Ebene

Eingliederung in das Bildungssystem

* Von besonderer Bedeutung auf der strukturellen Ebene ist , dass die
Eingliederung in das Bildungssystem erleichtert bzw. unterstutzt
wird, indem z.B.

die Einhaltung der Schulpflicht sichergestellt und
der Besuch von Kindertagesstatten gefordert wird,

Multiplikator/innen (z.B. Lehrer/innen, Mitarbeiter/innen von
Kindertagesstatten) qualifiziert und fiir die Lage der Flliichtlinge zu
sensibilisiert werden,

aufbauende Sprachkursangebote flir Erwachsene in der
Kommune vorhanden sind, die Manner und Frauen
gleichermallen zuganglich sind

Bildungspatenschaften, Hilfen beim Spracherwerb o.A. auch in
Zusammenarbeit mit
zivilgesellschaftlichen Akteuren vorgehalten und

bereits bestehende Bildungsangebote (z.B. von Hochschulen,
Fachhochschulen) zuganglich gemacht werden.




Elemente einer gelingende Integration

auf kommunaler Ebene

Eingliederung in Arbeit

* Auf struktureller Ebene ist es der Integration zudem zutraglich,

schon vor Abschluss des Asylverfahrens berufsbezogene
Kompetenzen der zugewanderten Menschen zu ermitteln, zu
erhalten und z.B. Uber Praktika, Berufserprobungskurse und
weiterfihrende Beschaftigungsmoglichkeiten zu fordern,

Unternehmen zu beraten, die Gefluchteten Ausbildungs-,
Praktikums- oder Arbeitsplatze vermitteln wollen und

Gelegenheiten zum ehrenamtlichen Engagement und die Vermittlung
von Arbeitsgelegenheiten zu schaffen.

* Es besteht in Wissenschaft und Forschung Konsens dartber, dass
Erwerbsarbeit u.a. zu sozialen Kontakten, Wertschatzung und
Identifikation mit der aufnehmenden Gemeinschaft beitragen kann.
Demnach ist langfristig die erfolgreiche Eingliederung in den
Arbeitsmarkt ein wesentlicher Grundpfeiler weiterfihrender
Integrationsfortschritte auch in den Ubrigen Dimensionen (soziale,
kulturelle, identifikatorische Integration).




Elemente einer gelingende Integration
auf kommunaler Ebene

Entwicklung von Netzwerkstrukturen

Ein wichtiger Baustein ist die Etablierung neue Kommunikations- und
Arbeitskulturen an den Schnittstellen ,Kommunale Verwaltung —
Bildungstrager — Arbeitsverwaltung — Zivilgesellschaft®

In naher Zukunft werden Asylsuchende und Flichtlinge verstarkt
nach einem Zugang auf den Arbeitsmarkt streben. Damit wird die
Rolle von staatlichen Akteuren — u.a. Arbeitsagenturen, Schulen,
berufliche Ausbildungszentren — und auch Akteuren aus der
Wirtschaft — u.a. Betriebe, Wirtschaftsvereinigungen — fir die
Integration von Flichtlingen an Bedeutung zu-nehmen. Es sollte aus
Sicht von Expert/innen daher vorausschauend Uberlegt werden, in
welcher Weise gelingende Konzepte auf die Kooperation mit den neu
hinzukommenden Akteuren vor Ort Ubertragen und wie diese auf
eine Kooperation mit der Zivilgesellschaft vorbereitet werden
kénnen.




Elemente einer gelingende Integration
auf kommunaler Ebene

Forderung von zivilgesellschaftliches Engagement

* Zivilgesellschaftliches Engagement in der Breite zu unterstutzen ist
unerlasslich, wenn Integration gelingen soll. Untersuchungen zeigen,
dass dieses Engagement insbesondere dazu beitragt, Fluchtlinge
seelisch-emotional zu starken und somit wesentliche Voraussetzungen
fUr eine insgesamt bessere Integration zu schaffen. Insofern macht es
Sinn, moglichst viele Initiativen von Birger/innen dauerhaft zu fordern.

* Das zivilgesellschaftliche Engagement ist somit nicht nur eine aktive
Hilfe fir die ankommenden Menschen, sondern gleichzeitig ein klares
Eintreten fir freiheitliche und solidarische Grundwerte.

 Zivilgesellschaftliches Engagement breit zu beférdern bedeutet immer
auch, koordinierende und unterstitzende Strukturen aufzubauen. Diese
stellen sicher, dass eine Passung zwischen Angeboten und Bedarfen vor
Ort gelingt, dass Uberforderungen vermieden und Verantwortlichkeiten
aufgeteilt werden, Qualifikation erfolgt, Know-how geteilt wird und die
notigen Informationen dort vorliegen, wo sie bendétigt werden.




Elemente einer gelingende Integration
auf kommunaler Ebene

Begegnungsmaoglichkeiten und gesellschaftliche Teilhabe

* Flichtlingen von Beginn ihres Aufenthaltes an Moglichkeiten zu
eroffnen, am gesellschaftlichen und offentlichen Leben
teilzuhaben ist eine notwendige Voraussetzung, damit
Integration gelingt. Begegnungen zwischen der ortsansassigen
Bevolkerung und Fliichtlingen sind hierfliir der erste Schritt. Sie
ermoglichen das gegenseitige Kennenlernen, den Abbau von
Hemmungen und Vorurteilen und kdénnen einen wesentlichen
Beitrag fur die gegenseitige Anerkennung leisten.

* Vereinsstrukturen bieten hier gerade im landlichen Raum einen
ganz wertvollen Rahmen.




Elemente einer gelingende Integration
auf kommunaler Ebene

Eigenverantwortung und Partizipation

* Es ist von groBer Bedeutung, dass das Engagement von
Flichtlingen selbst organisiert wird und als solches von der
Verwaltung und Politik gewollt und strukturell gefordert wird.

* Die Grundidee einer umfassenden gesellschaftlichen Teilhabe und
Partizipation von Migrant/innen und Flichtlingen wird bislang zwar
fachpolitisch gefordert, in der Regelpraxis und im alltaglichen
Miteinander ist sie indes noch lange nicht etabliert. Aktuell klaffen
fachoffentliche Diskurse und die Lebenswirklichkeit von Menschen
mit Migrationshintergrund in Deutschland auseinander. Bendtigt
werden daher bewusst partizipativ gestaltete Prozesse der
kommunalen Integrationsentwicklung.




Elemente einer gelingende Integration
auf kommunaler Ebene

Offene und positive gestaltete Informationspolitik

Kommunale Akteure sollten dafir Sorge tragen, dass maoglichst viele
Blrger/innen einen einfachen Zugang zu Informationen haben und diese gut
verstehen konnen. Hierzu tragen z.B. Informationsbroschiren bei, die an
zentralen Orten wie Amtern und o6ffentlichen Gebauden aber auch an gezielten
Orten wie z.B. Arztpraxen ausgelegt oder auf der Homepage der Kommune zu
finden sind.

Unmittelbare  Nachbarn  von  Fluchtlingsunterkiinften  sind  zentrale
Unterstlitzer/innen fir die Gestaltung von Integrationsangeboten. Sie sollten
regelmaBig personlich angesprochen werden. Birger/innen, die keine
unmittelbaren Nachbarn sind, konnen z.B. durch Informationsabende in
groReren zeitlichen Abstanden erreicht werden.

Hilfreich zur von Negativbildern zu Flichtlingen sind aufeinander abgestimmte
offentliche MaRnahmen, die einen Beitrag dazu leisten, dass Fliichtlinge einen
Subjektstatus einnehmen konnen und aktiv in Kontakt treten konnen.

Die Sichtbarkeit von gelungenen Projekten ist eine Voraussetzung fur die
Anerkennung und  Wertschatzung von  Integrationsprozessen  und
birgerschaftlichem Engagement. Daher sollten MalBnahmen ergriffen werden,
die zu einer Sichtbarkeit und Verbreitung gelingender Beispiele vor Ort
beitragen.
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1 Einfihrung

Immer mehr Menschen fliehen vor Krisen und Kriegen in ihrer Heimat u.a. anderem auch
nach Hessen. Bereits im Jahr 2014 wurde ein Anstieg von Asylsuchenden um 70% gegen-
Uber dem Vorjahr registriert, im Jahr 2015 hat Hessen rund 80.000 Zuwanderinnen und Zu-
wanderer aufgenommen.1 Etwa 80 % von ihnen stammen aus Syrien, Afghanistan und dem
Irak.

Kommunale Akteure, zivilgesellschaftliche Organisationen aber auch eine Vielzahl von bur-
gerschaftlich engagierten Menschen haben in den vergangenen Monaten grof3e Anstren-
gungen unternommen, um handfeste Unterstlitzung fur die ankommenden Menschen zu
leisten. Dies reicht von der Erstversorgung Notleidender bis hin zu Ubersetzungsdiensten,
Deutschkursen, Freizeitangeboten und Orientierungshilfen im Alltag. Untersuchungen zei-
gen, dass beim ehrenamtlichen Engagement sowohl altruistische Anliegen (humanitare Hilfe)
als auch der Wunsch, gesellschaftliche Zustéande zu gestalten, zentrale Motivationsgrundla-
gen darstellen.” Dennoch sind Engagierte mit einer Vielzahl von organisatorischen und prak-
tischen Herausforderungen konfrontiert, die letztlich zu einer Uberforderung und ggf. zu einer
wahrnehmbaren Diskrepanz zwischen Motivlage und tatsachlichem Einsatz fihren kénnen.

Auch auf Seiten der politisch und kommunal verantwortlichen Akteure lasst sich in Hessen —
wie auch andernorts — eine hohe Bereitschaft zur Losung der drangenden Probleme ausma-
chen: Es gelang Uberwiegend, sowohl Unterkiinfte kurzfristig bereitzustellen, durch Amtshilfe
stark betroffene Kommunen zu entlasten als auch durch die Abordnung aktueller und ehe-
maliger staatlicher Mitarbeiter/innen, wie i.e. Polizeibeamt/innen und Lehrer/innen, Unterstit-
zung zu organisieren. Landrat/innen und Blrgermeister/innen positionieren sich gegen ras-
sistische Meinungsmache und missen manchmal hierfiir auch persénliche Bedrohungen in
Kauf nehmen.

Trotz dieses breiten Engagements nehmen jedoch auch die Ubergriffe und Bedrohungen
durch rechtsextreme und rassistische Gruppierungen bzw. Personen, die sich diesen Sze-
nen zuordnen lassen, zu. Bis einschlie3lich September 2015 zéhlte das Bundeskriminalamt
bundesweit 549 und Straf- und Gewalttaten gegen Flichtlinge und Unterkiinfte und in Hes-
sen 18 Anschlage auf Unterkiinfte.® Offensichtlich sieht sich eine gestiegene Zahl von Ta-
ter/innen dazu berechtigt, die Gewalthoheit des Staates auszuhebeln und gegen ,uner-
wlnschte* Entwicklungen eigenméchtig vorzugehen. Rechtsextreme Organisationen — wie
i.e. die ,ldentitdre Bewegung“ — koordinieren Aktionen und versuchen, die burgerliche Mitte
zum Widerstand gegen den Zuzug von Flichtlingen zu mobilisieren, der aus ihrer Sicht aus-

1 Vgl Regierungserklarung des Ministerprasidenten Volker Bouffier zum Thema Fliichtlinge und Asylbewerber in Hessen
,Hessen handelt”. Plenarsitzung des Hessischen Landtages am 19.12 2015.

2 vgl. Karakayali/Kleist 2015: S. 33.
3 Vgl. Deutscher Bundestag 2015.
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schlieBBlich ,Drogenhandel, Gewalt- und Eigentumsdelikte, Mullentsorgungsprobleme und
Ruhestdrung” zur Folge hatte.*

Gerade aber um die birgerliche Mitte, also die Menschen, die aktuell Unsicherheit, Unbeha-
gen oder gar eine Bedrohung persoénlicher und gesellschaftlicher Errungenschaften empfin-
den, dennoch aber Fluchtlingen nicht grundsatzlich ablehnend gegeniberstehen, wird es
zukUnftig ,,im Kampf um die Képfe“ gehen. Es wird eine zentrale Aufgabe der Rechtsextre-
mismus- und Rassismuspravention der nahen Zukunft sein, Mallhahmen umzusetzen, die
verhindern, dass diese Burger/innen zunehmend demokratiefeindliche und rassistische Posi-
tionen annehmen bzw. offensiv vertreten und die gesellschaftliche Stimmung in Richtung
einer pauschalen Ablehnung von Zuwanderung kippt.

Insofern ist eine pro aktive Beratung — wie sie das Beratungsnetzwerk Hessen anbietet — vor
Ort dringend geboten. Diese Beratung hat zum Ziel, die kommunalen und zivilgesellschaftli-
chen Akteure bei der Vermeidung von Konflikten im Vorfeld und bei der Deeskalation im
Gemeinwesen im Zusammenhang mit der Unterbringung von Asylsuchenden zu unterstit-
zen und sie zum Umgang mit rechtsextremen Aktivitaten oder auch bei der Entwicklung der
ortlichen Zivilgesellschaft hin zur Schaffung einer Willkommenskultur zur Seite zu stehen.

Angesichts der Tatsache aber, dass nunmehr nicht nur die Schaffung einer primaren Will-
kommenskultur, sondern auch die Sicherstellung der mittelfristigen Anerkennung und Integ-
ration von Fluchtlingen vonnéten sind, missen neue Fragestellungen in den Blick genom-
men werden: Wie kann das burgerschaftliche Engagement und das Interesse fir die Belange
von Fluchtlingen aufrechterhalten werden? Wie kdnnen Flichtlinge aktiv in das Geschehen
vor Ort eingebunden, wie kénnen Birger/innen der Mitte angesprochen werden? Wie kénnen
die demokratischen Krafte eine groRere Bedeutungskraft auf kommunaler Ebene entwickeln
und welche aktiven Gegenmal3nahmen sind gegen rechte Aktivitaten geboten?

Das Beratungsnetzwerk Hessen hat zur Beantwortung dieser Fragestellungen bzw. zur
Entwicklung eines erweiterten Handlungskonzepts fur die Mobile Beratung die vorliegende
Expertise ausgeschrieben, die vorhandenes Vorwissen aus Wissenschaft und Praxis und
daraus Handlungsempfehlungen firr die Implementierung des Konzeptes zum Thema ,Integ-
ration von Flichtlingen unter der Berucksichtigung lokaler Stimmungslagen® extrahiert.

Auftrag war es herauszuarbeiten, auf welche MafZnahmen es ankommt, um ein gesellschaft-
liches Klima der Offenheit und aktiven Partizipation fiir die Integration von Flichtlingen auf-
recht zu erhalten oder zu schaffen. Hierbei sollten insbesondere folgende Perspektiven be-
achtet werden:

= der Anerkennungsstatus von Flichtlingen und eine sozialrdumliche Perspektive;

= das vorhandene Wissen zu den Fragen stadtische/landliche, arme/reiche, migrations-
starke/migrationsschwache Kommunen

= die Vermeidung eines paternalistischen Blickwinkels, der die Ressourcen der Flichtlinge
selbst nicht in den Blick nimmit.

4 vgl. Majic, D. 2015.
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Als Fluchtling definiert die Genfer Fliichtlingskonvention eine Person, ,die sich auRerhalb des
Landes befindet, dessen Staatsangehdrigkeit sie besitzt oder in dem sie ihren standigen
Wohnsitz hat, und die wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer be-
stimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Uberzeugung eine wohlbegriindete
Furcht vor Verfolgung hat und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann
oder wegen dieser Furcht vor Verfolgung nicht dorthin zuriickkehren kann.*®

In der vorliegenden Expertise werden unter dem Begriff ,Fllichtlinge® Menschen verstanden,
die Asyl in Deutschland suchen, um Bedrohungen in ihrem Heimatland zu entkommen. Der
rechtliche Status dieser Menschen umfasst hierbei Asylbewerber/innen wéhrend des laufen-
den Asylverfahrens, Asylberechtigte (politisch Verfolgte nach Art. 16a GG), anerkannte
Fluchtlinge nach 83 AsylG gemaR der Genfer Flichtlingskonvention Art. 1 und subsidiar
Schutzberechtigte nach 8§ 4 AsylG nach positivem Asylbescheid ebenso wie Geduldete nach
860 AufenthG, deren Asylantrag abgelehnt wurde, aber die Abschiebung ausgesetzt wird.
Auch gilt es zu bedenken, dass in diesem Sinne verstandene Flichtlinge — anders als es der
Begriff suggeriert — eine sehr heterogene Gruppe von Menschen unterschiedlicher Herkunft,
Alters und sozialer Milieus darstellen und dass auch ihre Lebensbedingungen in Deutschland
je nach Rechtsstatus sehr stark variieren. Aufgrund des engen Zeitfensters, in dem die Ex-
pertise erstellt wurde, konnte der Aspekt der Differenzierung der Befunde nach dem Aner-
kennungsstatus der Flichtlinge nicht umgesetzt werden. Hierzu waren vertiefende Recher-
chen notig gewesen, fur die keine zeitlichen Ressourcen vorlagen. Die Expert/innen haben in
den Interviews vor allem Unterscheidungen zwischen Flichtlingen mit und ohne Bleibeper-
spektive getroffen. Beschriebene Maflinahmen zur Integration wurden ohne weitere Differen-
zierung auf die Gruppe der Fluchtlinge mit einer Bleibeperspektive bezogen. Haufiger als der
Rechtsstatus kamen Differenzierungen zwischen Fluchtlingen aus Krisenlandern wie Syrien,
Eritrea und Afghanistan und Fliichtlingen aus sog. ,sicheren Herkunftslandern® z.B. Albanien,
Bulgarien sowie Bosnien vor.® Hier kann z.T. von einer dichotomen Differenzierung zwischen
Lerwinschten® und ,unerwlinschten“ ausgegangen werden.

Die vorliegende Expertise ist in sechs Teile gegliedert.

In ersten Abschnitt werden die zentralen Begriffe ,Willkommenskultur®, ,Integration® und ,In-
klusion®, die eine fachliche Rahmung der aktuellen Diskurse um die Integration von Fliicht-
lingen ermdglichen, erlautert.

Im zweiten Abschnitt werden die grundlegenden Voraussetzung flr eine strukturelle Integra-
tion von Flichtlingen skizziert und die rechtlichen Bestimmungen in Bezug auf Spracherwerb
und Bildung sowie Arbeitsmarktzugang beschrieben.

Stadtische und landliche Raume bieten fur die Aufnahme und Integration von Fluchtlingen
unterschiedliche strukturelle sowie gesellschaftliche Potentiale und Herausforderungen, die-
se sind im dritten Abschnitt dargestellt.

5 Vvgl. Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 2015.

6  Vgl. hierzu kritisch PRO ASYL 2014.
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Im vierten Abschnitt wird die Gesamteinschatzung der Expert/innen zur Situation bei der
Flichtlingsaufnahme vor Ort zusammengefasst und in Abschnitt funf werden die Aspekte
vorgestellt, die sich auf der Basis der Auswertungen der Expert/innen-Interviews und des
Forschungsmaterials als forderlich erweisen, wenn es darum gehen soll, einer flichtlings-
feindlichen Stimmung bei den Blrger/innen vorzubeugen.

Abschnitt sechs fasst schlief3lich Schlussfolgerungen zusammen.
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2 Methodisches Vorgehen

Die vorliegende Expertise basiert auf der Auswertung von qualitativen Interviews mit Ex-
pert/innen in Hessen und von Verdéffentlichungen, Dokumenten und z.T. auch Pressemittei-
lungen, die als Desk-top Recherchen durchgefiihrt wurden.

Die Interviews wurden im Dezember 2015 mit insgesamt 12 Expert/innen, darunter

= eine Integrationsbeauftragte von Landesverbanden der freien Wohlfahrtspflege;

= zwei Integrationsbeauftragte der Wohlfahrtsverbande auf kommunaler Ebene;

= eine kommunale Integrationsbeauftragte;

= drei Beauftragte fur die Ehrenamtskoordination in einem hessischen Regierungsprasidi-
um;

= ein/fe Kommunalpolitiker/in;

= zwei leitende Polizeibeamte sowie

= eine/e Mitarbeiter/in der Mobilen Beratung in Hessen.

Um sicherzustellen, dass die Expert/innen offen tber Probleme und ggf. kritische Ereignisse
vor Ort berichten kénnen, wurde eine anonyme Auswertung vereinbart. Bei der Darstellung
der Untersuchungsergebnisse der Befragung werden Personen-, Orts- und andere Angaben,
die eine Rickverfolgung ermoéglichen, nicht genannt.

Die Interviews wurde leitfadengestitzt durchgefiihrt und beinhalteten Fragen nach

= der historischen und aktuellen lokalen Situation der Flichtlingsaufnahme und -betreuung;

= den kommunalen Strukturen und Ressourcen;

= der Einschéatzung der aktuellen Stimmung in der Bevolkerung, konkreten Konflikten vor
Ort, mdglichen Konfliktszenarien in naher Zukunft und ihren Ursachen;

= ,good practice“ Ansatzen vor Ort;

= wahrgenommenen Unterschieden fir die Integrationschancen von Fliichtlingen zwischen
stadtischen und landlichen Rdumen;

= Erfordernissen fur das weitere mittelfristige Vorgehen.

Die Interviews wurden aufgezeichnet, transkribiert, mit Hilfe des Softwareprogramms
MAXQDA kodiert und mittels einer qualitativen Inhaltsanalyse ausgewertet.7

Bei der Auswahl der Expert/innen wurde gezielt darauf geachtet, dass unterschiedliche
kommunale Rahmenbedingungen in den Blick genommen werden konnten. Im sample sind
vertreten:

= zwei kreisfreie Stadte;

= drei Landkreise;

= zwei Gemeinden;

= jeweils eine Stadt und ein Landkreis mit einer Erstaufnahmeeinrichtung;

7 Vgl. Mayring 2003.
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jeweils eine Stadt, ein Landkreis und eine Gemeinde mit einem dezentralen Unterbrin-

gungskonzept;
zwei Landkreise, eine Gemeinde und eine Stadt mit groRen Gemeinschaftsunterkiinften.

Bei der Auswertung von Dokumenten wurden herangezogen:

Studien und Expertisen zur Integration von Flichtlingen;

ausgewahlte kommunale, bundeslandbezogene und bundesweite Integrationskonzepte;
graue Literatur von Flichtlingshilfsorganisationen, Stiftungen und Tragern;

ausgewahlte Literatur zu spezifischen Handlungsfeldern der Integrationsarbeit;
ausgewahlte Literatur zu Ansatzen der Pravention von Rechtsextremismus sowie
Pressemeldungen.

Bis auf einen stadtischen Standort, befanden sich alle Stadte, Landkreise und Gemeinden
nach Aussage der Expert/innen in einer finanziell angespannten Haushaltslage, zwei Stan-
dorte in Landkreisen und eine Stadt unterlagen den Restriktionen des kommunalen Haus-
haltsschirms des Landes Hessen.?

8 Vgl. Hessisches Ministerium der Finanzen 2015.
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3 Die grundlegenden Begriffe: ,Willkommens- und Aner-
kennungskultur“ sowie ,,Integration® und ,,Inklusion*

In Folgenden werden die zentralen Begriffe ,Willkommenskultur, ,Integration® und ,Inklusi-
on*, die eine fachliche Rahmung der aktuellen Diskurse um die Integration von Flichtlingen
ermdglichen, erlautert. Sie sollen einer konzeptionellen Einordnung jenseits ihres alltagswelt-
lichen Gebrauchs dienen.

Willkommens- und Anerkennungskultur

Angesichts der im Jahr 2015 deutlich gestiegenen Zuwanderung von Flichtlingen und den
resultierenden gesamtgesellschaftlichen Herausforderungen kommt dem Begriff der ,Will-
kommenskultur® aktuell eine hohe Bedeutung zu. Er ist zum festen Bestandteil der offentli-
chen Debatte geworden und beschreibt zunéchst eine Grundhaltung der Aufgeschlossenheit
und Akzeptanz gegeniiber Migrant/innen.’

Urspringlich fand der Begriff unter Bezugnahme auf arbeitsmarktspezifische Entwicklungen
Eingang in die wirtschaftlichen und politischen Diskurse. In Anbetracht des Rickgangs der
Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter und des wachsenden Fachkraftebedarfs wurden vielfal-
tige MaBRnahmenbiindel diskutiert, die auf eine Abmilderung der Konsequenzen des demo-
grafischen Wandels abziel(t)en.

Neben der Ausschopfung bestehender Potentiale etwa in Form von ,Bildungsoffensiven® und
der Erhdéhung der Lebensarbeitszeit nahm und nimmt hierbei die gezielte Anwerbung aus-
landischer Arbeitskrafte eine prominente Rolle ein.’’ U.a. aufgrund des globalen Wettbe-
werbs um den Zuzug von Fachkréften gerieten zunehmend die Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen der Aufnahmeléander in den Blick.** So wurde im Bemiihen um moglichst attraktive
Standortbedingungen speziell die Foérderung einer Kultur des Willkommens betont.

Von dieser primar 6konomischen, auf AuRenwerbung neuer Fachkrafte gerichteten Perspek-
tive l6st sich Friedrich Heckmann und prazisiert den bis dahin eher unscharfen Begriff.12 Er
differenziert vier Ebenen:

= die Ebene des Individuums,

= die Ebene interpersonaler Beziehungen,

= die Ebene von Organisationen und Institutionen sowie
= die Ebene der Gesamtgesellschaft.

9 Vgl Heckmann 2012, S. 2f.
10 vgl. Hradil 2004.

11 Um Fachkrafte in ausreichender Zahl fir einen Zuzug zu gewinnen, wurde in Deutschland u.a. die Beschéftigungsverord-
nung angepasst bzw. die ,Blaue Karte* eingefiihrt. Daruiber hinaus kénnen aus dieser primar 6konomischen Perspektive In-
formationsangebote oder bewusstes Diversity Management zur Etablierung einer Kultur des Willkommens beitragen (vgl.
Carrel 2013).

12 vgl. Roth 2013, S. 10.
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»LAuf Ebene des Individuums meint Willkommenskultur offene, mdglichst vorurteilsfreie Ein-
stellungen und Verhaltensweisen gegeniber Menschen anderer als der eigenen Gruppe
ethnischen Zugehdrigkeit, anderen Aussehens und Religion.“13 Eine grundsatzliche Bezie-
hungs- und Hilfsbereitschaft gegentiber Fremden kennzeichnet die zweite Ebene. In Bezug
auf Organisationen und Institutionen hingegen meint Willkommenskultur ,,offene Regelungen
und Praktiken des Mitgliedschaftserwerbs und der Entfaltung neuer Mitglieder [...].“14 Ein
mehrheitliches Selbstverstandnis als Einwanderungsland und entsprechende Einreise- und
Aufenthaltsbedingungen bilden schlie3lich die zentralen Charakteristika der vierten Ebene.

Das Bundesamt fur Migration und Fluchtlinge differenziert dartiber hinaus zwischen Will-
kommens- und Anerkennungskultur. Grundlegend fir dieses zweigeteilte, erweiterte Ver-
standnis ist ein Phasenmodell, welches Zuwanderungsprozesse idealtypisch beschreibt. Es
umfasst

= die Phase der Zuwanderungsentscheidung (,Vorintegration®),
= die Phase der ,Erstorientierung” in Deutschland sowie
= die Phase der langfristigen ,Etablierung®.

Potentiell zuwandernde oder kiirzlich eingetroffene Personen bilden den zentralen Referenz-
punkt der Willkommenskultur (Phase 1 und 2). Das Konzept der Anerkennungskultur hinge-
gen bezieht sich auf Personen mit langerer Aufenthaltsdauer (Phase 3). Hier werden im lde-
alfall die gesellschaftlichen Beitrage aller im jeweiligen Land lebenden Menschen mit Migra-
tionshintergrund wertgeschatzt und deren Integration in das gesellschaftliche Leben aktiv
gefordert.

Integration

Mit Blick auf die Phase der mittel- und langfristigen Etablierung bezeichnet das Bundesminis-
terium des Inneren die Integration der standig in Deutschland lebenden Zuwanderer als eine
der wichtigsten innenpolitischen Aufgaben. ,Ziel ist es, alle Menschen, die dauerhaft und
rechtmafig in unserem Land leben, in die Gesellschaft einzubeziehen und ihnen die damit
verbundenen Rechte zu gewahren sowie Pflichten aufzuerlegen.“15

Aus sozialwissenschaftlicher Perspektive meint der Begriff zunachst einen Prozess der Ein-
gliederung einzelner Elemente in ein neues Ganzes. Im Kontext Migration lasst er sich prazi-
sieren als ,Einfugen von Bevolkerungen in existierende Sozialstrukturen und die Qualitat
dieser Verbindung in bezug [sic!] auf soziodkonomische, legale und kulturelle Verhaltnis-
se.

13 Heckmann 2012, S. 3.
14 Ebd.S. 3.
15 Bundesministerium des Inneren (0.J).

16 Vvgl. Heckmann 1997, S. 1.
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Haufig werden vier Dimensionen unterscheiden:

= strukturelle,

= kulturelle,

= soziale sowie

= identifikatorische oder emotionale Integration.*’

Die strukturelle Ebene bezieht sich vornehmlich auf die (Voraussetzungen zur) Partizipation
an den zentralen Institutionen der Aufnahmegesellschaft (Bildungssystem, Arbeitsmarkt und
rechtlicher Status). Die kulturelle Ebene umfasst u.a. kognitive Kompetenzen (Sprache) so-
wie die Internalisierung bzw. Anerkennung zentraler Werte, Normen und Einstellungen. So-
ziale Integration rekurriert auf die zwischenmenschlichen Beziehungen der Menschen mit
Migrationshintergrund. Von zentraler Bedeutung ist dabei die Frage, ob diese vorwiegend
innerhalb der eigenen ethnischen/religidsen/kulturellen Gruppen oder auch tber deren Gren-
zen hinweg bestehen (Intergruppenkontakte).18 Das subjektive Gefuihl der Zugehorigkeit,
also die Frage, ob sich Migrant/innen als Teil der Gesellschaft wahrnehmen und sich mit
dieser identifizieren, ist schlieRlich Bestandteil der emotionalen Integration.

Dabei ist die Frage, inwieweit sich die Aufnahmegesellschaft 6ffnen und anpassen muss, um
zu einem auf samtlichen Ebenen stattfindenden Prozess beizutragen, Gegenstand wieder-
kehrender Diskussionen. In jedem Fall ist jedoch davon auszugehen, dass gelingende Integ-
ration ein wechselseitiger Prozess ist, in dessen Verlauf Anforderungen sowohl an die auf-
nehmende Gesellschaft (z.B. Erméglichung von gleichberechtigten Zugangen zu Bildungs-,
Ausbildungs- und Arbeitsmarkten), als auch an ihre Mitglieder mit Migrationshintergrund
(Spracherwerb, Kenntnisse und Akzeptanz geltender Werte und Normen, Bereitschaft zu
Intergruppenkontakten etc.) gerichtet sind.™

Inklusion

Ist mit dem Konzept der Integration die Grundannahme verbunden, dass es Integrierte und
zu Integrierende gibt, zielt Inklusion darauf ab, ,Heterogenitat als gesellschaftliche Realitat
wahrzunehmen, Vorstellungen von einer mehr oder minder homogenen Normalitét zu ersetz-
ten [sic!] und die Rechte auf Teilhabe in der Praxis zu verankern. Der Fokus liegt dabei nicht
auf einer Anpassung des einzelnen an die Struktur, sondern es ist eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe, die Regelstrukturen so zu gestalten, dass jedes Individuum sein Recht auf ge-
sellschaftliche Teilhabe wahrnehmen kann.“*°

Uber diese erste Annaherung hinaus bleibt ,Inklusion“ ein eher unbestimmter Begriff, der in
den medialen, wissenschaftlichen und politischen Diskursen unterschiedliche Konnotationen

17 vqgl. El-Mafaalani/Toprak 2011, S. 22. oder Heckmann 1997, S. 1.
18 vgl. Heckmann, 1997, S. 6.

19 Mit dem Konzept der Integration ist das Ziel verbunden, die Chancengleichheit aller Mitglieder des Gemeinwesens, unab-
héngig von ihrer ethnischen oder sozialen Herkunft, zu férdern. Dieses findet sich auch in den Ausfiihrungen des Bundes-
ministeriums des Inneren (o0.J.) wieder: ,Die Integration von Zuwanderern soll Chancengleichheit und die tatsachliche Teil-
habe in allen Bereichen ermdglichen, insbesondere am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben®.

20 Alicke/Eichler/Laubstein 2015, S.31.
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und Bedeutungen besitzt. Entsprechend existieren kein einheitliches Begriffsverstandnis und
keine allgemein anerkannte Definition. Einigkeit besteht jedoch in der Vorstellung, dass der
Begriff der Inklusion Uber jenen der Integration hinaus geht und eine Uberwindung exkludie-
render gesellschaftlicher Verhaltnisse umfasst.”*

Im Verstandnis des ISS-Frankfurt a.M. gilt Inklusion fir alle Menschen, unabhangig ihrer
Gruppenzugehorigkeit. Sie zielt darauf ab, eine Kultur zu férdern, die individuelle Vielfalt in
der Gesellschaft wertschéatzt und einen nichtdiskriminierenden Umgang mit Individuen und
ihrer Heterogenitat fordert. Dies gilt auch fir gesellschaftliche und sozialstaatliche Struktu-
ren. Im Sinne der oben angesprochenen Wechselseitigkeit ,ist es nicht mehr nur Aufgabe
des einzelnen Individuums, sich in bestimmte existierende Strukturen zu integrieren und sich
ihnen anzupassen, sondern es ist die Pflicht des Staates, Strukturen so zu gestalten, dass
das Recht des Einzelnen auf eine gleichberechtigte und selbstbestimmte Teilhabe an allen
gesellschaftlichen Teilbereichen gewahrleistet ist.“?

21 Kronauer 2010.
22 Alicke/Eichler/Laubstein 2015, S.43.
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4 Elemente einer gelingenden Integration auf kommuna-
ler Ebene

Die strukturelle Integration von Flichtlingen ist eine grundlegende Voraussetzung fir gelin-
gende Integrationsprozesse insgesamt, daher sollen an dieser Stelle vorab die zentralen
fachpolitischen Rahmenbedingungen skizziert werden.

Um die langfristige und gesamtgesellschaftliche Aufgabe der Integration von Fliichtlingen zu
ermdglichen, mussen die Phasen der ,Erstorientierung® und der ,langfristigen Etablierung*
bewusst gestaltet und mittel- bzw. langfristige Prozesse der Integration sowohl durch die
aufnehmenden Kommunen als auch durch die zugewanderten Menschen bewaéltigt werden.
Dabei lassen sich mehrere grundlegende Handlungsperspektiven einer gelingenden kom-
munalen Fluchtlingspolitik konturieren.”®

Die Verteilung Asylsuchender auf die einzelnen Bundeslander und die jeweiligen Erstauf-
nahmeeinrichtungen wird nach dem ,Kdonigssteiner Schlissel* vorgenommen, welcher jedes
Jahr auf Grundlage der Bevolkerungszahl und der zur Verfligung stehenden Steuereinnah-
men neu bestimmt wird. Nach der vorlaufigen Unterbringung in den Erstaufnahmeeinrichtun-
gen des Landes Hessen oder in einer der 28 Aul3enstellen (Stand: 1.12.2015) werden die
Flichtlinge durch das Regierungsprasidium Darmstadt den Landkreisen und kreisfreien
Stadten zugewiesen. Fir die weitere Versorgung und Wohnunterbringung vor Ort sind
schlie3lich die Kommunen zustandig. Entsprechend stellt die Bereitstellung von Wohnraum
eine dringliche und vielerorts kontrovers diskutierte Aufgabe dar. Bei ihrer Bewaltigung kann
es sich mit Blick auf eine gelingende Integration u.a. als forderlich erweisen,

= ein kommunales Konzept zur integrierten Wohnunterbringung und sozialen Begleitung zu
entwickeln,

= Mdglichkeiten zeitnaher, dezentraler Unterbringung auszuloten und zugleich die

= Erreichbarkeit der Asylsuchenden fir Unterstitzungsmaflinahmen sicherzustellen.

= Darlber hinaus bietet es sich an, Anreize zur Unterbringung in Privathaushalten zu
schaffen.

Kommunale Akteure verweisen im Zusammenhang mit der kurzfristigen Unterbringung von
Fluchtlingen und Asylsuchenden jedoch nicht nur auf einen hohen Problemdruck, sondern
auch auf das ausgepragte zivilgesellschaftliche Engagement sowie die trotz aller Bemuhun-
gen noch unzureichende Koordinierung der Aktiven vor Ort. Entsprechend stellt derzeit ne-
ben der Mobilisierung von Engagementpotentialen die Forderung eines vernetzten und koor-
dinierten Zusammenwirkens aller beteiligten Akteure einen wesentlichen der Integration zu-
traglichen Faktor dar. Um einem unverbundenen Nebeneinander entgegenzuwirken und eine
effektive, an den lokalen Bedurfnissen orientierten Umgang mit den Zuwandernden zu entwi-

23 Die nachfolgenden Ausfilhrungen beziehen sich weitgehend auf die Ergebnisse der Veroffentlichung von Aumiil-
ler/Daphi/Biesenkamp 2015, S. 162f.
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ckeln, bietet es sich an, die Vernetzung zwischen Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft zu
férdern und dabei mdglichst Vertreter/innen der zugewanderten Menschen einzubinden. Zu-
gleich zeichnet sich ab, dass die Bedarfe der Aktiven angesichts des fortgesetzten Problem-
drucks keinesfalls aus dem Blick geraten sollten.?* Sie benétigen eine kontinuierliche, pro-
fessionelle, anerkennende und qualifizierende Begleitung.

Uber diese drei grundlegenden Aspekte hinaus (,Wohnunterbringung®, ,Vernetzung®, ,Unter-
stitzung der Engagierten®) lassen sich entlang der o.a. Dimensionen gesellschaftlicher Integ-
ration weitere forderliche Bedingungen beschreiben.

Auf struktureller Ebene ist es der Integration demnach zutraglich,

= ggf. schon vor Abschluss des Asylverfahrens berufsbezogene Kompetenzen der zuge-
wanderten Menschen zu ermitteln, zu erhalten und z.B. Uber Praktika, Berufserpro-
bungskurse und weiterfiihrende Beschaftigungsméglichkeiten zu fordern,

= Unternehmen zu beraten, die Geflichteten Ausbildungs-, Praktikums- oder Arbeitsplatze
vermitteln wollen und

= Gelegenheiten zum ehrenamtlichen Engagement und die Vermittlung von ,Arbeitsgele-
genheiten® zu schaffen.

So besteht in Wissenschaft und Forschung Konsens darlber, dass Erwerbsarbeit u.a. zu
sozialen Kontakten, Wertschatzung und Identifikation mit der aufnehmenden Gemeinschaft
beitragen kann. Demnach ist langfristig die erfolgreiche Eingliederung in den Arbeitsmarkt
ein wesentlicher Grundpfeiler weiterfihrender Integrationsfortschritte auch in den ubrigen
Dimensionen (soziale, kulturelle, identifikatorische Integration).25

Der rechtliche Zugang zum Arbeitsmarkt fiur Geflichtete hangt von ihrem Aufenthaltsstatus
und der Aufenthaltsdauer in Deutschland ab. Eine Ausnahme bilden Praktika.

Asylsuchende und Personen mit Duldung benétigen eine Arbeitserlaubnis durch die Auslan-
derbehdrde und ggf. auch die Genehmigung der Zentralen Auslands- und Fachvermittlung
der Bundesagentur fir Arbeit. In den ersten drei Monaten und wéahrend des Aufenthalts in
einer Aufnahmeeinrichtung des Landes dirfen Asylsuchende nicht arbeiten. Sie durfen ,Ar-
beitsgelegenheiten" bei einer staatlichen Stelle oder einer gemeinnitzigen Einrichtung (bei
1,05 € Stundenlohn) annehmen. Asylsuchende und Geduldete haben ab einer Aufenthalts-
dauer von 3 Monaten bis zum Zeitraum von Jahren einen eingeschrankten Arbeitsmarktzu-
gang, d.h. es bedarf der Zustimmung der Arbeitsagentur, da in den ersten 15 Monaten eine
Arbeitsmarkt- und eine Vorrangprifung durchgefihrt werden missen.

24 vgl. ISS-Frankfurt a.M./Camino 2015.
25 vgl. Thranhardt 2015.
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Von besonderer Bedeutung ist ferner, dass die Eingliederung in das Bildungssystem er-
leichtert bzw. unterstitzt wird, indem z.B.

= die Einhaltung der Schulpflicht sichergestellt und

= der Besuch von Kindertagesstatten gefordert wird,

= Multiplikator/innen (z.B. Lehrer/innen, Mitarbeiter/innen von Kindertagesstétten) qualifi-
zZiert und fur die Lage der Fluchtlinge zu sensibilisiert werden,

= Bildungspatenschaften, Hilfen beim Spracherwerb o.A. auch in Zusammenarbeit mit zi-
vilgesellschaftlichen Akteuren vorgehalten und

= bereits bestehende Bildungsangebote (z.B. von Hochschulen) zuganglich gemacht wer-
den.

Fluchtlinge mit einer Aufenthaltserlaubnis haben Anspruch auf einen Integrationskurs. Dies
gilt nicht fur Asylsuchende und Geduldete. Nach Abschluss des Integrationskurses besteht
die Mdglichkeit zur Teilnahme an einem berufsbezogenen Sprachkurs im Rahmen des ESF-
BAMF-Programms, sofern die Aufenthaltserlaubnis l&nger als ein Jahr gilt oder Asylsuchen-
de sich seit neun Monaten in Deutschland aufhalten.?

Kinder, die nicht mehr in Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes leben, haben ab dem ers-
ten Lebensjahr Anspruch auf einen Kitaplatz. Derzeit werden diese Angebote noch wenig
genutzt. Sobald geflichtete Kinder und Jugendliche von den Aufnahmeeinrichtungen des
Landes in die Kommune gewechselt sind, besteht fur sie Schulpflicht.

Anerkannte Asylberechtigte, Fllichtlinge und subsididr Schutzberechtigte kénnen jederzeit
eine Ausbildung aufnehmen. Asylsuchende kdnnen erst nach drei Monaten des Aufenthalts
und Geduldete erst ab Erteilung der Duldung in eine Ausbildung starten. Sie bendtigen eine
Beschaftigungserlaubnis der Ausléanderbehorde. Schulische Berufsausbildungen sind far
Asylsuchende und Geduldete immer mdglich und missen nicht genehmigt werden. Fir
Menschen aus gesetzlich definierten sicheren Herkunftsstaaten, die nach dem 1.09.2015
einen Asylantrag gestellt haben, besteht nach dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz
ein Beschaftigungsverbot. Geduldete missen eine Berufsausbildung vor dem 21. Lebensjahr
begonnen haben. Gefliichtete dirfen auch in Deutschland studieren, sowohl wahrend des
Asylverfahrens, als auch mit der Anerkennung als Asylberechtigter, Flliichtling oder subsidiar
Schutzberechtigter und mit Duldung.

26 Vgl. Weiser 2014, S. 32.
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5 Potentiale und Hindernisse von stadtischen und landli-
chen Raumen fur die Integration von Fllchtlingen

Stadtische und landliche Raume bieten fur die Aufnahme und Integration von Fliichtlingen
unterschiedliche strukturelle sowie gesellschaftliche Potentiale und Herausforderungen. Die-
se gezielt in den Blick zu nehmen ist notwendig, um angemessene Strategien der Unterstit-
zung entwickeln zu kénnen, bzw. besser an die jeweiligen Herausforderungen angepasst
handeln zu kdnnen.

Bis vor kurzem galt, dass urbane Raume besser zur Integration von Flichtlingen geeignet
sind als landliche Gebiete. Neuere Studienergebnisse relativieren inzwischen diese Ein-
schéitzung.27 Vorteilhaft ist in Stadten, dass die strukturelle, technische und soziale Infra-
struktur in den stadtischen Raumen besser ausgebaut ist. Der Zugang zum o6ffentlichen
Nahverkehr, zu Kommunikationstechnologien, zu medizinischer und psychologischer Ver-
sorgung, zu Orientierungs-, Bildungs- und Beratungsangeboten etc. ist in urbanen Raumen
besser gewdbhrleitet als in landlichen Gebieten. Zudem sind die Chancen flr eine Integration
in den Arbeitsmarkt deutlich gréR3er.

Ein weiterer Vorteil stadtischer Standorte ist, dass die Verwaltungsstrukturen gut ausgebaut
sind. Es existieren in Stadten haufiger strategisch ausgerichtete kommunale Handlungsstra-
tegien, die Vernetzung gesellschaftlicher, politischer und wirtschaftlicher Akteure bei der zur
Forderung der Integration ist zumeist gegeben und es existieren Ansatze zur interkulturellen
Offnung der Verwaltung. So kann auf bestehenden Potentialen aufgebaut werden und kon-
nen staatliche Mechanismen der Integration zigiger vorangebracht werden. Durch die raum-
liche Nahe sind ferner auch Vernetzungsstrukturen in der Fllchtlingshilfe leichter einzurich-
ten als in landlichen Gebieten und es kann zudem auf Organisationsstrukturen wie i.e. Stadt-
teilkonferenzen, Arbeitsgemeinschaften aufgebaut werden.

Urbane Raume sind im Vergleich zu landlichen Raumen ferner von gréRerer Vielfalt gekenn-
zeichnet. Die Gelegenheitsstrukturen fur Freizeit, Sport, Kultur, Religion, Vereinen und Nei-
gungsgruppen sind breit ausgerichtet. Hinzu kommen Angebote, die von migrantischen
Communities  getragen werden. Im  Vorhandensein von  Moscheevereinen,
Migrantenselbstorganisationen oder Nachbarschaften sehen Expert/innen wichtige Potentia-
le fur die Integration von Flichtlingen. Stadte sind aber auch i.d.R. durch eine kulturelle, so-
ziale und ethnische Vielfalt der Bevolkerung gepragt. 71% der Menschen mit Migrationshin-
tergrund in Hessen leben in stadtischen Gebieten, 25% in verstadterten Raumen, in landli-
chen Raumen hingegen nur knapp 4%.”® Die Heterogenitat der Bevélkerung wirkt sich auf
die Sichtbarkeit von Fluchtlingen im 6ffentlichen Raum aus und flihrt dazu, dass Fluchtlinge
weniger exponiert sind. Sog. Einwandererquartiere schaffen dariber hinaus Brickenkopfe,
die Flichtlingen ,Informationen, praktische Hilfen, aber auch soziale und psychologische

27 Vgl. Difu 2015.
28 Vgl. Burkert/Kindermann 2008, S. 11.
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Unterstltzung bieten, sie vor Isolation schitzen und generell den Schock der Fremde mil-
dern.”

Ein weiterer Vorteil von Stadten driickt sich im mobilisierbaren zivilgesellschaftlichen Poten-
tial aus. Das Vorhandensein einer Vielzahl von Organisationen und Zusammenschlissen in
der Fluchtlings- bzw. Integrationshilfe, aber auch in erweiterten Kontexten mindet in einem
zivilgesellschaftlichen Potential, das von landlichen Raumen nicht in der gleichen Breite vor-
gehalten werden kann. Damit gestalten sich vielfaltige Bricken in lokale Gemeinschaften vor
Ort und lassen sich bei Bedarf Solidaritat, Einsatz fur die Belange von Flichtlingen und zivil-
gesellschaftlicher Protest gegen Rassismus und ggf. auch Rechtsextremismus leichter mobi-
lisieren. Auch die Forderung der Selbstorganisation von Migrant/innen ist in urbanen Rau-
men eher gewdhrleistet als im landlichen Raum.

Andererseits haben Ballungszentren den Nachteil, dass Wohnraum knapp und die Gefahr
der Segregation flr Flichtlinge erhdht ist, da billiger Wohnraum — wenn tberhaupt — nur in
benachteiligten Wohngebieten bereitsteht. Zentral gelegene Unterklinfte — gerade in Stadt-
vierteln mit einem hohen birgerschaftlichen Potential — sind begrenzt, so dass auch Kom-
munen, die eine dezentrale Unterbringung vorsehen, inzwischen auf Grof3unterkiinfte an der
Peripherie zurlickgreifen missen. Derzeit beurteilen Expert/innen die dezentrale Unterbrin-
gung von Fliichtlingen in wenig migrantisch gepragte SozialrAume als vorteilhaft, da Kontak-
te zur einheimischen Bevélkerung schneller erméglicht werden. Untersuchungen zeigen
aber, dass sich in homogenen Stadtvierteln Neiddebatten langfristig eher auspréagen, da ins-
besondere schicht- und lebenslagenbedingte Unterschiede als Normverstéf3e wahrgenom-
men werden und Diskurse Uber ,einen zu hohen Anteil an Migrant/innen“ schneller aufkom-
men.*® Zudem bleiben die Durchsetzungschancen von Minderheiten in solchen Quartieren
eher begrenzt, sofern hier keine unterstitzenden MalRnahmen ergriffen werden. Aktuell zeigt
sich zudem, dass die dezentrale Unterbringung von Fliichtlingen in Kommunen, die gleich-
zeitig groRe Unterbringungseinheiten betreuen muissen, dazu fihren kann, dass sie ,aus den
Augen verloren* werden. Das ehrenamtliche Engagement wird dorthin abgezogen, wo die
grof3ten Probleme in der Unterbringung bestehen, und die Kapazitaten reichen derzeit nicht
aus, um die bendtigten Tandemmaodelle einzurichten.

In l[Andlichen Regionen und Kleinstadten gelingt im Vergleich zu stadtischen Ballungsrdumen
insbesondere die dezentrale Unterbringung von Flichtlingen leichter, da die raumlichen Ge-
gebenheiten — insbesondere auch in den oftmals sich entleerenden Dorfkernen — deutlich
besser sind. Im Vergleich zu Ballungsraumen ist daher die Segregation gering, sie begrenzt
sich auf Straf3enzugs- oder Wohnblockebene.** Zudem erleichtern raumliche Néhe und die
Uberschaubarkeit der dorflichen Strukturen die Orientierung und die Kontaktaufnahme zur
Wohnbevolkerung. Expert/innen weisen ferner aktuell auf die hohe Bereitschaft zur Unter-
stiitzung der Fliichtlinge hin, die auf dem Land als Form der Nachbarschaftshilfe selbstver-

29 vgl. HauRermann/Siebel 2001.
30 Vgl. StraRburger 2001, S. 236.
31 vgl. Kirchhoff 2015, S. 13.
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standlich sei. Integration, so die Expert/innen, verlaufe ,von selbst’, da Kontakte ber die
Schulen, Kinder oder in den Nachbarschaften unausweichlich seien. Die Integration tber das
Vereinsleben, insbesondere die Sportvereine, gelingt in den landlichen Strukturen zumeist
gut.32 Zudem seien die Kirchengemeinden aktiv und béten niedrigschwellige Angebote wie
Burgercafés zur Kontaktaufnahme und zum Abbau von Zugangsbarrieren an. Grundsatzlich
haben Einzelakteure in landlichen Gebieten also Birgermeister, Vereinsvorsitzende oder
lokale Unternehmer eine hohe Deutungsmacht und unmittelbaren Einfluss auf die Meinungs-
bildung der Bevdlkerung. lhre Haltung gegeniiber Fremden hat einen deutlich gré3eren Ein-
fluss auf die Bereitschaft der Bewohner/innen Zuwanderer zu integrieren als in Stadten. Ein
Motor von Integrationsbemiihungen der Bevolkerung sei auch, Konflikte vor Ort vermeiden
zu wollen. Allerdings sei das interkulturelle Bewusstsein der Verwaltungen im landlichen
Raum wenig ausgepragt.”

Nachteile der kleinstadtischen und dérflichen Ballungsrdume sind die infrastrukturellen
Schwéchen, daher sind landliche Wohngebiete langfristig wenig attraktiv fir Zuwanderer. Die
Mobilitatsanforderungen und -kosten sind hoch, Infrastruktur- Beratungs- und Bildungsange-
bote kdnnen nur eingeschrankt genutzt werden.* Hinzu kommt, dass aufgrund der geringen
Vielfalt an Angebote die Flexibilitat stark eingeschrankt ist. In landlichen Raumen gelingt fer-
ner auch der Zugang zum Arbeitsmarkt deutlich schlechter. Dies gilt insbesondere fur Frau-
en.”® Durch die stark handwerklich gepragte Wirtschaftsstruktur sind Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt deutlich benachteiligt und es gibt generell geringere Chancen, die Potentiale von
Fluchtlingen weiterzuentwickeln und wertzuschatzen. Zudem nehmen die Bemuhungen der
Kommunen zur Férderung von Migrant/innen bei der Wahrnehmung von Bildungsangeboten
(z.B. Lotsen) mit dem Anteil von Migrant/innen ab.

Neben strukturellen Hindernissen konnen in landlichen Gebieten auch spezifische soziale
Prozesse die Integration erschweren. Der Anpassungsdruck ist in landlichen Gemeinschaf-
ten insgesamt deutlich héher und die Sichtbarkeit erhéht ferner die soziale Kontrolle und
kann zu Ausgrenzungsprozessen fuhren. Verstarkt wird dies durch die in der Regel konser-
vativen Milieus, die Abweichungen von Normerwartungen eher nicht tolerieren. Gemein-
schaften sind in landlichen Gebieten oftmals von einer geringen Durchlassigkeit fur Fremde
gekennzeichnet zu denen Zugezogene generell keinen Zugang finden.* Hinzu kommt eine
latente Fremdenfeindlichkeit, die fir landliche Gebiete verstarkt konstatiert werden kann und
eine Kultur des Herunterspielens von Rassismus und Rechtsextremismus.*’

32 vgl. Aumiller/Gesemann 2014, S. 109.
33 Vvgl. Aumiller/Gesemann 2014, S. 16.
34 Kirchhoff 2015, S. 13.

35 Westphal/Behrensen 2008.

36 Kirchhoff 2015, S. 13.

37 Vgl. Burschel 2010, S. 64.
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Im Uberblick zeigen sich die Chancen und Hindernisse einer Integration von Fliichtlingen im
Stadt/Land-Uberblick folgendermafen dar:*®

STADTISCHER RAUM

POTENTIALE

RESTRIKTIONEN

LANDLICHER RAUM

POTENTIALE

RESTRIKTIONEN

Zugang zum offentlichen Nahverkehr, zu
Kommunikationstechnologie, medizinischer und
psychologischer Versorgung sowie Vielfalt an
Beratungs- und Bildungsangeboten, Zugang zum
Arbeitsmarkt.

Knapper Wohnraum und ggf. Unterbringung an
der Peripherie oder in benachteiligen
Stadtgebieten

Vorhandener Wohnraum (auch in Dorfkernen),
Schulen als zentrale Integrationsorte

Eingeschrénkte Mobilitét, beschrankte Beratungs-
und Bildungsangebote und fehlende
Therapieméglichkeiten, schlechtere Zugange in
den Arbeitsmarkt, insbesondere fiir Frauen

Hoher Anteil an Kommunen mit einer strategisch
ausgerichtete kommunale Handlungsstrategie

Demographische Herausforderungen erhdhen
Handlungsdruck fiir die Entwicklung einer
Strategie

Geringerer Anteil an Landkreisen und Gemeinden
mit einer strategisch ausgerichteten
Handlungsstrategie

Grad an Vernetzung gesellschaftlicher, politischer
und wirtschaftlicher Akteure bei der zur Férderung
der Integration hoch

Hohe Belastung der Akteure durch Beteiligung an
einer Vielzahl von Gremien

Face-to-face Kontakte gegeben

Grad an Vernetzung gesellschaftlicher, politischer
und wirtschaftlicher Akteure bei der zur Forderung
der Integration hoch

Hoher Anteil an Kommunen mit Ansétzen zur
interkulturellen Offnung der Verwaltung

Finanzlage der Kommunen schrénkt das
Vorantreiben der interkulturellen Offnung ein,
insbesondere, wenn der Anteil der Migrant/innen
an der Wohnbevélkerung niedrig ist

Die geringere Zahl an Beschaftigten in
Gemeinden lasst ziigige Fort- und Weiterbildung
zu

Niedriger Anteil an Landkreisen und Gemeinden
mit Ansétzen zur Kulturellen Offnung der
Verwaltung

Hoher Anteil an Kommunen, die die
Selbstorganisation von Migrant/innen férdern

Forderung der Selbstorganisation von
Migrant/innen héngt vom Anteil der Migrant/innen
an der Wohnbevélkerung ab

Moglichkeit, verlassliche Ansprechpartner/innen
zu finden, da face-to-face-Kontakte gegeben sind

Sehr geringer Anteil an Gemeinden, die die
Selbstorganisation von Migrant/innen fordern

Hoher Anteil an Kommunen, die Migrant/innen bei
der Wahmehmung von Bildungsangeboten
unterstiitzen (z.B. Lotsen)

Finanzielle Restriktionen, Schwierigkeiten bei der
Vernetzung und Steuerung der Angebote

Niedriger Anteil an Kommunen, die Migrant/innen
bei der Wahrnehmung von Bildungsangeboten
unterstiitzen (z.B. Lotsen)

Hoher Anteil an Kommunen, die Manahmen zur
beruflichen Integration von Migrant/innen
vorhalten

Je niedriger Arbeitslosenquote, desto geringere
Bemiihungen zur Entwicklung von Manahmen
zur beruflichen Integration von Migrant/innen

Handwerklich gepragte Wirtschaft

Geringer Anteil an Gemeinden, die Manahmen
zur beruflichen Integration von Migrant/innen
vorhalten

Hoher Anteil an Landkreisen und Gemeinden, die
Forderinstrumente fiir benachteiligte Quartiere

Durchsetzungschancen der Interessen von
Migrant/innen nicht immer gegeben

Geringere wohnraumliche Segregation, Akzeptanz
traditioneller Lebensformen

Geringer Anteil an Landkreisen und Gemeinden,
die Forderinstrumente filr benachteiligte Quartiere

Vielfalt vorhandener Gelegenheitsstrukturen in
den Bereichen Freizeit, Sport, Kultur, Religion,
Vereine und Neigungsgruppen sowie durch
Gruppen mit Migrationshintergrund getragene
Angebote

Segregation in Zuwanderungsquartieren und
migrantenspezifischen Angeboten

Sind Zugéange in Vereine gegeben, dann
entwickeln sie hohe Bindungskraft (Sportvereine)

Geringere Angebotsvielfalt an
Integrationsangeboten, geringer
Selbstorganisationsgrad von Migrant/innen,
fehlender Anschluss an Mitglieder der Herkunfts-
Community

Heterogenere Zusammensetzung der
Bevélkerung (kulturell, sozial, ethnisch),

Gefahr, dass dezentral untergebrachte Fliichtlinge
aus dem Blick geraten

Ausgepragtes Vereinsleben und aktive
Kirchengemeinden bergen hohe
Integrationspotentiale

Homogene Zusammensetzung der Bevolkerung,
geringere interkulturelle Kompetenz

Vorhandenes und mobilisierbares
zivilgesellschaftliches Potential (z.B.
Organisationen und Zusammenschliisse in der
Fluchtlings- und Integrationshilfe)

Tradition der Nachbarschafthilfe

Hoherer Anpassungsdruck und groReres
Sanktionspotential

Zugang zu Communities mit Briickenfunktionen

Schliisselpersonen mit bedeutender
Vorbildfunktion als Motoren der
Integrationsprozesse

Abwehrhaltung der értlichen Bevélkerung und
geringere Durchléssigkeit tradierter Strukturen

Vorhandensein von Antidiskriminierungsstellen,
hohes zivilgesellschaftliches Potential

Wunsch nach konfliktarmem Zusammenleben

Kultur der Negierung von rassistischen und
rechtsextremen Strémungen

Die Befunde zeigen, dass eine systematisch und von der kommunalen Verwaltung aktiv be-
triebene Forderung der Integration von Migrantinnen in urbanen BallungsrAumen eher gege-
ben ist als in landlichen Regionen, insbesondere dann, wenn der Anteil von Migrant/innen an
der Wohnbevdlkerung gering ist. Stadte kénnen daher vorhandene Strukturen fur die Integra-
tion von Fluchtlingen adaptieren. Allerdings geht hiermit auch eine Einschréankung der Flexi-
bilitat einher. Ob sich eine kommunale Flichtlingspolitik als eigenstandiges Handlungsfeld
entwickelt, kann noch nicht vorausgesehen werden. Landliche Regionen betreiben in weit-
aus geringerem Mal in systematischer Form eine Forderung der Integration von Mig-
rant/innen. Die demographischen Herausforderungen in landlichen Raumen koénnten in
Kombination mit dem Zuzug von Flichtlingen ein Motor zur Erh6hung dieser Bemihungen

sein.*

38 Der Uberblick erhebt keinen Anspruch auf Vollstandigkeit und ist eine Zusammenfiihrung der Informationen aus der Studie
von Gesemann/Roth/Aumdiller und den Aussagen der interviewten Expert/innen.

39 Vvgl. Aumiiller/Daphi/Biesenkamp 2015, S. 102ff.
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6 Einschatzung der Expert/innen zur Situation vor Ort

Alle befragten Expert/innen schétzen die Situation bei der Flichtlingsaufnahme als grof3e
Herausforderung ein, die Kommunen und zivilgesellschaftliche Akteure jedoch sehr gut meis-
tern. Sie konnen aus ihrer Sicht keine Anzeichen dafur erkennen, dass die Stimmung in der
Bevolkerung kippt. Das ist eine interessante Einschéatzung, die sich nicht mit den Ergebnis-
sen von Trendanalysen zum Ende des Jahres 2015 deckt. So meldete der ARD Deutsch-
landtrend auf der Basis einer Umfrage von Infratest Dimap Anfang Oktober, dass 51% der
Bevolkerung Angst vor dem vermehrten Zuzug von Flichtlingen hatten, und auch der Anteil
der Menschen, die eher Nachteile in der Zuwanderung erkennen kénnen, um elf Prozent-
punkte auf 44% zugenommen habe. Sie deckt sich ebenso nicht mit den europaweiten Er-
fahrungen, die nachzeichnen, dass Immigrationsthemen die entscheidende Mobilisierungs-
grundlage fur rechtspopulistischer Parteien sind® oder mit den Analysen der z.B. Friedrich
Ebert Stiftung, die Rassismus als ,Einstiegsdroge“ zum Rechtsextremismus identifizieren
und regelmaRig nachzeichnen kdnnen, dass fremdenfeindliche und abwertende Einstellun-
gen breit in der Mitte der Gesellschaft verankert sind.*

Eine Erklarung fur diesen Umstand ist in der Tatsache zu sehen, dass die Expert/innen in
der Regel eine Nahe zur aktiven Fluchtlingshilfe haben. In ihrem Blickfeld stehen insbheson-
dere das unerwartet hohe Engagement der Blrger/innen und die zahlreichen aktiven Bemiu-
hungen auf Seiten der Kommunen und Verwaltungen, Hilfen und Angebote auf die Beine zu
stellen. In diesen Initiativen identifizieren sie eine gesellschaftliche Veranderung hin zu mehr
Menschenrechtsorientierung, Offenheit und Akzeptanz von Vielfalt.”” Die Zivilgesellschaft sei
besser aufgestellt als noch in den 1990er Jahren, handle aktiv, einfallsreich und achtsamer
gegeniuber Rassismus und Rechtsextremismus.™®

Politisch Verantwortliche und Akteure der Strafverfolgungsbehdrden formulieren in den Inter-
views deutlich klarer schwierige Situationen. Sie benennen Probleme beim Namen und wei-
sen auch auf latente und manifeste Formen der Ablehnung von Zuwanderung hin. Aber auch
sie kommen im Allgemeinen zu keiner grundséatzlich anderen Einschéatzung. Bei allen Prob-
lemen, die angesichts der hohen Herausforderungen bestehen, sei die gegenwartige Lage
als gut einzuschatzen und drohe nicht zu kippen.

Insgesamt zeichnet sich damit ab, dass die Bewaltigung der aktuellen Situation die Anstren-
gungen aller Akteure bindet. Diese an sich positive Entwicklung hat allerdings auch eine
Kehrseite. Ablehnende Haltungen in der Bevolkerung, zunachst latent und dann in sozialen
Medien offen formulierter Widerstand von Birger/innen oder auch die durchaus vorhandenen
Aktionen zur Mobilisierung gegen Fliichtlinge rechter Gruppierungen riicken aus dem Blick-

40 vgl. Lochocki 2012.

41 vgl. Universitat Leipzig 2013.

42 vgl. Aumiiller/Daphi/Biesenkamp 2015, S. 131.

43 vgl. Amadeo Antonio Stiftung/Pro Asyl 2014, S. 29f.
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feld. Solange sich vor Ort kein manifester Antiflichtlingsprotest formiert, wird die Situation als
»gut* bewertet. In diesem Fall formulieren Expert/innen keine Notwendigkeit zum Handeln.
Praventiv ausgerichtete MalRnahmen scheinen derzeit weniger im Blickfeld zu stehen, zudem
scheint es, dass keine Kapazitdaten daflrr bereitstehen, sie werden somit zu einer nachrangi-
gen Aufgabe.*

Eine zweite Auffalligkeit, die sich Uber die Aussagen aller interviewten Expert/innen abzeich-
net ist, dass die Integration von Fluchtlingen im landlichen Raum als einfacher eingeschatzt
wird als in stadtischen Kontexten. Die zumeist dezentrale Unterbringung, die sehr personli-
chen Formen der Nachbarschaftshilfe sowie die unausweichlichen Begegnungsmaoglichkei-
ten, die kleine Ortschaften mit sich brachten, seien gute Bedingungen flr die Integration der
ankommenden Menschen. Mit der Beschreibung dieser Bedingungen geht auch die Ein-
schatzung einher, dass Integration im landlichen Raum beilaufig erfolge, in den Schulen, den
Vereinen oder in den Stral3enzigen bzw. Ortskernen, in denen Flichtlinge oftmals unterge-
bracht sind. Die Notwendigkeit zur Erarbeitung von Integrationskonzepten fir Fllchtlinge
wird fur den stadtischen, nicht aber fur den landlichen Raum formuliert.

Zentrale Restriktionen bei der Ausgestaltung von integrationsférdernden Initiativen aufgrund
der finanziellen Haushaltslage der Kommunen werden von den Expert/innen nicht angefihrt.
Zum einen werde die Mehrzahl der Projekte und Aktivitditen von ehrenamtlich engagierten
Menschen kostengiinstig vorgehalten und zum anderen lieBen sich auch kostenintensive
MaRnahmen, wie z.B. die Ausweitung des OPNV oder die Beauftragung von Sicherheits-
diensten, derzeit auch fir Kommunen, die Haushaltsrestriktionen unterliegen, politisch
durchsetzen. Informationen darliber, welchen genauen Einfluss die 6konomischen Bedin-
gungen in Kommunen auf die Integrationschancen von Flichtlingen haben, liegen nur sehr
eingeschrankt vor, sie werden aber als forderliche Rahmenbedingung gewertet.*®

Mehrere Expert/innen betonen, dass integrationsférdernde MalRnahmen flr Fliichtlinge rea-
listischer Weise erst dann zum Tragen kommen kénnten, wenn die Menschen aus den Erst-
aufnahmeeinrichtungen ausziehen kdnnen. Flichtlinge brauchten nach ihrer Ankunft in den
Kommunen zunachst eine Phase des ,zur Ruhe Kommens*®. Zu diesem Zeitpunkt sei es vor
allem wichtig, Gastfreundschaft zu zeigen. Erst bei einer langeren Verweildauer in den Auf-
nahmeeinrichtungen seien dann auch Orientierungshilfen z.B. im Stadtteil, eine erste Heran-
fihrung an die deutsche Sprache oder Angebote an Freizeitaktivitdten ggf. hilfreich. Flicht-
linge von Anbeginn an mit einer Vielzahl von Angeboten in den Erstaufnahmeeinrichtungen
zu konfrontieren, hiel3e auch, die Menschen mit Anforderungen zu konfrontieren, die sie zu
diesem Zeitpunkt Uberfordern kénnen.* Die Verweildauer in den Erstaufnahmeeinrichtungen

44 In einem Standort legt die Reaktion der angefragten Interviewpartner die Interpretation nahe, dass das Sprechen tber
Konflikte zwischen der ortsanséssigen Bevdlkerung und Fluchtlingen als Strategie zur Deckelung der Probleme verstanden
wird. Die Interviewanfrage bei einer lokalen Organisation der Flichtlingshilfe wurde rundweg abgelehnt. Man hatte keine
Probleme und selbst wenn man welche hatte, wiirde man mit diese mit einem externen Interviewpartner nicht besprechen.
Dies hiel3e die Probleme heraufzubeschwdoren.

45 vgl. Aumiller/Gesemann 2014, S.26.

46 Daher existieren in der Fachwelt gegenlaufige Einschatzungen (Robert Bosch Stiftung). Da haufig die Verweildauer in
Erstaufnahmeeinrichtungen doch langer ist als angestrebt, sollen erste Malinahmen des Spracherwerbs oder der berufli-
chen Orientierung bereits dort greifen, auch um lange Phasen der erzwungenen Untatigkeit zu vermeiden.
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schatzen die Expert/innen sehr unterschiedlich ein. Einige sprechen von knapp zwei Mona-
ten fur Flichtlinge mit einer Bleibeperspektive, andere wiederum sehen selbst die vorge-
schriebene Verweildauer von max. sechs Monaten nicht gewahrleistet.

Uber alle Akteure hinweg lassen sich folgende kommunale Handlungsebenen identifizieren,
die aktuell als relevant eingeschéatzt werden, damit eine Integration von Flichtlingen gelingt:

Frihzeitige Planungen: Die Unterbringung, Betreuung und wohlwollende Aufnahme von
Flichtlingen gelingt dort am besten, wo verantwortliche Akteure bereits vor der Zuwei-
sung und Ankunft der Flichtlinge in der Kommune unterschiedliche Mdglichkeiten der
Unterbringung ausloten und hierbei ggf. auch die Bevolkerung bzw. einschlagige Organi-
sationen aktiv einbeziehen. Ebenso sind eine friihzeitige Kontaktaufnahme zu zivilgesell-
schaftlichen Akteuren, die sich in der Fluchtlings- und Integrationsarbeit engagieren und
eine vorausschauende Klarung der moglichen Unterstitzungsleistungen hilfreich. Ein
solches Vorgehen vermittelt Handlungssicherheit und bietet Birger/innen Anséatze zur ak-
tiven Beteiligung. Voraussetzung hierfir ist allerdings eine friihzeitigere Information der
Kommunen dber die Verteilung, um Planungssicherheit zu schaffen.

Angemessene Unterbringung: Die Expert/innen sind sich darin einig, dass die ange-
messene Unterbringung der Fliichtlinge einen hohen Einfluss auf die Akzeptanz der Be-
volkerung hat. Eine dezentrale Unterbringung, moglichst in kleinen Wohneinheiten und
Gemeinschaftunterkiinfte mit max. 50 Bewohner/innen gelten als anzustrebender Stan-
dard.”” In landlichen Gebieten lassen sich diese Standards derzeit zwar nicht flachende-
ckend, aber dennoch besser realisieren als in Stadten. Aktuell lasst sich feststellen, dass
auch in Kommunen, in denen bislang eine rein dezentrale Unterbringung gelang, inzwi-
schen aufgrund der hohen Zahl an ankommenden Flichtlingen auch andere Formen der
Unterbringung (in grof3en Gemeinschaftsunterkiinften, Hotels, Turnhallen, Zelten etc.)
notwendig geworden sind. Die Unterbringung an Stadtrandern ist mit groRen Mobilitats-
problemen fur Flichtlinge und Unterstitzer/innen verbunden, Konflikte seien hier oftmals
vorprogrammiert.

Stabsstellen in Verwaltungen: Die Unterbringung und Versorgung der Fliichtlinge stellt
Verwaltungen vor neue Herausforderungen. Hier ist es nach Meinung der Expert/innen
notwendig, Verantwortliche zu benennen und fir eine mdglichst reibungslose Zusam-
menarbeit der Ressorts Sorge zu tragen. Hierzu seien Stabstellen in der Regel die ge-
eignete Organisationsform. Alle involvierten Mitarbeiter/innen der Verwaltung sollten tber
die Ablaufe gut informiert sein und ggf. durch die Verwaltungsspitze dazu aufgefordert
werden, die Mitarbeiter/innen der Stabsstellen tatkraftig zu unterstiitzen. Es galte zu be-
denken, dass die Mehrzahl der Beschaftigten in den Verwaltungen lber keine dezidierten
Erfahrungen in der Arbeit mit Flichtlingen verfugt. Daher sollte bei der Besetzung der
Leitungen der Stabsstellen auf die Qualifikation geachtet werden und auch Fortbildungen
fur Leitungen und Mitarbeiter/innen seien einzuplanen. In stadtischen Kontexten sind
auch diese Strukturen leichter einzurichten als in den kleinen Gemeinden in landlichen
R&aumen. Dort féllt die Mehrzahl der zu bewaltigenden Aufgaben den Blrgermeis-

47 vgl. Landkreis GieRen 2015.
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ter/innen und ihrem begrenzten Mitarbeiter/innenstab zu. Zudem seien in Hessen weder
die Verantwortlichkeiten zwischen Landkreisen und Gemeinden, noch die umféngliche
Weiterleitung der finanziellen Ressourcen ausreichend geklart.*

= Koordination des Ehrenamtes: Der Koordination des Ehrenamtes kommt nach Mei-
nung aller Expert/innen eine Schllsselfunktion zu. Sie stellt einerseits sicher, dass alle
moglichen und notwendigen Unterstutzungsleistungen organisiert werden kénnen, dass
Know-how geteilt werden kann, dass Reibungsverluste und Uberschneidungen vermie-
den werden, dass eine bedarfsgerechte Hilfe geleistet werden kann sowie, dass Uberfor-
derungen moglichst ausbleiben. Die Koordination erfolgt entweder Uber zustandige Mit-
arbeiter/innen in den Verwaltungen oder Uber die Wohlfahrtsverbédnde. Der Vorteil liegt
u.a. auch darin, dass die Bedarfe der Unterstitzer/innen schneller erkannt werden und
entsprechende MalRnahmen zu ihrer Unterstiitzung gestaltet werden kdnnen.

= Angemessene Kommunikationsstrukturen: Zur Sicherstellung einer transparenten
Kommunikation und Absprache der staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteure haben
nahezu alle Stadte und Landkreise sog. Runde Tische installiert. Sie dienen der Reflexi-
on der aktuellen Situation sowie der Absprache zwischen den unterschiedlichen staatli-
chen und zivilgesellschaftlichen Akteuren. Eine gute Kommunikationsstruktur ist aus der
Sicht der Expert/innen allein jedoch nicht ausreichend, es bedarf auch einer neuen
Kommunikationskultur, das heil3t eines Austausches auf Augenhdhe. Zur Sicherstellung
einer gelingenden Kommunikation ist auch regelmafig zu priufen, ob alle notwendigen
Partner/innen, wie z.B. die Betreiber/innen der Unterkiinfte und Vertretungen der Asylsu-
chenden, angemessen beteiligt sind.

= Kooperation mit der Polizei: Auch wenn Verantwortliche der Polizeidirektionen beto-
nen, dass ihnen keine aktive Rolle in der Integration von Flichtlingen zukommt, so ist die
Polizei in Kommunen durchaus ein wichtiger Partner vor Ort. Expert/innen sehen sie als
wichtigen Akteur, wenn es z.B. darum geht, Birger/innen sachlich zu informieren und
aufzuklaren. Die regelméRige Beteiligung der Polizei bei Burgerversammlungen wird von
den Beamt/innen hingegen eher kritisch diskutiert, da diese auch den Eindruck vermitteln
kann, zur Aufnahme und Betreuung von Fliichtlingen sei die Mithilfe der Sicherheitsbe-
horden notwendig. Polizeibeamte berichten ferner, dass sie in der Bevolkerung auf Miss-
trauen stof3en. Sie werden regelméaBig mit dem Vorwurf konfrontiert, nicht die volle
Wahrheit zu sagen. Seit einigen Monaten fiihrt die hessische Polizei auch Aufklarungs-
maflnahmen fur Fliichtlinge durch. Beamte informieren in Unterkiinften in mehreren Mo-
dulen Uber die Aufgaben und Rolle der Polizei sowie u.a. auch tber Salafismus und An-
werbestrategien radikalislamischer Gruppierungen.

48 Vqgl. Hessischer Stadte und Gemeindebund 2015.
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7 Forderliche Handlungsaspekte in Kommunen, damit die
»otimmung nicht in Richtung Fluchtlingsfeindlichkeit
Kippt“

Im Folgenden werden die Aspekte vorgestellt, die sich auf der Basis der Auswertungen der
Expert/innen-Interviews und des Forschungsmaterials als forderlich erweisen, wenn es da-
rum gehen soll, einer flichtlingsfeindlichen Stimmung bei den Birger/innen vorzubeugen.

Grundsatzlich sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass ein Klima der Offenheit, der Viel-
falt und des Respekts nicht erst mit der Ankunft von Flichtlingen vor Ort geschaffen wird,
sondern sich insbesondere dort gut entwickeln kann, wo eine plurale und lebendige demo-
kratische Kultur gelebt wird und wo Migrant/innen — ohne dass man dies gesondert erwah-
nen muss — Teil dieser Kultur sind. Aktuell zeigen sich im Engagement fur Fluchtlinge die
hohen Potentiale, die der Zivilgesellschaft innewohnen. Diese zu starken und zu férdern so-
wie gegen demokratiefeindliche Bestrebungen zu verteidigen ist ebenso wichtig, wie gezielte
Angebote und Malinahmen zur Forderung der Integration von Fliichtlingen vorzuhalten.

7.1 Auf die politisch Verantwortlichen kommt es an!

Bei der Aufnahme, Unterbringung und Versorgung von Flichtlingen sind politisch verantwort-
liche Akteure vor Ort, also (Ober)Birgermeister/innen, Landrat/innen aber auch Parlaments-
vertreter/innen, zunachst oftmals vor grol3e logistische Herausforderungen gestellt. Dennoch
ist es von Anbeginn an wichtig, dass politische Akteure erkennen, dass sie nicht nur fir die
z.T. sehr kurzfristig zu bewéltigende Organisation der Unterbringung und Versorgung der
Menschen verantwortlich sind, sondern darliber hinaus viele Aufgaben einer aktiven Gestal-
tung bediirfen. Ebenso wichtig ist es, die notwendigen Rahmenbedingungen in der Verwal-
tung zu etablieren, der Engagementbereitschaft von Ehrenamtlichen Impulse zu geben und
einen organisatorischen Rahmen zu schaffen, sich mit den Argumenten von besorgten Bir-
ger/innen auseinanderzusetzen.® Es ist daher notwendig, dass politische Akteure ihre Rolle
und Aufgaben im Prozess der Integration in allen Facetten umfassend erkennen, reflektieren
und gestalten. Expert/innen, die das Handeln der Blrgermeister/innen vor Ort als hilfreich
und richtungsgebend bewerten, beschreiben sie als Akteure, die sich umfassend kiimmern
und alle notwendigen Prozesse aktiv voranbringen.

Burgermeister/innen und Landrat/innen missen Haltung zeigen

Gerade wenn es um die Akzeptanz der Unterbringung neu ankommender Fliichtlinge, die
Losung auftretender Probleme oder die Motivierung zum Engagement in der Flichtlingshilfe
und fir eine langfristige Integration von Fliichtlingen geht, sind die Prasenz, die authentische
Haltung und die richtungsweisende Vorgabe der politisch verantwortlichen Akteure aus-
schlaggebend fur die Stimmung, die sich bei der Bevolkerung auspragt. Birgermeister/innen

49 vqgl. Stracke 2015.
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und Landrat/innen mussen daher den befragten Expert/innen zufolge eine klare, sichere und
integere Haltung einnehmen, Verantwortung zeigen und diese gegeniber der Bevolkerung
Uberzeugend vertreten. Je berzeugender politische Akteure ihre eigene demokratische
Werthaltung vermitteln, je personlicher sie ihre Haltung darstellen kbénnen, desto geringer ist
die Gefahr, dass ablehnende und ggf. auch auslanderfeindliche und rassistische Stimmen
friihzeitig Oberhand Uber den o6ffentlichen Diskurs erhalten. Gleichzeitig ist es Aufgabe, Ge-
richte aktiv einzudammen und richtigzustellen oder sich bei Bedarf rechtspopulistischen
oder gar rechtsextremen Organisationen entgegenzustellen, um der Bevolkerung den not-
wendigen Ruckhalt zu geben.

,Und dann ist tatsachlich wichtig, welche Haltung nehmen die ein, die als Ver-

antwortliche sprechen. Geben die mit ihrer Haltung Halt und wird aufgefordert -

weil das jetzt das ist, was wir gemeinsam zu tun haben - die neu Ankommenden
zu unterstiitzen.” (INT9_43)

Auf diese Aufgabe sind Blrgermeister/innen nicht immer gut vorbereitet. Es hat sich aber in
der Praxis gezeigt, dass eine bewusste und ggf. angeleitete Reflexion der eigenen Haltung,
etwaiger Unsicherheiten sowie der persénlichen Beziige und Werthaltungen hilfreich ist, um
in der Kommunikation mit den Burger/innen Klarheit und Handlungssicherheit zu vermitteln.
Burgermeister/innen, die sich hingegen selbst als Opfer der Zuweisungspraxis darstellen und
z.B. darliber klagen, dass sie ,lUberrumpelt‘ wurden, signalisieren Unsicherheit und geben
Burger/innen wenig Vertrauen in die Gestaltungsfahigkeit von Integrationsprozessen.

Idealerweise sollte zudem regelmaRige Treffen zwischen den Bulrgermeister/innen und
Landrat/innen stattfinden, um Erfahrungen und mégliche Handlungsoptionen auszutauschen.

Gut vorbereitet Gberzeugen und zum Engagement motivieren

Alle Expert/innen berichten, dass sie gute Erfahrungen mit sorgfaltig vorbereiteten Blrger-
versammlungen als Instrument der Willkommenskultur gemacht haben. Sie sind ein gutes
Instrument um Transparenz herzustellen, den Dialog zwischen Politik und Burger/innen in
Gang zu setzen, Zuversicht zu vermitteln und zum aktiven Handeln anzuregen. Bewoh-
ner/innen fiihlen sich weniger tbergangen, wenn sie auf Birgerversammlungen informiert
wurden, es formiert sich seltener ein offener und aktiver Widerstand gegeniber Flichtlin-
gen.”

Die Informationen, die auf Bewohner/innenversammlungen ausgetauscht werden, sind in der
Regel sehr praxisnah und auf das Geschehen vor Ort fokussiert. Hier sollten neben den poli-
tisch verantwortlichen Akteuren auch die jeweils zustandigen Verwaltungsvertreter/innen
regelmafig anwesend sein. Unerlasslich ist die Beteiligung der zivilgesellschaftlich engagier-
ten Organisationen und Gruppen, die durch ihre Arbeit die Situation vor Ort an besten ken-
nen und vertreten kénnen.

Auf diesen Versammlungen mussen politisch Verantwortliche, i.d.R. unterstitzt durch lokal
kundige Expert/innen, umfassend uber die Situation vor Ort informieren und Gesprachspart-

50 Vgl. Aumiiller/Daphi/Biesenkamp 2015, S. 164.
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ner/innen flr die Blrger/innen sein. Diese Versammlungen sind daher gut vorzubereiten,
bendtigen Regeln und ggf. auch eine geplante Dramaturgie.

Im Rahmen der Vorbereitung missen sich Burgermeister/innen vor offentlichen Versamm-
lungen gut informieren. Sie bendtigen Standfestigkeit in juristischen und menschenrechtli-
chen Fragen zu Flucht und Asyl, sie missen die Situation und Beddrfnisse von Fluchtlingen
nachvollziehen kénnen, Uber Know-how zu Hilfsstrukturen verfligen und Handlungsmaglich-
keiten kennen. AuBerdem miuissen sie mogliche Bindnispartner/innen aus der Zivilgesell-
schaft gut einschéatzen und absehen, welche Probleme auftreten kénnen. Gerade wenn rech-
te Organisationen und eine potentiell rechtspopulistische Wé&hlerschaft vor Ort existieren, ist
es unabdingbar, die Akteure und ihre Positionen zu kennen und aktive Mal3Bhahmen zu pla-
nen, um Wortergreifungsstrategien zu verhindern. So ist z.B. zu prufen, ob Mitglieder rechter
Gruppierungen Zutritt zu den Blrgerversammlungen erhalten, dass Kommunikationsregeln
aufgestellt sind, dass bei den tragenden Akteuren Einigkeit Uber die Ziele der 6ffentlichen
Veranstaltung besteht und fir eine professionelle Moderation durch vor Ort akzeptierte Per-
sonen gesorgt ist. >*

Dennoch bleibt die FUhrungsrolle politischer Akteure in solchen Ausgangssettings aus-
schlaggebend:
L,Der Blirgermeister, die Biirgermeisterin selber muss vorne stehen und muss mit

dem Eingangsstatement die Regeln klar machen, den Fokus klar machen und
die Eigenhaltung zeigen.” (INT7_32)

Die Positionierung der politisch Verantwortlichen erschopft sich allerdings nicht in einem Ein-
gangsstatement bei Auftaktveranstaltungen. Es kommt auch im Verlauf der weiteren Integra-
tionsprozesse darauf an, dass politisch Verantwortliche den Diskurs mit den Birger/innen
fortsetzen und die Zielsetzungen der kommunalen Integrationspolitik nach auf3en vermitteln.
Politisch Verantwortliche missen fortwahrend prasent und argumentationsfahig sein und
nicht nur dann in Erscheinung treten, wenn es darum geht, den Birger/innen Entscheidun-
gen mitzuteilen oder sich zuspitzende Probleme abzuwenden. Ein wahrnehmbares dauerhaf-
tes Interesse der politisch verantwortlichen Akteure an den Entwicklungen vor Ort ist die
notwendige Grundlage dafiir, dass sich bei Birger/innen eine vertrauensvolle Grundstim-
mung aufbauen kann.

Neben den regelmafigen Birger/innen- bzw. Anwohnerversammlungen bietet sich daher an,
z.B. Birgerbriefe per Posteinwurf an die Haushalte zu versenden, regelmafiig aktualisierte
Statements auf die Homepage der Kommunen und Landkreise einzustellen, Blrgersprech-
stunden abzuhalten oder auch Kolumnen in der Tagespresse zu verdffentlichen.”

Insgesamt bedarf es in jedem Fall einer Strategie der gezielten inhaltlichen Vorbereitung von
Kommunikationsstrategien mit den Burger/innen. Je naher die Politik an den jeweiligen Be-
darfen, Problemen und Potentialen der Burger/innen und Flichtlinge vor Ort ist, desto wahr-
scheinlicher ist es, dass Betroffene sich ernstgenommen und angesprochen fiihlen. Dies

51 vgl. mobile beratung gegen rechtsextremismus berlin 2013.

52 vgl. Vogel 2015.
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setzt voraus, dass politische Akteure in Kommunen Uber ein gutes Informationssystem ver-
flgen.

Die Kommunikation mit den Flichtlingen ausbauen

Noch wenig in den Blick genommen sind bislang die Kommunikation zwischen politischen
Akteuren und den Flichtlingen selbst. Zwar weisen Expert/innen darauf hin, dass einzelne
Burgermeister/innen Fluchtlinge personlich willkommen hei3en oder sich regelmafiig vor Ort
in den Unterkunften Uber die Lebenssituation der Flichtlinge informieren und somit Prasenz
und Interesse zeigen, dennoch kommt es auch immer wieder vor, dass Blrgermeister/innen
Handlungsunsicherheit im Kontakt mit Flichtlingen zeigen. Gelegentlich werden grundlegen-
de Fehler begangen, so z.B. wenn Orientierungshilfen als Handlungsanweisungen an Flicht-
linge formuliert werden oder bereits sprachlich ,Wir* und ,lhr* Botschaften zementieren.”
Wenn aber die Haltung von Birgermeister/innen und politischen Akteuren Vorbildfunktion
hat, so misst sich diese nicht nur in der Art, wie mit ortsansassigen Blrger/innen, sondern
auch wie mit Fltiichtlingen kommuniziert wird und ihre Anliegen zur Kenntnis genommen wer-
den. RegelméaRige Gelegenheiten zum Austausch schaffen eine Vertrauensebene fur Flicht-
linge zur ortlichen Politik, bilden einen wichtigen Grundstein flr ein gutes Ankommen vor Ort
und motivieren zur aktiven Bewaltigung der Integrationsprozesse.

Standfestigkeit und Handlungskompetenz auch bei Bedrohungen bewahren

Es kommt immer wieder vor, dass Biurgermeister/innen fir ihre klare Haltung in der Fliicht-
lingsfrage Bedrohungen ausgesetzt sind. Hier ist es unabdingbar, dass sie Unterstiitzung
erhalten, um als gutes Beispiel vorangehen zu kdnnen. Gelingende Einschiichterungsversu-
che rechtsextremer Akteure wirken sich in der 6ffentlichen Meinung als Ruckschlag fur die
Demokratie aus und schaffen ein nicht hinnehmbares Klima der Angst und ggf. des Rulck-
zugs von Akteuren aus dem Engagement.54 Es ist deshalb auch ggf. notwendig, politische —
und auch weitere exponierte Akteure — auf solche Situationen vorzubereiten und in ihrem
Handeln zu starken. Als gute Praxis hat sich erwiesen, wenn leitende Angestellte der Poli-
zeiprasidien und -direktionen praventiv Burgermeister/innen anschreiben, auf grundlegende
Verhaltensmaoglichkeiten hinweisen und sich als direkte Ansprechpartner/innen anbieten:

sIch hab den Blrgermeistern allen einen persdnlichen Brief geschrieben, und da

ging es mir einmal darum, was wir so bisher in den neuen Bundeslandern hatten,

dass die politischen Verantwortungstrager angegangen werden und bei den Biir-

germeistern, ich kenne die ja so ein bisschen, da ist der eine oder andere auch

so, der sagt, ach das macht mir Uberhaupt nichts aus, wenn da so eine Email

kommt, und auch meine Familie wird bedroht, ja das schmeif3 ich in den Papier-

korb, fertig, ja? Aber das sollte man nicht machen und da missen wir friihzeitig
dann uns auch aufstellen.” (INT5_80)

Ferner ist es unabdingbar, auf solche Bedrohungsszenarien mit einer Strategie der breiten
politischen und gesellschaftlichen Solidarisierung und rechtsstaatlichen Sanktionen zu rea-
gieren.

53 vgl. Dorfer 2015.
54 Vgl. Die Welt 2015.
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7.2 Transparent kommunizieren!

,Handeln unter Bedingungen von Unstetigkeit und z.T. auch Ungewissheit, so lasst sich
derzeit die Einschéatzung der Akteure vor Ort bei der Versorgung, Betreuung und Integration
von Flichtlingen in vielen, insbesondere kleinen Kommunen zusammenfassen. Auch, wenn
es bisher aus Sicht der Akteure weitgehend gut gelingt, eine Unterbringung zu organisieren
und mit Hilfe des umfassenden birgerschaftlichen Engagements Angebote der Begleitung
und Betreuung anzubieten, so bedingen die oftmals kurzfristige Zuweisung von Flichtlingen,
die unerwartet hohe Zahl von Menschen, die einer Unterbringung und Versorgung bedurfen,
sowie die z.T. relative Unerfahrenheit einzelner Gemeinden und Kleinstadte in der Flicht-
lingspolitik, dass Situationen ad-hoc pragmatisch bewaltigt werden missen. Aber auch
Kommunen, die Uber Konzepte zur Flichtlingsaufnahme und -integration sowie eine be-
wahrte Praxis verfugen, konnen sich durchaus rasch in einer veranderten Situation wieder-
finden. So lasst sich z.B. aktuell in Stadten eine rein dezentrale Unterbringung der Flichtlin-
ge kaum bewerkstelligen, daher missen doch oftmals kurzfristig GroRunterkiinfte eingerich-
tet und die Angebote an Unterstiitzung durch Ehrenamtliche umorganisiert werden.

Es ist aktuell davon auszugehen, dass die Fliichtlingsaufnahme in den nachsten Jahren ein
aktuelles Thema bleiben wird und dass durchaus immer wieder nicht im Voraus planbare
Ereignisse eintreten, die ein hohes Mal3 an Flexibilitat erfordern. Es gibt weder einen vorge-
fertigten Losungsweg, der fir alle Kommunen guiltig ist, noch eine Sicherheit, dass einmal
eingeschlagene Wege dauerhaft begangen werden kdénnen.

Gerade diese sich stetig verdndernde Situation erfordert eine zeitnahe und transparente In-
formation von Birger/innen aber auch von involvierten staatlichen und zivilgesellschaftlichen
Akteuren. Sie ist ein ausschlaggebender Faktor zur Vorbeugung ablehnender Reaktionen.”
LAIso wie kann ich ressourcenorientiert und Sicherheit vermittelnd sozusagen
agieren, ohne eine strukturelle Sicherheit zu haben. Das ist die Herausforderung
im Moment. Das sind wir nicht gewohnt. Wir sind gewohnt, da waren wir auch
immer gut drauf, relativ schnell Strukturen zu schaffen. Jetzt kann man auch das
noch mal kritisch hinterleuchten, aber im Prinzip waren wir da eigentlich immer

ganz gut drauf als Gesellschaft. Und das scheint diesmal nicht so einfach zu
sein.“ (INT4_131)

Zustandigkeiten und Ansprechpartner/innen kléaren

Expert/innen sind sich darin einig, dass die strukturellen Bedingungen der Aufnahme und
Versorgung von Flichtlingen einen Einfluss auf die Haltung der Akzeptanz oder Ablehnung
der Bevolkerung haben.
LAISO es ist grundsatzlich so, je schlechter die Bedingungen sind, desto schwieri-
ger die Integration. Na, und je besser da die Bedingungen sind, desto einfacher
geht's.“(INT9_29)
Je besser die Unterbringung aber insbesondere auch Betreuungs- und Integrationsangebote
von Anbeginn an organisiert werden konnen, desto eher lasst sich eine Akzeptanz von

55 Vgl. Aumiiller/Daphi/Biesenkamp 2015, S. 129.
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Flachtlingen vor Ort schaffen.”® Insofern ist es notwendig, moglichst frihzeitig fur eine gute
Organisation der Unterstitzung Sorge zu tragen. Sind grundlegende Verantwortungsberei-
che klar benannt, Ansprechpartner/innen ausgewiesen, eine grundlegende Angebotsstruktur
aufgebaut und ggf. auch Licken benannt, so gelingt es einerseits gegeniber der Bevolke-
rung Handlungssicherheit zu signalisieren und andererseits Wege zur aktiven Mitgestaltung
der Integrationsprozesse aufzuzeigen. In der Regel kbnnen nicht von Anbeginn an optimale
Rahmenbedingungen bereitgestellt werden, es ist aber dennoch nétig, ein organisatorisches
Grundgertst aufzubauen. Hierzu gehort, dass Kommunen eine verantwortliche Person — z.B.
die Integrationsbeauftragten — fir die Gesamtkoordination der Angebote benennen, Hotlines
eingerichtet sind, an die sich Birger/innen wenden kénnen, Angebote und Ansprechpart-
ner/innen bekannt gemacht werden und Prozesse der Kommunikation sowohl zwischen den
politisch Verantwortlichen und der Bevolkerung als auch zwischen den staatlichen und zivil-
gesellschaftlich engagierten Akteuren festgelegt sind.

Faktenbasiertes Material bereitstellen, sachgerecht informieren, Vorurteilen begegnen

Wenn Gerichte und Vorurteile Uber Flichtlinge die Runde machen, so ist dies es nach Mei-
nung von Expert/innen einerseits auf die groRe Unkenntnis der Bedingungen von Flucht und
Asyl unter der Bevolkerung zurlckzuftihren und andererseits auf eine rassistische Mei-
nungsmache, die sowohl an Stammtischen gepflegt wie auch durch Rechte gezielt organi-
siert wird. In beiden Féllen ist es notwendig, den kursierenden Fehlinformationen mit fakten-
basiertem Wissen zu begegnen und Birger/innen in der Argumentation gegen auslander-
feindliche Parolen zu starken.”’

Kommunale Akteure sollten dafiir Sorge tragen, dass mdglichst viele Blrger/innen einen
einfachen Zugang zu Informationen haben und diese gut verstehen kénnen. Hierzu tragen
z.B. Informationsbroschiiren bei, die an zentralen Orten wie Amtern und 6ffentlichen Geb&u-
den aber auch an gezielten Orten wie z.B. Arztpraxen ausgelegt oder auf der Homepage der
Kommune zu finden sind. Auf Birgerversammlungen sollten Vorurteile und Gertichte regel-
mafig aufgegriffen und von Expert/innen richtiggestellt werden und auch Birger/innen soll-
ten z.B. mit Hilfe von Argumentationsbroschiren beféhigt und darin bestéarkt werden, Vorur-
teilen aktiv entgegenzutreten. Wichtig ist hierbei, nicht nur diejenigen anzusprechen, die oh-
nehin offen sind, sondern auch gezielte Informationsstrategien fir Menschen zu entwickeln,
die Informationen nicht aktiv suchen.

Es hat sich nach Meinung von Akteuren vor Ort bewahrt, wenn den Geriichten und Angsten
der Bevolkerung mit moglichst konkreten und lokalen Fakten begegnet wird. Je konkreter die
Informationen sind, desto eher gelingt es die Menschen gegen Vorurteile zu starken, die sich
vor allem Sorgen machen. Hier kann der Ruckgriff auf polizeiliche Informationen oder die
Prasenz von Polizeibeamten, die auf Fragen konkrete Antworten geben kdnnen, hilfreich
sein.

56 Vgl. ebd.: S. 130.
57 Vgl. Amadeu Antonio Stiftung/PRO ASYL 2015.
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»~Ja, da kommt man dann in Dérfer und man kann sagen, ja ich habe mal hier in
die Unterlagen geguckt, in ihrem Dorf ist das letzte Mal vor einem halben Jahr
eingebrochen worden. Ein Einbruch in einem halben Jahr, ja? Und das fahrt das
Ganze dann wieder ein bisschen runter. [...] Die groRe Mehrheit, denke ich mal,
ist sachlichen Argumenten zuganglich. Und da kann man was erreichen.”
(INT9_80)

Eine gezielte Information zur lokalen Situation leisten Kommunen z.B. auch lUber Sachstand-
berichte, die regelmafiig vertffentlicht werden.”®

Burger/innen sind aus der Sicht der Expert/innen auch wenig tber die Grundbegriffe, Verfah-
ren und den Rechtsstatus von Flichtlingen informiert. Da die komplexen Rahmenbedingun-
gen und Regelungen fir Laien nur schwer zu durchschauen sind, sollten gut aufbereitete
Informationen z.B. als FAQs fur die kommunale Ebene bereitgestellt werden.” Wichtig ist
hierbei auch, dass die Verantwortungsbereiche und die Handlungsstrategien aller verant-
wortlichen Ebenen (Bund, Land und Kommune) fiir die Blrger/innen transparent und nach-
vollziehbar werden.

Die Burger/innen differenziert informieren und ansprechen

Wie oben bereits erwahnt, sind Blrger/innenversammlungen ein bewahrtes Instrument, um
Transparenz herzustellen.

Allerdings ist es — insbesondere in groReren Stadten — weder mdglich noch dauerhaft not-
wendig, gro3e Versammlungen einzuberufen. Auch bendétigen nicht alle Burger/innen diesel-
ben Informationen, dieselbe Form von Ansprache und ggf. auch dieselben Beteiligungsopti-
onen. Es ist daher wichtig, eine differenzierte Informationspolitik zu gestalten und dabei den-
noch alle Bewohner/innen im Blick zu behalten.

Unmittelbare Nachbarn von Fliichtlingsunterkiinften sind zentrale Unterstitzer/innen fur die
Gestaltung von Integrationsangeboten. Sie sollten regelmafig personlich angesprochen
werden. Auf diese Weise kdénnen z.B. durch eine friihe Information Konflikte vermieden wer-
den, es kdnnen aber auch direkte Kontakte zu Fluchtlingen hergestellt werden, die dazu bei-
tragen, Vorurteile oder Hemmnisse abzubauen.

Burger/innen, die keine unmittelbaren Nachbarn sind, kénnen z.B. durch Informationsabende
in groReren zeitlichen Abstdnden erreicht werden. Hier sind die Themen oftmals andere,
geht es weniger um das nachbarschaftliche Alltagliche, sondern oftmals um die Gesamtent-
wicklungen vor Ort und das Ubergeordnete gesellschaftliche Klima. Die Bedeutung solcher
Informationsabende fir die Vorbeugung ablehnender Einstellungen gegentber Flichtlingen
ist groR3, da sowohl Werthaltungen als auch das Demokratieverstandnis von Birger/innen zur
Sprache kommen. Ein Experte verwies hierbei auf den Prozess der Herstellung von Verge-
wisserung im Diskurs. Fir solche Prozesse bedarf es der Entwicklung geeigneter Formate.

58 Vgl. Stadt Leverkusen, Dezernat fir Burger, Umwelt und Soziales 2015.

59 Auf Bundesebene stehen z.B. Informationen unter http://www.bundesregierung.de/Webs/Breg/DE/Bundesregierung/
Beauftragtefuerintegration/1-FAQ/_node.html , auf Landesebene unter https://fluechtlinge.hessen.de/flucht-asyl/wichtig-zu-
wissen/haeufig-gestellte-fragen zur Verfiigung.
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SchlieBlich gilt es auch die Presseberichterstattung einerseits kritisch in den Blick zu nehmen
und andererseits gezielt anzureichern und zu verbessern. Hierzu bedarf es einer geplanten
Informationspolitik, eine Expertin berichtete von der nicht realisierten Idee, eine birgerschaft-
lich getragene Arbeitsgruppe zur Beobachtung der Berichterstattung und von latenten Dis-
kursen einzurichten und zur Erarbeitung von entsprechenden Verbesserungsvorschlagen.

Direkte Kommunikation mit einzelnen Zielgruppen suchen

Bislang wird die gezielte Ansprache und Information von migrantischen Communities noch
zu wenig in den Blick genommen, obwohl auch sie vielfach Nachbarn, ggf. besorgte Biir-
ger/innen oder auch bereits aktiv Helfende sind. Hier sollten Informationswege erweitert wer-
den wund geeignete Kooperationspartner wie z.B. muslimische Gemeinden oder
Migrantenselbstorganisationen gesucht werden. Burger/innen, die ehemals nach Deutsch-
land gezogen sind, sollten gleichberechtigte Informations- und Beteiligungschancen haben,
daher muss darauf geachtet werden, dass Informationen sie auch erreichen. Ggf. sollte ge-
pruft werden, ob die auf Deutsch bereitgestellten Materialien auch in anderen Sprachen ver-
flgbar sein sollten.

SchlieBlich sollte auch Uber aufsuchende Formen der Informationsvermittiung nachgedacht
werden. Geschulte Multiplikator/innen kdnnen gut geeignet sein, um u.a. Zielgruppen wie
Senior/innen, Jugendliche, konservative Milieus, sozial benachteiligte Personengruppen oder
auch ggf. Stammtischgruppen gezielt zu informieren und Vorurteile abzubauen.

Eine positive Leitidee formulieren

Um ein gesellschaftliches Klima der Offenheit und aktiven Partizipation fur die Integration
von Fluchtlingen zu férdern, bietet sich ferner die Entwicklung einer kommunalen Leitidee
an.”’ In einem idealerweise partizipativ angelegten Prozess setzen sich die beteiligten Akteu-
re mit der Frage auseinander, ,in welchem Ort sie eigentlich Leben wollen.“** Leitideen erfiil-
len gleich mehrere Funktionen. Sie sind zunachst eine ,wesentliche Voraussetzung fur das
Entstehen einer Netzwerkidentitat und fir die Bereitschaft zu gemeinsamen Anstrengungen
und zu einer dauerhaften Zusammenarbeit.“” Leitideen kénnen dartiber hinaus auch als
Orientierungsrahmen fiir die kommunalen Akteure aus Zivilgesellschaft, Politik und Verwal-
tung dienen. In der Begriindung des eigenen Engagements bzw. der argumentativen Ausei-
nandersetzung eignen sie sich als Bezugspunkte und tragen so zur Entwicklung von Hand-
lungssicherheit bei. Gleichzeitig kénnen sie als Medium genutzt werden, um Stellung zu be-
ziehen und die schriftlich formulierten Werte gezielt in die Offentlichkeit zu transportieren.63
Dabei hat sich in der Arbeit zur Pravention von Rechtsextremismus gezeigt, dass positiv
formulierte Leitideen mehrere Vorteile mit sich bringen. Um flir ein mdglichst breites Spekt-
rum (demokratischer) Akteursgruppen als Orientierungsrahmen zu dienen, ,sollten sprachli-
che Formulierungen und Namensgebungen, durch die sich demokratische Gruppen ausge-

60 Vgl. Hausler 2009, S. 303.
61 Beyer 2010, S. 37.
62 Strobl/Lobermeier 2012, S. 9.

63 Zz.B. iiber die Veroffentlichung der Leitlinien.
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grenzt fihlen kdnnten, mdglichst vermieden werden.“** Auch hinsichtlich der zu entwickeln-

den Ziele haben sich positive Formulierungen bewahrt. Sie tragen zum inhaltlichen Ver-
standnis bei, I6sen ggf. positive Assoziationen aus und fordern derart die Motivation der Be-
teiligten.

7.3 Ohne das zivilgesellschaftliche Engagement geht es nicht!

Die Expert/innen berichten durchgangig von einer unerwartet hohen Bereitschaft zum ehren-
amtlichen Engagement fur Flichtlinge. Eine Vielzahl von Menschen erklart sich spontan zu
Hilfe bereit, wenn Flichtlinge und Asylbewerber/innen neu in ihren Ort kommen, z.T. kann
aber auch auf bestehende Initiativen der lokalen Flichtlingshilfe — sei es der Wohlfahrtsver-
bande oder auch kleinerer Initiativen von Blrger/innen zurtickgegriffen werden, die auch vor
dem verstarkten Zuzug aktiv waren. In diesem Engagement sehen Expert/innen sowohl eine
verénderte gesellschaftliche Haltung der Offenheit, als auch einen zentralen Motor fir die
Integration von FIUchtIingen.65

,Denn das ist das, gerade wenn man jetzt schon so lange Fllichtlingsarbeit

macht, das ist ja das Besondere an diesem Jahr, dass es ja nicht nur Frau Mer-

kel war, die auf einmal im Sommer einen dramatischen Kurswechsel vollzogen

hat, sondern auch in grof3en Teilen der Bevolkerung es eine ganz andere, nicht

in allen, das kann man ja auch gar nicht erwarten, aber doch in vielen eine positi-

ve Hinwendung gab. Es war doch ganz anders als in den 90er Jahren, als die
Bosnier kamen, als die Kurden kamen. Das war doch ganz anders.” (INT6_92)

Die vier zentralen Saulen des ehrenamtlichen Engagements bestehen aktuell in der Versor-
gung z.B. bei der Essensausgabe und in den Kleiderkammern, bei der Freizeitgestaltung
Kinderbetreuung und Alltagsbegleitung, dem Spracherwerb sowie in der Information. Ehren-
amtliche engagieren sich als Paten/innen, Leiter/innen von Spielgruppen, unterstiitzen bei
Kommunikationsproblemen und beim Erlernen der deutschen Sprache und helfen Flichtlin-
gen dabei, sich im Alltag, im Stadtteil und mit Institutionen zurechtzufinden. Mit diesem En-
gagement werden personliche Kontakte hergestellt, Vorurteile abgebaut und auch Einfluss
auf die Wahrnehmung von Fliichtlingen im sozialen Umfeld genommen.®® Das zivilgesell-
schaftliche Engagement ist somit nicht nur eine aktive Hilfe fir die ankommenden Menschen,
sondern gleichzeitig ein klares Eintreten fir freiheitliche und solidarische Grundwerte. Aller-
dings muss auch darauf hingewiesen werden, dass gesellschaftliche Solidaritat nicht dem
Zweck dient, Missstande im Handeln staatlicher Institutionen auszugleichen und Engagierte
auf eine Verbesserung und verbesserte Ausstattung der professionellen Dienste drangen.

Breites zivilgesellschaftliches Engagement unterstiitzen

Zivilgesellschaftliches Engagement in der Breite zu unterstitzen ist unerlasslich, wenn Integ-
ration gelingen soll. Untersuchungen zeigen, dass dieses Engagement insbesondere dazu
beitragt, Flichtlinge seelisch-emotional zu starken und somit wesentliche Voraussetzungen

64 Strobl/Lobermeier 2012, S. 4.
65 Vvgl. Aumiiller/Daphi/Biesenkamp 2015, S. 85ff.
66 Vgl. Aumiiller/Daphi/Biesemkamp 2015, S. 131.
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fur eine insgesamt bessere Integration zu schaffen.®” Insofern macht es Sinn, maoglichst viele
Initiativen von Birger/innen zu férdern. Ohnehin zeigen Untersuchungen, dass Freiwillige
sich eher kleinen Initiativen und Organisationen anschlie3en, weil diese in der Fluchtlingshil-
fe flexibler sind und auch eher Raum geben, um Kritik an der Flichtlingspolitik zu formulie-
ren.? Insofern ist zivilgesellschaftliches Engagement aber mehr als nur face-to-face Unter-
stutzung. Sie ist Ausdruck einer gelebten demokratischen Kultur, einer birgerschaftlichen
Bewegung fur mehr gesellschaftliche Offenheit und Respekt. Insofern ist eine Unterstlitzung
der Vielfalt im zivilgesellschaftlichen Engagement als Anerkennung zentraler demokratischer
Grundwerte zu verstehen und sollte in allen seinen Formen (z.B. im Rahmen von Ehren-
amtsagenturen, Wohlfahrtsverbanden, religiosse Gemeinschaften, Vereinen, aber auch Will-
kommensinitiativen, Netzwerken und Burgerblindnissen) ermoglicht werden.®

Auf der anderen Seite birgt die Vielfalt an Initiativen auch eine Vielzahl von Menschen mit
unterschiedlichen Engagementmotiven, Winschen und (Vor)Erfahrungen. Expert/innen be-
richten, dass es eine groRe Herausforderung ist, die unterschiedlichen Vorstellungen der
Engagierten mit den Rahmenbedingungen, Mdoglichkeiten und Notwendigkeiten vor Ort in
Einklang zu bringen. Hierzu bedarf es einerseits einer guten Koordination, es bedarf aber
darliber hinaus auch einer professionellen lokalen Gesamtmoderation der unterschiedlichen,
manchmal auch einander zuwiderlaufenden Initiativen und der daraus erwachsenden Kon-
fliktpotentiale. Probleme tun sich z.B. dort auf, wo Engagementwiinsche nicht in der Art und
Weise realisierbar sind, wie von den Ehrenamtlichen erwartet oder wo Verwaltungen nur
unzureichend in der Lage sind, Unterstiitzung zu leisten und forderliche Rahmenbedingun-
gen fUr das Engagement und die bendétigten Flichtlingsangebote bereitzustellen. Auch dort,
wo bei Uberschneidungen in den Angeboten ehrenamtlich aufgebaute Projekte zugunsten
anderer Initiativen ein- oder umgestellt werden missen oder wo zivilgesellschaftliches Enga-
gement sich als Korrektiv staatlichen Handelns versteht und z.T. auch verstehen muss, sind
Problemstellungen zu erwarten.

LWir haben gerade in diesem Bereich der Hilfe im Bereich der Gefliichteten sehr

viele freie Ehrenamtliche. Die einfach sagen, ich will was tun. Unorganisiert. Und

da gibt es auch eine wichtige Aufgabe. Das ist, denen, die jetzt sagen, na ja, ich

wirde ja gerne was tun, aber die Verwaltung bremst, lasst uns nicht, macht das

nicht so, wie wir haben wollen zu zeigen, dass wir das sehr wohl wollen und dass

wir versuchen, Bedingungen zu schaffen. Und zum Anderen, die Kultur der Ver-

waltung ist ja auch nicht so, dass sie mit solchen Ehrenamtlichen arbeitet, son-

dern Verwaltung ist ja stark regelorientiert und kriegt jetzt diese Graswurzelbe-

wegung. Und da auch zu erkennen, das ist was Hilfreiches, das war auch ein
Lernprozess und wir missen diese Kulturen zusammenbringen.“(INT8_126)

Zivilgesellschaftliches Engagement breit zu beférdern bedeutet also immer auch, koordinie-
rende und unterstiitzende Strukturen aufzubauen. Diese stellen sicher, dass eine Passung
zwischen Angeboten und Bedarfen vor Ort gelingt, dass Uberforderungen vermieden und

67 Vgl. Han-Broich, Misun 2015.
68 vgl. Mutz et al. 2015, S. 19 ff.

69 Vgl. Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge/Stiftung Biirger fir Biirger 2010.
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Verantwortlichkeiten aufgeteilt werden, Qualifikation erfolgt, Know-how geteilt wird und die
ndtigen Informationen dort vorliegen, wo sie bendétigt werden. Es bedeutet aber auch, fur
eine professionelle Begleitung bei der Bearbeitung auftretender Konflikte Sorge zu tragen,
um Enttauschungen und ggf. einem Rickzug aus dem wichtigen Engagement vorzubeugen
und die ,Kreativitdt und den Eigensinn“ des burgerschaftlichen Engagements nicht auszu-
bremsen.”

Zivilgesellschaftliches Engagement anerkennen

Ohne das Engagement der vielen Menschen vor Ort hatte die Aufnahme der hohen Zahl an
ankommenden Flichtlingen nicht bewaltigt werden kénnen. Sie Ubernehmen einen Grol3teil
der Versorgungs-, Betreuungs- und Integrationsangebote und kompensieren damit auch
Versorgungslicken staatlicher Institutionen. Dieses Engagement bedarf der Anerkennung
und Wertschatzung. Hierzu eignen sich Ehrenamtsempfénge, Preise, Dankesbriefe der Bir-
germeister/innen und Landrat/innen aber auch Tage der kostenlosen Nutzung von 6ffentli-
chen Einrichtungen und Freizeitstatten fir Ehrenamtliche uv.am.™

Qualifizierung ermdglichen, Entlastung schaffen

Derzeit sehen Expert/innen die Situation der Ehrenamtlichen als z.T. extrem angespannt.
Zum einen hatten viele Menschen Uber einen langen Zeitraum Belastungen auf sich ge-
nommen, um die notwendigen Hilfen und Unterstiitzungsangebote aufzubauen und aufrecht
zu erhalten. Daher sei es normal, dass inzwischen auch Ermidungserscheinungen zu ver-
zeichnen seien. Zum anderen hatten Defizite in der Koordination des Ehrenamtes, die z.T.
mangelhafte Anleitung durch unerfahrene Professionelle und Restriktionen in der Entfaltung
von Eigeninitiative engagierte Menschen vielfach zermurbt. Hinzu kommen auch psychische
Belastungen, wenn Freiwillige mit schwierigen Schicksalen von Fliichtlingen konfrontiert sind
oder miterleben missen, dass die Menschen, die sie intensiv betreut haben, abgeschoben
werden. Ehrenamtliche benétigen daher unterschiedliche Formen der Unterstitzung, Qualifi-
zierung und insbesondere Entlastung.72 Es ist daher notwendig, Supervision und Treffen
zum Erfahrungsaustausch und zur Verarbeitung der Erfahrungen zwischen den Ehrenamtli-
chen anzubieten.

»sWas auch ganz wichtig ist, und da versuchen wir auch Unterstitzung zu leisten,

ist, dass die Ehrenamtlichen ihrerseits mit all dem, was sie da erleben, auch

Moglichkeiten der Riickkopplung haben. Also da gibt es zum Beispiel auch, noch

nicht flachendeckend, aber vereinzelt schon Supervisionsmdglichkeiten oder so

was fur die Ehrenamtlichen. Weil, das ist ja auch fir die teilweise sehr belastend,
was die mitkriegen.” (INT8_78)

Ehrenamtliche sind zudem ebenso wie Politiker/innen durchaus auch von Anfeindungen,
Offentlich formulierten Abwertungen ihres Engagements und Einschiichterungen betroffen
und bendtigen in diesen Situationen Ansprechpartner/innen und Unterstiitzung.

70 Vvgl. Aumiiller/Daphi/Biesemkamp 2015, S. 166.
71 vgl. Miller/Wieland 2015.
72 vgl. Mutz 2015, S. 22.
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Verantwortliche in der Flichtlingshilfe formulieren allerdings auch, dass die Vorstellungen
der engagierten Menschen Uber Flichtlinge und ihre soziale Lage nicht immer angemessen
ist, interkulturelle Kompetenzen nicht vorausgesetzt werden kdnnen und gegeniber Fliicht-
lingen auch nicht immer eine Haltung auf Augenhéhe eingenommen wird.

LAlle wollen helfen, aber welches Bild vermittelt man dann auch. Also was hat

man fir ein Bild von denen, den man helfen will. [...] Ich denke, das kommt auch

mit den Bildern, die wir tUber die groRen Wanderungen, sage ich mal, Gber den

Balkan halt kriegen, dass uns das Gefuhl vermittelt wird, den fehlt alles und die

sind hilflos. Das ist aber ja nur ein kleiner Teil der Wahrheit. Also die Starke, die

Menschen haben, genau auch durch diese Route und durch das auf die Flucht
gehen, das wird nicht unbedingt gesehen.” (INT9_47)

Insofern bedarf es neben der Koordination des Engagements durchaus auch Angebote, mit
deren Hilfe Ehrenamtliche auf die Aufgaben vorbereitet werden, Selbst- und Fremdbilder
reflektiert und interkulturelle Kompetenz entwickelt werden kénnen. Hierzu wurden vielerorts
bereits Qualifizierungsformate entwickelt und umgesetzt, allerdings reichen die Angebote
aus Sicht der Expert/innen noch nicht aus.

Ehrenamtliche als Multiplikator/innen starken

Ehrenamtliche sind dartber hinaus wichtige Multiplikator/innen in lokalen Gemeinschaften.
Ihre Erlebnisse, ihre Reflexionen tragen sie in ihre Nachbarschaft, in soziale Netzwerke und
Vereine. Ehrenamtliche, so formuliert es ein Experte, sind auch als Akteure der Offentlich-
keitsarbeit zu verstehen.

,Offentlichkeitsarbeit ist auch die Arbeit mit Ehrenamtlichen. Weil, jeder von de-

nen hat, ich sage mal jetzt irgendeine Zahl, zehn Menschen, mit denen er regel-
mélig kommuniziert und erzéhlt, was da passiert.” (INT8_222)

Sie sollten daher auch gezielt darin unterstitzt und z.B. durch Rollenspiele geschult werden,
souveran mit Vorurteilen und Rassismus, Kritik an ihrer Arbeit und ggf. auch Anfeindungen
umzugehen. Viele Engagierte verstehen ihre Bemihungen ohnehin auch als praxisnahen
Weg, die lokale Gemeinschaft gegeniiber einer (semi)latenten Fremdenfeindlichkeit zu star-
ken und mogliche Konflikte zu entscharfen.”

Das burgerschaftliche Potential fur sie Zukunft sichern

Es ist nach Meinung der Expert/innen davon auszugehen, dass die bendétigte Zahl an Ehren-
amtlichen, die in der Erstversorgung der Fliichtlinge engagiert sind, mittelfristig abnehmen
wird.

sWenn jetzt als Beispiel alle Menschen, die kommen, irgendwann alphabetisiert
waren, dann ware ja der Bedarf an Alphabetisierungskursen gedeckt. Dann
brauche ich keine Leute mehr, die das anbieten. Ja? Also das heif’t, manche Sa-
chen werden langer bleiben als Bedarfe, manche werden sich veréndern und
wenn ich morgen, als Beispiel, nur noch Frauen in den Einrichtungen hétte, ver-
andert sich das wieder.“ (INT8_116)

73 Vgl. Aumiiller/Daphi/Biesenkamp 2015, S. 92.
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Hier sollte daher durchaus auch frihzeitig dariber nachgedacht werden, wie das burger-
schaftliche Engagement in andere Projekte der langfristigen Integration von Fluchtlingen
oder in weitere soziale und gesellschaftspolitische Bereiche tberflihrt werden kann, sofern
es von den Engagierten gewollt ist. Wenn zivilgesellschaftliches Engagement Ausdruck einer
lebendigen demokratischen Kultur verstanden wird, die die Abwehrkrafte gegeniber rassisti-
schen und rechtsextremen langfristig am besten starkt, so missen die Bemiihungen zur Be-
wahrung dieses Engagements verstarkt werden. Hilfreich kdnnen dabei Angebote zur Refle-
xion der eigenen Engagementmotive und zur Klarung der zuklnftigen Engagement-
biographie, ein erweitertes Freiwilligenmanagement in die Ehrenamtsagenturen und Struktu-
ren vor Ort oder aber auch vorausschauende kommunale Zukunftsworkshops fur das bur-
gerschaftliche Engagement und Formen der Blrgerbeteiligung insgesamt sein. Sollten Eh-
renamtliche nicht mehr tatig sein wollen, so bedarf es einer abschlieRenden Anerkennung
ihres Engagements.

Neue Akteure auf die kooperative Arbeit mit Engagierten vorbereiten

Im Rahmen der aktuellen Angebote zur Integration von Flichtlingen haben — bei allen Prob-
lemen, die es aktuell sicherlich auch vielfach gibt — sich bereits jetzt neue Kommunikations-
und Arbeitskulturen zwischen Verwaltungen und Zivilgesellschaft etablieren kénnen. In vielen
Kommunen und Landkreisen wurden sog. Runde Tische eingerichtet, in denen ein Aus-
tausch und Kooperationen zwischen den unterschiedlichen Akteuren auf Augenhdhe erfol-
gen kénnen.

In naher Zukunft werden Asylsuchende und Flichtlinge verstéarkt nach einem Zugang auf
den Arbeitsmarkt streben. Damit wird die Rolle von staatlichen Akteuren — u.a. Arbeitsagen-
turen, Schulen, berufliche Ausbildungszentren — und auch Akteuren aus der Wirtschaft — u.a.
Betriebe, Wirtschaftsvereinigungen — fir die Integration von Fliichtlingen an Bedeutung zu-
nehmen. Es sollte aus Sicht von Expert/innen daher vorausschauend Uberlegt werden, in
welcher Weise gelingende Konzepte auf die Kooperation mit den neu hinzukommenden Ak-
teuren vor Ort Ubertragen und wie diese auf eine Kooperation mit der Zivilgesellschaft vorbe-
reitet werden koénnen.

7.4 Probleme gehdren dazu!

Trotz aller positiven gesellschaftlichen Veradnderungen und der hohen Engagement-
bereitschaft der Birger/innen, gibt es in Kommunen und Gemeinden auch durchaus Proble-
me bei der Aufnahme und Integration von Flichtlingen. In manchen Standorten verbreiten
sich Gertichte und wachsen damit auch die Angste und Sorgen der Bevélkerung, in anderen
formieren sich ablehnende und z.T. rassistische Bindnisse in sozialen Medien und auch in
Hessen gab es Ubergriffe auf Unterkiinfte.

Aus Sicht der Expert/innen kann die Erwartung nicht die sein, dass die Prozesse der Integra-
tion spannungsfrei verlaufen. Vielmehr sollten konstruktive Verfahren der Konfliktbewaltigung
eingeubt werden:
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,Daraus folgt, dass ich sage mal mit den ehrenamtlichen Kréften, mit der Bevol-
kerung im Grunde genommen [...] gearbeitet werden muss im Hinblick auf als
Gesellschaft bewusst Spannungen aushalten kénnen.” (INT4_119)

Die Themen, die Birger/innen bewegen, von den Stammtischen in die Blrgersale
bringen

Einige Expert/innen formulieren, dass sie neben der hohen Hilfsbereitschaft vor Ort auch
haufig Ablehnung, Sorgen, Klagen uber Missstande sowie alltagsrassistische Diskurse
wahrnehmen:

~Ich meine, ich kriege es ja mit, [...] ich wohne ja hier, ja? Beim Frisér, beim Ba-

cker, wie die Geruchtekiiche ist: Die kriegen alles hinterher geschmissen und so,

das ist da alles da. Das ist ja alles da an Diskussionen, an Vorurteilen. Aber die

Leute gehen, glaube ich, nicht los und stellen sich da pegidamaRig hin und bril-
len da irgendwelche Parolen.” (INT7-66)

Die Themen, die hierbei aufgeworfen werden, reichen von Annahmen zu einem Anstieg der
Kriminalitdt und der Auseinandersetzungen unter Flichtlingen, Sorgen Uber eine Vermillung
der Umgebung, Angste um die personliche Sicherheit, iber sog. Neid-Debatten bis hin zu
Islamfeindlichkeit und manifesten Problemen wie Engpasse und Belastigungen im offentli-
chen Nahverkehr.

Als Problem wird vor allem benannt, dass auf 6ffentlichen Veranstaltungen die Stimme von
Lbesorgten Burger/innen“ nicht immer Gehor findet. Oftmals seien 6ffentliche Diskurse von
aktiven Burger/innen in der Weise gepragt, dass Menschen, die ihre Bedenken &ul3ern, als
Rassisten oder gar Rechtsextremisten gebrandmarkt werden. Dies wuirde letztlich dazu fih-
ren, dass sich problematische Diskurse vom o&ffentlichen in den privaten Raum verlagerten
und somit nicht mehr bearbeitbar seien. Ferner seien Angst und Kriminalitatsfurcht selten
aus realen Tatsachen gespeist und kénnten damit auch nicht einfach weggeredet werden.

,2und dann ist auch noch ein Effekt, der war in der Stadthalle schon so, wenn

man kritisch ist und kommt dahin und hat vielleicht Angste und will da auch mal

was sagen, und will seine Angst auch mal los sein und vier, funf Redner vor mir,

die dann ans Mikro gegangen sind, die haben gesagt, das ist alles toll, wir finden

das gut und hin und her, dann kann ich nicht mal was dagegen sagen. [...] Und

wenn hier gesagt wird, das war eine Uberwiegend unproblematische positiv ein-

gestellte Birgerversammlung, dann sagt mein Kollege, der in XXX wohnt, also

ich verstehe das nicht, ich kenne in XXX nicht einen, der pro Asyl reden wirde,
eher das Gegenteil.“ (INT5_120)

Expert/innen betonen, dass ein frihzeitiger, ehrlicher und pro-aktiver Umgang mit den geau-
Berten Beflrchtungen und Problemen notwendig ist. Die Themen sollten aufgegriffen und
zum Gegenstand von losungsorientierten 6ffentlichen Diskursen gemacht werden, noch be-
vor problematische Ereignisse zu massiven Protesten oder Konflikten fiihren. Voraussetzung
hierfur sei, dass in den Kommunen Verfahren des Hinhérens und des Bergens der Themen-
stellungen gibt. Dies bedeute nicht, die alltagsrassitischen Diskurse gut zu heil3en und ihnen
eine offentliche Blihne zu bereiten, sondern geeignete Formen der Thematisierung und Be-
arbeitung zu finden.
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Gerlchten und Befiirchtungen sollte zunachst mit Fakten begegnet werden. So kénnen z.B.
mit Unterstiitzung der ortlichen Polizeidirektionen auf Birger- oder Anwohner/innen-
versammlungen Annahmen zu einem Anstieg der Kriminalitat in der Regel schnell entkraftet
werden. Ebenso kénnen mit Hilfe von kundigen Expert/innen sog. Fakten-Checks erstellt
werden, die Uber die Medien, auf Homepages und im Internet verbreitet werden kénnen, und
die einen Beitrag dazu leisten, Diskussionen zu versachlichen.” Gute Erfahrungen wurden in
der Vergangenheit auch mit der Ausbildung und dem Einsatz von (interkulturellen) Konflikt-
lotsen gemacht.”

Aber auch Probleme unter Fliichtlingen, die sich durchaus als real begriindet darstellen, soll-
ten aus Sicht von Expert/innen nicht unter den Tisch gekehrt werden, da sie die Glaubwiir-
digkeit von Politik und Strafverfolgungsbehérden untergraben und es rechtsextremen Popu-
listen ermdglicht wird, die Themenstellungen in ihrem Interesse aufzugreifen und die Deu-
tungshoheit Uber die Situation zu Ubernehmen.
,ich glaube, es ist besser, wir benennen die Probleme, dieses Geklungel und
Gemurmel. Wir benennen die Probleme und auch die einzelnen Gruppen unter-
einander; besser als dass alle in einen Topf geworfen werden. Die Probleme mit
kriminellen Gruppen. Die Probleme auch der verschiedenen Gruppen unterei-
nander. [...] Das ist ja alles nicht von der Hand zu weisen. [...] Ich vertrete auch
offen, die Flichtlinge sind nicht per se die besseren Menschen. Die sind genauso
wie wir und darunter gibt es so'ne und solche. Und ich vertrete die Meinung, das
sollte man auch offen kommunizieren. Ich glaube, dann kann man mehr Akzep-
tanz vermitteln, als wenn man sagt, ja, da sollte man bestimmte Probleme nicht
so laut benennen, das weckt dann nur sozusagen die Rechten.” (INT6_58)

Besser sei es, diese Probleme zu benennen und einen offenen Diskurs anzuregen, der In-
terpretationen, Differenzierungen und Erklarungen ermdglicht. Hierflr bedarf es geeigneter
Formate, Lernbereitschaft von allen Seiten und einer geeigneten Form der Moderation.
,Das gehort auch ein Stlick zur bunten und vielfaltigen Gesellschaft dazu. Und da
muss man Auseinandersetzungen auch fihren kénnen. Das ist ein Lernprozess

fur alle. Aber dass das auch nicht alles nur reibungslos ablauft, also das muss
man auch vermitteln.“ (INT9_129)

Faktische Missstande zugig l6sen

Missstande und Probleme, die in Kommunen manifest existieren, sollten ferner aus Sicht der
Expert/innen aktiv und ziligig angegangen und abgemildert werden. Hierbei sei es auch wich-
tig, die Bevolkerung aktiv einzubinden und ihre Erwartungen und Vorstellungen fiir eine L6-
sung in den Blick zu nehmen. In jedem Fall sei es aber wichtig, dass Probleme nicht ver-
schleppt wiirden und Behdrden die ausgehandelten Losungen verbindlich umsetzen, da
sonst das Vertrauen in staatliche Akteure sinke und Eskalationen die Folge sein konnten.”

74 Vgl. hessenschau 2015.
75 Vgl. Fischer-Krapohl 2007: S. 201ff; Staubach 2005; Amt fiir multikulturelle Angelegenheiten (0.J.).
76 Vgl. Aumiiller/Daphi/Biesenkamp 2015, S. 129.
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Sich auf neue Konfliktdiskurse und die Auseinandersetzung mit rechtspopulistischen
Parteien in den Parlamenten vorbereiten

Nicht zuletzt sei darauf hingewiesen, dass Expert/innen auch neue Themenstellungen an-
sprechen, die sie zwar nicht weiter in Hinblick auf notwendige praventive MaRhahmen disku-
tieren, die aber einen Vorausblick auf kommunale Entwicklungen und mdégliche Reaktionser-
fordernisse werden.

Zum einen gehen im Vorfeld der Kommunalwahlen Expert/innen davon aus, dass
rechtspopulitische Parteien einen breiten Einzug in die kommunalen Parlamente finden wer-
den.

»Wie die politische Situation ist: ja, ich denke, eine rechtspopulistische Partei wie

die AfD hat in Deutschland, wie in allen westeuropéischen Landern, ein Potenzial

von 10 bis 20 Prozent. Grundsétzlich werden wir uns wahrscheinlich darauf ein-

stellen missen, dass das sozusagen bei dem Flichtlingszuzug auch in Deutsch-

land so ist. So. [...] Die AfD tritt nicht laut auf, aber bei der Wahl werden sie nach

meiner Einschatzung sicher Uber 10 Prozent bekommen. Damit rechne ich.”
(INT6_72)

Das bedeutet, dass wiederum gezielt politische Strategien fir den parlamentarischen Um-
gang mit nunmehr rechtspopulistischen Parteien in den Blick genommen werden miissen
und zwar unter der verscharften Bedingung, dass es sich nicht mehr um eine Auseinander-
setzung mit einer kleinen Zahl von Mandatstrager/innen handeln wird. Ferner werden Strate-
gien bendtigt um sicherzustellen, dass die Themen ,Flucht®, ,Asyl“ und ,Integration“ nicht fur
die politischen Zielsetzungen dieser Parteien instrumentalisiert werden und Parlamente sich
zur Biihne fiir das Schiiren fremdenfeindlicher Ressentiments entwickeln.”’

Eine weitere Entwicklung zeichnet sich dahingehend ab, dass sich weltweite Ereignisse wie
die terroristischen Anschlage in Paris und bundesweite Debatten zur Flucht und Asyl — u.a.
bedingt durch die mediale Verbreitung — auf die von Burger/innen gefuhrten Diskurse im
kommunalen Raum durchschlagen und sowohl die Einstellungen als auch das Verhalten von
Burger/innen beeinflussen kénnen.
,Das ist passiert, dass sich dann Leute privat zuriickziehen und sagen, also das
mache ich jetzt hier in dieser Einrichtung nicht, weil das in Paris passiert ist. Wo

ich also sage, [...] diese Menschen kénnen wir in der Schnelligkeit so nicht errei-
chen. (INT8_225)

Insofern wird es in Zukunft auch nétig sein, Konzepte u.a. der politischen Bildung zu entwi-
ckeln, die es erlauben die zentralen gesellschaftlichen Konfliktbereiche, die z.B. unter dem
Schlagwort ,Islamfeindlichkeit” subsummiert werden kdnnen, also z.B. die Gleichsetzung von
Islam mit ,Radikalisierung®, ,Gewalt”, ,patriarchalen Geschlechterverhaltnissen“ oder ,De-
mokratiedistanz zu bearbeiten und kritisch zu differenzieren. Gleichzeitig wird es auch zu-
nehmend wichtig sein, globale Konfliktlinien zu antizipieren und aktive Wege zu ihrer diffe-
renzierten Thematisierung in lokalen Settings zu suchen.

77 Vgl. hierzu Hafeneger/Schénfelder 2007.
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7.5 Begegnungsmoglichkeiten und gesellschaftliche Teilhabe schaffen!

Flichtlingen von Beginn ihres Aufenthaltes an Mdglichkeiten zu eréffnen, am gesellschaftli-
chen und offentlichen Leben teilzuhaben ist eine notwendige Voraussetzung, damit Integrati-
on gelingt. Begegnungen zwischen der ortsansassigen Bevolkerung und Flichtlingen sind
hierfir der erste Schritt. Sie ermdglichen das gegenseitige Kennenlernen, den Abbau von
Hemmungen und Vorurteilen und kénnen einen wesentlichen Beitrag fir die gegenseitige
Anerkennung leisten. Zug um Zug mussen zudem insbesondere in landlichen Gebieten
kommunale Integrationsstrategien erarbeitet und umgesetzt werden.

Menschen individuell sichtbar machen

Hilfreicher noch als nachgehende Aktionen zur Korrektur von Negativbildern zu Fluchtlingen
sind aufeinander abgestimmte 6ffentliche MaRhahmen, die einen Beitrag dazu leisten, dass
Flichtlinge einen Subjektstatus einnehmen kdnnen und aktiv in Kontakt treten kénnen.

SWir wissen ja, dass Rassismus und Fremdenfeindlichkeit da am besten gedeiht,

wo man die Leute nicht kennt. Und wenn es jetzt so viele Leute sind, dass man

gar nicht umhinkommen kann, sie kennen zu lernen, [...] dann kann gar nicht so

viel gedeihen. So. Ist vielleicht eine gewagte Hypothese, aber mal gucken.”
(INT6_102)

Initiativen hierzu gibt es in vielen Kommunen. So 6ffnen z.B. Blrgermeister/innen zeitgleich
mit der Ankunft von Flichtlingen Birgerhdauser als Aufenthalts- und Begegnungsorte fir
Fluchtlinge und Bewohner/innen und setzen damit ein klares Signal fir einen Treffpunkt in
der Mitte ihrer Gemeinde. Nahezu Uberall sind Begegnungscafés eingerichtet worden, die
ehrenamtlich betrieben werden und zu einem niedrigschwelligen Miteinander beitragen, und
auch Initiativen zum Erlernen der Sprache, Tandemmaodelle oder auch Aktionen wie ,Kochen
Uber den Tellerrand® oder ,Interkulturelle Garten“ schaffen wichtige Briicken in die Gemein-
schaften vor Ort. Willkommensfeste oder interkulturelle Feiern tragen dazu bei, die Vielfalt
der in Kommunen lebenden Menschen sichtbar zu machen und ein wertschatzendes Mitei-
nander zu fordern.

Eine weitere Méglichkeit bieten Initiativen des ,story tellings®, die Fllchtlinge selbst zu Wort
kommen lassen und ihre personlichen Geschichten und Perspektiven sichtbar machen. So
hat der NDR Uber WhatsApp Rami Uber drei Wochen hinweg selbst tber seine Flucht und
seine Erlebnisse berichten lassen, knapp 2.000 Menschen folgten seiner Geschichte.”® In
Koln existiert das Projekt ,Our stories®. Ehrenamtler/innen der Kdlner Pfarrei St. Agnes ha-
ben Flichtlinge aber auch Bewohner/innen des Viertels, die z.B. Nachkriegsfliichtlinge wa-
ren, interviewt und individuelle Grof3plakate gestaltet, die rund um die Kirche aufgestellt wur-
den.”

78 Vvgl. Norddeutscher Rundfunk (0.J.).

79 Vgl. Homepage der ,Willkommensinitiative in Agnes“ der Pfarrgemeinde St. Agnes

40 (}535)



Eigeninitiative ermdglichen und strukturell anerkennen

Aus Sicht der Expert/innen fehlen noch immer geeignete Initiativen, die insbesondere Flicht-
linge selbst empowern und sie zu sichtbaren Akteuren werden lassen. So wird z.B. die aktive
Mithilfe von Migrant/innen bei der Integration von Fluchtlingen aber auch im Allgemeinen
noch zu wenig strukturell unterstiitzt und 6ffentlich gemacht, oftmals wirden diese Hilfen z.B.
aus Communities heraus eher als Familienhilfe, nicht aber als ehrenamtliches Engagement
von Migrant/innen gesehen, strukturell geférdert und anerkannt.®

»,Und da, glaube ich, da miisste auch meiner Meinung noch mehr passieren. Also

Ansatze, dass Fluchtlinge selber aktiv werden. Selbstorganisation stéarken. Betéa-

tigungsmoglichkeiten fiir und mit Fliichtlingen schaffen und weniger fiir Flichtlin-

ge etwas tun als mit ihnen. Oder ihnen den Raum zu geben, sich selbst zu orga-
nisieren.” (INT9_47)

Eine solche beispielhafte Mallinahme sind z.B. die ,Helping Hands" der Initiative ,Ich bin ein
Viernheimer®. Hier hat die Stadt, Flichtlingen, die selber nicht vor allzu langer Zeit nach
Viernheim gekommen sind, im Rathaus Rahmenbedingungen geschaffen, um aktiv zu wer-
den. Das Engagement der Flichtlinge reicht vom Jéten von Unkraut in Sportanlagen bis hin
zur Unterstiitzung von alteingesessenen Birger/innen in Not. Es ist hierbei von grol3er Be-
deutung, dass das Engagement von Flichtlingen selbst organisiert wird und als solches von
der Verwaltung und Politik gewollt und strukturell geférdert wird.

Ferner haben sich auch politische Zusammenschliisse von Flichtlingen gegriindet, wie z.B.
die Initiative ,Jugendliche ohne Grenzen*, die sich fir die menschenrechtlichen Belange und
soziale Integration selbstverwaltet stark machen oder die von Flichtlingen und Unterstut-
zer/innen im Frihjahr 2014 gegriindete Initiative ,Lampedusa in Hanau und Main-Kinzig-
Kreis“, die sich inshesondere fir einen Stopp der Abschiebepraxis von Fluchtlingen ein-
setzt.™

Die Kompetenzen von Flichtlingen fordern

Selbstverstandlich sind die restriktiven Zugange auf den Arbeitsmarkt fur Flichtlinge und die
Dauer der Anerkennung der beruflichen Qualifikation der zugewanderten Menschen Hemm-
schwellen, die dem Verharren-Missen in Passivitat Vorschub leisten. Initiativen wie z.B.
»LAcademic Experience Worldwide“ der Frankfurter Universitat, die u.a. Tandems zwischen
Studierenden und geflohenen Akademiker/innen organisieren, leisten jedoch einen zentralen
Beitrag zur Anerkennung der Kompetenzen von Flichtlingen, zur Erhéhung ihrer Arbeits-
chancen und zu ihrer eigenstandigen Integration.

Es gibt aber auch zahlreiche andere Initiativen, die Fluchtlingen zunéchst eine eine Einbin-
dung in ehrenamtliche Gemeinschaftsaktivitaten vor Ort und Partizipation erméglichen sowie

80 Vgl. Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen e.V. (BAGSO) 2015.

81 Vgl. http://jogspace.net/; http:/lampedusa-in-hanau.antira.info/.
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sinnvolle Betatigungsoptionen nah an den Talenten, Kompetenzen und Qualifikationen der
Zuwanderer erdffnen.®

7.6 Integrationskonzepte partizipativ erarbeiten!

Die Prozesse der Aufnahme und Integration von Flichtlingen werden aktuell unter dem
Schlagwort der ,Schaffung einer Willkommenskultur® gerahmt. Die Vielzahl an kommunalen
Initiativen, das umfassende ehrenamtliche Engagement gelten Expert/innen als Hinweise
darauf, dass sich die Gesellschaft hin zu mehr Offenheit verandert und sich die gesellschaft-
liche Situation nicht zuletzt aufgrund der breiten zivilgesellschaftlichen Gegenbewegungen
zu Rassismus und Rechtsextremismus entscheidend gewandelt hat.

Trotz der Diskussion um eine ,Willkommenskultur®, trotz des umfangreichen Engagements
auf politischer Ebene und in den Kommunen unterliegen den Prozessen vor Ort in der Regel
vor allem Annahmen zugrunde, die sich entweder auf die Lésung von ,Problemen®, der sog
LFluchtlingskrise®, beziehen oder zumindest einer zeitlichen begrenzten Herausforderung, die
es aktiv zu bewadltigen gilt. Ein umfassend verandertes Bewusstsein dariiber, dass Zuwande-
rung einen gesellschaftlichen ,Normalzustand® darstellt, der mittel- und langfristig eine ge-
samtgesellschaftliche Veranderung bedeutet, kann nicht als gegeben vorausgesetzt werden.
Die Grundidee einer umfassenden gesellschaftlichen Teilhabe und Partizipation von Mig-
rant/innen und Flichtlingen wird bislang zwar fachpolitisch gefordert, in der Regelpraxis und
im alltdglichen Miteinander ist sie indes noch lange nicht etabliert. Aktuell klaffen fachéffentli-
che Diskurse und die Lebenswirklichkeit von Menschen mit Migrationshintergrund in
Deutschland auseinander. Bendtigt werden daher bewusst gestaltete Prozesse der kommu-
nalen Integrationsentwicklung.

Gute Beispiele und Gelingendes sichtbar machen

Keine Kommune startet bei null im interkulturellen Zusammenleben und Uberall gibt es gute
Initiativen und gelungene Prozesse. Allerdings kann nicht davon ausgegangen werden, dass
diese Initiativen im kommunalen Gesamtgeschehen immer einen hohen Bekanntheitsgrad
haben. Vorhandene Projekte, Initiativen der gegenseitigen Hilfe oder nachbarschaftlichen
Unterstiitzung sowie das Engagement von Migrant/innen wurden lange offentlich wenig
wahrgenommen und auch selten geWUrdigt.83 Die Sichtbarkeit von gelungenen Projekten ist
eine Voraussetzung fur die Anerkennung und Wertschatzung von Integrationsprozessen und
birgerschaftlichem Engagement. Daher sollten MaRnahmen ergriffen werden, die zu einer
Sichtbarkeit und Verbreitung gelingender Beispiele vor Ort beitragen. Auf diese Weise kdn-
nen wichtige Kontrapunkte zu einer problembezogenen 6ffentlichen Darstellung — Fliichtlinge
als ,Krise“ oder ,Problem*“ — gesetzt werden. Hierzu eignen sich sowohl Selbstdarstellungen

82 vgl. Fuldaer Nachrichten 2015.

83 Vgl. Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2002, S.3.
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von Organisationen, Projektprasentationen auf der Homepage von Kommunen aber auch
offentliche Kampagnen.84

,Wie wollen wir zukiinftig miteinander leben?“ — Integrierte Handlungskonzepte zur
Integration von Fluchtlingen und Migrant/innen

Angesichts des hohen Einsatzes, der aktuell von allen Seiten erbracht werden muss, um die
drangendsten Notwendigkeiten in der Aufnahme von Flichtlingen zu bewaltigen, ist es nicht
verwunderlich, dass dezidierte Fragestellungen und Konzepte zum weiteren Vorgehen vor
Ort aktuell wenig thematisiert werden. Dennoch liegt auf der Hand, dass in naher Zukunft
Konzepte zur langfristigen (Weiter)Entwicklung lokaler Integrationsstrategien bendtigt wer-
den. Studien zeigen auf, dass der kommunalen Integrationspolitik zwar Bedeutung zuge-
messen wird, dass aber nur die Halfte der Kommunen Uber angepasste Konzepte verfigt.
Hierbei zeigt sich auch ein gro3es Gefalle zwischen Grof3stadten und landlichen Gebieten,
die — auch aufgrund der geringeren Zahl an Einwohner/innen mit Migrationshintergrund —
deutlich seltener Konzepte entwickelt haben.®

Die neueren Initiativen zur Entwicklung von Integrationskonzepten in Stadten wie z.B. Frank-
furt am Main oder Wetzlar zeichnen sich insbesondere dadurch aus, dass sie staatliche und
zivilgesellschaftliche Entwicklungslinien miteinander verschranken und eine partizipative Er-
arbeitung konzeptionell verankern.®® Die Stadt Frankfurt hat ihr Integrationskonzept in einem
offentlichen (digitalen) Dialog unter Beteiligung einer Vielzahl von Burger/innen und Organi-
sation formuliert. Expert/innen betonen, dass Beteiligungsformen wie Integrationsnetzwerke,
die einer Vielzahl von — auch kleineren Akteuren und Projekten — Partizipationschancen er-
offnen, wichtige Rahmenbedingungen darstellen, um die Konzepte auf den Weg zu brin-
gen.”’

Der Entwicklung von Steuerungsmechanismen fir die kommunalen Integrationsmaf3nahmen
geht voraus, dass Leitbilder entwickelt werden, die auf die jeweilige Situation in den Kommu-
nen ausgerichtet sind und von den Menschen getragen und gelebt werden kénnen. Es wer-
den daher vor Ort partizipativ angelegte Diskursprozesse bendétigt und Ansétze, die z.B. be-
reits in der Gemeinwesenarbeit erprobt wurden und die neben der Quartiers- oder Stadtent-
wicklung auch auf den Aufbau kollektiver Identitaten und sozialen Zusammenhalts Uber un-
terschiedliche gesellschaftliche Gruppen hinweg setzen. Starker als bisher mussen dabei
aber die Potentiale einer vielfaltigen Gemeinschaft und lebendigen demokratischen Kultur in
den Blick genommen werden. Die Inklusionsnormen sollten idealer Weise weit gefasst sein
und sich auf die gesamte Stadtgemeinschaft beziehen.*®

84 vgl. Deutscher Feuerwehrverband e.V. 2012.

85 Vgl Institut fir Demokratische Entwicklung und Soziale Integration (DESI) 2012, S. 37.

86 Vgl. Stadt Frankfurt am Main, Amt fiir multikulturelle Angelegenheiten (0.J.); Magistrat der Stadt Wetzlar 2013.
87 vgl. Institut fir Demokratische Entwicklung und Soziale Integration (DESI) 2012, S. 42.

88 Vgl. Institut fiir Demokratische Entwicklung und Soziale Integration (DESI) 2012, S. 42.
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Die Partizipationschancen von Fluchtlingen und Migrant/innen starken

Burgerschaftliches Engagement von Flichtlingen und Migrant/innen erhoht ihre Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben und starkt — insbesondere, wenn sie anerkannt wird — ihre Identifi-
kation mit der Aufnahmegesellschaft.89 Notwendige Voraussetzungen fir eine solche Form
des Engagements oder der Partizipation an der Ausgestaltung von lokalen Integrationskon-
zepten ist einerseits die Senkung von Zugangsbarrieren durch geeignete Beteiligungsverfah-
ren und andererseits die Vermittlung von notwendigem Wissen und Aktivierung. Gefordert
sind somit neue Formate der politischen Bildung, die, wenn sie erfolgreich sein sollen, so-
wohl Wissen uber gesellschaftliche Strukturen und Prozesse als und Kenntnisse zur Erho-
hung der Partizipationsmdglichkeiten vermitteln als auch aktivierend ausgerichtet sein soll-
ten. Analoge Formate wurden bereits z.B. mit den OWI-Projekten der Volkshochschulen
durch das Internationale Begegnungszentrum Friedenshaus in Bielefeld entwickelt aber auch
anderen Bildungstragern entwickelt.”

7.7 Rassismus und rechtsextremen Bestrebungen offensiv begegnen, Op-
fer schutzen!

Maflnahmen, Initiativen und Projekte, die Flichtlinge unterstiitzen, Begegnungen ermdgli-
chen und niedrigschwellig Barrieren des Zugangs abbauen, sind unerlassliche Angebote, um
Fluchtlingen ein ,gutes Ankommen vor Ort zu ermdglichen und stellen wichtige Briicken-
funktionen fir die Integration der Menschen dar. Dennoch bleibt auch die aktive Auseinan-
dersetzung mit alltdglichen Formen von Rassismus und gar rechtsextrem motivierten 6ffent-
lichen Kampagnen gegen Fliichtlinge eine dauerhafte Herausforderung. Sie sind tberall dort
gegeben, wo Blrger/innen sich zu Protesten gegen Fliichtlingsunterkinfte formieren, wo
rechtspopulistische und rechtsextreme Parteien sich im hessischen Kommunalwahlkampf
des Themas ,Fluchtlinge® bedienen, um Meinungsmache zu gestalten und auf Stimmenfang
zu gehen, oder aber auch dort, wo Menschen, die sich fir Flichtlinge engagieren, Anfein-
dungen und Bedrohungen ausgesetzt sind.

Zivilgesellschaftliche Gegenwehr organisieren

Auch zukiinftig wird es weiterhin notwendig sein, zivilgesellschaftlich organisierte Blindnisse
gegen Rassismus und Rechtsextremismus zu schlieRen und sichtbar fiur die Belange von
Fluchtlingen und fur demokratische Werte einzutreten sowie ein symbolisches Schutzschild
gegen Anfeindungen aufzustellen. Z.T. befirchten Expert/innen hier allerdings einen Riick-
gang der Mobilisierungsfahigkeit, da viele der in diesem Feld engagierten Personen bereits
intensiv in der Fluchtlingshilfe involviert sind. Hier sollten friihzeitig, auch angesichts der zu
erwartenden Aktivitaten rechter Akteure im Vorfeld der hessischen Kommunalwahlen, Stra-
tegien durchdacht werden, die sowohl einen Einbezug neuer Akteure vorsehen, als auch der
Verlagerung von reaktiven Veranstaltungen auf im Vorfeld geplante Aktionen, die dann lang-
fristiger planbar sind.

89 Vgl Institut fir Demokratische Entwicklung und Soziale Integration (DESI) 2012, S. 67.
90 Vgl. Reiter/Wolf 2006, S. 45.
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Rassistische Anfeindungen und Diskriminierung thematisieren und dokumentieren

Rassistische Anfeindungen und Diskriminierung auf (lokaler oder Uberlokaler) Ebene zu
thematisieren bedeutet, eine wichtige Grundlage fir die Erhdhung der Sichtbarkeit dieser
menschenverachtenden Phanomene zu legen. Derzeit wird Rassismus insbesondere dann
offentlich wahrgenommen, wenn massive Formen von Gewalt gegentber Flichtlingen oder
Fluchtlingsunterkiinfte veriibt werden. Isolierte, alltdgliche Anfeindungen bleiben hingegen
oftmals ungesehen.

Die offentliche Thematisierung und besser noch Dokumentation ist notwendig, um das Aus-
malfd von Rassismus, Gewalt und Diskriminierung deutlich zu machen und zudem die Per-
spektive der Betroffenen in den Vordergrund zu riicken.” Sie ist ferner auch notig, um mittel-
fristig Ursachen und besondere Zusammenhénge identifizieren zu kénnen und wirksame
Gegenstrategien zu entwickeln.

Rassismus, Gewalt gegen und Diskriminierung von Flichtlingen widersprechen demokrati-
schen Grundwerten, gefahrden den gesellschaftlichen Frieden und sind daher fur das Zu-
sammenleben aller Birger/innen relevant. Zudem zeigen Untersuchungen, dass Ausgren-
zung und Diskriminierung dazu fihren, dass die Integrationsbereitschaft von Betroffenen-
gruppen schwindet und sich stattdessen ein hoher Eigengruppenbezug und Segregation
einstellen.”

Die sozialen Medien im Auge behalten und reagieren

Eine besondere Form der rassistischen und rechtsextremen Meinungsmache entwickelt sich
im Internet und in sozialen Netzwerken. Vielerorts formiert sich jenseits des 6ffentlichen Dis-
kurses die lokale Bevélkerung gegen Asylbewerber und -heime auf facebook oder in ande-
ren sozialen Netzwerken. So erhielten Schiler/innen in Hessen Uber Whatsapp einen Ket-
tenbrief, der vordergriindig Trauer fir die Opfer von Paris vortduschte, tatséchlich aber zur
Ablehnung der Flichtlingspolitik der Bundesregierung aufrief. Befordert durch die Anonymi-
tat, die das Netz grundsatzlich bereitstellt, kbnnen Gerlichte, Anti-Asyl-Agitationen und auch
Aufrufe zu Protest- und Gewaltaktionen sich zumeist ungehindert ausbreiten. Hinzu kommt,
dass Rechtsextremisten gezielt Ankntpfungspunkte zum asylkritischen, nichtextremistischen
Spektrum zu schaffen suchen und somit aktiv Mobilisierungsraume gegen Flichtlinge eroff-
nen. Aus Sicht der Expert/innen ist die Anti-Asyl-Propaganda im Internet ein Problem, dem
sie nicht umfassend begegnen kénnen. Die Griinde hierfiir sind einerseits der Mangel an
Personal, um regelmafig Informationen im Netz zu verfolgen, zum anderen auch z.T. die
geringe Medienaffinitéat von relevanten z.B. politischen Akteuren. Gezielte MaRnahmen un-
terbleiben mancherorts, weil schlichtweg die Befiirchtung besteht, die ausgelésten Reaktio-
nen nicht ausreichend prifen und kontrollieren zu kénnen.

,Es ist auch fiir uns schwer zu liberschauen, was auch in den sozialen Netzwer-
ken los ist. Ja, da sind wir auch nicht so prasent. Und wir wirden da moglicher-

91 vgl. Kiess 2013.
92 vgl. Zentrum fiir Turkeistudien und Integrationsforschung (ZfTl) 2013, S. 21.
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weise was ausldésen, was wir dann gar nicht mehr weiter begleiten kénnten.”
(INT5_24)

Dennoch ist die Auseinandersetzung mit rassistischen und rechtsextremen Anfeindungen
von Flichtlingen im Internet aus der Sicht der Expert/innen sehr wichtig. Birger/innen sollten
die existierenden rechtlichen Mdglichkeiten zur Sperrung und Ldschung solcher Inhalte in
Netz kennen und wissen, wohin sie sich wenden kdnnen, um entsprechende MalRnahmen zu
veranlassen. Die im Netz aufgeworfenen Themen muissen zudem zur Kenntnis genommen
werden und es sollte frihzeitig daflir Sorge getragen werden, dass oOffentliche Gegen-
Narrative erfolgen. Hierflr bedarf es der Identifizierung wirksamer Strategien und Formate
der Schulung, insbesondere fir Jugendliche.93

Grundsatzlich sollte aber auch weiterhin eine Sensibilisierung der Bevdlkerung zu Rassis-
mus, Rechtspopulismus und Rechtsextremismus erfolgen sowie Informationen bereitgestellt
werden, wie Blrger/innen angemessen reagieren konnen.*

Schutz bieten und Opferhilfe leisten

Nach Meldungen des Verbandes der Beratungsstellen fur Betroffene rechter, rassistischer
und antisemitischer Gewalt ist das Ausmalf3 der rassistischen Gewalt in Deutschland inzwi-
schen alarmierend hoch, daher sind sowohl PraventionsmalRnahmen der Polizei, Notrufe,
gute Sicherheitsstandards in Fluchtlingseinrichtungen notwendig wie auch weiterhin eine
entschiedene und 6ffentlich sichtbare Positionierung der Zivilgesellschaft.

Opfer von Rassismus und Rechtsextremismus bedrfen einer professionellen Hilfe und Un-
terstitzung. Die Opferberatungsstellen sind hierfur die richtigen Ansprechpartner/innen und
sollten — sofern dies nicht bereits geschieht — notwendige MalRnahmen ergreifen, um dem
besonderen Bedurfnissen von Flichtlingen nachkommen zu kénnen.

93 Vvgl. Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz 2015.

94 vqgl. klicksafe c/o Landeszentrale fiir Medien und Kommunikation (LMK) Rheinland-Pfalz (Hrsg.) 2013.
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8 Schlussfolgerungen

In der Zusammenschau der Ergebnisse der vorliegenden Expertise lassen sich zunéchst
Ubergeordnet zwei zentrale folgende Schlussfolgerungen ziehen:

MaRRnahmen zur Pravention flichtlingsfeindlicher Einstellungen in der Bevolkerung und
zur vorausschauenden Verhinderung von Anfeindungen und Konflikten sind insbesonde-
re deshalb wichtig, weil aktuell vor allem das Engagement der Zivilgesellschaft Wahr-
nehmung erfahrt. Ablehnung, die es unter der Bevdlkerung gibt und die sich eher an
Stammtischen oder in sozialen Medien &ufRert, wird nicht explizit als Problem einge-
schatzt, solange Proteste und Konflikte nicht manifest werden. Aktuell bindet die Bewalti-
gung der Herausforderungen vor Ort die zivilgesellschaftlichen Kréfte, fir eine praventive
Auseinandersetzung mit rassistischen und rechtsextremen Potentialen bleibt schlichtweg
kein Freiraum.

Im Hinblick auf die landlichen Gebiete zeichnet sich auf der Basis der Ergebnisse der
Interviews mit den Expertinnen ab, dass Integration eher als ein beilaufiger Prozess
wahrgenommen wird, spezifische Steuerungserfordernisse werden nicht explizit benannt.
Formen der Nachbarschaftshilfe, der Einfluss von deutungsmachtigen Akteuren und die
unausweichliche raumliche Néhe werden als Motoren der Integration hervorgehoben, er-
ganzende MalRnahmen geraten aus dem Blick. Diese Einschatzungen machen deutlich,
dass fur die landlichen Raume die Schaffung von Bewusstsein fur die Notwendigkeit von
aktiven IntegrationsmalRnahmen hoch ist, insbesondere auch deshalb, weil in landlichen
Raumen strukturelle Nachteile (z.B. Mobilitats-, Arbeitsmarkt- und Angebotsrestriktionen)
ausgeglichen werden mussen.

Als spezifische mdgliche Handlungsfelder fiir die pro-aktive Mobile Beratung bilden sich ab:

Beratung und Unterstitzung von politisch verantwortlichen Akteuren:

z.B. Entwicklung einer personlichen Haltung und von Standing in Konfliktsituationen;
Moderation von Prozessen zur Entwicklung eines kommunalen Mottos bei der Fliicht-
lingsaufnahme und -betreuung;

Kommunikationsstrategien in Hinblick auf unterschiedliche Zielgruppen;

Sensibilisierung fur und ggf. Qualifizierung fir die Anleitung partizipativer Verfahren;
Strategien zum Umgang mit rechtspopulistischen Parteien in den Parlamenten;
Erfahrungsaustausch unter Burgermeister/innen und Landrat/innen.

Beratung und Unterstutzung ehrenamtlich Engagierter:

z.B. Entlastung und Erfahrungsaustausch;

Wertschatzung, Erhalt und Uberfiihrung des Engagements in neue Kontexte;

Schulungen in Hinblick auf diskursive Multiplikator/innen-Funktion;

Vermittlung von Handlungssicherheit gegen Anfeindungen;

Empowernment von Fliichtlingen und Migrant/innen zur Selbstorganisation und Partizipa-
tion;

Strategien im zivilgesellschaftlichen Umgang mit rechtspopulistischen Parteien.
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Beratung bei der Entwicklung und Umsetzung neuer Formate der politischen Bildung:

= z.B. Wissensvermittlung zu burgerschatftlicher Beteiligung und Aktivierung flr Fliichtlinge;
= Ansatze der interkulturellen politischen Bildung;

= diskursorientierte demokratische Wertebildung im 6ffentlichen Raum;

= Eindibung von Gegen-Narrationen insbesondere auch in sozialen Netzwerken.

Prozessmoderation flir die partizipative Erarbeitung von Integrationskonzepten:

z.B. Stakeholderanalysen und Prozessorganisation;

= Know-how Vermittlung zu niedrigschwelligen partizipativen Verfahren;
= Beratung zur inklusiven Leitbildentwicklung;

= Adaptierung von Modellen fiir den landlichen Raum.

Know-how Transfer:

= z.B. interkommunaler Austausch;
= Dokumentation und Publikation guter Praxis.

Identifikation lokaler flichtlingsfeindlicher Potentiale:

= z.B. Sensibilisierung lokaler Akteure flir Notwendigkeit der Wahrnehmung von Rassismus
und Rechtsextremismus;

= Verfahren zur ldentifikation latenter Konfliktthemen und der spezifischen Milieus, in de-
nen sie entstehen;

= Unterstltzung bei der Entwicklung lokaler Deutungsmuster;

= Risikoanalysen fiir die Entstehung offenen Protestes gegen Fliichtlinge.

Konfliktmoderation

= z.B. Beratung und Moderation in Konflikten zwischen staatlichen und zivilgesellschaftli-
chen Akteuren;

= Beratung von verantwortlichen Akteuren bei der Moderation von Konflikten z.B. mit An-
wohner/innen;

= Schulungen von lokalen (interkulturellen) Konfliktlotsen.

Pravention von Gewalt gegen Fliichtlinge

= z.B. Analyse der Entwicklungen in rechten Szenen im Zusammenhang mit dem Zuzug
von Flichtlingen;

= Analyse und Verhinderung von Prozessen der Ausgrenzung und Bedrohung von Fliicht-
lingen unter Jugendlichen;

= Entwicklung lokaler Schutzsstrategien.
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Universitat Leipzig (2013): Pressemitteilung 083/2013 vom 25.03.2013. Rechtsextremismus
der Mitte, http://www.zv.uni-
leip-
zig.de/service/kommunikation/medienredaktion/nachrichten.html?ifab_modus=de
tail&ifab_id=4842. (Letzter Zugriff: 19.12.2015).

Thranhardt, D. (2015): Die Arbeitsintegration von Flichtlingen in Deutschland. Humanitat,
Effektivitat, Selbstbestimmung, https://www.bertelsmann-
stif-
tung.deffileadmin/files/Projekte/28 Einwanderung_und_Vielfalt/Studie_IB_Die_Ar
beitsintegration_von_Fluechtlingen_in_Deutschland_2015.pdf. (Letzter Zugriff:
31.12 2015).

Vogel, B. (2015): Vorbildliche Information zum Thema Flichtlinge durch die Kommune
Ottendorf. http://wie-kann-ich-helfen.info/vorbildliche-information-zum-thema-
fluechtlinge-durch-die-kommune-in-otterndorf/2853. (Letzter Zugriff: 19.12.2015).

Weiser, B. (2014): Recht auf Bildung fur Flichtlinge. Rahmenbedingungen des Zugangs zu
Bildungsangeboten fur Asylsuchende, Flichtlinge und Migranten mit Duldung
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https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/28_Einwanderung_und_Vielfalt/Studie_IB_Die_Arbeitsintegration_von_Fluechtlingen_in_Deutschland_2015.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/28_Einwanderung_und_Vielfalt/Studie_IB_Die_Arbeitsintegration_von_Fluechtlingen_in_Deutschland_2015.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/28_Einwanderung_und_Vielfalt/Studie_IB_Die_Arbeitsintegration_von_Fluechtlingen_in_Deutschland_2015.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/28_Einwanderung_und_Vielfalt/Studie_IB_Die_Arbeitsintegration_von_Fluechtlingen_in_Deutschland_2015.pdf
http://wie-kann-ich-helfen.info/vorbildliche-information-zum-thema-fluechtlinge-durch-die-kommune-in-otterndorf/2853
http://wie-kann-ich-helfen.info/vorbildliche-information-zum-thema-fluechtlinge-durch-die-kommune-in-otterndorf/2853

(schulische oder berufliche Aus- und Weiterbildung), in: Beilage zum ASYLMA-
GAZIN 11/2013, Online-Version 2014.
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/redaktion/Dokumente/Publikationen/R
echtBildung_online2014.pdf. (Letzter Zugriff: 19.12.2015).

Westphal, M./Behrensen, B. (2008): Wege zum beruflichen Erfolg bei Frauen mit Migrations-

hintergrund der ersten und zweiten Generation und Ursachen fir die gelungene
Positionierung im Erwerbsleben, Osnabrick.

~Willkommensinitiative in Agnes* der Pfarrgmeinde St. Agnes:

http://ourstoriescologne.tumblr.com/. (Letzter Zugriff: 19.12.2015).

Zentrum flur Turkeistudien und Integrationsforschung (ZfTl) (2013): Wechselwirkungen zwi-
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schen Diskriminierung und Integration. Analyse bestehender Forschungsstéande.
Expertise des Zentrums fur Turkeistudien und Integrationsforschung (ZfTI) im
Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes,
http://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/publikatione
n/Expertisen/Expertise_Wechselwirkung_zw_Diskr_u_Integration.pdf;jsessionid=
9312CD8714AE742FF30D0AE361B46C93.2_cid350?__ blob=publicationFile&v=
1. (Letzter Zugriff: 19.12.2015).
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Kurzprofil

Das Institut fiir Sozialarbeit und Sozialpddagogik e.V. (ISS-Frank-
furt a. M.) wurde im Jahr 1974 vom Bundesverband der Arbeiter-
wohlfahrt e.V. (AWOQ) gegriindet und ist seit 1991 als rechtlich
selbstandiger gemeinniitziger Verein organisiert. Der Hauptsitz
liegt in Frankfurt am Main. In Berlin unterhalt das ISS ein Pro-
jektbiiro.

Das ISS-Frankfurt a. M. beobachtet, analysiert, begleitet und ge-
staltet Entwicklungsprozesse der Sozialen Arbeit und erbringt
wissenschaftliche Dienstleistungen fiir 6ffentliche Einrichtungen,
Wohlfahrtsverbande und private Trager. Gefordert wird das Ins-
titut durch das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend (BMFSFJ).

e Das Leistungsprofil des ISS-Frankfurt a. M. steht als wis-
senschaftsbasiertes Fachinstitut fiir Praxisberatung, Praxis-
begleitung und Praxisentwicklung an der Schnittstelle von
Praxis, Politik und Wissenschaft der Sozialen Arbeit und ge-
wahrleistet damit einen optimalen Transfer.

e /um Aufgabenspektrum gehdren wissenschaftsbasierte
Dienstleistungen und Beratung auf den Ebenen von Kommu-
nen, Landern, Bund und der Europdischen Union sowie der
Transfer von Wissen in die Praxis der Sozialen Arbeit und in
die Fachéffentlichkeit.

e Die Arbeitsstruktur ist geprégt von praxiserfahrenen Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern, hdufig mit Doppel-
qualifikationen, die ein breites Spektrum von Themenfeldern
in interdisziplindren Teams bearbeiten. Dadurch ist das Ins-
titut in der Lage, flexibel auf Veranderungen in Gesellschaft
und Sozialer Arbeit sowie die daraus abgeleiteten Hand-
lungsanforderungen fir Dienstleister, Verwaltung und Poli-
tik einzugehen.

e Auf unserer Website www.iss-ffm.de finden Sie weitere In-
formationen zum ISS-Frankfurt a. M. und zu dessen Koopera-
tionen sowie Arbeitsherichte, Gutachten und Expertisen zum
Download oder Bestellen.
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Gemeinniitzigere.V.

Institut fiir Sozialarbeit
und Sozialpddagogik e. V.
Zeilweg 42

60439 Frankfurt am Main

Telefon +49(0) 69/ 95789-0
Telefax +49(0) 69/95789-190
E-Mail info@iss-ffm.de
Internet www.iss-ffm.de
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Gremium Datum Behandlung

Hauptausschuss 12.09.2016 O

Stadtvertretung 26.09.2016 @)

Verfasser: FB/Az:

Kommunale Integrationsstrategie; hier: Teilnahme am
Bundesprogrammm "Demokratie leben" - Férderung einer
lokalen "Partnerschaft fir Demokratie"

Zusammenfassung:

Die gemeinsame Interessensbekundung der Stadt Ratzeburg und des Amtes
Lauenburgische Seen zur Teilnahme am Bundesprogramm ,Demokratie leben* mit der
Forderung einer lokalen ,Partnerschaft fir Demokratie* wurde erfolgreich durchlaufen. Eine
Aufforderung zur Antragstellung seitens der zustandigen Regiestelle des Bundesprogramms
ist erfolgt und in die Wege geleitet worden.

Birgermeister Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Ralf Weindock am 09.08.2016
Burgermeister Vol3 am 10.08.2016

Sachverhalt:

Parallel zur Entwicklung einer kommunalen Integrationsstrategie (s. Anlage) ist seitens der
Verwaltung im April 2016 eine Interessenbekundung zur Teilnahme am Bundesprogramm
.Demokratie leben“ mit der Férderung einer lokalen ,Partnerschaft fir Demokratie” beim
Bundesamt fur Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben eingereicht worden. Um die fir
den Antrag notwendige Einwohnerzahl nachzuweisen (>=20.000), geschah dies in
Kooperation mit dem Amt Lauenburgische Seen, die mit einstimmiger Beschlussfassung im
Amtsausschuss diese Antragstellung unterstiitzt hat.

Mit diesem Antrag soll bis 2019 ein Férdervolumen von rund 225.000 € fur die Durchfihrung
von zivilgesellschaftlichen Projektes im Bereich Demokratiestarkung im landlichen Raum,
Extremismuspravention, Willkommenskultur/ Arbeit mit Fllichtlingen sowie Bearbeitung von
Erscheinungsformen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit gehoben werden bei einem
Eigenmittelanteil von 20.000 €, der in diesem Zeitraum aufzubringen ist.

Mit Schreiben vom 01.08.2016 hat die zustandige Regiestelle des Bundesamtes fir Familie
und zivilgesellschaftliche Aufgaben mitgeteilt, dass die Interessensbekundung akzeptiert
wurde und eine Antragstellung mit Projektstart 01.09.2016 erfolgen kann (s. Anlage).



Seite 2 von 2 zur Vorlage vom
16.09.16

Ein entsprechender Antrag wurde in Abstimmung mit dem Amt Lauenburgische Seen
fristgerecht eingereicht.

Nach Erteilung eines Bewilligungsbescheides werden seitens der Verwaltung die
erforderlichen Schritte eingeleitet, um die ,Partnerschaft fir Demonkratie* arbeitsfahig
auszugestalten. Dazu wird:

a) eine Koordinierungsstelle fir die operative Umsetzung des Forderprogrammes
ausgeschrieben (gefordert durch das Bundesprogramm)

b) eine Auftaktkonferenz in Form einer Birgerwerkstatt im Herbst vorbereitet, auf der eine
lokale Strategie, auch auf Basis der Vorarbeiten an der ,Kommunalen Integrationsstrategie*
entwickelt werden soll mit entsprechenden Schwerpunktsetzungen und Zielvorgaben

c) ein Begleitausschuss aus zivilgesellschaftlichen und kommunalpolitischen Akteuren
eingerichtet, der nachfolgend Uber die Mittelvergabe bei Einzelprojektantrégen entscheiden
soll

d) eine Offentlichkeitsarbeit initiiert.

Mitgezeichnet haben:

C:\Users\weindock\AppData\Local\Temp\somacos\00025222.doc
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Bundesamt var Bliroarmeisia: :
h_Jr_ Familie und _ p Demokratie {e !
zivilgesellschaftliche Aufgaben Eing. (8 Ay 2016 1 At gegen Rechisextemismus,
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Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben, —— § wmw"—"‘mHmm?!fﬁﬁ"?w AU
Spremberger Str. 31, 02959 Schleife !I, »ét{' ff/'}‘ Dr. Christoph Wowtscherk

i e
Stadt Ratzeburg “ N Vo HausanscHReT
Herrn Rainer Vol Sprembergerstr 31
Unter den Linden 1 02959 Schleife

23909 Ratzeburg

TEL 035773/7399124
Fax 035773/7399129

Chris-
toph.wowtscherk@bafza.bund.de

www.demokratie-leben.de

S
chleife, den 01.08.2016

Ihre Interessenbekundung fiir das Bundesprogramm , Demokratie leben! Aktiv gegen
Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit*

Programmbereich A: Bundesweite Férderung lokaler ,,Partnerschaften fiir Demokra-
tie“

Aufforderung zur Antragstellung fiir das Forderjahr 2016

Projekt-Nr.: A0308

Sehr geehrter Herr VoR,
vielen Dank fir Ihre Teilnahme am dritten Interessenbekundungsverfahren (IBK) im Rahmen des
Bundesprogramms ,Demokratie leben!” fir den Programmbereich A: Bundesweite Férderung loka-

ler ,Partnerschaften fir Demokratie®.

Wir freuen uns, lhnen mitteilen zu konnen, dass das Bundesministerium fir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) in Abstimmung mit dem Bundesland Schleswig-Holstein Ihre Inte-

ressenbekundung zur Férderung im Rahmen des Programms ,Demokratie leben!* ausgewahlt hat.

Wir méchten Sie nunmehr bitten, auf der Grundlage Ihrer eingereichten Interessenbekundung einen

Antrag auf Forderung fir das Haushaltsjahr 2016 (voraussichtlicher Bewilligungszeitraum: 01.09.

Das Programm Demokratie leben! wird gefordert vom

ﬂ% Bundesministerium
= W fiir Familie, Senioren, Frauen

und Jugend
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bis 31.12.2015) fir eine lokale ,Partnerschaft fiir Demokratie® im Fordergebiet Stadt Ratzeburg bis
zum 26.08.2016 (Posteingang Regiestelle) beim

Bundesamt fiir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
Referat 304, Regiestelle ,,Demokratie leben!*
Spremberger Strafle 31
02959 Schleife

einzureichen.

Die Antragsunterlagen sind bereits per Email an die Adresse sauer@ratzeburg.de Ubermittelt wor-
den. Sollte diese Adresse nicht zur tatsédchlichen Ansprechperson lhrer Partnerschaft fur Demokra-
tie gehéren, empfehlen wir, dass diese fir die Antragsberatung Kontakt mit unserer/m zustandigen
Programmberater/in aufnimmt: Fir Fragen zur Antragstellung steht Ihnen Christian Randel unter der
Email-Adresse christian.randel@bafza.bund.de oder unter der Telefonnummer 035773/7399-127
zur Verfugung.

Mit freundlichen Griilken

Im Auftrag 5 Pras

Ly (R
Dr. Christoph Wowtscherk
Fachbereichsleiter
Demokratie leben!

Das Programm Demokratie leben! wird geférdert vom

* Bundesministerium
tiir Familie, Senioren, Frauen

und Jugend
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Entwicklung einer kommunalen
Integrationsstrategie der Stadt Ratzeburg

1. Einleitung

Ausgehend von den Leitlinien der Stadt Ratzeburg zur Aufnahme,
Unterbringung, Beratung und Betreuung von Fllchtlingen und Asylsuchenden
in Ratzeburg, die im Sommer 2015 von der Stadtvertretung der Stadt Ratzeburg
einstimmig beschlossen wurden, ist auf Initiative der ,,Willkommenskultur in
Ratzeburg” zum Jahresbeginn 2016 ein Prozess angestolRen worden, um diese
Leitlinien um das wichtige Themenfeld , Integration” zu erganzen. Maldgebliche
Intention war dabei, den Fokus auf die notwendigen, nachsten Schritte zu
legen, die den Flichtlingen den Weg von der Aufnahme zu einer gelingenden
Integration ebnen konnen. Daraus ergab sich die Fragestellung, was aus
kommunaler Sicht getan werden sollte und getan werden kann, um
Flichtlingen ein eigenstandiges, attraktives Leben in Ratzeburg zu ermdoglichen.

Um diese Uberlegungen strukturiert anzustoBen und dabei auch méglichst
umfassend jene Akteure einzubinden, die auf kommunaler Ebene zur
Integration einen wichtigen Beitrag leisten konnten, wurde am 09.02.2016 eine
offentliche Auftaktveranstaltung im Ratssaal durchgefiuhrt. Es wurde eine
Expertise des Instituts flir Sozialarbeit und Sozialpadagogik e.V. mit dem Titel
,Wie kann Integration von Fllchtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht
kippt?“ vorgestellt, die 2015 im Auftrag des Beratungsnetzwerkes Hessen
erstellt wurde, und gute Ansatzpunkte fir mogliche Arbeitsschwerpunkte
liefert, die fir eine gelingende Integration besonders bedeutsam erscheinen.
Die Expertise gibt zudem auch beachtenswerte Hinweise fir die mogliche
Ausgestaltung von Integrationsangeboten (s. Anhang).

Ausgehend von dieser Expertise wurden in der Folge sechs Thementische in
Kleingruppen unter Beteiligung von kommunalen Experten im Zeitraum vom
09.02. —-31.03.2016 bearbeitet:

e Begegnungsmoglichkeiten und gesellschaftliche Teilhabe
e Eingliederung in das Bildungssystem

e Eingliederung in Arbeit

e Entwicklung von Netzwerkstrukturen

e Forderung von zivilgesellschaftlichem Engagement

e Partizipation & Eigenverantwortung

Dabei wurde jeweils in einem vergleichbaren Verfahren gearbeitet, dem drei
zentrale Fragen zu Grunde lagen:



1. Was fiir Angebote sind vorhanden? (Frage nach Ressourcen und Akteuren)

2. Was ist zu erwarten? (Frage nach zukiinftigen Aufgabenstellungen?)

3. Welche Bedarfe ergeben sich daraus? (Frage nach den zu schaffenden
Angeboten)

Lediglich der Thementisch ,Partizipation & Eigenverantwortung” wich von
diesem Schema ab und arbeitete diskursiv.

Die Beteiligung an den Thementischen zeichnete sich durch eine hohen
Sachverstand der Mitwirkenden aus. Vertreter*innen aus Politik, Verwaltung,
Wirtschaft, Kirche, Diakonie, Migrationssozialberatung, Jugendarbeit,
Jugendhilfe, Kita, Volkshochschule, Vereinswesen, Jobcenter, Arbeitsagentur,
Serviceclubs, ehrenamtliche Flichtlingshilfe sowie interessierte Fllchtlinge
nahmen sich Zeit, um die einzelnen Arbeitsschwerpunkte ergebnisorientiert zu
erortern. Dabei wurde als Ziel ausgegeben, zunachst nur bis zur
Bedarfsermittlung voranzuschreiten und die Projektentwicklung in einem
zweiten Schritt anzustolRen. Entgegen dieser Vorgabe wurde in den
Diskussionsprozessen an den Tischen jedoch bereits gute Projektideen
zusammengetragen und festgehalten.

Die Arbeit an den Thementischen wurde erganzt um eine nicht reprasentative
Umfrage zu den Lebensperspektiven von Flichtlingen, die in den Sprachkursen
der Volkshochschule mit guter Resonanz und Akzeptanz mehrsprachig
durchgefihrt wurde.

Ebenfalls parallel zur Arbeit an der kommunalen Integrationsstrategie wurde
gemeinsam mit dem Amt Lauenburgische Seen ein Antrag beim
Bundesprogramm “Demokratie leben!“ auf Forderung einer sogenannten
,Partnerschaft flir Demokratie” (zivilgesellschaftliches Forderinstrument des
Bundes) gestellt, aus der heraus mogliche Projektideen, die sich aus einer
solchen Integrationsstrategie ergeben, eigenverantwortlich umgesetzt werden
kénnen.

Nachfolgend werden die Ergebnisse des Arbeitsprozesses an den
Thementischen wie auch die Ergebnisse der Umfrage in einer Ubersicht
zusammengefasst dargestellt, erganzt um Hinweise auf bereits entwickelte
Projektideen.



2. Ergebnisse aus den Thementischen

Thementisch ,,Begegnung & gesellschaftliche Teilhabe”

Begegnungsmdglichkeiten und gesellschaftliche Teilhabe schaffen!
e Fliichtlingen von Beginn ihres Aufenthaltes an Mdglichkeiten zu eréffnen, am
gesellschaftlichen und &ffentlichen Leben teilzuhaben ist eine notwendige

Voraussetzung,

damit Integration gelingt.

Begegnungen zwischen der

ortsansdssigen Bevélkerung und Fliichtlingen sind hierflir der erste Schritt. Sie
ermdglichen das gegenseitige Kennenlernen, den Abbau von Hemmungen und
Vorurteilen und kénnen einen wesentlichen Beitrag fiir die gegenseitige
Anerkennung leisten.
e Vereinsstrukturen bieten gerade im ldndlichen Raum einen ganz wertvollen

Rahmen

(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?*)

Was fiir Angebote sind Was ist zu erwarten? Welche Bedarfe ergeben
vorhanden? sich daraus?
SPORT
zahlreiche niedrigschwellige steigendes  Interesse  an | Offnung weiterer Vereinen,
Sportangebote Sportangeboten Schaffung weiterer Sportangebote
(RSV) flr Fluchtlinge

FuRball in den Altersgruppen 13 —

geschlechterspezifische

gezielte Ansprache von

18 und ab 18 Jahre Sportangebote Flichtlingen, feste
(JUZ GLEIS 21 & STELLWERK) Ansprechpartner in den Vereinen
interkulturelle Laufgruppe Fragen zu interkultureller | Vermittlung von interkultureller

(ehrenamtliche Fliichtlingshilfe)

Kompetenz im Bereich des
Sports

Kompetenz fir Trainer, Betreuer,
Vorstand und Geschaftsfiihrung

Vermittlung von Sprachhelfern fiir
Trainer und Betreuer

Sportangebote nur fir Frauen
(z.B. Schwimmen)

GESELLSCHAFT

Schneiderwerkstatt
(JUZ GLEIS 21 & STELLWERK)

Begegnungen im Alltag

weitere Begegnungsraume und
—moglichkeiten schaffen

IDEE: Sommerfest, Open Dinner,
Musikevent

Projekt ,Kulturreisen”
(JUZ GLEIS 21 & STELLWERK)

auf Unkenntnis beruhende
interkulturelle Konflikte

IDEE: Vermittlung von
interkultureller Kompetenz fir
Blirger und spez. auch fir
Rettungsdienste

Flichtlings-Fahrradwerkstatt
(ehrenamtliche Flichtlingshilfe)

Fragen zu interkultureller
Kompetenz im Alltag

IDEE: niederschwellige,
geschlechterspezifische
Themenabende zum Thema
,Leben in Deutschland”

Willkommenscafé
(ehrenamtliche Flichtlingshilfe)

Spielmannzug des RSV
(IDEE: Nachwuchssuche)




Thementisch ,Eingliederung in das Bildungssystem*

Eingliederung in das Bildungssystem
Von besonderer Bedeutung ist ferner, dass die Eingliederung in das Bildungssystem
erleichtert bzw. unterstiitzt wird, indem z.B.

e die Einhaltung der Schulpflicht sichergestellt und

e der Besuch von Kindertagesstdtten geférdert wird,

e Multiplikator/innen (z.B. Lehrer/innen, Mitarbeiter/innen von
Kindertagesstdtten) qualifiziert und fiir die Lage der Fliichtlinge zu
sensibilisiert werden,

e Bildungspatenschaften, Hilfen beim Spracherwerb o.A. auch in
Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteuren vorgehalten und

e Dbereits bestehende Bildungsangebote (z.B. von Hochschulen) zugdnglich

gemacht werden.
(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?“)

Was fiir Angebote sind
vorhanden?

Was ist zu erwarten?

Welche Bedarfe ergeben
sich daraus?

KITA

Projekt ,Hippy“
(Ev. Familienbildungsstatte)

steigender Bedarf an
Krippen- und KITA-Platzen

Bedarfsplanung bei KITA;
Werbung fiir KITA-Nutzung

Programm ,SPRINT*
(Ev. Familienbildungsstatte)

kulturell begriindete Skepsis
gegeniber KITA-Nutzung

Vermittlung von interkultureller
Kompetenz in KITAs

Sprachmittler in KITAs

SCHULE

DAZ-Klassen (primar/ sekundar)
(LG und GMS)

motivierte Schiler*innen

Vermittlung von interkultureller
Kompetenz in Schule

Bildungs- und Lesepaten
(Kinderschutzbund, ehrenamtl.
Fluchtlingshilfe)

Fortbildung fiir ehrenamtl.
Sprachpaten

Projekt ,Sprachklar”
(JUZ GLEIS 21 & STELLWERK)

Einbindung von Flichtlingseltern;
sprachvermittelte Elternabende

ERWACHSENBILDUNG

Sprachkurse der VHS
(STAFF; A1; A2/B1)

zusatzlicher Schulungsbedarf
flr Schulabschliisse

mehr Sprachkursangebote A2/B1

INTERGATIONSKURSE
(VHS; sonst educare Molin)

motivierte Menschen

Sprachpartner, Sprachkreise
(ehrenamtliche Fliichtlingshilfe)

Fortbildung fiir ehrenamtl.
Sprachpaten

Aufbau eines Sprachmittlerpool

Ausweitung von
Beratungsangeboten

IDEE: Aufbau eines Pools von
Bildungslotsen (flr Eltern)

IDEE: Entwicklung einer Laufmappe
flr Flichtlinge in der alle
wesentlichen Stammdaten und
Teilnahmebescheinigungen von
Sprachkursen, Praktika, ehrenamtl.
Tatigkeiten zusammengefasst werden




Thementisch ,Eingliederung in Arbeitsmarkt”

Eingliederung in Arbeitsmarkt

Auf struktureller Ebene ist es der Integration demnach zutrdglich,

e schon vor Abschluss des Asylverfahrens berufsbezogene Kompetenzen der
zugewanderten Menschen zu ermitteln, zu erhalten und z.B. liber Praktika,
Berufserprobungskurse und weiterfiihrende Beschdftigungsmdéglichkeiten zu
férdern,

e Unternehmen zu beraten, die Gefliichteten Ausbildungs-, Praktikums- oder
Arbeitspléitze vermitteln wollen und

e Gelegenheiten zum ehrenamtlichen Engagement und die Vermittlung von
LArbeitsgelegenheiten” zu schaffen.

Es besteht in Wissenschaft und Forschung Konsens dariiber, dass Erwerbsarbeit u.a.
zu sozialen Kontakten, Wertschdtzung und Identifikation mit der aufnehmenden
Gemeinschaft beitragen kann. Demnach ist langfristig die erfolgreiche Eingliederung
in den Arbeitsmarkt ein  wesentlicher  Grundpfeiler  weiterfiihrender
Integrationsfortschritte auch in den (brigen Dimensionen (soziale, kulturelle,
identifikatorische Integration).

(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?“)

Was fiir Angebote sind Was ist zu erwarten? Welche Bedarfe ergeben
vorhanden? sich daraus?
ARBEITSAGENTUR
vorb. MaRBnahmen zur Integration | Erfassung aller forcierte Anmeldungen;
in den Arbeitsmarkt fir alle Asylsuchender fihrt zu mehr | Schulung von Ehrenamt
Asylbewerber und Geduldete Arbeits- und

Ausbildungssuchenden

Neues Landesprogramm BUFA
(KombimalRnahme aus
Sprachférderung und Ausbildung)
als Perspektive flr junge
Flichtlinge unter 25 Jahre

Aktivierungs- und Vermittlungs- mehr Nachfragen mehr Férderungen von
malnahmen Bewerbungstraining und
e Praktikumsvermittlung in Zusatzschulungen;
Betrieben mehr berufsbildende
e Eingliederungszuschuss an Malnahmen
Betriebe

Einstiegsqualifizierung
(Vorbereitung der
Ausbildungsfahigkeit)

Portale der Jobborse auch fir Werbung fiir die Nutzung der

Praktikumsplatze Jobborse; Vermeidung von
Doppelstrategien

JOBCENTER

anerkannte Asylbewerber und bis zu 1.000 Neukunden in Unterstiitzung bei der Ubergabe

Geduldete ab dem 18. Monat 2016 kreisweit von Sozialamt zu Jobcenter durch

geschulte Ehrenamtliche




SprachférdermalRnahmen als
Schwerpunkt

abgestimmte Qualifizierungs-
mafnahmen (Dauer mind. 2
Jahre)

mehr berufsbildende
Malnhahmen;

mehr betriebliche
Praktikumsplatze

BQG

Projekt zur Arbeitsmarkt-
integration; Kombination aus
Werkstattpraktikum und
Sprachférderung mit 3 Monaten
Laufzeit (Iran, Irak, Syrien, Eritrea)

mehr Nachfragen

mehr betriebliche
Praktikumsplatze

AGH-MaBnahmen (1 Euro-Job)
offen fir alle Nationalitaten

mehr Nachfragen

mehr Gemeinnutzigkeitsstellen

Orientierungswissen in der
deutschen Berufswelt vermitteln

WILLKOMMENSKULTUR

Infoveranstaltungen fir
Arbeitgeber und Fllchtlinge

erhodhter Informationsbedarf

Unterstitzung bei der
Anerkennung von Berufs-
abschliissen

mehr Nachfragen

Sprechstunden bei der VHS

Bewerbungsunterstiitzung und
Lebenslauftraining

mehr Nachfragen

Suche von Praktikums- und
Ausbildungsplatzen

mehr Nachfragen

WIRTSCHAFT

W.L.R. erstellt Liste von
praktikumswilligen Betrieben

erhodhter Informationsbedarf

aktive Werbung zur Offnung von
Betrieben fir Flichtlinge

Sprachkompetenzen sehr gefragt

Liste der potentiellen
Praktikumsstellen

MIGRATIONSSOZIALBERATUNG

Vermittlung von Praktikums-
platzen

Dolmetscherpool nutzen

Projekt ,Lehrraum®ab 27 Jahre

mehr Nachfragen

STADT

Bereitstellung von Praktikums-
platzen

Abfrage nach Praktikumsplatzen
(Unterstitzung durch BUFDI)

Werbung fiir gemeinniitzige
Tatigkeiten

Konkrete Abfrage fiir
gemeinnitzige Tatigkeiten

KREIS

ggf. Bereitstellung von
Praktikums-platzen

IHK & HANDSWERKSKAMMER

Projekt ,Land in Sicht”

Externe Expertisen starker
einbinden

Willkommenslotsin der
Handwerkskammer (neu)

IQ Netzwerk fiir Anerkennung von




Berufsabschlissen

Netzwerkstrukturen zwischen
Jobcenter, Arbeitsagentur,
Kommune, Ehrenamt effektiver

IDEE: Entwicklung einer
Laufmappe fir Fllichtlinge in der
alle wesentlichen Stammdaten
und Teilnahmebescheinigungen
von Sprachkursen, Praktika,
ehrenamtl. Tatigkeiten
zusammengefasst werden

Thementisch , Netzwerkentwicklung”

Entwicklung von Netzwerkstrukturen
Ein wichtiger Baustein ist die Etablierung neuer Kommunikations- und
Arbeitskulturen an den Schnittstellen ,Kommunale Verwaltung — Bildungstréiger —
Arbeitsverwaltung — Zivilgesellschaft”.

In naher Zukunft werden Asylsuchende und Fliichtlinge verstérkt nach
einem Zugang auf dem Arbeitsmarkt streben. Damit wird die Rolle von
staatlichen Akteuren — wu.a. Arbeitsagenturen, Schulen, berufliche
Ausbildungszentren — und auch Akteuren aus der Wirtschaft — u.a
Betriebe, Wirtschaftsvereinigungen — fiir die Integration von Fliichtlingen
an Bedeutung zunehmen. Es sollte aus Sicht von Expert*innen daher
vorausschauend (iberlegt werden, in welcher Weise gelingende Konzepte
auf die Kooperation mit den neu hinzukommenden Akteuren vor Ort
libertragen und wie diese auf eine Kooperation mit der Zivilgesellschaft
vorbereitet werden kénnen.

(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?*)

Was fiir Akteure sind Was ist zu erwarten? Welche Bedarfe ergeben
vorhanden? sich daraus?
KITA
Personal mittelfristige erhohte steigender Schulungsbedarf

Platzbedarfe durch
Familienzusammenfihrungen

Tragerkonferenz

SCHULE

Schulamt des Kreises erhohter Raumbedarf mehr Personal in den
(DAZ-Klassen an LG und GMS) Mehrbelastungen des Schulsekretariaten

Personals bei den
Schulsekretariaten

BBZ MolIn ab 16 Jahre

Ausbau der Elternunterstiitzung
Kooperationsbeziehung zu (Elternabende)
Ehrenamt und
Migrationssozialberatung

gestalten (feste Ansprechpartner)




VERWALTUNG/ STADT

Schulamt Ausbau der
Kooperationsbeziehung zum
Schulamt des Kreises
Sozialamt Ausbau der

(Flichtlingsbetreuerin; ggf BUFDI)

Kooperationsbeziehung zum
Jobcenter und zu
Migrationssoizialberatung

VERWALTUNG/ KREIS

Auslanderbehorde

Kreissozialamt

Koordinierungsstelle ,,Flucht”

Ausbau der
Kooperationsbeziehung zu
den ehrenamtl. Initiativen

Standardentwicklung fir
ehrenamtl. Fllichtlingshilfe;
Digitale Netzwerkkarte

,Sozialamtsrunde” mit
Kommunen

ARBEITSAGENTUR & JOBCENTER

feste Ansprechpartner

MIGRATIONSSOZIALBERATUNG
JUGENDMIGRATIENSDIENST

mehr Angebote an den
Jugendzentren

Ausbau der
Kooperationsbeziehung zu
Schulen

Elternunterstiitzung,
Elternberatung

IDEE: halbjahriges Treffen aller
Akteure zwecks Austausch;
bilaterale, bedarfsbezogene
Treffen

Thementisch ,Forderung von zivilgesellschaftlichem Engagement”

Férderung von zivilgesellschaftliches Engagement
» Zivilgesellschaftliches Engagement in der Breite zu unterstiitzen ist unerldsslich,
wenn Integration gelingen soll. Untersuchungen zeigen, dass dieses Engagement
insbesondere dazu beitrégt, Fliichtlinge seelisch-emotional zu stérken und somit
wesentliche Voraussetzungen fiir eine insgesamt bessere Integration zu schaffen.
Insofern macht es Sinn, méglichst viele Initiativen von Biirger/innen dauerhaft zu

férdern.

* Das zivilgesellschaftliche Engagement ist somit nicht nur eine aktive Hilfe fiir die
ankommenden Menschen, sondern gleichzeitig ein klares Eintreten fiir
freiheitliche und solidarische Grundwerte.

Zivilgesellschaftliches

Engagement

breit

zu beférdern bedeutet

immer auch,

koordinierende und unterstiitzende Strukturen aufzubauen. Diese stellen sicher, dass eine
Passung zwischen Angeboten und Bedarfen vor Ort gelingt, dass Uberforderungen
vermieden und Verantwortlichkeiten aufgeteilt werden, Qualifikation erfolgt, Know-how
geteilt wird und die nétigen Informationen dort vorliegen, wo sie benétigt werden.

(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?*)



Was fiir Angebote sind Was ist zu erwarten? Welche Bedarfe ergeben

vorhanden? sich daraus?
AG Alltagspartner Endlichkeit von Ehrenamt e Unterstiitzung und
e Ermidung durch hauptamtl. Koordination
intensiven Einsatz des Ehrenamtes fortfiihren
e Ehrenamt als Bereicherung
darstellen

e Ehrenamt nicht Uberfordern
e Flichtlinge fur
ehrenamtliche Mithilfe

gewinnen
medizinische Wegweiser neue Aufgabenstellungen e Entwicklungen beschreiben
e Integrationslotsen e gemeinsam neue
o Normen & Werte Aufgabenfelder definieren
erklaren und e gemeinsam fiir neune
diskutieren Projekte begeistern
e Alltagsverhalten e Qualifikationen im Prozess
erklaren des Mitwachsen initiieren
e Mindigkeit der
Flichtlinge
respektieren und
fordern
e mit den Bedarfen der
Flichtlinge wachsen
AG Sprachpartner Ehrenamt & Hauptamt e (Qualifikationen vertiefen
(ehrenamtl. Kinderbetreuung) e Regel und Ablaufe zusammen mit den
weitere hauptamtl. Akteuren
hauptamtlichen e Vernetzungen intensivieren
Strukturen auf dem (z.B. mit der hauptamtlichen
Weg der Fllichtlinge Flichtlingsbetreuerin oder
kennenlernen (z. B. mit Angebote der
Jobcenter, Handwerkskammer)
Arbeitsagentur)
AG Begegnung (Café, Ehrenamt in der Kritik e Unterstlitzungsangebote
Fahrradwerkstatt) ,Warum hilfst du denen?“ wie Argumentationstraining
anbieten

e Ehrenamt als politische
Haltung sichtbar machen

AG Praktikum & Arbeit

Kleiderkammer Buchholz

hauptamtl. Koordination der
ehrenamtlichen Flichtlingshilfe

Beratungsstruktur flr Ehrenamt
(kollegiale Beratung,
Fortbildung)




Thementisch ,Partizipation & Eigenverantwortung”

Eigenverantwortung und Partizipation

* Es jst von grofler Bedeutung, dass das Engagement von Fliichtlingen selbst
organisiert wird und als solches von der Verwaltung und Politik gewollt und
strukturell geférdert wird.

» Die Grundidee einer umfassenden gesellschaftlichen Teilhabe und Partizipation
von Migrant/innen und Fliichtlingen wird bislang zwar fachpolitisch gefordert, in
der Regelpraxis und im alltdglichen Miteinander ist sie indes noch lange nicht
etabliert. Aktuell klaffen fachéffentliche Diskurse und die Lebenswirklichkeit von
Menschen mit Migrationshintergrund in Deutschland auseinander. Bendtigt
werden daher bewusst partizipativ gestaltete Prozesse der kommunalen

Integrationsentwicklung.
(aus ,,Wie kann Integration von Fliichtlingen gelingen, damit die Stimmung nicht kippt?*)

Der Thementisch ,Partizipation & Eigenverantwortung” hat abweichend vom
Schema der Ubrigen Thementische seine Arbeitsergebnisse im Rahmen eines
Diskussionsprozesses zusammengetragen.

Im Fokus dieser Diskussion standen die Fragen, in welcher Form Fliichtlinge in
den stadtischen Gremien Gehor finden konnten und wie Prozesse der
Selbstorganisation und Selbsthilfe gezielt gefordert werden kénnen.

a) Partizipation

Es wurden anhand von konkreten Beispielen verschiedene Maoglichkeiten
erortert, die Partizipation von Flichtlingen an den kommunalen
Entscheidungsprozessen zu ermoglichen. Als Beispiele wurden der
Integrationsbeirat der Stadt Molln, der Migrations- und Integrationsbeirat der
Stadt Bamberg und der Migrationsbeirat der Stadt Karlsruhe diskutiert. Diese
Gremien sind trotz gleicher Zielrichtung jeweils sehr unterschiedlich
ausgerichtet in ihrer Organisationsform, der Zusammensetzung und
Mitwirkungsmoglichkeiten.

Integrationsbeirat der Stadt Mélin

Der Integrationsbeirat der Stadt Molin ist eine Fortfihrung des ehemaligen
Auslanderbeirates, ein stadtisches Gremium, das beratende Stellungnahmen
und Empfehlungen an die Stadtvertretung und Ausschisse in Angelegenheiten,
welche die auslandischen Einwohner*innen als Gruppe betreffen, angeben
kann. Der Integrationsbeirat hat Antragsrecht in der Stadtvertretung und den
Ausschiissen, welche die Belange von auslandischen Einwohner*innen beraten.
Der Integrationsbeirat ist besteht aus 6 auslandischen Einwohner*innen sowie
2 Mitgliedern der Stadtvertretung. Die Wahl erfolgt lUber eine o6ffentliche



Wahlversammlung, in der sich potentielle Kandidaten vorstellen und
anschlieRend die Wahl durchgefihrt wird. Die Wahlperiode des
Integrationsbeirates entspricht der Wahlzeit der Stadtvertretung. Aus den
Reihen des Integrationsbeirates wird ein Sprecher gewahlt

In der Diskussion wurde diese Form eines Integrationsbeirates problematisch
bewertet, da sich zum einen die Heterogenitat der betreffenden Gruppe der
auslandischen Einwohner*innen mit ihren durchaus unterschiedlichen
Interessen in solch einem Gremium und Uber einen Sprecher kaum abbilden
lasst. Der ehemalige Auslanderbeirat ist auch aus diesem Grunde in der
Vergangenheit zum Erliegen gekommen. Zudem wurde die Wahlzeit als
deutlich zu lang angesehen, da davon auszugehen ist, dass viele Fllichtlinge, die
sich dort ggf. engagieren, sich nach Erhalt eines Bleiberechts raumlichen
umorientieren werden. Ebenso die Frage von zigiger Nachbesetzung scheint in
diesem Sinne nicht flexibel genug, um auf eine hohere Fluktuation reagieren zu
kénnen.

Migrations- und Integrationsbeirat der Stadt Bamberg

Der Migrations- und Integrationsbeirat der Stadt Bamberg ist in seiner
Aufgabenstellung sowie seinen Rechten a&ahnlich ausgestattet, wie der
Integrationsbeirat der Stadt Molin. Es ist ebenfalls ein auf sechs Jahre
gewahltes Gremium der Stadt. Es weist aber einige Besonderheiten auf
hinsichtlich der Wahl, der Geschaftsfihrung und auch der Anbindung an die
stadtische Verwaltung auf. So wird bei der Wahl darauf geachtet, dass es zu
einer moglichst reprasentativen Abbildung der Staatsangehorigkeiten im Beirat
kommt. In einem offentlichen Aufruf wird fir Wahlvorschlage aus den
einzelnen Staatsangehorigkeitengruppen geworben und dabei nach einem
Schlissel aus dem Meldewesen definiert, wieviel Mitglieder pro Gruppe
entsprechend der gemeldeten Anzahl der Einwohner aus dieser Gruppe in den
Beirat gewahlt werden kdnnen. Der Beirat hat als ausfihrendes Organ keinen
Sprecher, sondern einen geschaftsfihrenden Ausschuss. Eine enge Verzahnung
zwischen der Verwaltung und dem Beirat ist in der Satzung explizit in Form
einer friihen Beteiligung festgeschrieben. Der Beirat verfiigt zudem Uber eigene
Haushaltsmittel.

In der Diskussion wurde auch hier die Lange der Wahlzeit, die sich auf einen
Zeitraum von 6 Jahren, kritisch gesehen. Die Einrichtung eines
geschaftsfiihrenden  Ausschusses sowie die Bereitstellung eigener
Haushaltsmittel wurden im Vergleich zu den Verhaltnissen in Ratzeburg als zu
weitgehend wahrgenommen. Positiv wurde die Wahl in Bezug auf die
Staatsangehorigkeitengruppen gesehen, da sich auf diese Weise
unterschiedliche Interessenslagen besser in einem solchen Gremium abbilden
lassen. Auch die explizite Verzahnung zur Verwaltung wurde positiv gesehen.



Migrationsbeirat der Stadt Karlsruhe

Der Migrationsbeirat der Stadt Karlsruhe geht einen anderen Weg, als die oben
beschriebenen Integrationsbeirate. Dort wird kein festes stadtisches Gremium
gewahlt, sondern lediglich die , Mitwirkung sachkundiger Einwohner*innen“ in
den Ausschissen des Gemeinderates festgelegt. Als ,sachkundige
Einwohner*innen” gelten Personen, die in ihrer Gruppe eine herausragende
Stellung einnehmen, dort Vertrauen genieBen und in Alltagsfragen
angesprochen werden und Gehor finden. Sie sollen sich aufgrund ihrer
beruflichen Tatigkeit oder ihres ehrenamtlichen Engagements dafir
qualifizieren.

Das Wahlverfahren ist so gestaltet, dass die einzelnen Volksgruppen in der
Stadt aufgerufen werden, jeweils zwei Wahlvorschlage zu benennen und beim
Blirgermeister abzugeben. In einer 6ffentlichen Delegiertenversammlung wird
daraus eine Wahlliste von 10 Personen samt Vertreter*innen erstellt, die als
»sachkundige Einwohner*innen” benannt werden sollen. Dabei sind bestimmte
Wahlkategorien zu bericksichtigen, wie die moglichst breite Reprasentation
aller Volksgruppen, das Geschlecht, das Alter, der Beruf oder die soziale
Stellung.

Die Wahlliste wird anschlieBend vom Gemeinderat bestatigt. Die
»,sachkundigen Einwohner*innen“ werden zu den Beratungen einzelner
Angelegenheiten auf Anfrage des Gemeinderates hinzugezogen.

In der Diskussion wurde diese Form der Partizipation als sehr schlank,
praktikabel und flexibel bewertet. Als sehr hilfreich gerade auch in Fragen von
Integration wurde die Form der Vermittlung Uber Einzelpersonen mit einer
pradestinierten Stellung in ihrer Volksgruppe gesehen. Als Vertrauenspersonen
kénnen sie Interessenslagen aus den einzelnen Volksgruppen kommunizieren,
aber auch stadtischen Vorhaben und Entscheidungen in die einzelnen
Volksgruppen vermitteln.

Ergebnis

Im Verlauf der Diskussion wurde die Verwaltung gebeten, einen Vorschlag fir
einen Migrationsbeirat auf Basis des Modells aus Karlsruhe zu entwickeln.
Dieser sollte erganzt werden, um ein regelmallig und verbindlich tagendes
Forum, welches sich aus den ,sachkundigen Einwohner*innen“ und
Vertreter*innen der Kommunalpolitik und der Verwaltung zusammensetzt.
Ebenso sollen dort Fortbildungen fiir ,sachkundigen Einwohner*innen”
festgelegt werden, um mit den demokratischen Strukturen von kommunaler
Selbstverwaltung vertraut werden zu kénnen.



b) Eigenverantwortung

Im weiteren Diskussionsverlauf wurde auch Gber die Moglichkeiten diskutiert,
in der gemeinsamen Integrationsarbeit auch auf die Eigenverantwortung von
Flichtlingen und deren aktive Mithilfe zu setzen. Hierzu wurde festgehalten,
dass eine Beteiligung von Fliichtlingen an dieser Arbeit zum Beispiel Gber die
Moglichkeiten des ,Bundesfreiwilligendienstes mit Fliichtlingsbezug®, fir die
sich die Stadt qualifiziert hat, moglich ist und dieser Weg konkret verfolgt
werden soll. Weiterhin sollen Angebote der Fortbildung entwickelt,
nachgefragt oder genutzt werden, in denen Gefliichtete mehr Kompetenzen
erwerben kdnnen, um selbst als Helfer*innen tatig sein zu kdnnen.

2. Ergebnisse aus Umfrage zu den Lebensperspektiven von
Fliichtlingen

Parallel zu den Arbeiten an den verschiedenen Thementischen wurde im April
2016 eine nicht reprasentative Umfrage unter den Flichtlingen in den
Sprachkursen des Volkshochschule gestartet, um insbesondere einen Eindruck
von ihren Lebensperspektiven und Hoffnungen, ihren aktuellen Bedarfen, ihren
beruflichen Qualifikationen und Wiinschen und auch zu ihrem Freizeitverhalten
zu bekommen. Die Umfrage wurde mehrsprachig lGbersetzt, in Arabisch, Farsi,
Russisch und Englisch. Sie bestand aus Auswahlantworten, aber auch aus
eigenen Wortbeitragen, die mithilfe von Sprachmittlern anschlieRend
ausgewertet wurden. Es beteiligten sich 55 Personen an der Umfrage, aus dem
Irak, dem Iran, Syrien, Eritrea, Armenien und Afghanistan. Die Fragebdgen
wurden nur teilweise komplett ausgefillt.

Die Ergebnisse der Auswertung wurden zunachst nach Sprachgruppen erfasst
und anschlieBRend in eine Gesamtdarstellung Uberfiihrt. Die prozentuale
Bewertung im Auswahlfragebereich ergibt sich aus dem Bezug zu den
ausgewerteten Fragebdgen und ermoglicht einen Vergleich zwischen den
angebotenen Schlagworten und entsprechend eine Gewichtung der Bedeutung
von Themen.



Fragenbégen master

LEBEN

Fragebégen/ Anzahl:

55

Was ist fiir Sie in der jetzigen Situation am wichtigsten?

Arbeit Sprache Asyl Familie Studium Wohnung Freunde
39 49 44 15 21 21 33
71% 89% 80% 27% 38% 38% 60%
weitere Nennungen:
Unterstutzung | Eigenstg. Sicherheit Wiirde Angst*
1 1 3 1 1
2% 2% 5% 2% 2% 0% 0%
Konnen Sie sich vorstellen, in Ratzeburg zu leben?
ja nein ich weild nicht
39 4 10
71% 7% 18%
Wo mochten Sie lieber leben?
Nennungen:
Hamburg Lubeck Kiel Disseldorf Arbeit* Verkehr* | Deutschland
1 1 1 1 1 1 1
2% 2% 2% 2% 2% 2% 2%
Mélin
2
4% 0% 0% 0% 0% 0% 0%
Was vermissen Sie in Deutschland besonders:
Nennungen:
Familie Freunde soz. Leben Arbeit Studium Schulab. | Deutsch ler.
16 6 4 5 1 2 12
29% 11% 7% 9% 2% 4% 22%
ges. Teilhabe | Wohnung |Fuhrerschein Sport Heimat zufrieden
1 7 3 3 1 3
2% 13% 5% 5% 2% 0% 5%




PERSPEKTIVE
Welchen Beruf liber Sie aus?

Nennungen:
Verkaufer Friseur Backer Kellner Autobauer | Schneider Apotheke Maurer
3 2 1 1 1 2 1 2
5% 4% 2% 2% 2% 4% 2% 4%
Kfz-Mech. Mechaniker Koch Import/Ex. | Trockenbau| Elektriker Diplomat | Flughafen
3 4 2 1 1 2 1 1
5% 7% 4% 2% 2% 4% 2% 2%
Maler Lehrer Callcenter | SchweilSer Fahrer Drucker Architekt alles
1 4 1 2 1 1 1 3
2% 7% 2% 4% 2% 2% 2% 5%
Student Azubi nichts* soz.pad. As. | Telekom |Dolmetscher | Krankensch.| Winzer
3 1 1 2 1 1 1 1
5% 2% 2% 4% 2% 2% 2% 2%
Sicherheitsd. Hotel Restaurant | Reinihung
1 2 3 1
2% 4% 5% 2% 0% 0% 0% 0%
Wie soll Ihr Leben in drei Jahren aussehen?
Nennungen:
eigenst.
bess. Leben* Leb.* Beruf Studium Ausbild. | Teil d. Ges.* | Sprache gl. Rechte
18 11 13 5 1 8 13 4
33% 20% 24% 9% 2% 15% 24% 7%
Bleiberecht Familienz. Familienp. | Wohnung | Fuhrersch. | Gesundheit
9 9 9 5 1 1
16% 16% 16% 9% 2% 2% 0% 0%
Was wiinschen Sie fiir lhre Kinder?
Nennungen:
bess. Leben* | Ausbildung Studium Beruf Teil d. Ges. Sprache Sicherheit* | Heimat*
18 2 10 9 5 3 7 2
33% 4% 18% 16% 9% 5% 13% 4%




Ist es lhnen wichtig, einen Ort zu haben, wo sie beten kénnen?

sehr wichtig wichtig nicht wichtig
15 7 18
27% 13% 33%

Ware es lhnen wichtig, lhre Belange gegeniiber Entscheidungstragern in
Ratzeburg selbst vertreten zu kénnen und dort gehort zu werden?

sehr wichtig wichtig nicht wichtig
15 21 9
27% 38% 16%

Koénnen Sie sich vorstellen, anderen Fliichtlingen in Ratzeburg zu helfen?

ja nein ich weil} nicht
37 5
67% 0% 9%
FREIZEIT

Wie mochten Sie lhre Freizeit verbringen?

Nennungen:
Freunde Familie soz. Leben Sport Bildung Kultur* Helfen
9 6 2 15 13 10 6
16% 11% 4% 27% 24% 18% 11%
Lesen Spazieren* Fernsehen Kochen Schach Shopping Urlaub
5 3 3 2 1 1 1
9% 5% 5% 4% 2% 2% 2%

Wie haben Sie lhre Freizeit in lhrem Heimatland verbracht?

Nennungen:
Freunde Familie soz. Leben Sport Bildung Kultur* Helfen
17 16 8 3 1 1
31% 29% 0% 15% 5% 2% 2%
Lesen Spazieren* Fernsehen Kochen Shopping Angeln Schafhirte
4 2 2 1 1 1
7% 4% 4% 0% 2% 2% 2%




Sind sie an Sport interessiert?

ja nein
45 8
82% 15%
Nennungen:
FuRball Volleyball Basketball |Schwimmen| Tennis Kampfsp.* Fitness
16 3 1 4 2 8 1
29% 5% 2% 7% 4% 15% 2%
Cricket Badminton Leichat.
2 1 1
4% 2% 2% 0% 0% 0% 0%

Die inhaltliche Bewertung dieser Ergebnisse sollte in die nachfolgenden
Beratungen fiir die Ausgestaltungen moglicher Angebote einflielen. Auf einige

interessante Aspekte sei jedoch hingewiesen.

Da ist zundchst einmal die durchaus hohe Bereitschaft zur Integration.
Spracherwerb, Arbeit, Eigenstandigkeit, aber auch gesellschaftlicher Anschluss
wird Uberdurchschnittlich hoch bewertet, sowohl als aktueller Bedarf, als auch
perspektivisch. Zudem wird auch der Aspekt von personlicher Sicherheit
hervorgehoben, einmal im Wunsch nach Frieden fiir die Kinder, aber auch in

Bezug auf das personliche Bleiberecht.

Interessant ist zudem, dass eine deutliche Mehrheit sich vorstellen kann, in
Ratzeburg einen Lebensmittelpunkt zu entwickeln.

Der Wille zur Mithilfe an der Fliichtlingsarbeit ist ebenfalls sehr hoch, mithin
ein wichtiges Potential fiir weitere Projektplanungen, das erschlossen werden
kann.

Beachtenswert ist auch, dass der Wunsch, nach einem eigenen Gebetsort nicht
an Entscheidungsprozessen

so stark ausgepragt ist,
partizipieren zu konnen.

aufgeladenen Debatte

reprasentatives Detail.

Die Freizeitgestaltung adhnelt zudem auffallig der Freizeitgestaltung der

Dies
zum

wie der Wunsch,
ist gerade
Islam ein

im Lichte der
spannendes,

populistisch
wenn auch nicht

Aufnahmegesellschaft und bietet so gute Ansatzpunkte fir Integration.




3. Konkrete Schritte zur kommunalen Integrationsstrategie

3.1 Vom Willkommen... ... zur Integration

Parallel zur Entwicklung einer kommunalen Integrationsstrategie laufen bereits
zahlreiche Aktivitaten, die vom Willkommen zur Integration weisen...

Februar 2016 — Arbeitgeberinformation im Ratssaal
* inder Folge Ausbau des Netzwerkes , Arbeit & Praktikum*
« Februar 2016 - Einrichtung einer Kinderbetreuung bei der VHS
* mit Unterstiitzung von Spenden
« Marz 2016 — Antrag beim Bundesprogramm ,,Demokratie leben”
* Einrichtung einer ,,Partnerschaft fiir Demokratie” fiir Ratzeburg und
das Amt Lauenburgische Seen mit Schwerpunkt auf ,,Demokratie und
Flichtlingsprojekte” (Fordersumme: bis zu 55.000 € jahrl.)
« Mai 2016 - Beantragung einer Stelle des BUFDI mit Fluchtbezug
* Ausschreibung , Bewerbungsverfahren, Besetzung
« Mai 2016 — 1. WIPO-Kurs an der VHS-Ratzeburg
« Mai 2016 - Entwurf einer Satzung fiir einen Migrationsbeirat
« Juni 2016 - Einrichtung von Praktikumsplatze in stadt. Betrieben
* Vorstellung, Ausschreibung und Besetzung
« Juni 2016 — Vorbereitung einer Kampagne ,,Gemeinniitzigkeit”
* stadtisches Anschreiben an Vereine und Institutionen in
Vorbereitung
* Juni 2016 — Beratung im ASJS am 30.06.2016
* Einrichtung eines Migrationsbeirates,
kommunale Integrationsstrategie
+ Juli 2016 — anstehende Sprachpriifungen in der VHS
* Al und A2/B1-Zertifikate werden erworben

3.2 Projektentwicklung

Zur Fortschreibung der kommunalen Integrationsstrategie ist ein Prozess der
Projektentwicklung gestartet worden, zu dem in einer ersten Runde
Vertreter*innen der Stadtverwaltung, der Stadtpolitik, der Willkommenskultur,
der Birgerstiftung, der Volkshochschule, der Familienbildungsstatte, der
Arbeitsagentur, der Koordinierungsstelle des Kreises sowie Fliichtlingsvertreter
zusammengekommen sind. Ausgehend von den Bedarfsanalysen und
Erhebungen wurden dabei konkrete Projektideen zusammengetragen, die in
den einzelnen Themenbereichen sinnvolle Angebote sein kénnen, um
Flichtlinge bei den kommenden Integrationsschritten nachhaltig zu
unterstitzen. Dabei wurde wiederum auf eine enge Verzahnung von haupt-



und ehrenamtlichen Engagement geachtet, im Sinne einer notwendigen und
fruchtbaren Erganzung. Gerade im Bereich des ehrenamtlichen Engagements
geht dies mit einer Transformation des Aufgabenspektrums einher.

a) Begegnungsmaoglichkeiten und gesellschaftliche Teilhabe

Als maligeblichen Entwicklungsschritt in der nachhaltigen Schaffung von
Begegnungsmoglichkeiten und gesellschaftlicher Teilhabe wurde die
Ausweitung von Angeboten durch die Einbeziehung weiterer Anbieter (Vereine,
Institutionen) als vordringlich gesehen. Als gute Beispiele sind hier die Offnung
verschiedener Sparten des Ratzeburger Sportvereins, die neue
Schwimmangebote der DLRG sowie das ebenfalls neue Angebot eines
Internationalen  Frauencafés in den Rdaumen der Evangelischen
Familienbildungsstatte zu nennen, die die bestehende Angebote der
Willkommenskultur sowie des Migrationssozialdienstes und
Jugendmigrationsdienstes des Diakonischen Werkes in den Ratzeburger
Jugendeinrichtungen sinnvoll erganzen.

Als weitere Projektideen wurde zudem die Grindung eines internationalen
Chores angesehen, die Etablierung einer oder mehreren interkulturellen
Gesprachsrunde (vorzugsweise geschlechterspezifisch) zu den Themen Werte,
Normen und Konventionen (ggf. im Geflige der VHS-Ratzeburg) oder die
Einrichtung eines ,Repair-Cafés” oder ,Repair-Borse” in Form gelebter
Nachbarschaftshilfe (handwerklich versierte Flichtlinge bieten ihre Hilfe bei
Kleinreparaturen an und zeigen so auch ihr Kénnen).

Als wichtige Mallnahme wird auch die Ausweitung von gemeinnitziger
Tatigkeit fur Flichtlinge bewertet. Hier soll seitens der Stadtverwaltung eine
Informationskampagne angestoBen werden, um gemeinnutzige Vereine und
Organisationen auf diese Form der Unterstlitzung aufmerksam zu machen, die
gleichzeitig Zugange zu gesellschaftlichen Leben in der Stadt schaffen kann.

Ebenso wichtig wird die kontinuierliche Presse- und Offentlichkeit zu diesem
Themenfeld bewertet. Uber die Darstellung positiver Beispiele von Begegnung
und Integration in bestehenden Strukturen sollen weitere Vereine und
Organisationen motiviert werden, selbst Angebote zu schaffen.

b) Eingliederung in das Bildungssystem

Im Bereich der Erwachsenenbildung wird seitens der Volkshochschule
weiterhin ein hoher Bedarf bei der Sprachvermittlung festgestellt,
insbesondere im Bereich der Alphabetisierung, aber auch bei der Vertiefung
von Lernerfolgen und dem Erwerb weitergehender Sprachzertifikate Gber das
Sprachniveau B1 hinaus. Die Entwicklung weiterer Sprachangebote in



Absprache mit Jobcenter und Arbeitsagentur sind aus Sicht der
Volkshochschule geboten. Angesichts der zunehmenden beruflichen
Integration von Fllichtlingen kdnnten hier auch Abendkurse eine groRere
Bedeutung bekommen

Als neues Feld der padagogischen Unterstlitzung riickt zu dem die klassische
Nachhilfe in den Blickpunkt, insbesondere fir die zunehmende Zahl von
Flichtlingen, die es schaffen, einen Ausbildungsplatz zu erhalten und damit im
dualen Ausbildungssystem auch verpflichtend am Berufsschulunterricht
teilnehmen miussen. Hier ist der Hinweis wichtig, dass seitens des Jobcenters
ausbildungsbegleitende Hilfen bewilligt werden kénnen. Hier bietet sich aber
auch die Moglichkeit an, eine ehrenamtliche Unterstlitzung in Form von
Nachhilfegruppen zu organisieren.

Zusatzlich sei auf das oben bereits angesprochene Angebot der Etablierung
einer oder mehreren interkulturellen Gesprachsrunde (vorzugsweise
geschlechterspezifisch) zu den Themen Werte, Normen und Konventionen
verweisen, die parallel und analog zum aktuellen laufenden VHS-Kurs
,Deutsche Geschichte und das politische System der Bundesrepublik”
organisiert werden kénnten.

Im Bereich der schulischen Bildung, derzeit vor allem noch in den DaZ-Klassen
wird mit dem/der Vertreter*in diskutiert, ob im analog zu einem Modellprojekt
im Burgenlandkreis (Sachsen-Anhalt) zum Ende des einjahrigen Unterrichts
nicht eine Schulartenempfehlung mit dem Schulamt getroffen werden sollte,
um Flichtlingskindern von Beginn an entsprechend ihren Fahigkeiten fordern
zu konnen. Der/die Vertreter*in Kreis sagen hier eine Prifung zu.

Ebenso wird diskutiert, wie auch im Bereich der frihkindlichen Bildung die
Kindergarten auf die Zunahme von Flichtlingskindern sinnvoll vorbereitet
werden konnen, unter anderem mit Fortbildungsangeboten zu interkultureller
Kompetenz. Der/die Vertreter*in Kreis sagen hier eine Prifung zu.

Die Burgerstiftung stellt in diesem Zusammenhang das Projekt der Leselernhilfe
,Mentor” vor, das mit ca. 80 ehrenamtlichen Helfern derzeit in direkter
Betreuung Kinder der Ratzeburger Schulen unterstitzt. Hier ist eine
Ausweitung denkbar, um gerade auch Fliichtlingskindern zu helfen. Eine
gemeinsame Informationskampagne, um weitere ehrenamtliche Helfer*innen
zu finden, wird seitens der Stadtverwaltung angeboten.

c) Eingliederung in Arbeit

Mit der Zunahme der Anerkennung von Asylantragen gelangen immer mehr
Flichtlinge in die Zustandigkeit des Jobcenters und damit auch in die



Reichweite von beruflichen QualifizierungsmalRnahmen. Ebenso engagiert sich
aber auch die Arbeitsagentur deutlich verstarkt fur Flichtlinge, die noch im
Asylverfahren stehen. Hierbei ist eine enge Abstimmung von
Sprachbildungseinrichtungen und ehrenamtlicher Unterstitzung bei der
Praktikums-, Ausbildungs- und Arbeitsplatzsuche unabdingbar und sollte
regelmallig in gemeinsamen Gesprachsrunden erfolgen. Zusatzliche
Hilfsangebote wie die Lotsen der Handwerkskammer und auch der IHK sollten
hierbei eingebunden werden.

Wichtig erscheint auch, die Information von Arbeitgebern zu intensivieren, wie
eine Praktikums-, Ausbildungs- oder Arbeitsaufnahme von Flichtlingen
erfolgen kann und wo es dafiir Unterstlitzung gibt. Eine Einbeziehung von
Wirtschaftsvereinigungen ist hierbei wichtig.

Ebenso wichtig kdénnen hier kombinierte Sprachangebote sein, die den
Spracherwerb mit Praktikumserfahrungen koppelt, zum Beispiel in Form der
ESF-BAMEF-Sprachkurse.

Presse- und Offentlichkeitsarbeit, die konkrete, positive Fallbeispiele zum
Beispiel von ersten Ausbildungserfolgen beschreibt, sind dazu eine wichtige
Erganzung.

Diskutiert wurde zudem, inwieweit die Forderung von Selbstandigkeit auch
eine Option sein konnte, da viele der Flichtlinge in ihrem Heimatland
selbstandig tatig waren. Hierbei ist allerdings zu beachten, dass die Hirden fir
Selbstandigkeit in Deutschland ungleich héher sind.

Eine weitere Idee ist die Schaffung eines kommunalen Handwerksprojektes,
zum Beispiel ein Bauprojekt, in dem unter Anleitung handwerkliche
Kompetenzen erlernt oder soweit bestehend vertieft werden kénnten. Hier gibt
es Vorbilder in Hamburg.

d) Forderung von zivilgesellschaftlichem Engagement

Ehrenamtliches Engagement bleibt unverzichtbar, wenn es um den Erfolg von
Integration bei Flichtlingen geht. Gerade die zwischenmenschliche
Komponente, die hierbei zum Tragen kommt, ist eine unschatzbare Ressource
und unterstitzt hauptamtliche Angebote. Wichtig ist dabei jedoch, dass die
Fortbildungsangebote fir ehrenamtlich Tatige den sich wandelnden Bedarfen
und Aufgabenstellungen themenorientiert angepasst und weiter auf hohem
Niveau angeboten werden. Dabei geht es nicht nur um Wissenserwerb und die
Erarbeitung von Kompetenzen in der Arbeit mit Flichtlingen, sondern immer
auch um den Austausch mit Gleichgesinnten und die damit einhergehende
Starkung der eigenen Motivation sowie die Vermittlung von Wertschatzung.



Wichtig ist hier auch, neue Aufgabenfelder zu beschreiben und anzubieten,
insbesondere wenn andere Aufgabenfelder im Zuge von Integrationserfolgen
zurlickgefihrt werden konnen. Ziel sollte es hier sein, dass mit wegfallenden
Aufgabenfeldern moglichst wenig ehrenamtliches Engagement wegfallt.

e) Ausblick

Die Entwicklung von konkreten Projektideen soll in der Folge mit weiteren
hauptamtlichen Akteuren diskutiert und so erganzt werden.

3.3 Politische Prozessbegleitung

Der Ausschuss fur Schule, Jugend und Sport hat sich im Juni erstmalig mit den
Themen ,Kommunale Integrationsstrategie” und ,Migrationsbeirat” (s.
Themenfeld Partizipation & Eigenverantwortung) befasst. Flir die Einrichtung
eines Migrationsbeirates ist seitens der Verwaltung ein entsprechender
Satzungsentwurf zu erarbeiten, Gber dem im Herbst weiter beraten werden
soll.

Seitens der oben genannten Arbeitsrunde ist hierzu noch der Hinweis
gekommen, dass parallel zur EinfUhrung eines Migrationsbeirates auch die
Fortbildung von Mitgliedern dieses Beirates verbindlich festgeschrieben
werden sollte, gilt es doch, mit den demokratischen Strukturen der
kommunalen Selbstverwaltung vertraut zu werden.

3.4 Finanzierung der Projektideen

Parallel zum laufenden Prozess muss abgewartet werden, ob die Stadt
Ratzeburg und das Amt Lauenburgische Seen erfolgreich die Antragsphase des
Bundesprogramms ,Demokratie leben!” durchlaufen, aus dem sich
entsprechende Projektideen finanzieren lassen konnten. Entsprechend dieses
Ergebnisses muss die Finanzierbarkeit der verschiedenen Projektangebote
konkret bewertet werden. Sollte das Antragsverfahren erfolgreich sein, werden
die Ergebnisse dieses Prozesses und die entwickelten Projektideen in eine
entsprechende Agenda einflieBen, die im Rahmen dieses Forderprogrammes in
einem Beteiligungsverfahren zu entwickeln ist.
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 11.08.2016

SR/BeVoSr/355/2016
Gremium Datum Behandlung
Hauptausschuss 12.09.2016 @)
Stadtvertretung 26.09.2016 @)
Verfasser: FB/Aktenzeichen:

Vertrag Uber den gemeinsamen Datenschutzbeauftragten
zwischen Kreis, Stadten und Amtern

Zielsetzung:

Gesetzeskonforme Wahrnehmung der Aufgabe der/des behdrdlichen
Datenschutzbeauftragten

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss empfiehlt der Stadtvertretung zu beschliel3en (die
Stadtvertretung beschlieldt), den 6ffentlich-rechtlichen Vertrag tber die
Bestellung einer oder eines gemeinsamen behdrdlichen
Datenschutzbeauftragten zwischen dem Kreis Herzogtum Lauenburg sowie
der Stadt Ratzeburg und weiteren Vertragskommunen abzuschlief3en, so wie er
sich aus der Anlage zu dieser Vorlage ergibt. Geringflgige, den Vertragsinhalt
nicht wesentlich beriihrende Anderungen darf der Biirgermeister im
Einvernehmen mit allen Vertragspartnern vornehmen.

Blrgermeister Verfasser
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:

Ralf Weindock am 11.08.2016
Birgermeister Vol3 am 11.08.2016

Sachverhalt:

Die Stadt Ratzeburg hat eine/n behérdlichen Datenschutzbeauftragte/n zu bestellen.
Néheres ergibt sich aus der Anlage des ULD, Datenschutzzentrum, in Kiel. Die Stadt
hatte eine behordliche Datenschutzbeauftragte bestellt, die allerdings in diesem Jahr
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verstorben ist. Etwa zeitgleich verhandelten andere Kommunen mit dem Kreis
Herzogtum Lauenburg Uber eine gemeinsame Bestellung.

Diesen Verhandlungen ist auch die Stadt Ratzeburg beigetreten. Die Sprecher der
Amter und der hauptamtlich verwalteten Stadte und Gemeinden vereinbarten
zusammen mit dem Kreis Herzogtum Lauenburg den Verhandlungstand, so wie er
sich aus dem Vertragsentwurf ergibt.

Der Kreis tragt 25 % der Kosten und die Vertragskommunen 75 %. Eine vorlaufige
Kostenverteilung ist ebenfalls als Anlage beigefiigt. Kostenginstiger kann eine
Bestellung durch eigenes Personal nicht erreicht werden, insbesondere auch nicht
fachlich qualifizierter.

Wenn nach einem Treffen der Vertragskommunen am 23. August 2016 noch
Erganzungen erforderlich sein sollten, werden diese noch in der Sitzung vorgetragen.
Die Besetzung der Stelle erfolgt durch en Kreis Herzogtum Lauenburg im jeweiligen
Einvernehmen mit den Sprechern der Stadte und hauptamtlichen Gemeinden und
der Amter.

Finanzielle Auswirkungen:

s. Anlage Kostenaufstellung Vertragskommunen

Anlagenverzeichnis:

- Offentlich-rechtlicher Vertrag Giber die Bestellung einer oder eines gemeinsamen
behdrdlichen Datenschutzbeauftragten (Entwurf vom 07.07.2016).

- Vortrag des ULD zu behdrdlichen Datenschutzbeauftragten vom 26.05.2016.

- Kostenaufstellung der Vertragskommunen
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E. 07.07.2016

Offentlich-rechtlicher Vertrag tuber die Bestellung
einer oder eines gemeinsamen behordlichen Datenschutzbeauftragten

Auf Grund des § 10 (1) Satz 2 des Schleswig-Holsteinischen Gesetzes zum Schutz
personenbezogener Informationen (Landesdatenschutzgesetz -LDSG) vom 9. Feb-
ruar 2000 (GVOBI. Schl.-H. S. 169) in Verbindung mit 819a des Gesetzes Uber
kommunale Zusammenarbeit in der Bekanntmachung vom 23. Februar 2003
(GVOBI. Schl.-H. S. 122) in der zurzeit geltenden Fassung wird zwischen

dem Kreis Herzogtum Lauenburg,
vertreten durch den Landrat

nachfolgend Anstellungsbehdrde genannt
und

den Stadten Geesthacht, Lauenburg, Mdélln, Ratzeburg, Schwarzenbek,
vertreten jeweils durch den Birgermeister

und

den Amtern Berkenthin, Hohe Elbgeest, Lauenburgische Seen, Liitau, Sandesneben-
Nusse, Schwarzenbek-Land,

vertreten jeweils durch den Amtsvorsteher

sowie

den Gemeinden Biichen, Wentorf b. Hamburg,
vertreten jeweils durch den Blrgermeister

nachfolgend Vertragskommunen genannt

nach Beschlussfassungen des Kreistages, der Stadt- und Gemeindevertretungen
sowie der Amtsaussschisse wird folgender 6ffentlich-rechtlicher Vertrag zur Bestel-
lung einer oder eines gemeinsamen behoérdlichen Datenschutzbeauftragten ge-
schlossen.



§1
Zweck des Vertrages

Mit dem vorliegenden Vertrag wird die Begrindung einer Verwaltungsgemeinschaft
zum Zwecke der Bestellung einer oder eines gemeinsamen hauptamtlichen behdordli-
chen Datenschutzbeauftragten (nachfolgend gbDSB abgekirzt) fur den Kreis Her-
zogtum Lauenburg als Anstellungsbehérde und die Vertragskommunen geschlossen.

(1)

(2)

(1)

(2)

3)

§2
Bestellung der oder des gemeinsamen behordlichen
Datenschutzbeauftragten

Die zur oder zum gbDSB zu bestellende Person muss tber die erforderliche
Sachkunde und Zuverlassigkeit verfiigen. Hierzu gehdrt insbesondere die
Kenntnis der einschlagigen Datenschutzregelungen und ein angemessenes
Maf3 an technischem Verstandnis, um die automatisierte Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten Gberwachen zu kdnnen.

Die Bestellung der oder des gbDSB erfolgt in Schriftftorm durch die Anstel-
lungsbehorde, deren Mitarbeiterin oder Mitarbeiter die oder der zu bestellende
Datenschutzbeauftragte ist und stellvertretend fir die anderen Vertragskom-
munen. Vor der Bestellung ist Einvernehmen mit einem Sprecher der haupt-
amtlichen Birgermeister und einem Sprecher des Fachverbandes der Leiten-
den Verwaltungsbeamten herzustellen. Eine Ausfertigung der Bestellung ist
den Vertragskommunen zuzuleiten und von ihnen zu dokumentieren.

§3
Rechte und Pflichten der oder des gemeinsamen behdrdlichen
Datenschutzbeauftragten

Die oder der gbDSB verfugt im Rahmen ihrer oder seiner Téatigkeit bei der An-
stellungsbehérde und den Vertragskommunen Uber die in 8§ 10 LDSG be-
schriebenen Rechte und Pflichten. Die Aufgaben werden in der Bestellung zur
bzw. zum gbDSB konkretisiert. Die oder der gbDSB untersteht organisatorisch
unmittelbar dem Landrat der Anstellungsbehérde. Bei der Ausiibung des Am-
tes ist sie bzw. er weisungsfrei.

Die oder der gbDSB hat das Recht, an den fir sie oder ihn erforderlichen
Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen.

Die von der oder dem gbDSB im Rahmen der Kontrolle bzw. Aufgabenerfil-
lung erlangte Kenntnis personenbezogener Daten darf nicht fir andere Zwe-
cke verwendet werden.



(1)

(2)

3)

§4
Rechte und Pflichten der vertragsschlielenden Parteien

Die Befugnisse des Dienstvorgesetzten obliegen der Anstellungsbehérde, de-
ren Mitarbeiterin oder Mitarbeiter die oder der gbDSB ist. Sie hat die oder den
gbDSB mit den erforderlichen sachlichen Mitteln auszustatten.

Der oder dem gbDSB der Anstellungsbehérde wird durch die Vertragskommu-
nen die Aufgabe der Uberwachung und Unterstiitzung der Einhaltung der da-
tenschutzrechtlichen Vorschriften gemafl 8 10 (4) LDSG mit Wirkung vom

Ubertragen. Scheidet die oder der gbDSB aus dem Dienst aus, hat die
Anstellungsbehdrde in angemessener Zeit eine neue Mitarbeiterin bzw. Mitar-
beiter fur diese Aufgaben zu bestellen.

Die Anstellungsbehdrde und die Vertragskommunen sind weiterhin datenver-

arbeitende Stellen nach § 2 (3) LDSG. Ihnen obliegt die sachliche Verantwor-
tung zur Einhaltung der bestehenden datenschutzrechtlichen Vorschriften.

§5

Tatigkeit der oder des gemeinsamen behdrdlichen Datenschutzbeauftragten;

(1)

(@)

3)

Kostenerstattung

Die oder der gbDSB ist mit der Gesamtarbeitszeit ausschlieRlich fur die An-
stellungsbehérde und die Vertragskommunen in datenschutzrechtlichen Be-
langen tatig. Sie oder er fertigt jeweils bis zum 31.03. des Folgejahres einen
Tatigkeitsbericht Gber das abgelaufene Jahr.

Die Kosten fur die oder den gbDSB tragen die Anstellungsbehérde zu 25%
und die Vertragskommunen zu 75%. Im Falle einer Umsatzsteuerpflicht wird
auch diese anteilig auf die Vertragskommunen umgelegt. Die Vertragskom-
munen haben der Anstellungsbehdrde jahrlich auf Anforderung ihren Anteil an
den Kosten zu zahlen. Der jeweilige Anteil wird durch die Relation der Ein-
wohner pro Kommune (Stichtag 31.03.) vorgegeben. Die Kostenerstattung ist
zum 01.06. eines jeden laufenden Jahres fallig und basiert auf den tatséchli-
chen Kosten des jeweiligen Vorjahres. Die Kostenerstattung wird ab dem
01.01.2017 erhoben. Fir das erste Jahr wird zusammen mit dem Tatigkeitsbe-
richt eine geeignete Dokumentation Uber den tatsachlichen Zeitaufwand je
Vertragspartner vorgelegt.

Zu den Kosten gehdren die Besoldung bzw. Verglutung inklusive Sonderzu-
wendung bzw. Jahressonderzahlung der oder des gbDSB max. bis zu einer
Vollzeitstelle der Besoldungsgruppe Al2 der Landesbesoldungsordnung bzw.
EG 11 nach dem TV6D, die Pensions- und Beihilfertickstellung, der Zufuh-
rungsbetrag zur Versorgungsricklage, die Beihilfe, die Sozialversicherungs-
beitrage inklusive Beitrag zur Unfallversicherung sowie die VBL-Umlage, des
Weiteren ein Sachkostenzuschlag und ein Gemeinkostenzuschlag entspre-
chend der KGSt-Materialien ,Kosten eines Arbeitsplatzes®*.

*Bericht Stand2015/2016: GemKosten=>20%d. Pers.Kosten, Sachkosten =>9.700€/a



(4)

Zur Abrechnungsvereinfachung werden die Berechnungsmethoden und Be-
trage fur das erste Jahr anhand der gultigen KGSt-Materialien ,Kosten eines
Arbeitsplatzes” vereinbart.

§6
Abberufung der oder des gemeinsamen behdrdlichen
Datenschutzbeauftragten

Die Abberufung der oder des gbDSB erfolgt in Schriftform durch die Anstellungsbe-
horde und stellvertretend fir die anderen Vertragskommunen. Vor einer Abberufung
ist allen Vertragskommunen die Moglichkeit zur Stellungnahme zu geben.

(1)

(2)

§7
Geltungsdauer und Kindigung des offentlich-rechtlichen Vertrages

Der Vertrag wird auf die Dauer von 5 Jahren geschlossen. Er verlangert sich
stillschweigend jeweils um ein Jahr, sofern keine Kiindigung erfolgt. Die Kin-
digung ist spéatestens drei Monate vor Ablauf des Vertrages schriftlich gegen-
Uber der Anstellungsbehérde und den anderen Vertragskommunen zu erkla-
ren.

Das Recht zur auRerordentlichen Kindigung ohne Einhaltung einer Frist ist
den Vertragsparteien unbenommen. Aul3erordentliche Kindigungsgriinde sind
insbesondere:

a) vorsatzliche oder grob fahrlassige Pflichtverletzung der oder des gbDSB
oder einer der vertragsschlieRenden Behorden,

b) wiederkehrende fahrlassige Pflichtverletzung der oder des gbDSB oder ei-
ner der vertragsschlieenden Behorden.

Ratzeburg, den



O 10

Behordliche Datenschutzbeauftragte

Dr. Sven Polenz
Tel.: 0431/988-1215
Mail: uld4@datenschutzzentrum.de

ULD &

Unabhangiges Landeszentrum fiir

Datenschutz Schleswig-Holstein
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. Stellung und Befugnisse des behordlichen
Datenschutzbeauftragten

. Aufgabenspektrum eines behordlichen
Datenschutzbeauftragten

. Bestellung
. Konsequenzen einer Nichtbestellung
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1. Gesetzgeberische Intention

e Selbstkontrolle der Daten verarbeitenden Stelle

e Unabhingige Uberwachung der Anwendung der zur Umsetzung der
EG-Datenschutzrichtlinie (Richtlinie 95/46/EG) erlassenen
einzelstaatlichen Bestimmungen

e Gewahrleistung, dass die Rechte und Freiheiten einer betroffenen
Person durch die Datenverarbeitung nicht beeintrachtigt werden

e Die Bestellung eines Datenschutzbeauftragten soll zur Entbehrlichkeit
von Meldungen automatisierter Verfahren an die
Datenschutzaufsichtsbehoérde flihren.

-> (Gesetzentwurf der Landesregierung fur ein Landesdatenschutzgesetz,
LT-Drs. 14/2258 v. 24.06.1999)
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2. MaBBgebende Vorschriften

(Art. 18 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 95/46/EG sowie § 10 LDSG)

MELDUNG

Artikel 18
Pflicht zur Meldung bei der Kontrollstelle

(1) Die Mitgliedstaaten schen eine Meldung durch den fiir die
Verarbeitung Verantwortlichen oder gegebenenfalls seinen Vertreter
bei der in Artikel 28 genannten Kontrollstelle vor, bevor eine
vollstindig oder teilweise automatisierte Verarbeitung oder eine Mehr-
zahl von Verarbeitungen zur Realisierung einer oder mehrerer
verbundener Zweckbestimmungen durchgefithrt wird.

(2) Die Mitgliedstaaten konnen eine Vereinfachung der Meldung
oder eine Ausnahme von der Meldepflicht nur in den folgenden Fillen
und unter folgenden Bedingungen vorsehen:

— Sie legen fir Verarbeitungskategorien, bei denen unter Beriicksich-
tigung der zu verarbeitenden Daten cine Beeintrichtigung der
Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen unwahrscheinlich
ist, die Zweckbestimmungen der Verarbeitung, die Daten oder
Kategorien der verarbeiteten Daten, die Kategorie(n) der betrof-
fenen Personen, die Empfianger oder Kategorien der Empfinger,
denen die Daten weitergegeben werden, und die Dauer der Aufbe-
wahrung fest, und/oder

— der fur die Verarbeitung Verantwortliche bestellt entsprechend dem
einzelstaatlichen Recht, dem er unterliegt, einen Datenschutzbeauf-
tragten, dem insbesondere folgendes obliegt:

— die unabhingige Uberwachung der Anwendung der zur Umset-
zung dieser Richtlinie erlassenen einzelstaatlichen
Bestimmungen,

— die Fiihrung eines Verzeichnisses mit den in Artikel 21 Absatz 2
vorgesehenen Informationen {iber die durch den fiir die Verar-
beitung Verantwortlichen vorgenommene Verarbeitung,

um auf diese Weise sicherzustellen, dafl die Rechte und Freiheiten
der betroffenen Personen durch die Verarbeitung nicht beeintrich-
tigt werden.
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§10
Behdrdliche Datenschutzbeauftragte

(1) Die datenverarbeitende Stelle kann schriftlich eine behdrdliche Datenschutzbeauftragte oder einen
behordlichen Datenschutzbeauftragten bestellen. Mehrere datenverarbeitende Stellen kinnen gemein-
sam eine behdrdliche Datenschutzbeauftragte oder einen behdrdlichen Datenschutzbeauftragten be-
stellen.

(2) Die oder der behdrdliche Datenschutzbeauftragte muss die erforderliche Sachkunde und Zuverlds-
sigkeit besitzen. Sie oder er darf durch die Bestellung keinem Konflikt mit anderen dienstlichen Aufga-
ben ausgesetzt sein.

(3) Die oder der behdrdliche Datenschutzbeauftragte ist unmittelbar der Leiterin oder dem Leiter der
datenverarbeitenden Stelle zu unterstellen. Sie oder er ist bei der Ausiibung des Amtes weisungsfrei
und darf wegen der Wahrmehmung des Amtes nicht benachteiligt werden, Sie oder er ist zur Erflllung
der Aufgaben des Amtes im erforderlichen Umfang freizustellen und mit den notwendigen Mitteln aus-
zustatten. Beschaftigte und Betroffene kénnen sich chne Einhaltung des Dienstweges in allen Angele-
genheiten des Datenschutzes an sie oder ihn wenden. Die oder der behdrdliche Datenschutzbeauftrag-
te darf zur Aufgabenerfillung Einsicht in personenbezogene Datenverarbeitungsvorgange nehmen. Dies
gilt nicht, soweit das Steuergeheimnis dem entgegensteht. Im (brigen gilt § 41 Abs. 1 entsprechend.

(4) Die oder der behdrdliche Datenschutzbeauftragte (berwacht und unterstitzt die Einhaltung der da-
tenschutzrechtlichen Vorschriften bei der datenverarbeitenden Stelle. Sie oder er hat insbesondere

1. auf die Einhaltung der Datenschutzvorschriften bei der Einfihrung von Datenverarbeitungsmag-
nahmen hinzuwirken,

2. die Beschéftigten der datenverarbeitenden Stellen mit den Bestimmungen dieses Gesetzes sowie
den sonstigen Vorschriften dber den Datenschutz vertraut zu machen,

3. die datenverarbeitende Stelle bei der Gestaltung und Auswahl von Verfahren zur Verarbeitung
personenbezogener Daten zu beraten und bei der Einfiihrung neuer Verfahren oder der Anderung
bestehender Verfahren auf die Einhaltung der einschlagigen Vorschriften hinzuwirken,

4, das Verzeichnis nach § 7 Abs, 1 zu fihren und zur Einsicht bereitzuhalten,

5. die Vorabkontrolle nach § 9 Abs. 1 durchzufihren,

In Zweifelsfallen hat sie oder er das Unabhangige Landeszentrum fur Datenschutz zu horen.
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3. Stellung und Befugnisse

Die oder der behdrdliche Datenschutzbeauftragte ist unmittelbar der
Leiterin oder dem Leiter der datenverarbeitenden Stelle zu
unterstellen.

Sie oder er ist bei der Ausuibung des Amtes weisungsfrei und darf
wegen der Wahrnehmung des Amtes nicht benachteiligt werden.

Sie oder er ist zur Erflllung der Aufgaben des Amtes im erforderlichen
Umfang freizustellen und mit den notwendigen Mitteln
auszustatten.

Beschaftigte und Betroffene konnen sich ohne Einhaltung des
Dienstweges in allen Angelegenheiten des Datenschutzes an sie oder
ihn wenden.
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3. Stellung und Befugnisse

Die oder der behordliche e Die Befugnisse ergeben sich im
Datenschutzbeauftragte darf zur Ubrigen analog aus § 41 Abs. 1
Aufgabenerflllung Einsicht in LDSG.

§41
personenbezo_gene ) (antrolufgaben
Datenverarbeitungsvorgange - o - ,_

(1) Die offentlichen Stellen sind verpflichtet, das Unabhangige Landeszentrum fur Datenschutz bei der
nehmen. -> Ausnahme: Das Erfillung seiner Aufgaben zu unterstitzen, Ihm ist dabel insbesondere
Steuergeheimnis Steht 1. Auskunft zu erteilen sowie Einsicht in Unterlagen und Dateien zu gewahren, die im Zusammen-
e ntg egen hang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten stehen; besondere Amts- und Berufsge-

: heimnisse stehen dem nicht entgegen;

2. Lutritt zu Dienstraumen zu gewahren,
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4. Aufgabenspektrum

e Kernaufgabe ist die o Beispiele:
Uberwachung und - Priifung von Rechtsgrundlagen
Unterstlitzung der Einhaltung (§ 11 LDSG)
datenschutzrechtlicher - Einhaltung von
Vorschriften bei der Datenschutzgrundsatzen (z.B.
datenverarbeitenden Stelle Zweckbindung, Erforderlichkeit)

(§ 10 Abs. 4 Satz 1 LDSG). Priifung von
Auftragsdatenverarbeitung

(§ 17 LDSG)
- VideolUberwachung (§ 20 LDSG)

- Rechte von Betroffenen (§§ 27, 28
LDSG, z.B. Auskunft, Loschung,
Berichtigung)

- Prlifung von Informationspflichten

bei unrechtmaBiger
Kenntniserlangung (§ 27a LDSG)

eranstaltung am 26. Mai 2016, Amtsverwaltung Sandesneben-Nusse
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4. Aufgabenspektrum

e Zu den Kernaufgaben gehoren
auch die Verpflichtungen aus
der Datenschutzverordnung
Schleswig-Holstein — DSVO
(GVOBI. 2013, 554):

- Erstellung einer
Verfahrensdokumentation
(§ 3 DSVO)

-  Dokumentation von
SicherheitsmaBBnahmen
(§§ 5, 6 LDSG)

- Test- und Freigabeverfahren
(§ 5 DSVO)
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§3
Verfahrensdokumentation

(1) Automatisierte Verfahren sind zu dokumentieren. Die Dokumentation muss eine schriftliche, verfah-
rensbezogene Darstellung

1. des Einsatzes von Informationstechnik (Absatz 2),
2. der Sicherheitsmafnahmen (§ 4) und

3. des Vorgehens bei Test und Freigabe (§ 5)

enthalten. Von der Dokumentation kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn durch automatisier-
te Verfahren die Rechte der Betroffenen nur geringfligig berihrt werden. In diesem Fall ist eine entspre-
chende Begriindung schriftlich niederzulegen.

(2) Zur Darstellung des ordnungsgemaken Einsatzes von Informationstechnik sind zu dokumentieren:

1. Die Rechtsgrundlage, der Verfahrenszweck (§ 7 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 LDSG), eine Datenfeldbe-
schreibung und die MaBnahmen zur Datenvermeidung und Datensparsamkeit nach § 4 Abs. 1
LDSG sowie zur Datentrennung nach § 11 Abs, 4 LDSG,

2. die fiir das Verfahren verwendeten informationstechnischen Gerate einschlieflich des Standorts,

3 die fiir das Verfahren verwendeten Programme, die zur Inbetriebnahme getatigten Schritte und
die fiir die Inbetriebnahme verantwortlichen Personen,

4, bei vernetzten informationstechnischen Geraten die physikalischen und logischen Verbindungen
zu anderen informationstechnischen Gerdten (Netzplan) sowie eine Darstellung, an welche Syste-
me welche personenbezogenen Daten innerhalb der Organisation Ubertragen werden, inklusive
der Schnittstellen zu anderen Organisationen (Datenflussdiagramm),

5. die technischen und organisatorischen Vorgaben fir die Datenverarbeitung einschlieBlich der
Darstellung, welche Personen fir welche Aspekte der Datenverarbeitung verantwortlich und be-
rechtigt sind,

6. die vorgesehenen und durchgefihrten Datendbermittlungen einschlieRlich der Empfangerinnen
und Empfanger der Daten,

7. das Vorliegen einer Datenverarbeitung im Auftrag einschlieBlich der schriftlichen Vereinbarungen
gemal § 17 Abs. 3 LD5SG,

8. die MaBnahmen zum Erflllen von Auskunftsanspriichen von Betroffenen (§ 27 LDSG) und

9. die MaBnahmen fir die Berichtigung, die Léschung und die Sperrung personenbezogener Daten
(§ 28 LD5G).
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4. Aufgabenspektrum

e Datenschutzrechtliche e Eine weitere Aufgabe besteht darin,
Vorschriften bestehen auch auf die Einhaltung von
auBerhalb des LDSG und der Datenschutzvorschriften bei der
DSVO Einfilhrung einer
e Datenverarbeitung hinzuwirken
* Beispiele: (§ 10 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 LDSG).
e Ferner zahlt die Sensibilisierung
- Bundesmeldegesetz der Mitarbeiter mit den

datenschutzrechtlichen Vorgaben

- Landesmeldegesetz zum Aufgabenspektrum (§ 10 Abs.

- Landesbeamtengesetz 4 Satz 2 Nr. 2 LDSG).

- Vermessungs- und e Beratung der datenverarbeitenden
Katastergesetz (z.B. § 13 Stelle (§ 10 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3
VermKatG) LDSG)

- (..)
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4. Aufgabenspektrum

e Fihren eines Verfahrensverzeichnisses - § 10 Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 LDSG
.V.m. § 7 Abs. 1 LDSG

§7
Verfahrensverzeichnis, Meldung

(1) Die datenverarbeitende Stelle erstellt flr jedes von ihr betriebene automatisierte Verfahren ein Ver-
fahrensverzeichnis. Dieses Verzeichnis kann auch von einer 5telle fir andere geflihrt werden. Es enthalt
Angaben dber

1.

2.

Mame und Anschrift der datenverarbeitenden Stelle,

Zweckbestimmung und Rechtsgrundlage des Verfahrens,

den Kreis der Betroffenen,

die Kategorien der verarbeiteten Daten und deren Aufbewahrungs- oder Loschfristen

die Persanen und Stellen, die Daten erhalten oder erhalten diirfen einschlieflich der Auftragneh-
menden,

geplante DatenlUbermittlungen an Stellen auBerhalb der Mitgliedstaaten der Europaischen Union,

die datenschutzrechtliche Beurteilung der oder des behdrdlichen Datenschutzbeauftragten, so-
weit eine solche vorliegt,

eine allgemeine Beschreibung der nach den §§ 5 und 6 zur Einhaltung der Datensicherheit getrof-
fenen Manahmen.

eranstaltung am 26. Mai 2016, Amtsverwaltung Sandesneben-Nusse
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4. Aufgabenspektrum

e Durchflihrung einer Vorabkontrolle - § 10 Abs. 4 Satz 2 Nr. 5 LDSG
i.V.m. § 9 Abs. 1 LDSG

§9
Vorabkontrolle

(1) Vor der Einrichtung oder wesentlichen Anderung

1. eines Verfahrens nach § 8 Abs. 1 oder

2. eines automatisierten Verfahrens, in dem Daten im Sinne des § 11 Abs. 3 verarbeitet werden,

ist der oder dem behdrdlichen Datenschutzbeauftragten oder, wenn eine solche oder ein solcher nicht
bestellt ist, dem Unabhangigen Landeszentrum fiir Datenschutz Gelegenheit zur Priifung innerhalb einer
angemessenen Frist zu geben, ob die Datenverarbeitung zulassig und die vorgesehenen Maknahmen
nach den §§ 5 und 6 ausreichend sind (Vorabkontrolle).

(2) Absatz 1 gilt nicht fir den Abruf aus Datenbestanden, die jedermann ohne oder nach besonderer Zu-
lassung zur Benutzung offen stehen oder deren Verdffentlichung zulassig ware.

eranstaltung am 26. Mai 2016, Amtsverwaltung Sandesneben-Nusse
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5. Bestellung

Interessenkollisionen
mussen ausgeschlossen sein.
Der Leiter der
datenverarbeitenden Stelle oder
der Leiter der IT-Abteilung
kommen etwa nicht als
behdrdliche
Datenschutzbeauftragte in
Betracht.

eranstaltung am 26. Mai 2016, Amtsverwaltung Sandesneben-Nusse

Aufgrund der umfassenden
Kontrollrechte muss die Funktion
immer durch einen Beschaftigten
der datenverarbeitenden Stelle
wahrgenommen werden (LT-Drs.
14/2258, S. 13).

Private Stellen konnen
gegebenenfalls als Sachverstandige,
Berater oder Dienstleister eingesetzt
werden.

Mehrere datenverarbeitende
Stellen konnen jedoch gemeinsam
einen behdrdlichen
Datenschutzbeauftragten bestellen
(§ 10 Abs. 1 Satz 2 LDSG - kinftig:
Art. 37 Abs. 3 der VO EU
2016/679).
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5. Bestellung

e Beispiel flir gemeinsame
Bestellung

Startseite - Der Kreis - Stabsbereiche - Gemeinsame behdrdliche Datenschutzbeauftragte
Gemeinsame behordliche Datenschutzbeauftragte

> fiirden Kreis Stormarn,

> die Stadt Bad Oldesioe, ' I

> die Stadt Bargteheide,
~ ,

» die Stadt Reinbek @
- q
> die Stadt Reinfeld

> das Amt Bad Oldesloe-Land und

“

> das Amt Bargteheide-Land ‘
» Stabsbereich Datenschutz

eranstaltung am 26. Mai 2016, Amtsverwaltung Sandesneben-Nusse

Die oder der behdrdliche
Datenschutzbeauftragte muss die
erforderliche Zuverlassigkeit und
Sachkunde besitzen.

Gemal Art. 37 Abs. 5 der VO EU
2016/679 wird der (behordliche)
Datenschutzbeauftragte kiinftig
anhand seiner beruflichen
Qualifikation und seines
Fachwissens benannt, dass er auf
dem Gebiet des Datenschutzrechts
und der Datenschutzpraxis hat
sowie auf der Grundlage seiner
Fahigkeiten zur Erfiillung der
Aufgaben nach Art. 39 der VO
EU 2016/679.
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5. Bestellung

e Aufgaben des (behordlichen) Datenschutzbeauftragten nach Art. 39 der
VO EU 2016/679 — Geltung ab 25. Mai 2018

Artikel 39
Aufgaben des Datenschutzbeauftragten

(1)  Dem Datenschutzbeauftragten obliegen zumindest folgende Aufgaben:

a) Unterrichtung und Beratung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters und der Beschiftigten, die
Verarbeitungen durchfithren, hinsichtlich ihrer Pflichten nach dieser Verordnung sowie nach sonstigen Datenschutz-
vorschriften der Union bzw. der Mitgliedstaaten;

b) Uberwachung der Einhaltung dieser Verordnung, anderer Datenschutzvorschriften der Union bzw. der Mitgliedstaaten
sowie der Strategien des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters fiir den Schutz personenbezogener Daten
einschlieflich der Zuweisung von Zustindigkeiten, der Sensibilisierung und Schulung der an den Verarbeitungs-
vorgingen beteiligten Mitarbeiter und der diesbeziiglichen Uberpriifungen;

¢) Beratung — auf Anfrage — im Zusammenhang mit der Datenschutz-Folgenabschitzung und Uberwachung ihrer
Durchfithrung gemif Artikel 35;

d) Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehorde;

e) Tatigkeit als Anlaufstelle fiir die Aufsichtsbehorde in mit der Werarbeitung zusammenhingenden Fragen,
einschliellich der vorherigen Konsultation gemil Artikel 36, und gegebenenfalls Beratung zu allen sonstigen Fragen.

(2)  Der Datenschutzbeauftragte trigt bei der Erfiillung seiner Aufgaben dem mit den Verarbeitungsvorgingen
verbundenen Risiko gebithrend Rechnung, wobei er die Art, den Umfang, die Umstinde und die Zwecke der
Verarbeitung beriicksichtigt.
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5. Bestellung

-> Kiinftig besteht eine Verpflichtung zur Bestellung fur
offentliche Stellen.

VERORDNUNG (EU) 2016/679 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 27 April 2016

zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

Abschnitt 4

Datenschutzbeauftragter
Artikel 37
Benennung eines Datenschutzbeauftragten

(1)  Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter benennen auf jeden Fall einen Datenschutzbeauftragten, wenn

a) die Verarbeitung von einer Behorde oder offentlichen Stelle durchgefithrt wird, mit Ausnahme von Gerichten, die im
Rahmen ihrer justiziellen Tatigkeit handeln,

b) die Kerntitigkeit des WVerantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der Durchfithrung von Verarbeitungs-
vorgangen besteht, welche aufgrund ihrer Art, ihres Umfangs undfoder ihrer Zwecke eine umfangreiche regelmifsige
und systematische Uberwachung von betroffenen Personen erforderlich machen, oder

¢) die Kerntitigkeit des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der umfangreichen Verarbeitung besonderer
Kategorien von Daten gemifl Artikel 9 oder von personenbezogenen Daten iiber strafrechtliche Verurteilungen und
Straftaten gemafl Artikel 10 besteht.
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6. Konsequenzen einer Nichtbestellung

e Mit Geltung der Datenschutz-Grundverordnung ab dem 25. Mai 2018
kann eine ordnungswidrigkeitenrechtliche Haftung eingreifen (Art. 83

Abs. 4, 37 Abs. 1 a) VO EU 2016/679):

Art. 83 Abs. 4 VO EU 2016/679:

(4)  Bei Verstofen gegen die folgenden Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 2 Geldbuflen von bis zu
10 000 000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 2 % seines gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes
des vorangegangenen Geschiftsjahrs verhangt, je nachdem, welcher der Betrige hoher ist:

a) die Pflichten der Verantwortlichen und der Auftragsverarbeiter geméfi den Artikeln 8, 11, 25 bis 39, 42 und 43:

b) die Pflichten der Zertifizierungsstelle gemdfl den Artikeln 42 und 43;

c) die Pflichten der Uberwachungsstelle gemif Artikel 41 Absatz 4.
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6. Konsequenzen einer Nichtbestellung

e Hinsichtlich der ordnungswidrigkeitenrechtlichen Haftung offentlicher
Stellen in Schleswig-Holstein musste jedoch der Landesgesetzgeber
eine Regelung treffen (vgl. Art. 83 Abs. 7 der VO EU 2016/679):

(7)  Unbeschadet der Abhilfebefugnisse der Aufsichtsbehdrden gemifé Artikel 58 Absatz 2 kann jeder Mitgliedstaat
Vorschriften dafiir festlegen, ob und in welchem Umfang gegen Behdrden und offentliche Stellen, die in dem
betreffenden Mitgliedstaat niedergelassen sind, GeldbuRen verhingt werden kinnen.
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6. Konsequenzen einer Nichtbestellung

o Werden gemeinsame Verfahren

oder sog. Abrufverfahren
eingerichtet oder in
wesentlichen Punkten
geandert/erfolgt eine
automatisierte Verarbeitung

sensibler Daten nach § 11 Abs.

3 LDSG, so ist im Falle der
Nichtbestellung eines
behordlichen
Datenschutzbeauftragten dem
ULD Gelegenheit zur
Durchflihrung einer
Vorabkontrolle zu geben

(§ 9 Abs. 1 LDSG).
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Die datenverarbeitende Stelle
muss dem ULD den Einsatz oder
die wesentliche Anderung
automatisierter Verfahren
melden (§ 7 Abs. 3 LDSG).

Das ULD veroffentlicht ein
Verzeichnis der Meldungen
nach § 7 Abs. 3 LDSG auf seiner
Internetseite (§ 7 Abs. 4 LDSG).



www.datenschutzzentrum.de

Fragen?

eranstaltung am 26. Mai 2016, Amtsverwaltung Sandesneben-Nusse



O 10
Offentlich-rechtlicher Vertrag tiber die Bestellung
einer/eines gemeinsamen behdrdlichen Datenschutzbeauftragten

Kosten Besoldungsgruppe A 12 inkl. VAK-Umlage 80.000,00 €
(Kosten TV6D EG 11 (Stufe 4) inkl. AG-Anteile 66.500,00 €
25 % Kreisantell 20.000,00 €
75 % Vertragskommunen 60.000,00 €

Einwohnerzahlen Vertragskommunen (Stichtag: 31.03. des Vorjahres -Statistikamt Nord-)

Stadte Einw. 31.03.2015 Kostenanteil
Geesthacht 29.707 9.655,27 €
Lauenburg 11.323 3.680,16 €
Molin 18.646 6.060,26 €
Ratzeburg 14.135 459411 €
Schwarzenbek 15.578 5.063,11 €
89.389 29.052,90 €
Amter
Berkenthin 8.409 2.733,06 €
Hohe Elbgeest 19.505 6.339,45 €
Lauenburgische Seen 13.122 4.264,87 €
Litau 3.930 1.277,31 €
Sandesneben-Nusse 15.195 4.938,63 €
Schwarzenbek-Land 9.115 2.962,53 €
69.276 22.515,84 €
Gemeinden
Blichen 13.668 4442, 33 €
Wentorf bei Hamburg 12.273 3.988,93 €
25.941 8.431,25 €
13 184.606 60.000,00 €
(Kosten pro Einwohner) 0,33 €

(Datum: 25.07.2016)
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 05.09.2016

SR/BeVoSr/250/2015/2
Gremium Datum Behandlung
Stadtvertretung 26.09.2016 O
Verfasser: Herr Axel Koop FB/Aktenzeichen: 20 13 04

Beschluss der Jahresrechnung der Stadt Ratzeburg fir das
Haushaltsjahr 2015

Zielsetzung:

Beschlussfassung gemal § 94 Abs. 3 der Gemeindeordnung fir Schleswig-Holstein
(GO) Uber die Jahresrechnung 2015

Beschlussvorschlag:

Die Stadtvertretung beschliel3t auf Empfehlung des Finanzausschusses, die
Jahresrechnung 2015 festzustellen.

Blrgermeister Verfasser
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:

Axel Koop am 28.07.2016
Birgermeister Vol3 am 05.09.2016

Sachverhalt:

Nach 8 94 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein (GO) in Verbindung mit 8§ 7
der Hauptsatzung der Stadt Ratzeburg hat der Finanzausschuss die Aufgabe, die
Jahresrechnung zu prufen und der Stadtvertretung zur Beschlussfassung
(Feststellung) vorzulegen.

Diese Prufung hat am 26.04.2016 stattgefunden, das Prufungsergebnis ist in einem
Schlussbericht festgehalten worden, zu dem der Birgermeister nach 8 94 GO
Stellung nehmen kann.

Der Schlussbericht mit den kursiv gedruckten Stellungnahmen zu den einzelnen
Anmerkungen ist als Anlage beigeflugt.

Die nach den 88 93 GO und 37 GemHVO erstellte Jahresrechnung wird am
Sitzungstag zur Einsichtnahme bereitgehalten.
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Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausfiihrung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt:

Die Jahresrechnung 2015 schlief3t im Verwaltungshaushalt mit einem Soll-Fehlbetrag
in Hohe von 164.330,05 € ab und liegt damit 1.107.069,95 € unterhalb des geplanten
Fehlbedarfes von 1.271.400,00 €.

Der Ausgleich im Vermégenshaushalt wurde durch die gesetzlich vorgeschriebene
Pflichtzufihrung vom Verwaltungshaushalt in Hohe der ordentlichen Tilgungsbetrage
(~ 926 T€) erreicht. Weitere Verbesserungen im Vermogenshaushalt fuhrten
letztendlich dazu, dass die Kreditaufnahme um 223.996,71 € gesenkt werden konnte.

Anlagenverzeichnis:

Schlussbericht mit Stellungnahme des Blrgermeisters
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Schlussbericht des Rechnungsprifungsausschusses der Stadt Ratzeburg
zur Jahresrechnung 2015

Die Jahresrechnung 2015 mit allen Anlagen und Zahlungsbelegen wurde am 26.04.2016 im
Rathaus der Stadt Ratzeburg durchgesehen und stichprobenartig gepruift.

Folgende Anmerkungen und/oder Beanstandungen sind zu notieren:

1. Die Jahresrechnung schliefdt im Verwaltungshaushalt
mit bereinigten Soll-Einnahmen in Hohe von 23.289.870,14 € sowie
mit bereinigten Soll-Ausgaben in Hohe von 23.454.200,19 € ab,
und weist somit einen Fehlbetrag in Héhe von 164.330,05 € aus.
Das geplante Defizit (Fehlbedarf) von 1.271.400,00 € konnte durch Verbesserungen aus
Mehreinnahmen und Minderausgaben bei den einzelnen Einnahme- und Ausgabepositionen
in allen Unterabschnitten deutlich um rd. 1.107 T€ auf einen nunmehr entstandenen
Fehlbetrag (=164.330,05 €) gesenkt werden.
Mallgebend fur die Hohe des Fehlbetrages ist die nach den rechtlich relevanten
Bestimmungen des Gemeindehaushaltsrechts fur Schleswig-Holstein vorgenommene
Mindestzufiilhrung des Verwaltungshaushaltes an den Vermoégenshaushalt in Hohe der
ordentlichen Tilgung von Krediten (~ 926 T€) sowie die Durchbuchung der Abdeckung des
verbleibenden Soll-Fehlbetrages aus 2014 in Hohe von 1.622.629,97 €.
Der Vermodgenshaushalt schlief3t
mit bereinigten Soll-Einnahmen in Héhe von 4.269.850,35 € und
mit bereinigten Soll-Ausgaben in Hohe von 4.269.850,35 € ab,
weist somit keinen Fehlbetrag aus und ist damit ausgeglichen.
Hier konnte die vorgesehene Kreditaufnahme in Héhe von 766.900,00 € um 223.996,71 € auf
542.903,29 € gesenkt werden.
2. Aus der Belegprufung ergeben sich keine/folgende Anmerkungen:
Haushaltsstelle Bemerkungen
a) SNO02 Versicherungen Immer noch lauft der Grof3teil der Versicherungen tber

die Provinzial; hier sollte geprift werden, ob nicht Uber
einen Makler oder den GVV gunstigere Konditionen
erreicht werden konnen.

Die Versicherungsleistungen wurden im Jahr 2012
offentlich ausgeschrieben. Den Zuschlag erhielt die
Provinzial, die das gunstigste Angebot abgab und zudem
in Ratzeburg mit einem Bezirkskommissariat vertreten ist
(Arbeitsplatze, Gewerbesteuer, Sponsoring). Die
Abwicklung der Versicherungsfalle ist unkompliziert und
bisher sind keinerlei Leistungen verweigert worden. Es
besteht kein Anlass, eine erneute Ausschreibung
vorzunehmen, zumal hierfur ein Kostenaufwand in Hohe
von 8-10 T€ verbunden ist.

b) 000.5803 Beleg 15040132  Der Grund fir die Zahlung von 108,00 € an einen
Party-Service fehlt.

Bewirtungskosten fir den Antrittsbesuch des Landrates
Dr. Mager am 14.07.2016 im Rathaus der Stadt
Ratzeburg.



c) 110.5913

d) 110.5202

e) 4361.5313 Beleg 15043330

Beleg 15043361

f) 000.5803 Beleg 15026304

g) 130.5500 Beleg 15055830

Der Grund fiur die Zahlung von 191,99 € fir einen
Umzug fehilt.

Hierbei handelt es sich um Umzugskosten, die fiir einen
Unterkunftswechsel von Asylbewerbern entstanden sind.

Der Bauhof hat die Skontogewahrung der Fa. Rattay
nicht an die Stadt weitergegeben.

Der Skontobetrag wurde fir den Aufwand des
Bauhofsleiters u. a. fur Preisverhandlungen einbehalten.

Warum werden Mietvertrage tber funf Jahre
abgeschlossen?

Wegen der hohen Zuweisungszahlen an Fluchtlingen
und des wenig verfligbaren Wohnraums, wurden zwei
Mietvertrage aufgrund der hohen Sanierungskosten des
Vermieters auf lAngere Zeit abgeschlossen.

Mietvertrag bis 31.12.16 ohne Kindigungsmoglichkeit?

Der Mietvertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen
worden. Der Vermieter hat die Mindestlaufzeit zur
Bedingung des Vertragsabschlusses gemacht. Die
Wohnung ist weiterhin bewohnt.

Warum wird Kaffee in Hamburg und nicht in Ratzeburg
gekauft?

Gemal Leihvereinbarung werden der Stadt zwei
Bonamat Kaffeemaschinen zur Nutzung bereitgestellt, fur
deren zu verwendenden Filterkaffee eine vertragliche
Jahresabnahmemenge besteht. In weiteren
Verwaltungsbereichen wird zu Bewirtungszwecken der
Kaffee in Ratzeburg eingekauft.

Warum wurde kein 10%-iger Rabatt gewahrt?

Es handelt sich um ein herstellerseitig nicht rabattfahiges
Fahrzeugersatzteil im Wert von 89,01 €.

Abschlieend kann festgehalten werden, dass der Haushaltsplan, soweit gepriift, eingehalten
wurde, die einzelnen Rechnungsbetrage sachlich und rechnerisch vorschriftsméaRig begriindet
sind und bei den Einnahmen und Ausgaben rechtmafiig verfahren worden ist.
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 15.06.2016

SR/BeVo0Sr/337/2016
Gremium Datum Behandlung
Ausschuss fur Schule, Jugend und 30.06.2016 O
Sport
Hauptausschuss 12.09.2016 N
Stadtvertretung 26.09.2016 @)
Verfasser: Herr Andreas Brandt FB/Aktenzeichen: 5.10.66

|. Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt Ratzeburg
uber die Bildung eines Jugendbeirates vom 30.09.2014

Zielsetzung: Anpassung der Satzung aus aktuellem Anlass

Beschlussvorschlag:

1. Der ASJS empfiehlt der Stadtvertretung die |. Satzung zur Anderung der
Satzung der Stadt Ratzeburg Uber die Bildung eines Jugendbeirates vom
30.09.2014 gemalR Entwurf zu beschlielRen.

2. Die Stadtvertretung beschliel3t auf Empfehlung des ASJS und des
Hauptausschusses —ohne/mit Erganzung- die I. Satzung zur Anderung der
Satzung der Stadt Ratzeburg Uber die Bildung eines Jugendbeirates vom
30.09.2014 gemaR Entwurf.

Blrgermeister Verfasser
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:

Lutz Jakubczak am 13.06.2016
Birgermeister Vol3 am 15.06.2016

Sachverhalt:

Im September 2014 ist die Satzung der Stadt Ratzeburg tber die Bildung eines
Jugendbeirates in Kraft getreten. Im Dezember 2014 wurde der erste Ratzeburger
Jugendbeirat gewahlt und nahm im Januar 2015 nach der konstituierenden Sitzung
seine Arbeit auf.
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Im Laufe der Zeit zeigte sich bei mehreren 8§, dass eine Satzungsénderung
erforderlich ist.

Zum einen kann der/die Vorsitzende nicht an allen ftr den Jugendbeirat relevanten
Sitzungen allein teilnehmen, daher die Anderung dahingehend, dass alle
Jugendbeiratsmitglieder an den Sitzungen der Stadtvertretung und deren
Ausschissen teilnehmen kénnen und das Wort verlangen kdnnen.

Nach kurzer Zeit ist bereits ein Jugendbeiratsmitglied nicht mehr zu den Sitzungen
erschienen und hat auch nicht auf Anschreiben reagiert. Der Jugendbeirat hat bisher
keine Mdglichkeit Mitglieder auszuschliel3en, um Platz fir gewahlte Nachriicker zu
machen. Aus dieser Erfahrung heraus ist eine Anderung des § 5 erforderlich.

Im Dezember 2016 steht die Wahl des 2. Ratzeburger Jugendbeirates an. Damit die
Wahlbeteiligung gesteigert werden kann, ist eine Anderung des Wahlverfahrens vom
Jugendbeirat erarbeitet worden.

Die Wahl in zwei Schritten und die Wahl der Kandidaten an den weiterfihrenden
Schulen und den Jugendeinrichtungen hat eine gréRerer Anzahl an Kandidaten zur
Folge und damit auch eine grol3ere Wahlbeteiligung bei der Wahlversammlung.

Eine Gegenuberstellung der bisherigen Regelungen und der beabsichtigten

Anderungen ist als Anlage 1 beigefiigt, ebenso ein entsprechender Entwurf der
Satzungsanderung.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausfuhrung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt:
- keine -

Anlagenverzeichnis:

mitgezeichnet haben:
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Entwurf

l.Satzung zur Anderung der Satzung der Stadt Ratzeburg

uber die Bildung eines Jugendbeirates
Auf Grund der §§ 4,28 und 47d der Gemeindeordnung fiir Schleswig Holstein in der

zurzeit glltigen Fassung wird nach Beschluss durch die Stadtvertretung vom 26.09.2016
folgende Satzung erlassen:

Artikel | — Antrags- und Teilnahmerechte
§3 Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

Die Mitglieder des Jugendbeirates kdnnen nach dessen Beschlussfassung an den
Sitzungen der Stadtvertretung und deren Ausschisse in Angelegenheiten, die Kinder und
Jugendliche der Stadt Ratzeburg betreffen, teilnehmen und das Wort verlangen.

Artikel Il - Wahlberechtigung/Waihlbarkeit
§4 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

Wahlberechtigt sind alle Personen ab dem 11. Lebensjahr bis zur Vollendung des 18.
Lebensjahres, die seit mindestens 3 Monaten mit Hauptwohnsitz in der Stadt Ratzeburg
und Umgebung (Mitgliedsgemeinden des Schulverbandes) gemeldet und nicht nach §4
des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen sind.

§4 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

Wahlbar sind alle Kinder und Jugendlichen, ab dem 11. Lebensjahr bis zur Vollendung des
18. Lebensjahres, die seit mindestens 6 Monaten mit Hauptwohnsitz in der Stadt
Ratzeburg und Umgebung (Mitgliedsgemeinden des Schulverbandes) gemeldet und nicht
nach §4 des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. Die
gewdhlten Mitglieder des Jugendbeirates kdonnen bis zum Ende der Wahlzeit des
jeweiligen Jugendbeirates lber das 18. Lebensjahr hinaus im Jugendbeirat tatig sein.

Artikel Il = Wahlzeit
§5 Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

1. Die Wahlzeit des Jugendbeirates betragt 2 Jahre. Sie beginnt mit der Bestatigung der Wahl
und endet mit der Bestatigung des neuen Jugendbeirates durch die Stadtvertretung.

2. Spatestens einen Monat nach der Wahl tritt der Jugendbeirat zu einer konstituierenden
Sitzung zusammen. Er wird durch den Birgermeisterin/Blirgermeister einberufen.



3. Bleibt ein Beiratsmitglied unentschuldigt drei aufeinanderfolgenden Beiratssitzungen fern, ist
der Beirat berechtigt, das Mitglied durch Beschluss aus dem Beirat auszuschliefen. Der
Beschluss bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsgemafRen Zahl der
Beiratsmitglieder. Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben werden.

4. Beivorzeitigem Ausscheiden eines Mitgliedes des Jugendbeirates riickt die Kandidatin/der
Kandidat mit der hochsten Stimmzahl auf der Nachrickerliste nach.

Artikel lll - Wahlverfahren
§6 erhalt folgende Fassung:

1. Die Mitglieder des Jugendbeirates werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier gleicher und
geheimer Wahl gewahlt.

2. Die Wahl erfolgt in zwei Schritten, einer Kandidatenwahl in den weiterflihrenden Schulen
und den Jugendeinrichtungen in Ratzeburg und einer anschliefenden 6ffentlichen
Wahlversammlung. Die Wahlen werden an der Lauenburgischen Gelehrtenschule, der
Gemeinschaftsschule Lauenburgische Seen, der Pestalozzischule, den Kinder- und
Jugendeinrichtungen Gleis 21 und Stellwerk durchgefihrt.

3. Die Kandidatenwahl an den angegebenen Wahlorten wird vom Jugendbeirat und den
entsprechenden Schiilervertretungen mit Unterstitzung der Stadtjugendpflege vorbereitet.
An den weiterfiihrenden Schulen werden pro Jahrgang zwei Kandidaten fiir die
Wahlversammlung gewahlt. In den Kinder- und Jugendeinrichtungen werden in offentlicher
Wahl ebenfalls bis zu zwei Kandidaten fiir die Wahlversammlung gewahlt.

4. Die Wahl an den Schulen wird jeweils in Verantwortung des Jugendbeirates und den
Schilervertretung durchgefiihrt. Die Schulleitungen sind einzubinden. Es wird an jeder Schule
ein Wahlvorstand, bestehend aus flinf Personen, gebildet. In den Jugendeinrichtungen ist der
Jugendbeirat fiir die Durchfiihrung der Wahl verantwortlich und bildet einen Wahlvorstand
der aus funf Personen besteht. Die Leitung der Jugendeinrichtungen ist einzubinden.

5. Kandidatinnen und Kandidaten konnen sich nur an einem Wahlstandort zur Wahl stellen.
Jede/r Wahlberechtigte in den Schulen und Jugendeinrichtungen hat bei der Kandidatenwahl
eine Stimme.

6. Die Mitglieder des Jugendbeirates werden nach einem 6ffentlichen Wahlaufruf durch eine
Wahlversammlung, der Kinder und Jugendliche ab dem 11.Lebensjahr bis zur Vollendung des
18. Lebensjahres aus Ratzeburg und Umgebung (Einzugsbereich des Schulverbandes)
angehoren, gewahlt. Die Blrgermeisterin oder der Birgermeister bzw. ihr(e)/sein(e)
Stellvertreter(in) leitet die Wahlversammlung.

7. Jede Wahlversammlung ist ohne Riicksicht auf die Anzahl der Teilnehme beschlussfahig.

8. Die Kandidatinnen und Kandidaten erhalten auf der Wahlversammlung die Gelegenheit zu
einer kurzen personlichen Vorstellung.



9.

10.

11.

Jede oder jeder Wahlberechtigte hat bis zu 3 Stimmen, von denen jeweils nur eine Stimme
einer Kandidatin oder einem Kandidaten gegeben werden kann.

Die Stimmenzahlung ist 6ffentlich. Sie wird von einem Wahlvorstand durchgefiihrt, der aus
flnf Personen besteht. Die Mitglieder des Wahlvorstandes werden durch die
Versammlungsleiterin/den Versammlungsleiter berufen.

Gewabhlt ist, wer die meisten Stimmen erhalt. Ergibt sich beim letzten zu wahlenden Mitglied
des Jugendbeirates eine Stimmengleichheit, so entscheidet das Los, das die oder der
Vorsitzende des Wahlvorstandes zieht. Entsprechend der Stimmenzahlbilden die Gbrigen
Kandidatinnen und Kandidaten eine Nachriickerliste. Nach Beendigung der Auszahlung stellt
der Wahlvorstand das Wahlergebnis fest.

Artikel IV — Inkrafttreten

Die Anderung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

Ratzeburg, 27.09.2016

(LS)

VoR

Blirgermeister
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018

Datum: 28.06.2016

SR/BeVo0Sr/346/2016
Gremium Datum Behandlung
Planungs-, Bau- und 11.07.2016 O
Umweltausschuss
Hauptausschuss 12.09.2016 @)
Stadtvertretung 26.09.2016 @)

Verfasser: Wolf

FB/Aktenzeichen: 6/ 61

Durchfuhrungsvertrag zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan Nr. 12 "ALDI-Markt - stdlich Schweriner
Stral3e, westlich Kolberger Stral3e"

Zielsetzung:

Beschlussvorschlag:

Sicherstellung der Versorgung der Bevélkerung mit
Gutern des taglichen Bedarfs, Beachtung der
»Leitlinien fir die rAumliche Steuerung der
Einzelhandelsansiedlungen in der Stadt Ratzeburg”

Dem Durchfihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan Nr. 12 "ALDI-Markt - stidlich
Schweriner Stral3e, westlich Kolberger Stral3e”
zwischen der Stadt Ratzeburg und der ,BGB-
Grundstiucksgesellschaft Herten, BV 7397, Ratzeburg,
Kolberger Stral3e 2“ vertreten durch die ALDI
Immobilienverwaltung GmbH & Co. KG wird
zugestimmt.

Blrgermeister

Verfasser

elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:
Michael Wolf am 27.06.2016
Blrgermeister Vol3 am 28.06.2016

Sachverhalt:

Die ALDI Immobilienverwaltung ist mit der Absicht an die Stadt Ratzeburg
herangetreten, den bestehenden ALDI-Markt Kolberger Stral3e/ Ecke Schweriner
Stral3e abzubrechen und durch einen Neubau mit einer Verkaufsflache von 1.200 m?

ZuU ersetzen.



Seite 2 von 2 zur Vorlage vom 16.09.16

Fur den Bereich des Grundstiickes wird derzeit der vorhabenbezogene
Bebauungsplan Nr. 12 aufgestellt. Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss hatte
am 22.02.2016 die Aufstellung im Verfahren nach § 13a BauGB beschlossen. Nach
dem Entwurfs- und Auslegungsbeschluss vom 23.05.2016 liegen die Entwurfe
derzeit 6ffentlich aus; die Behdrdenbeteiligung erfolgt zeitgleich.

Gemal § 12 BauGB ist ein Durchfiihrungsvertrag zwischen der Gemeinde und dem
Vorhabentrager abzuschliel3en. Weiterer Sachverhalt: siehe Anlage.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausfuhrung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Keine. Die Bau- und Planungskosten werden in
Génze durch die ALDI Immobilienverwaltung GmbH & Co. KG tibernommen. Dies
wird u.a. im Durchfuhrungsvertrag geregelt.

Anlagenverzeichnis:
- Entwurf des Durchftihrungsvertrags
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ENTWURF

Stand: 15.06.2016

Durchfihrungsvertrag

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 der Stadt Ratzeburg
(Vorhaben- und ErschlieBungsplan)
LAldi-Markt — stdlich Schweriner Stral3e, westlich Kolberger Stral3e”

Zwischen

der Stadt Ratzeburg, vertreten durch den Blrgermeister,
Unter den Linden 1, 23909 Ratzeburg,
— im folgenden ,Stadt“ genannt —

und

der BGB-Grundstiuicksgesellschaft Herten, BV 7397, Ratzeburg, Kolberger Stralie 2,
vertreten durch die

ALDI Immobilienverwaltung GmbH & Co. KG,

HohewardstralRe. 345-349, 45699 Herten,

diese vertreten durch den Geschéftsfihrer Robert Gerlach

und den Prokuristen Bodo Geerds

— im folgenden ,Vorhabentragerin“ genannt —

wird aufgrund der 88 11 und 12 des Baugesetzbuchs (BauGB) folgender
Durchfihrungsvertrag (stadtebaulicher Vertrag) geschlossen.

Praambel

Die Vorhabentragerin betreibt seit 2007 den auf der Vorhabenflache befindlichen
LAldi-Markt“. Aufgrund zwischenzeitlicher Anderungen des Verhaltens von Kunden
und Wettbewerbern im Bereich des Einzelhandels sieht sich die Vorhabentragerin
veranlasst, die bestehenden Gebaude abzubrechen und durch einen Neubau mit
einer groReren Verkaufsflache zu ersetzen. Mit den bestehenden Einschrankungen
durch den Bebauungsplan Nr. 72, der hier ein Gewerbegebiet festsetzt, kann das
Vorhaben nicht realisiert werden, da Verkaufsflachen in der geplanten
GroRRenordnung regelméalig nur in Sondergebieten zulassig sind. Mit der Aufstellung
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes fiir den Bereich des
Betriebsgrundsttickes soll gewahrleistet werden, dass der Betrieb als Lebensmittel-
Discountmarkt mit bestimmten Sortimenten an dieser Stelle weitergefihrt werden
kann. Gleichzeitig soll aber ausgeschlossen werden, dass hier ein anderer
grof3flachiger Einzelhandelsbetrieb mit ggf. vollig anderen (zentrenschadlichen)
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Durchfuhrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 der Stadt Ratzeburg "Aldi-Markt"

Sortimenten gefihrt werden kann. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 72
werden fur das Grundstiick des Aldi-Marktes dann durch den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan ersetzt.

Teil |
Allgemeines

§A1
Gegenstand des Vertrags

(1) Gegenstand des Vertrages ist das Vorhaben ,Neubau des Aldi-Marktes" und die
ErschlielBung der Grundstlicke im Vertragsgebiet. Die Verwirklichung des
Vorhabens auf dem Grundsttick Kolberger Stral3e 2 in Ratzeburg wird auf
Grundlage der Bauplanungen mit den Bau- und Betriebsbeschreibungen der
Vorhabentragerin, welche diesem Vertrag als Anlagen beigefligt sind, sowie des
von der Vorhabentragerin vorgelegten Entwurfs des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans (Vorhaben- und ErschlieRungsplans) Nr. 12 ,Aldi-Markt —
sudlich Schweriner Stral3e, westlich Kolberger Strafl3e” der Stadt Ratzeburg
einschlief3lich dessen Begriindung durchgefihrt.

(2) Das Vorhabengebiet umfasst die im Lageplan (Anlage 1) dargestellte Flache
(Vorhabenflache). Die Planzeichnung ist Bestandteil des Vertrags. Es handelt
sich um die folgende Flache: Gemarkung Ratzeburg, Flur: 2, Flurstiick Nr. 494;
FlachengrofRe: 6.191 m2.

(3) Bei dem Vorhaben handelt es sich u.a. um die Erweiterung der Verkaufsflache
um ca. 400 m2 von gegenwartig ca. 800 m2 auf ca. 1.200 m2. Bei der
vorgesehenen Nutzung handelt es sich um eine solche, die einer Bauleitplanung
bedarf. Die Festsetzungen der Satzung zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan werden durch diesen Durchfiihrungsvertrag erganzt, zu dessen
Durchfiihrung sich die Vorhabentragerin verpflichtet.

§8A2
Bestandteile dieses Vertrags

Bestandteile dieses Vertrags sind:

() der Lageplan mit den Grenzen des Vertragsgebietes (Anlage 1),

(b) der vorhabenbezogene Bebauungsplan, Mal3stab 1:500 mit Begriindung
(Anlagen 2)

(c) der Vorhaben- und ErschlieRungsplan mit Bauzeichnungen,
Baubeschreibung und Betriebsbeschreibung (Anlagen 3),

(d) die Ausbauplanung fur die ErschlieBungsanlagen mit den
Baubeschreibungen mit Entwasserungsplan und Aul3enanlagenplan
einschliel3lich Bepflanzungsplan (Anlagen 4),

(e) die Kostenubersicht (Anlage 5).
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§A3
Kein Anspruch auf Aufstellung eines Bebauungsplans

(1) Die Stadt wird das Verfahren zur Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans Nr. 12 ,Aldi-Markt — sudlich Schweriner Stral3e, westlich
Kolberger Stral3e”, welches mit Fassung des Aufstellungsbeschlusses durch den
Planungs-, Bau- und Umweltausschuss am 22.02.2016 eingeleitet worden ist,
zugig betreiben und alle Verzégerungen vermeiden, die nicht auf einem

sachlichen Grund beruhen.
(2) Die Vertragsparteien sind sich jedoch dariber einig,

(a) dass durch diesen Vertrag keinerlei Anspruch auf Aufstellung des erwogenen
Bebauungsplans begrindet wird (8 1 Abs. 3 Satz 2 BauGB) und

(b) dass die Vorhabentragerin fir den Fall, dass das Aufstellungsverfahren fir
den Bebauungsplan nicht mit einem Satzungsbeschluss endet, sondern
vielmehr aufgegeben werden sollte, keinerlei Schadenersatz oder
Aufwendungsersatz oder sonstige Anspriiche gegeniber der Stadt zustehen.

Teil Il
Vorhaben

§V1
Beschreibung des Vorhabens

Das Vorhaben betrifft die Errichtung einer Geschaftshausbebauung ,Neubau des
Aldi-Marktes” mit 1 Ladeneinheit einschliel3lich aller ErschlieRungsanlagen gemar
den in 8§ 2 aufgefiihrten Planen nach Maf3gabe der folgenden Regelungen.

8§V2
Durchfuhrungsverpflichtung

(1) Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, innerhalb von 6 Monaten ab Inkrafttreten
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 einen vollstandigen und
genehmigungsfahigen Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung fir die in
8 V 1 genannten MalRhahmen sowie Antrage fur eventuelle im Zusammenhang
damit erforderliche weitere behdrdliche Genehmigungen oder Erlaubnisse zu

stellen.

(2) Die Vorhabentragerin verpflichtet sich dazu, innerhalb von 6 Monaten nach
Erteilung der in Absatz 1 genannten Baugenehmigung mit der Durchfihrung der
in 8 V 1 dieses Vertrags genannten Malinahmen zu beginnen und diese
spatestens innerhalb von zwei Jahren abzuschlieRen. Sollte es zur Einlegung
von Drittrechtsbehelfen gegen die Baugenehmigung kommen, so beginnt die
erstgenannte Frist mit Eintritt einer vorlaufigen Vollziehbarkeit zu laufen.
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(3) Wird das Vorhaben nicht innerhalb der in Absatz 1 und 2 bestimmten Fristen
durchgefihrt, soll die Stadt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12
LAldi-Markt — stdlich Schweriner Stral3e, westlich Kolberger Stral3e” aufheben
(8 12 Abs. 6 BauGB). In diesem Fall kann die Vorhabentragerin keine Anspriiche
gegen die Stadt geltend machen. Dies gilt auch fur den Fall, dass sich die
Unwirksamkeit des Bebauungsplans im Verlauf eines gerichtlichen Verfahrens
herausstellt.

§V3
Weitere Anforderungen an das Vorhaben und Nutzungsbedingungen

(1) Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, die Festsetzungen des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes in vollem Umfang einzuhalten und das
Grundstick fur die Dauer von 20 Jahren nicht anders als im Rahmen der im
Bebauungsplan festgesetzten Zuléassigkeiten zu nutzen.

(2) Um den Belangen der Stadt hinsichtlich ihrer Einzelhandelsstruktur
entgegenzukommen, verpflichtet sich die Vorhabentragerin dazu, im
entsprechend den Bestimmungen nach § 4 Abs. 2 Buchst. a dieses Vertrags
errichteten Markt Waren der Warengruppen

- Uhren/Schmuck/Optik,
- Oberbekleidung und
- Schuhe/Lederwaren

lediglich auf einer Verkaufsflache von héchstens 240 m2 anzubieten. Weitere
Sortimentsbeschrankungen ergeben sich aus den Festsetzungen des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12.

8§V4
VorbereitungsmalRnahmen

Die Vorhabentragerin wird alle fur die ErschlieBung und Bebauung des Grundstiickes
erforderlichen Vorbereitungs- und Ordnungsmafinahmen durchfihren.

Teil I
ErschlieBung

SE1
Herstellung der ErschlieBungsanlagen

Die Vorhabentragerin tbernimmt gemaf3 § 12 Abs. 1 BauGB die Herstellung der in

8 E 3 genannten ErschlieBungsanlagen im Vertragsgebiet gemal den sich aus § E 2
ergebenden Vorgaben.
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SE?2
Fertigstellung der ErschlieBungsanlagen

(1) Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, die in den beigeflgten Planen dargestellte

(@)

3)

(1)

(@)

3)

(4)

Entwéasserung sowie die Freiflachenanlagen in dem Umfang innerhalb der sich
aus 8 V 2 Abs. 2 ergebenen Frist fertigzustellen, der sich aus der von der Stadt
genehmigten Ausbauplanung ergibt.

Mit der Durchfiihrung der Erschlie3ung darf, sofern Anschliisse an offentliche
Flachen oder Einrichtungen betroffen sind, erst nach der Anzeige durch die
Vorhabentragerin an die Stadt begonnen werden. Die ErschlieBungsanlagen
sollen zeitlich entsprechend den Erfordernissen der Bebauung hergestellt,
spatestens bis zur Fertigstellung der anzuschlie3enden Bauten fertig gestellt
sein.

Erfullt die Vorhabentragerin ihre Verpflichtungen nicht oder fehlerhaft, so ist die
Stadt berechtigt, ihm schriftlich eine angemessene Frist zur Ausfihrung der
Arbeiten zu setzen. Erflllt der Vorhabentrager bis zum Ablauf dieser Frist die
vertraglichen Verpflichtungen nicht, so ist die Stadt berechtigt, ohne weitere
Rucksprache mit der Vorhabentragerin die Arbeiten auf Kosten der
Vorhabentragerin auszufuhren, ausfiihren zu lassen oder von diesem Vertrag
zurlckzutreten.

S§E3
Art und Umfang der ErschlieBungsanlagen

Die ErschlieBung nach diesem Vertrag umfasst

(a) die Herstellung der Kanale und Anschlussleitungen fir die
Abwasserentsorgung einschlief3lich der Grundstticksanschlusskanale vom
Stral3enkanal bis zur Grundstlicksgrenze;

(b) die Herstellung der Versorgungsleitungen fur Gas, Wasser, Elektrizitat, in
Abstimmung mit den regionalen oder kommunalen Versorgungsunternehmen
sowie

(c) der offentlichen und privaten Griin- und Erschliel3ungsanlagen nach
Mafl3gabe der von der Stadt genehmigten Ausbauplanung.

Der Leistungsumfang umfasst die Herstellung der ErschlielBungsanlagen tber
die Grenzen des Vertragsgebietes hinaus, soweit und sofern dies zur Anbindung
der Anlagen an das vorhandene ErschlielBungsnetz erforderlich ist.

Die Vorhabentragerin hat notwendige bau-, wasserrechtliche oder sonstige
Genehmigungen, Zustimmungen bzw. Anzeigen der Stadt vor Baubeginn
vorzulegen.

Mutterboden, der bei der Errichtung und Anderung baulicher Anlagen und

ErschlieBungsanlagen im Vertragsgebiet ausgehoben wird, ist in nutzbarem
Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu schitzen.
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Im Wurzelbereich (Kronentraufe zzgl. 1,5 m im Radius) zu erhaltender bzw.
geschutzter Gehdlze sind Abgrabungen und Aufschittungen sowie das Befahren
mit schwerem Gerat unzulassig. Die zu erhaltenden Geholze sind am Rand der
Kronentraufe mit einem stabilen Bauzaun abzugrenzen. Bei Zuwiderhandlung
hat der Vorhabentrager die entstandenen Schaden in Abstimmung mit der Stadt
nach den Bestimmungen der jeweils geltenden Baumschutzsatzung der Stadt
Ratzeburg zu beseitigen bzw. Ersatz zu leisten.

SE4
Baudurchfuhrung

Der Baubeginn ist der Stadt zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. Die
Stadt oder ein von ihr beauftragter Dritter ist berechtigt, die ordnungsgemalie
Ausfuhrung der Arbeiten zu tberwachen und unverzigliche Beseitigung
festgestellter Mangel von der Vorhabentragerin zu verlangen.

Die Vorhabentragerin hat im Einzelfall auf begriindetes Verlangen der Stadt von
den fur den Bau der Anlage verwendeten Materialien fur die offentlichen
ErschlieBungsanlagen nach den hierfur geltenden technischen Richtlinien
Proben zu entnehmen und diese in einem von beiden Vertragsparteien
anerkannten Baustofflaboratorium untersuchen zu lassen sowie die
Untersuchungsbefunde der Stadt vorzulegen. Die Vorhabentragerin verpflichtet
sich weiter, Stoffe oder Bauteile, die diesem Vertrag nicht entsprechen, innerhalb
einer von der Stadt bestimmten Frist zu entfernen.

Die ErschlielSungsanlagen sind vor Erstbezug der hochbaulichen Anlagen
fertigzustellen.

S8ES
Haftung und Verkehrssicherung

Vom Tage des Beginns der Erschlieldungsarbeiten an tbernimmt die
Vorhabentragerin im gesamten ErschlieBungsgebiet die
Verkehrssicherungspflicht.

Die Vorhabentragerin haftet bis zur Abnahme der Anlagen, sofern es sich um
offentliche Anlagen handelt, fir jeden Schaden, der durch die Verletzung der bis
dahin ihm obliegenden allgemeinen Versicherungspflicht entsteht, und fur solche
Schaden, die infolge der ErschlieungsmalRnahmen an bereits verlegten
Leitungen oder sonst wie verursacht werden. Die Vorhabentragerin stellt die
Stadt insoweit von allen Schadensersatzansprichen frei. Diese Regelung gilt
unbeschadet der Eigentumsverhaltnisse. Vor Beginn der Baumalnahmen ist das
Bestehen einer ausreichenden Haftpflichtversicherung nachzuweisen.

Bis zur Abnahme durch die Stadt gemalf § E 6 ist die Mullentsorgung und die

Stral3enreinigung fur das Vertragsgebiet durch die Vorhabentragerin
sicherzustellen. Ebenfalls hat die Vorhabentragerin daftir zu sorgen, dass eine
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Durchfuhrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 der Stadt Ratzeburg "Aldi-Markt"

Verunreinigung der anliegenden Stral3en durch die Bautatigkeit auf ein Minimum
beschrankt bleibt und deren regelmallige Reinigung erfolgt. Durch die
Bautatigkeit verursachte Gebuhrenausfalle sind zu erstatten.

SEG6
Gewahrleistung und Abnahme

Die Vorhabentragerin tbernimmt die Gewahr, dass seine Leistung zur Zeit der
Abnahme der 6ffentlichen Anlagen gemal3 8§ E 3 durch die Stadt die vertraglich
vereinbarten Eigenschaften hat, dem Stand der Technik und den anerkannten
Regeln der Baukunst entspricht und nicht mit Fehlern behaftet ist, die den Wert
oder die Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrag vorausgesetzten Zweck
aufheben oder mindern.

Die Gewabhrleistung richtet sich nach den Regeln der VOB. Die
Mangelanspruchsfrist betragt jedoch fiinf Jahre. Sie beginnt mit der Abnahme
der einzelnen mangelfreien o6ffentlichen ErschlielSungsanlage gemaf 8 E 3 durch
die Stadt.

Die Vorhabentragerin zeigt der Stadt die vertragsgemal3e Herstellung der
offentlichen Anlagen gemal § E 3 schriftlich an. Die Stadt setzt einen
Abnahmetermin auf einen Tag innerhalb von 14 Tagen nach Eingang der
Anzeige fest. Die Bauleistungen sind von der Stadt und der Vorhabentragerin
gemeinsam abzunehmen. Das Ergebnis ist zu protokollieren und von beiden
Vertragsparteien zu unterzeichnen. Werden bei der Abnahme Mangel
festgestellt, so sind diese innerhalb von zwei Monaten, vom Tage der
gemeinsamen Abnahme an gerechnet, durch die Vorhabentragerin zu
beseitigen.

SE7
Ubernahme der ErschlieRungsanlagen

Im Anschluss an die Abnahme der mangelfreien ErschlielSungsanlagen geman

8 E 3 Ubernimmt die Stadt diese in ihre Baulast, wenn sie Eigentimerin der
offentlichen Erschliel3ungsflachen ist, oder bei 6ffentlichen Abwasseranlagen, die
nicht innerhalb der 6ffentlichen ErschlieBungsflachen verlegt worden sind, diese
durch Grunddienstbarkeiten oder Baulast zugunsten der Stadt gesichert sind und
der Vorhabentrager vorher

(a) in zweifacher Ausfertigung die vom Ingenieurbtro sachlich und fachtechnisch
festgestellten Schlussrechnungen mit den dazugehérigen Aufmal3en,
Abrechnungszeichnungen und Massenberechnungen einschliel3lich
Bestandsplane tGbergeben hat,

(b) die Schlussvermessung durchgefiihrt und eine Bescheinigung eines 6ffentlich

bestellten Vermessungsingenieurs uber die Einhaltung der Grenzen
Ubergeben hat, aus der sich weiterhin ergibt, dass samtliche Grenzzeichen
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sichtbar sind,

(c) einen Bestandsplan (Mal3stab 1:500, zweifach sowie in digitaler Form
(Formate pdf sowie dwg oder dxf)) Uber die Entwasserungseinrichtungen
Ubergeben hat,

(d) Nachweise erbracht hat tber
(aa) Untersuchungsbefunde der nach der Ausbauplanung geforderten
Materialien
(bb) die Schadensfreiheit der erstellten Kanalhaltungen durch einen von
beiden Vertragsparteien anerkannten Sachverstandigen.

(2) Die nach Absatz 1 vorgelegten Unterlagen und Plane werden Eigentum der
Stadt.

(3) Die Stadt bestétigt die Ubernahme der ErschlieBungsanlagen in ihre Verwaltung
und Unterhaltung schriftlich.

Teil IV
Schlussbestimmungen

8S1
Kostenibernahme

(1) Die Vorhabentragerin fuhrt die ihr nach diesem Vertrag obliegenden Malinahmen
in eigenem Namen und auf eigene Rechnung durch.

(2) Die Vorhabentragerin tragt die Kosten der Ausarbeitung der fur die Erstellung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 erforderlichen Planunterlagen
einschlieB3lich eventueller weiterer erforderlicher Planungen, Gutachten oder
Untersuchungen. Die Stadt verpflichtet sich, die Vorhabentragerin kurzfristig zu
unterrichten, sofern und sobald es Erkenntnisse dartiber geben sollte, dass
weitere Gutachten oder Planungen erforderlich sind, durch welche zusatzliche
Kosten ausgeldst werden.

(3) Die Vorhabentragerin tragt die Kosten dieses Vertrags und seiner Durchfihrung,
insbesondere auch die Kosten der Durchflihrung des Vorhabens. Die Kosten
einer hinsichtlich der Aufstellung des Bebauungsplans oder des Abschlusses
dieses Vertrags eventuell von der Stadt in Anspruch genommenen Beratung
tragt die Stadt selbst.

(4) Der Stadt entstehen keine weiteren eigenen Kosten, insbesondere keine

Folgekosten durch das Bauleitplanungsverfahren. Eine ausreichende 6ffentliche
ErschlieBung des Vorhabengelandes ist vorhanden.
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§S2
Haftungsausschluss

(1) Far den Fall, dass — gleich aus welchem Grunde — der vorhabenbezogene
Bebauungsplan Nr. 12 nicht wirksam wird, sind Anspriiche der Vorhabentragerin
auf Schadenersatz gegen die Stadt ausgeschlossen.

(2) Fur den Fall der Aufhebung der Satzung tber den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan (8 12 Abs. 6 BauGB) kdnnen Anspriche der Vorhabentragerin
gegen die Stadt nicht geltend gemacht werden. Dies gilt auch fur den Fall, dass
sich die Unwirksamkeit des Bebauungsplans im Verlauf eines
Verwaltungsstreitverfahrens bzw. eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens
herausstellt.

§S3
Sicherheitsleistungen

(1) Zur Sicherung aller sich aus 88 E 1 bis E 7, insbesondere aus 8§ E 3, Absatz 2,
fur die Vorhabentragerin ergebenden Verpflichtungen leistet sie Sicherheit in
Hohe von € 20.000 (in Worten: zwanzigtausend Euro) durch eine a-conto-
Zahlung oder durch Ubergabe einer unbefristeten selbstschuldnerischen
Bilrgschatft eines als Zoll- und Steuerbtirge zugelassenen Kreditinstitutes oder
einer Versicherungsgesellschaft, bei Erteilung einer Abbruch- bzw. Bau- oder
Teilbaugenehmigung. Die Burgschaft wird durch die Stadt nach Erfillung der
Verpflichtungen des § E 3, Absatz 1 und 2 und Vorlage einer etwaigen
Gewabhrleistungsburgschaft gemal Absatz 3 freigegeben.

(2) Im Falle der Zahlungsunféhigkeit der Vorhabentragerin ist die Stadt berechtigt,
noch offen stehende Forderungen Dritter gegen den Vorhabentrager fur
Leistungen aus diesem Vertrag aus der Birgschaft zu befriedigen.

(3) Nach der Abnahme der MalRnahme und Vorlage der Schlussrechnungen mit
Anlagen ist fur die Dauer der Gewahrleistungsfrist eine
Gewadbhrleistungsbuirgschaft in Hohe von 5% der Baukosten vorzulegen. Nach
Eingang wird die verbliebene Vertragserflllungsbirgschaft freigegeben.

§S4
Wechsel der Vorhabentragerin/ Rechtsnachfolge

(1) Ein Wechsel der Vorhabentragerin bedarf der Zustimmung der Stadt. Die Stadt
darf die Zustimmung nur verweigern, wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass die Durchfiihrung des Vorhaben- und Erschliel3ungsplans
innerhalb der Fristen gemaf § V 2 dieses Vertrags gefahrdet ist (8 12 Abs. 5
BauGB).

(2) Die Vorhabentragerin verpflichtet sich, im Falle der Rechtsnachfolge, ihrem
Rechtnachfolger bzw. ihrer Rechtsnachfolgerin sdmtliche Beschrankungen in
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derselben Weise aufzuerlegen, denen sie sich selbst mit Abschluss dieses
Vertrags unterwirft.

§S5
Vertragsanderungen/ Salvatorische Klausel

(1) Anderungen oder Erganzungen dieses Vertrags bedurfen zu ihrer
Rechtswirksamkeit der Schriftftorm. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag
ist dreifach ausgefertigt. Die Stadt erhalt zwei, die Vorhabentragerin eine
Ausfertigung.

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berthrt nicht die Gliltigkeit
des Ubrigen Vertragsinhalts. Sollte sich eine Bestimmung oder sollten sich
einzelne Bestimmungen als unwirksam herausstellen, so verpflichten sich die
Parteien wechselseitig dazu, diese Bestimmung oder diese Bestimmungen durch
eine solche oder durch solche zu ersetzen, welche dem Sinn und Zweck der
unwirksamen Bestimmungen rechtlich und wirtschaftlich am ehesten entspricht
bzw. entsprechen.

(3) Sollten bei der Durchfihrung dieses Vertrags erganzende Bestimmungen
notwendig werden, so verpflichten sich die Vertragsparteien, die erforderlichen
Vereinbarungen in einer Weise zu treffen, die dem entspricht, was nach Sinn und
Zweck des Vertrags vereinbart worden ware, hatte man die Angelegenheit von
vornherein bedacht. Das gleiche gilt, wenn einzelne Bestimmungen des Vertrags
spateren gesetzlichen Regelungen widersprechen.

8§S6
Gerichtsstand
Der Gerichtsstand ist Ratzeburg.
§S7
Wirksamwerden
Dieser Vertrag wird mit seinem Abschluss durch die Vertragsparteien wirksam. Das

Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 12 bildet die
Geschéftsgrundlage dieses Vertrags.
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Ratzeburg, . . Herten, o

Fir die Stadt Ratzeburg: Fir die Vorhabentréagerin:
(Siegel) (Stempel)

Rainer Vol3, Robert Gerlach,

Blrgermeister Geschaftsfuhrer

Bodo Geerds,

Prokurist
Anlagen:
Anlage 1 Lageplan mit den Grenzen des Vertragsgebietes
Anlagen 2 vorhabenbezogener Bebauungsplan
Anlagen 3 Vorhaben- und ErschlieBungsplan mit Bauzeichnungen, Bau- und
Betriebsbeschreibung
Anlagen 4 Entwasserungsplan und AuRenanlagenplan einschlie3lich Bepflanzungsplan
Anlage 5 Kostenibersicht
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018

Datum: 07.09.2016

SR/BeVoSr/363/2016
Gremium Datum Behandlung
Planungs-, Bau- und 19.09.2016 O
Umweltausschuss
Stadtvertretung 26.09.2016 O
Verfasser: Wolf FB/Aktenzeichen: 6/ 61

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 "ALDI-Markt -
sudlich Schweriner Stral3e, westlich Kolberger Straf3e" im
Verfahren nach § 13 a BauGB - Abschliel3ende
Beschlussfassung

Zielsetzung: Sicherstellung der Versorgung der Bevolkerung mit

Gutern des taglichen Bedarfs, Beachtung der
»Leitlinien fir die rAumliche Steuerung der
Einzelhandelsansiedlungen in der Stadt Ratzeburg”

Beschlussvorschlag:

1.

Die wahrend der 6ffentlichen Auslegung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 12 (Vorhaben- und ErschlieBungsplan Nr. 12) ,ALDI-
Markt - stidlich Schweriner Stral3e, westlich Kolberger Strafie”
abgegebenen Stellungnahmen privater Personen sowie die
Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Tragern offentlicher Belange
hat die Stadtvertretung geprift. Den aus der Anlage der Originalvorlage
ersichtlichen Abwéagungsvorschlagen wird gefolgt. Die Verwaltung wird
beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, von
diesem Ergebnis in Kenntnis zu setzen.

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches beschlieldt die Stadtvertretung
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 (Vorhaben- und
ErschlieBungsplan Nr. 12) ,ALDI-Markt - stdlich Schweriner Stral3e,
westlich Kolberger StraRe”, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und
dem Text (Teil B), als Satzung.

Die Begrtuindung wird gebilligt.

Der Beschluss des Bebauungsplanes durch die Stadtvertretung ist nach

8§ 10 Abs. 3 BauGB ortsublich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung
ist anzugeben, wo der Plan mit der Begrindung wahrend der
Sprechstunden eingesehen und tber den Inhalt Auskunft verlangt werden
kann.

Der Burgermeister wird beauftragt, den Flachennutzungsplan zu
berichtigen.
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Blrgermeister Verfasser
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:

Michael Wolf am 06.09.2016
Birgermeister Vol3 am 07.09.2016

Sachverhalt:

Die ALDI Immobilienverwaltung war mit der Absicht an die Stadt Ratzeburg
herangetreten, den bestehenden ALDI-Markt Kolberger Strafl3e/ Ecke Schweriner
Stral3e abzubrechen und durch einen Neubau mit einer Verkaufsflache von 1.200 m2
zu ersetzen. Das Neubauvorhaben entspricht wohl in verschiedenen Bereichen den
Gesichtspunkten neuerer Konzeptionen von Lebensmittelméarkten.

Das Vorhaben liegt innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 72 ,stdlich Schweriner
Stral3e, westlich Stadtgrenze” aus dem Jahre 2006, der hier ein Gewerbegebiet
festsetzt. Nach einschlagiger Praxis und Rechtsprechung sind hier bis zu maximal
800 m? Verkaufsflache zulassig. Mit einer dartber liegenden Verkaufsflache ist der
Betrieb i.d.R. als groR3flachiger Einzelhandel nur innerhalb eines Sondergebietes
zulassig.

Im Auftrag des Vorhabentragers und in Abstimmung mit der Verwaltung wurde durch
das Biro fur Bauleitplanung, Uwe Czierlinski, Bornhéved, der Entwurf zum
Bebauungsplan erstellt. Gleichzeitig wird eine Anpassung des
Flachennutzungsplanes vorgenommen.

Nach dem Aufstellungsbeschluss durch den Planungs-, Bau- und Umweltausschuss
am 22.02.2016 und dem Auslegungsbeschluss vom 23.05.2016 wurden nun die
Offentlichkeit, die Behdrden sowie die sonstigen Trager 6ffentlicher Belange beteiligt.
Unter den eingegangenen Stellungnahmen fihrt die des Kreises Herzogtum
Lauenburg zu geringfiigigen Anderungen und Erganzungen der Planunterlagen, die
allerdings keine erneute Auslegung notwendig machen (zusatzliche
Baumpflanzungen). Der Anregung zur Erstellung einer schalltechnischen
Untersuchung wurde gefolgt (siehe Gutachten in der Anlage). Auch der Anregung
aus der Stellungnahme der AWSH wurde gefolgt, indem nun eine Flache fir einen
Depotcontainerstandort (Unterflursystem) festgesetzt wird. Weiterer Sachverhalt:
Siehe Anlagen.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausfuhrung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Keine. Die Bau- und Planungskosten werden in
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Génze durch die ALDI Immobilienverwaltung GmbH & Co. KG tibernommen. Ein
entsprechender Durchfiihrungsvertrag ist zu schliel3en.

Anlagenverzeichnis:

- Abwégungsvorschlage (,Abwagungsprotokoll®)

- Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12, Satzung

- Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12, Begrindung

- Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12, Vorhaben- und ErschlielBungsplan
- Berichtigung des Flachennutzungsplanes (78. Anderung)
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Stadt Ratzeburg

Kreis Herzogtum Lauenburg

Vorhabenbezogener
Bebauungsplan Nr. 12

,fur das Grundstick 'Kolberger Stral3e 2' - Aldi-
Markt - sudlich 'Schweriner Stral3e', westlich
'‘Kolberger Stral3e™

- Abwagungsprotokoll -

tber die Stellungnahmen und Anregungen
Im Rahmen der Beteiligungen gemaf
84 Abs. 2, 8 2 Abs. 2 und 8§ 3 Abs. 2 BauGB



STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN

ABWAGUNG UND BESCHLUSS

Aufgrund des Beteiligungsverfahrens
haben folgende Trager Offentlicher
Belange und Nachbargemeinden
schriftlich mitgeteilt, dass von ihrer Seite
zu der Planung keine Anregungen

vorzutragen sind:

Vereinigte Stadtwerke Netz GmbH
Amt Lauenburgische Seen

IHK zu Libeck

Deutsche Telekom Technik GmbH

Der Sachverhalt
genommen.

wird

Zur

Kenntnis

Folgender Trager 6ffentlicher Belange hat
keine Stellungnahme abgegeben:

- LLUR - Landwirtschaft und landliche
Entwicklung -

Der Sachverhalt
genommen.

wird

Zur

Kenntnis

Folgende Trager offentlicher
haben Anregungen bzw.
vorgetragen:

Belange
Hinweise

- Landesplanungsbehorde

- Kreis Herzogtum Lauenburg

- Abfallwirtschaft Sidholstein GmbH

- Archéaologisches Landesamt

- LBV S-H, Niederlassung Liibeck

- Schleswig-Holstein Netz AG - Netz-
center Schwarzenbek -

- Handwerkskammer Liibeck

- LLUR -Technischer Umweltschutz -

Der Sachverhalt
genommen.

wird

Zur

Kenntnis

Seitens der Offentlichkeit sind keine
Stellungnahmen abgegeben worden.

Der Sachverhalt
genommen.

wird

Zur

Kenntnis
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ABWAGUNG UND BESCHLUSS

Landesplanungsbehotrde
(Stellungnahme vom 08.07.2016)

Die Stadt Ratzeburg plant im Rahmen der
Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 12 fir das Grundstiick
.Kolberger Stralle 2 - Aldi-Markt - sidlich
Schweriner  StralRe, westlich Kolberger
Stral3e" den bestehenden Lebensmitteldis-
countmarkt Aldi mit rd. 800 m?2
Verkaufsflache (VK) abzureiBen und mit
einer Verkaufsflache von 1.200 m2 neu zu
errichten. Dazu soll im Rahmen der o. a.
Bauleitplanung ein sonstiges Sondergebiet
,Discounter" flr einen Lebensmittel-
Discounter mit bis zu 1.200 m2 VK inkl. 20 %
der Verkaufsflache fur das branchenulbliche
Begleitsortiment und eine Stellplatzanlage
festgesetzt werden. Derzeit setzt der
Bebauungsplan Nr. 72 der Stadt Ratzeburg
das Plangebiet als ,Gewerbegebiet" fest. Der
wirksame Flachennutzungsplan der Stadt
Ratzeburg, der das Plangebiet derzeit als
gewerbliche Bauflache darstellt, soll im
Wege der Berichtigung an die Festsetzungen
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans
Nr. 12 angepasst werden.

Der Planbereich liegt in verkehrsginstiger
Lage an der B 208 am 0stlichen Stadtrand
von Ratzeburg in guter Zuordnung zu den
Wohngebieten des 6stlichen Stadtgebietes.

Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu
der o. a. Bauleitplanung wie folgt Stellung:

Die Ziele, Grundsatze und sonstigen
Erfordernisse der Raumordnung ergeben
sich aus dem am 04.10.2010 in Kraft
getretenen Landesentwicklungsplan
Schleswig-Holstein 2010 vom 13. Juli 2010
(LEP 2010, Amtsblatt Schl.-H. S. 719) sowie
dem Regionalplan fir den Planungsraum
(alt) I (Reg.-Plan ).

Das Unterzentrum mit Teilfunktionen eines
Mittelzentrums Ratzeburg ist gemaR Ziffer
2.8 Abs. 5 LEP 2010 grundsatzlich fur die
Errichtung von Einzelhandelseinrichtungen in
der geplanten GrofRenordnung geeignet.

Der Planbereich in guter Zuordnung zu den
Ostlichen Wohngebieten der Stadt Ratzeburg
entspricht dem siedlungsstrukturellen

Die mit der Planung verfolgten Sachverhalte
werden zutreffend zusammengefasst.

Die Einschatzung kann bestétigt werden.

Der Hinweis auf die Ubergeordneten
Planungsvorgaben wird zur Kenntnis
genommen.
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
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ABWAGUNG UND BESCHLUSS

Integrationsgebot gemaR Ziffer 2.8 Abs. 6
LEP 2010.

Ziele der Raumordnung stehen der
geplanten Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Nr. 12 der Stadt
Ratzeburg und den damit verfolgten
Planungsabsichten nicht entgegen.

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die
Erfordernisse der Raumordnung und greift
damit einer planungsrechtlichen Prifung des
Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage Uber
die Forderungswirdigkeit einzelner
Maflnahmen ist mit dieser landesplaneri-
schen Stellungnahme nicht verbunden.

Die Stellungnahme wird

genommen.

Die Hinweise
genommen.

werden

Zur

Zur

Kenntnis

Kenntnis
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ABWAGUNG UND BESCHLUSS

Kreis Herzogtum Lauenburg
(Stellungnahme vom 05.07.2016)

Aus Sicht des Kreises Herzogtum Lauenburg
bitte ich um Bericksichtigung folgender
Anregungen und Hinweise:

Fachdienst Naturschutz (Frau Penning, Tel.
326)

1.

Ende Juni 2016 ist das Gesetz zur Anderung
des Landesnaturschutzgesetzes und
anderer Vorschriften vom 27. Mai 2016 in
Kraft getreten. Der § 27 a LNatSchG wurde
gestrichen. Sollte es erforderlich sein,
Baume, Hecken, Geblische und andere
Gehblze zu beseitigen, darf dies nur
aullerhalb  der Brutzeit europdischer
Vogelarten in der Zeit vom 1. Oktober bis
zum  28/29. Februar erfolgen. Die
Begrindung ist entsprechend zu
aktualisieren.

2.

Der festgestellte Landschaftsplan der Stadt
Ratzeburg kennzeichnet die gewerblichen
Bauflachen sudlich der Schweriner Stral3e
wie folgt: ,Schwerpunkt Siedlungsumfeld-
verbesserung (Wohnbau-/Gewerbeflachen),

Erhdhung  der  Freiraumqualitdt  des
StraRenraumes und der Grinflachen". Um
die landschaftsplanerischen Belange

aufzuarbeiten, halte ich deshalb eine kurze
Stellungnahme zur Grunordnung hier fir
sinnvoll und erforderlich.

Die im Geltungsbereich vorhandenen
Einzelbdume sind als Planungsgrundlage mit
Angabe von Baumart, Stamm- und
Kronendurchmesser aufzunehmen.
Erhaltenswerte Geholze sollten mdglichst

entsprechend im B-Plan zum Erhalt
festgesetzt werden.
Um eine wirksame Gestaltung und

Gliederung des Plangebiets zu erreichen,
sollte die Anpflanzung von Einzelbdumen im
Geltungsbereich, entlang der Kolberger

Der Anregung wird entsprochen und die
Begriindung entsprechend aktualisiert.

Der Anregung wird dahingehend gefolgt,
dass unter dem Punkt 'Landschaftspflege
und Artenschutz' der Begrindung ein kurzer
Absatz zur Grinordnung eingefugt wird.

Der Anregung wird dahingehend Folge
geleistet, dass funf Baume im Sudwesten
und ein Baum in Nordosten des Plangebietes
aufgenommen und zum Erhalt festgesetzt
werden. Es handelt sich um Ahorne, zwei mit
0,2 m / 2 m Stammumfang (StU) /
Kronendurchmesser (KrD), zwei mit 0,3 m /
2 m StU/KrD, einer mit 0,5 m / 4 m StU/KrD
und der im Nordosten mit 0,4 m / 3 m
StU/KrD. Die Planzeichnung gibt den
jeweiligen Kronendurchmesser wider.

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen
und dahingehend gefolgt, dass in der
Planzeichnung drei Einzelbdume entlang der
'Kolberger StralRe' festgesetzt werden, die
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STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN

ABWAGUNG UND BESCHLUSS

StralRe, innerhalb der Grinflachen sowie im
Bereich der geplanten Stellplatze geprift und
im Bebauungsplan (ggf. textlich) festgesetzt
werden.

3.

Auf die DIN 18920 ,Schutz von Baumen,
Pflanzenbestdnden und Vegetationsflachen
bei BaumaRnahmen" weise ich hin, die
Vorschriften sind zu beachten. Um
Beeintrachtigungen zu vermeiden, sind die
im Geltungsbereich zu erhaltenden Baume
sowie gegebenenfalls Geholze auf
angrenzenden Grundsticken entsprechend
fachgerecht zu sichern.

Stadtebau und Planungsrecht:

Ich halte es fir unbedingt erforderlich, die
Emissionen (zu- und abfahrender Verkehr,
Anlieferungen sowie technische Anlagen des
Gebaudes) in ihren Auswirkungen auf die
umgebende Wohnbebauung gutachterlich
untersuchen zu lassen und entsprechende
Festsetzungen zu treffen. Die Tatsache,
dass sich auf dem Grundstuck bereits ein
Verbrauchermarkt befindet, entbindet die
Stadt nicht davon. Ich bitte insofern um
erneute Vorlage des Bebauungsplans im
Rahmen einer Beteiligung gem. 8 4 a (3)
BauGB mit Erganzung der larmtechnischen
Untersuchung.

Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich um
Ubersendung der Berichtigung des
Flachennutzungsplans.

anzupflanzen, dauerhaft zu pflegen und bei
Abgang zu ersetzen sind. Gleiches gilt fir
zwei Einzelbdume, die textlich festgesetzt
werden im Bereich der Stellplatzanlage. Im
Gegensatz zum  bisher malfigeblichen
Bebauungsplan Nr. 72 aus dem Jahr 2006
werden nun mit dem vorhabenbezogenen
Bebauungsplan Nr. 12 erstmalig an drei
Seiten vollstandig und an der Ostseite etwa
zu 50 % private Grunflachen planerisch
festgesetzt, dartiber hinaus der Erhalt von
sechs Einzelbaumen und das Anpflanzen
von weiteren finf B&umen. Insofern
geschieht eine planungsrechtlich
abgesicherte Verbesserung im Hinblick auf
die griinordnerischen Belange.

Der Hinweis auf die DIN 18920 wird zur
Kenntnis genommen. Die dortigen
Bestimmungen zum Schutz von B&umen,
Pflanzenbestdnden und Vegetationsflachen
sind bei der Planung und Durchfuhrung von
Baumafinahmen zu beachten.

Der Anregung wurde gefolgt und eine
'Schalltechnische Untersuchung' eingeholt.
Das Gutachten des Biros Dipl.-Ing. M.
Goritzka und Partner vom August 2016
gelangt zu dem Ergebnis, dass die
Immissionsrichtwerte nach der TA Larm an
allen in Betracht kommenden Immissionsor-

ten sowohl tags als auch nachts
unterschritten werden. Planungsrechtliche
Festsetzungen zum Immissionsschutz

ergeben sich nicht, so dass eine erneute
Beteiligung nach 8 4 a Abs. 3 BauGB
entbehrlich ist. Die Begriindung wird um ein
Kapitel 'Schallimmissionen' erganzt, in dem
die Ergebnisse des Gutachtens und die
Anforderungen an die Realisierung des
Vorhabens benannt werden.

Die 78. Anderung des Flachennutzungspla-
nes durch Berichtigung wird dem Kreis
Herzogtum Lauenburg zusammen mit dem
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12
nach Abschluss des Verfahrens tibersandt.

-6-




STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN | ABWAGUNG UND BESCHLUSS

Die landesplanerische Stellungnahme | Der  Eingang der landesplanerischen
hinsichtlich der Verkaufsflachen bitte ich| Stellungnahme ist abgewartet worden.
abzuwarten.




STELLUNGNAHMEN UND ANREGUNGEN |

ABWAGUNG UND BESCHLUSS

Abfallwirtschaft Stidholstein GmbH
(Stellungnahme vom 13.06.2016)

Vielen Dank fir die Zusendung der o. g.
Unterlagen.

Gegen die vorhabenbezogene Bebauung
des Plangebietes aus verkehrstechnischer
und aus abfallrechtlicher Sicht gibt es keine
Bedenken seitens der Abfallwirtschaft
Sudholstein.

In diesem Zusammenhang mdchte ich
anmerken, dass dies ein idealer Standort
ware, um einen modernen und zeitgemalien
Depotcontainerstandort zu errichten. Hier
wirde ein Unterflursystem eine gute
Alternative darstellen und der Kunde kdnnte
Einkauf und Entsorgung von Papier und Glas
miteinander verbinden. Einen Flyer hierzu
finden Sie im Anhang.

Fur weitere Fragen hierzu stehe ich jederzeit
zur Verflgung.

Die Stellungnahme  wird Kenntnis

genommen.

Zur

Der Anregung wird gefolgt und in der
Planzeichnung eine Entsorgungsflache fur
Depotcontainer als Unterflursystem
festgesetzt.

Von dem Angebot wird bei Bedarf Gebrauch
gemacht.
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ABWAGUNG UND BESCHLUSS

Archéologisches Landesamt
(Stellungnahme vom 14.06.2016)

Wir kénnen zurzeit keine Auswirkungen auf
archaologische Kulturdenkmale gem. § 2 (2)
DSchG in der Neufassung vom 30.12.2014
durch die Umsetzung der vorliegenden Pla-
nung feststellen. Daher haben wir keine
Bedenken und stimmen den vorliegenden
Planunterlagen zu.

Darliber hinaus verweisen wir auf 8§ 15
DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder
findet, hat dies unverziglich unmittelbar oder

uber die Gemeinde der oberen
Denkmalschutzbehtérde  mitzuteilen. Die
Verpflichtung besteht ferner fur die

Eigentimerin oder den Eigentimer und die
Besitzerin  oder den  Besitzer des
Grundstiicks oder des Gewassers, auf oder
in dem der Fundort liegt, und fur die Leiterin
oder den Leiter der Arbeiten, die zur Ent-
deckung oder zu dem Fund gefuhrt haben.
Die Mitteilung einer oder eines der
Verpflichteten befreit die Ubrigen. Die nach
Satz 2  Verpflichteten haben  das
Kulturdenkmal und die Fundstatte in
unverandertem Zustand zu erhalten, soweit
es ohne erhebliche Nachteile oder
Aufwendungen von Kosten geschehen kann.
Diese Verpflichtung erlischt spatestens nach
Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.

Archéaologische Kulturdenkmale sind nicht
nur Funde, sondern auch dingliche
Zeugnisse  wie  Veranderungen und
Verfarbungen in der natdrlichen
Bodenbeschaffenheit.

Fur Fragen stehen wir |hnen gerne zur
Verfligung.

Die Stellungnahme  wird Kenntnis

genommen.

Zur

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und ist im Rahmen von Erdarbeiten zu
beachten. Entsprechende Hinweise befinden
sich  sowohl unter den textlichen
Festsetzungen auf dem Plan, als auch in der
Begriindung.

Der Sachverhalt wird Kenntnis

genommen.

Zur

Von dem Angebot wird bei Bedarf Gebrauch
gemacht.
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ABWAGUNG UND BESCHLUSS

LBV S-H, Niederlassung Libeck
(Stellungnahme vom 14.06.2016)

Gegen den Bebauungsplan Nr. 12 der Stadt
Ratzeburg bestehen in stral3enbaulicher und
stralRenverkehrlicher Hinsicht keine
Bedenken, wenn folgende Punkte
bertcksichtigt werden:

1.

Gemall § 9 (6) Bundesfernstrallengesetz
(FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 28.06.2007 (BGBI. Seite 1206) stehen
Anlagen der AuBenwerbung (u. a.
Werbepylone) auR3erhalb der zur
ErschlieBung der anliegenden Grundstiicke
bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt den
Hochbauten des 8§ 9 (1) FStrG gleich und
bedurfen einer gesonderten Genehmigung
durch die Stral3enbauverwaltung.

2.

Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung
von den Anbauverbotsbestimmungen des
FStrG ist unter Beriicksichtigung der Belange
der Bundesstral3e 208 moglich. Hierzu sind
dem Landesbetrieb StralRenbau und Verkehr
Schleswig-Holstein (LBV-SH), Niederlassung
Lubeck, die konkreten Planunterlagen fur die
vorgesehenen Werbeanlagen zur Priufung
und Genehmigung vorzulegen.

3.

Direkte Zufahrten und Zugange durfen zu der
freien Strecke der Bundesstrale 208 nicht
angelegt werden.

4,

Ich gehe davon aus, dass bei der Prifung
der Notwendigkeit bzw. der Festlegung von
SchallschutzmaBnahmen die zu erwartende
Verkehrsmenge auf der Bundesstralle 208
berticksichtigt wird und das Bebauungsge-
biet ausreichend vor Immissionen geschiitzt
ist.

Diese Stellungnahme bezieht sich im
stral3enbaulichen und stral3enverkehrlichen
Bereich nur auf StraRen des uberdrtlichen
Verkehrs.

des
meinem

Die anliegende Ausfertigung
Planentwurfes gebe ich mit
Sichtvermerk versehen zuriick.

Die Stellungnahme  wird Kenntnis

genommen.

Zur

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und ist zu beachten. Soweit eine Anlage der
AulRenwerbung innerhalb der Anbauverbots-
zone der B 208 errichtet werden soll, ist eine
Genehmigung der StralRenbauverwaltung
einzuholen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen
und ist zu beachten. Soweit eine Anlage der
AulRenwerbung innerhalb der Anbauverbots-
zone der B 208 errichtet werden soll, werden
die konkreten Planunterlagen dem LBV S-H
zur Prifung und Genehmigung vorgelegt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Anlegung direkter Zufahrten oder
Zugange von der B 208 ist nicht beabsichtigt.

Die Annahme ist zutreffend.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis
genommen.
Die mit dem Sichtvermerk versehene
Ausfertigung wurde zum Vorgang
genommen.
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ABWAGUNG UND BESCHLUSS

Schleswig-Holstein Netz AG
(Stellungnahme vom 17.06.2016)

Vielen Dank flur die Beteiligung der Trager
offentlicher Belange. Die Schleswig-Holstein
Netz AG hat keine Bedenken gegen Inhalte
und Ziele der Planungen.

Bitte berticksichtigen Sie bei der Mal3nahme
unser Merkblatt "Schutz von Versorgungsan-
lagen bei Bauarbeiten". Das Merkblatt
erhalten Sie nach einer Anfrage zu einer
Leitungsauskunft oder Uber unsere Website
www.sh-netz.com.  Fur lhre  Planung
notwendige Bestandsplane der Schleswig-
Holstein Netz AG erhalten Sie unter:
leitungsauskunft@sh-netz.com.

Die Stellungnahme wird zur
genommen.

Die Hinweise werden zur
genommen und beriicksichtigt.

Kenntnis

Kenntnis
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ABWAGUNG UND BESCHLUSS

Handwerkskammer Lubeck
(Stellungnahme vom 29.06.2016)

Nach Durchsicht der uns (bersandten
Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass in
obiger Angelegenheit aus der Sicht der
Handwerkskammer Libeck keine Bedenken
vorgebracht werden.

Sollten durch die Flachenfestsetzungen
Handwerksbetriebe beeintrachtigt werden,
wird sachgerechter Wertausgleich und
frihzeitige  Benachrichtigung  betroffener
Betriebe erwartet.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis
genommen.
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis

genommen. Es ist nicht ersichtlich, dass
Handwerksbetriebe durch die Planung
beeintrachtigt werden.
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LLUR - Technischer Umweltschutz -
(Stellungnahme vom 18.07.2016)

Zu den mir vorgelegten o. g. Planungsunter-
lagen habe ich aus der Sicht des
Immissionsschutzes  grundsatzlich  keine
Bedenken.

Die eingehende Prifung  immissions-
schutzrechlicher Belange erfolgt in der
Ausfihrungsplanung im  entsprechenden
Genehmigungsverfahren.

Die Benachrichtigung Uber die Ooffentliche
Auslegung der Planungsunterlagen habe ich
zur Kenntnis genommen.

Bei Plananderungen und Erganzungen bitte
ich um erneute Beteiligung mit Benennung
der gednderten oder erganzten Teile.

Die Stellungnahme wird Kenntnis

genommen.

Zur

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die in der eingeholten 'Schalltechnischen
Untersuchung' vom August 2016 gegebenen

Hinweise bzw. Anforderungen an die
Realisierung des Vorhabens werden im
Genehmigungsverfahren beachtet.

Der Sachverhalt wird zur Kenntnis
genommen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Plandnderungen oder Erganzungen haben
sich aufgrund des Beteiligungsverfahrens
nicht ergeben, so dass der vorhabenbezoge-
ne Bebauungsplan Nr. 12 als Satzung
beschlossen werden kann.
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12, Stadt Ratzeburg

ZEICHENERKLARUNG

ES GILT DIE PLANZEICHENVERORDNUNG 1990 — PlanzV 90 SATZUNG: 02.09.2016

PLANZEICHEN ERLAUTERUNGEN / RECHTSGRUNDLAGE

|. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Sonstige Sondergebiete
SO Zweckbestimmung: "Discounter”
Discounter (§ 11 BauNVO)

2. Mal der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflachenzahl (GRZ)
GRz 0,8 (§ 19 BauNVvO)

Zahl der Vollgeschosse als Hochstmaf}
I (§ 20 BauNVvO)

Hoéhe baulicher Anlagen in Meter tGber einem Bezugspunkt,
FH48 m als Héchstmal:
tber NHN Firsthéhe z.B. FH 48 m iiber NHN

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Abweichende Bauweise
a (§ 22 Abs. 4 BauNVO)

Baugrenze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 Abs. 3 BauNVO)

6. Verkehrsflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

StraBenverkehrsflache

Einfahrtsbereich
4____\ (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

7. Flachen fiir Versorgungsanlagen, fir die Abfallentsorgung
und Abwasserbeseitigung sowie Ablagerungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 BauGB)

Zweckbestimmung: Abfall
Q (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

9. Grilnflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Zweckbestimmung:
Privat Private Griinflache

-1/2 -




Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12, Stadt Ratzeburg

ZEICHENERKLARUNG

ES GILT DIE PLANZEICHENVERORDNUNG 1990 — PlanzV 90 SATZUNG: 02.09.2016

PLANZEICHEN ERLAUTERUNGEN / RECHTSGRUNDLAGE

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Malnahmen und Flachen
fir MalRnahmen zum Schutz, Pflege und Entwicklung
von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB)

Baume anpflanzen
SE;}? (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a) BauGB)

Baume erhalten
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b) BauGB)

15. Sonstige Planzeichen

F 1 Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes

(§ 9 Abs. 7 BauGB)
E =l

[ Umgrenzung von Fléchen fiir Stellplétze

-1
| (§9Abs. 1Nr. 4 und 22 BauGB)
|

|
|
16.Hinweise und nachrichtliche Ubernahmen

Anbauverbotszone nach FStrG gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1
(Abstand = 20 m von der Fahrbahnkante der B 208 gemessen )

A
Verlauf der Asphaltkante B 208

Il. DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER
/e\ Flurstiicksgrenze

494 Flurstiicksbezeichnung

4 vorhandene Gelandehdhen

entfallene bauliche Anlage

[ll.Nutzungsschablone

Art der )
baulichen Nutzung |~ Bauweise
Grundflachenzahl Zahl der

(GRZ) Vollgeschosse

Firsthéhe in Meter Uber
einem Bezugspunkt

SYSTEMSCHNITT M. 1:100
SCHNITT A-A

8.80
1.45 | 6.00 , 1.35
Gehweg Fahrbahn Gehwe

T ee—l
- 2/2 -




01.

02.

03.

04.

05.

FEXT (Teil B)

Planungsrechtliche Festsetzungen
(BauGB, BauNVO)

Art der baulichen Nutzung
(89 Abs. 1 Nr. 1 BauGBi.V.m. 8 1 Abs. 5und 6, 8 6 und 8§ 11 Abs. 3 BauNVO)

Innerhalb des gemal § 11 Abs. 3 BauNVO festgesetzten Sonstigen Sondergebietes (SO) mit
der Zweckbestimmung ,Discounter” sind nur zulassig:

- 1 Lebensmitteldiscounter mit einer Verkaufsflache von maximal 1.200 m2, wobei der Anteil
des branchenublichen Begleitsortiments max. 20 % der Verkaufsflache betragen darf,
- Elektrotankstellen.

MaR der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 Abs. 1 BauNVO)

Von der in der Planzeichnung festgesetzten Hohenbeschrankung sind untergeordnete Bauteile
wie Schornsteine, Antennenanlagen und Blitzableiter ausgenommen.

Bauweise
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 Abs. 4 BauNVO)

Die Festsetzung einer abweichenden Bauweise besteht darin, dass auch Baukorper mit einer
Lange von mehr als 50 Metern errichtet werden dirfen. Die seitlichen Grenzabstande der
offenen Bauweise sind einzuhalten.

Griunflachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Innerhalb der privaten Grunflachen sind im Bereich der Grundstiickszufahrt an der 'Kolberger
Stral3e' und im Norden an der 'Schweriner Straf3e' je ein freistehender Werbetrager (Pylon) mit
einer maximalen Ho6he von 7,0 m Uber der jeweiligen Fahrbahnmitte der angrenzenden Stral3e
zuléssig.

Anpflanzen und Erhalt von Baumen
(8 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB)

Auf den in der Planzeichnung festgesetzten Flachen zum Anpflanzen von B&umen sind
standortgerechte, heimische Laubbaume zu pflanzen. Zusétzlich sind auf der Stellplatzanlage
zwei weitere Baume zu pflanzen. (Empfehlung fir die insgesamt funf neu anzupflanzenden
Baume: Hainbuche [Carpinus betulus], Hochstamm, dreimal verpflanzt, mit Drahtballen,
mindestens 14 - 16 cm Stammumfang gemessen in 1 Meter Hohe.) Die anzupflanzenden
Baume sind - ebenso wie die zum Erhalt festgesetzten Baume - dauerhaft zu pflegen und bei
Abgang zu ersetzen.



01.

02.

01.

02.

Ortliche Bauvorschriften
(8 9 Abs. 4 BauGB, § 84 LBO)

Solar- und Photovoltaikanlagen

Solar- und Photovoltaikanlagen sind zulassig, wenn sie auf den Dach- und/oder Wandflachen
eines Gebdudes montiert sind. Der senkrechte Abstand zur Dachhaut darf max. 0,80 m
betragen. Die festgesetzte Firsthéhe darf nicht Uberschritten werden. Freiflachenanlagen sind
ebenso unzulassig wie die Dach- und/oder Wandflachen Uberkragende Anlagen.

Werbeanlagen
Werbeanlagen an der Stidwest- und Nordwestseite des Gebaudes sind unzulédssig. Am und auf

den dbrigen Seiten des Gebaudes angebrachte Werbeanlagen dirfen die festgesetzte
Firsthbhe nicht Uberragen. Reflektierende Werbeanlagen oder solche mit wechselndem bzw.
bewegtem Licht sind unzulassig. Dies gilt auch fir freistehende Werbeanlagen (siehe
Planungsrechtliche Festsetzung Ziffer 04).

Hinweise

Bodendenkmale

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies gemaf § 15 DSchG unverziglich unmittelbar
oder Uber die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehdrde mitzuteilen. Die Verpflichtung
besteht ferner fir die Eigentimerin oder den Eigentimer und die Besitzerin oder den Besitzer
des Grundsticks oder des Gewassers, auf oder in dem der Fundort liegt, und fiir die Leiterin
oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund gefuhrt haben. Die
Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die Ubrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten
haben das Kulturdenkmal und die Fundstatte in unverandertem Zustand zu erhalten, soweit es
ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese
Verpflichtung erlischt spatestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.
Archaologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie
Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit.

Altlasten

Sollte bei Erdarbeiten aufféalliges Bodenmaterial angetroffen werden, so ist dies gemaR den
aktuell geltenden technischen Richtlinien (zur Zeit LAGA M 20) zu untersuchen und
ordnungsgemal zu entsorgen oder zu verwerten. Der Kreis Herzogtum Lauenburg, Fachdienst:
Abfall und Bodenschutz, ist in diesem Fall umgehend zu benachrichtigen.
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1. Grundlagen und Rahmenbedingungen
1.1 Rechtliche Grundlagen und Verfahrensablauf
Grundlagen dieses Bauleitplanverfahrens sind

- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung seiner Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geéndert durch Artikel 6 des
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes vom 20.10.2015 (BGBI. | S. 1722),

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Starkung der Innenentwicklung in den
Stadten und Gemeinden und zur weiteren Fortentwicklung des Stadtebaurechts
vom 11.06.2013 (BGBI. | S. 1548),

- die Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990, zuletzt geandert durch
Artikel 2 des Gesetzes zur Forderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in
den Stadten und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBI. | S. 1509),

- das Landesgesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (Landes-UVP-Gesetz)
vom 13.05.2003 (GVOBI. Sch.-H. S. 246), zuletzt geandert durch Artikel 9 der
Landesverordnung vom 16.03.2015 (GVOBI. Sch.-H. S. 96) und

- die Landesbauordnung fur das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 22.01.2009
(GVOBI. Sch.-H. S. 6), zuletzt geéndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
17.01.2011 (GVOBI. Sch.-H. S. 3).

Es findet das beschleunigte Verfahren gemafll dem durch das Gesetz zur
Erleichterung von Planungsvorhaben fir die Innenentwicklung der Stadte
eingefugten 8§ 13 a BauGB Anwendung. Bei der Schaffung der planungsrechtlichen
Voraussetzungen fur die Ansiedlung eines grof3flachigen Lebensmittelmarktes
innerhalb des bereits mit dem Bebauungsplan Nr. 72 Uberplanten Bereiches sudlich
der 'Schweriner StrafRe' in Ratzeburg handelt es sich um eine Malinahme der
Innenentwicklung. Die in 8§ 13 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB genannten
Voraussetzungen, der Bauleitplan dirfe die festgesetzte Grundflache im Sinne des
8§ 19 Abs. 2 BauNVO von 20.000 m2 nicht erreichen und nicht in einem engen
sachlichen, raumlichen und zeitlichen @ Zusammenhang mit anderen
Bebauungspléanen stehen, sind erflllt. Ferner ist nicht erkennbar, dass die Planung
zu einer Beeintrachtigung von Natura-2000-Gebieten fihren kénnte.

Bei der Prufung der Zulassigkeitsvoraussetzungen des beschleunigten Verfahrens ist
jedoch die in 8§ 13 a Abs. 1 Satz 4 BauGB aufgefihrte Vorgabe beachtlich, wonach
das beschleunigte Verfahren ausgeschlossen ist, "wenn durch den Bebauungsplan
die Zulassigkeit von Vorhaben begriindet wird, die einer Pflicht zur Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach dem Gesetz tber die
Umweltvertraglichkeitsprifung oder nach Landesrecht unterliegen.”

Nach dem Bundes-UVP-Gesetz besteht die Pflicht zur Durchfihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung nicht, da gemafly Nr. 18.6 der dortigen Anlage 1 eine



Stadt Ratzeburg - Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12

derartige Pflicht nur dann besteht, wenn ein Bebauungsplan fir grof3flachige
Einzelhandelsbetriebe im bisherigen Aul3enbereich aufgestellt wird. Das ist
vorliegend nicht der Fall. Das Plangebiet ist nicht dem Aul3enbereich zugehdrig.

Gemall 8§ 6 Landes-UVP-Gesetz ist jedoch eine 'Allgemeine Vorpriufung des
Einzelfalls' durchzufuhren, da es sich bei dem Sondergebiet 'Grof3flachiger
Einzelhandel' gemald Nr. 10.2 der Anlage 1 zum Landes-UVP-Gesetz um ein
Vorhaben handelt, dessen Geschossflache insgesamt zwischen 1.200 m2 und
5.000 m? liegen wird. Die Vorprufung ist im Kapitel 3 dieser Begrindung
wiedergegeben und gelangt nach Uberschlagiger Prifung zu dem Ergebnis, dass die
Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung nicht erforderlich und damit die
Anwendung des beschleunigten Verfahrens statthaft ist.

Im beschleunigten Verfahren gemalR 8§ 13 a BauGB gelten die Vorschriften des
vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB. Danach wird von einer
Umweltprifung und einem Umweltbericht abgesehen, ohne jedoch die Belange des
Umweltschutzes, einschlief3lich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, aul3er
Acht zu lassen (siehe Kapitel 4.2).

Verfahrensschritte: Datum:
Aufstellungsbeschluss 22.02.2016
Entwurfs- und Auslegungsbeschluss 23.05.2016
TOB-Beteiligung gemaR § 4 Abs. 2 BauGB 07.06.2016
Offentliche Auslegung gemaf § 3 Abs. 2 BauGB 14.06. - 14.07.2016

Satzungsbeschluss gemal 8§ 10 Abs. 1 BauGB

1.2 Vorgaben Ubergeordneter Planungen

Die Stadt Ratzeburg ist nach der Landesverordnung zur Festlegung der zentralen
Orte und Stadtrandkerne vom 08. September 2009 als Unterzentrum mit
Teilfunktionen eines Mittelzentrums ausgewiesen.

Gemal Ziffer 2.2.3 des Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein 2010 (LEP)
stellen Unterzentren "fur die Bevolkerung ihres Verflechtungsbereichs die
Versorgung mit Gitern und Dienstleistungen des qualifizierten Grundbedarfs sicher.
In dieser Funktion sind sie zu starken und ihr Angebot ist bedarfsgerecht
weiterzuentwickeln." Weiter fuhrt der LEP aus, dass Unterzentren mit Teilfunktionen
von Mittelzentren eine besondere Funktion als Entwicklungsschwerpunkte fur die
landlichen Raume haben. "lhr Angebot an Guitern und Dienstleistungen geht tber
das von Unterzentren hinaus, entspricht vielerorts aber noch nicht dem reiner
Mittelzentren."

Der Flachennutzungsplan stellt das Plangebiet als 'Gewerbliche Bauflache' (G) dar.
Da im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 12 zukinftig
ein Sonstiges Sondergebiet gemafl § 11 Abs. 3 BauNVO mit der Zweckbestimmung
'Discounter' festgesetzt werden soll, ergibt sich eine Abweichung vom derzeit
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geltenden Flachennutzungsplan. Geméald 8§ 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann der
Flachennutzungsplan durch eine Berichtigung angepasst werden (78. Anderung des
Flachennutzungsplans durch Berichtigung), so dass dann dem Gebot des § 8 Abs. 2
BauGB, wonach Bebauungsplane aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln sind,
entsprochen wird.

Derzeitige Darstellung im F-Plan

&8 5=
Z

Zuklnftige Darstellung im F-Plan (78. Anderung durch Berichtigung)

S/
7L
S
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1.3 Raumlicher Geltungsbereich

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 12 erstreckt sich auf das Grundstiick
des Aldi-Marktes im Einmindungsbereich der Kolberger Stral3e in die Schweriner
Stral3e (B 108). Konkret handelt es sich um das Grundstiick 'Kolberger Straf3e 2/,
sudlich 'Schweriner Stral3e', westlich 'Kolberger Stral3e'. Das Gebiet befindet sich im
Osten des besiedelten Stadtgebietes, ca. 2,5 km vom Stadtzentrum entfernt. Der
Planbereich liegt in verkehrsgulnstiger Lage an der B 208 am 6stlichen Stadtrand von
Ratzeburg in guter Zuordnung zu den Wohngebieten des dstlichen Stadtgebietes.

1.4 Angaben zum Bestand

Das Plangebiet ist gepragt durch den bestehenden Aldi-Markt mit seiner
Stellplatzanlage.

Grunstrukturen sind in den Randbereichen und zum Teil auf der Stellplatzanlage in
Form von Rasen und Gebiischen anzutreffen. Ostlich an das Plangebiet grenzt ein
Norma-Lebensmittelmarkt, stdlich liegt ein Dachdeckerbetrieb und im Westen grenzt
ein Wohngebaude an.

2. Anlass und Ziele der Planung
2.1 Anlass der Planung

Anlass der Planung ist der Wunsch der Firma Aldi, ihren auf dem Grundstick
bestehenden Discountmarkt abzureil3en und mit einer vergrofl3erten Verkaufsflache
von 1.200 m2 neu zu errichten.

Die Firma Aldi beabsichtigt eine geanderte Gebaudeanordnung und Architektur,
ohne jedoch - wie in den letzten Jahren bereits andernorts im Verbreitungsgebiet von
Aldi-Nord praktiziert - das Warensortiment zu erweitern. Geplant ist ein Flachdach-
Geb&aude mit Photovoltaikanlage, eine Warmertckgewinnung aus den Kihlanlagen
zum Zwecke der Beheizung, Tageslichteinfall durch bodentiefe Fenster und
Lichtbander sowie breitere Gange und niedrigere Regale im Interesse der
Kundenfreundlichkeit.

2.2 Ziele der Planung

Das Plangebiet ist in dem zur Zeit mal3geblichen Bebauungsplan Nr. 72 als
'‘Gewerbegebiet' (GE) gemald 8§ 8 BauNVO festgesetzt, in dem die beabsichtigte
grof3flachige Einzelhandelsnutzung nicht zuldssig ist. Mit dem vorhabenbezogenen
Bebauungsplan soll dementsprechend ein sonstiges Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung 'Discounter’ gemafl 8§ 11 Abs. 3 BauNVO ausgewiesen werden,
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um die von der Gemeinde unterstitzte Planungsabsicht verwirklichen zu kénnen. Im
Rahmen des Anderungsverfahrens wird zugleich der Flachennutzungsplan gemaR
§ 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB angepasst (78. Anderung des Flachennutzungsplanes
durch Berichtigung).

Die stadtebaulichen Ziele lassen sich folgendermal3en zusammenfassen:

e Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fur die Erweiterung eines
Lebensmittel-Marktes im Interesse einer zukunftsfahigen Absicherung;

e Anpassung planungsrechtlich bereits ausgewiesener Gewerbegebiets-Flachen an
die sich durch die Erweiterung des Einzelhandelsstandortes ergebende Situation;

e Ersatz einer in die Jahre gekommenen Immobilie durch einen Neubau, der unter
energetischen Gesichtspunkten auf dem neuesten Stand ist.

3. Allgemeine Vorpriufung des Einzelfalls

Geméall dem Landes-UVP-Gesetz vom 13. Mai 2003, zuletzt geandert durch die
Landesverordnung vom 16. Marz 2015, ist entsprechend der Anlage 1, Ziffer 10.2,
eine 'Allgemeine Vorprufung des Einzelfalls' hinsichtlich des ,Grofflachigen
Einzelhandels® erforderlich, da die zuldssige Geschossflache des Discounters
zwischen 1.200 m2 und 5.000 m? liegen wird. Die Kriterien fur die Uberschlagige
Vorprifung sind in der Anlage 2 des Gesetzes bestimmt. Die Vorprifung hat
verfahrenslenkende Funktion. Sie soll eine Einschatzung erlauben, ob mit
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu rechnen und daher eine
Umweltvertraglichkeitspriufung durchzufihren ist.

3.1 Merkmale des Vorhabens
3.1.1GroRe des Vorhabens

Bei dem Vorhaben handelt es sich um den Abbruch eines vorhandenen Discounters
und den anschlieBenden Neubau auf demselben Grundstiick. Die Verkaufsflache
wird von bisher ca. 800 m2 auf zukinftig ca. 1.200 m2 vergrofRert. Die
Stellplatzanlage wird dem zukunftigen Bedarf entsprechend auf ca. 78 Pkw
ausgelegt. Die ErschlieRung erfolgt fur Pkw und Lkw weiterhin Uber die 'Kolberger
Stral3e'.

Das geplante Vorhaben wird nach seiner Erweiterung mit einer Geschossflache von
ca. 1.850 m2 in einem Bereich liegen, der eine allgemeine Vorprifung des
Einzelfalles auslost. Die Zweckbestimmung "Discounter” weist aber darauf hin, dass
es sich hier - schon allein wegen der GroéfRenordnung - nicht um ein Einkaufszentrum
handelt, sondern um die Erweiterung eines Lebensmittel-Discounters durch Abbruch
und Neubau auf demselben Grundsttck.
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Bewertung:
Die GroR3e des Vorhabens ist auf den Bedarf abgestimmt und angemessen.

3.1.2Nutzung und Gestaltung von Wasser, Boden, Natur und Landschaft

Wasser:

Das Vorhaben nutzt nicht das Grundwasser vor Ort. Auf den bestehenden
Grundwasserstand wird kein Einfluss genommen. Es existieren keine
Oberflachengewasser am Standort des Einzelhandelsvorhabens.

Boden:

Das Vorhaben sieht keine weiteren Flachenversiegelungen vor, die Uber das bereits
jetzt nach dem Bebauungsplan Nr. 72 zuldssige Mal3 hinausgehen. Ca. 80 % der
Flache sind versiegelt. Dies entspricht einer GRZ von 0,8. Bei den versiegelten
Flachen handelt es sich um die Gebaude, die Stellplatzflachen, die
ErschlieBungsstral3en, die Zufahrten und um Anliefer- und Rangierflachen.

Natur und Landschaft:

Bei dem Vorhabenstandort handelt es sich um einen bestehenden, mit einem Aldi-
Markt bebauten Einzelhandelsstandort. Der Vorhabenstandort ist als
Siedlungsbiotop einzustufen.

Der vorhandene Discounter wird beseitigt. Der Neubau des Discount-Marktes findet
am vorhandenen Standort statt und wird auf die bisherige Stellplatzanlage in
Richtung Nordosten erweitert. Die dort vorhandenen Strukturen, wie die versiegelten
Hofflachen und die randlichen Pflanzstreifen, werden beseitigt.

Bewertung:
Wasser, Boden, Natur und Landschaft werden durch das beabsichtigte

Vorhaben im Verhéaltnis zum Ist-Zustand nicht oder nur in geringem Malde
berihrt. Zusatzlichen Versiegelungen stehen Entsiegelungen durch den
Abbruch von Gebauden mit dort entstehenden Grunflachen gegeniber.

3.1.3Abfallerzeugung

Der Lebensmittel-Discounter lasst kein Abfallaufkommen erwarten, das mit
erheblichen und nachhaltigen Umweltbelastungen verbunden ist. Es werden
Lebensmittel mit dem branchentypischen Randsortiment vertrieben.

Der anfallende Verpackungsmull wird generell in firmeneigenen Lkw abgefahren und
zentral entsorgt. Zur Zwischenlagerung werden Container aufgestellt.

Innerhalb des Plangebietes wird ein Depotcontainerstandort als Unterflursystem
bereit gestellt, so dass Kunden Einkauf und Entsorgung von Papier und Glas
miteinander verbinden kdnnen.
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Bewertung:
Es ist kein problematisches Abfallaufkommen zu erwarten. Die

Abfallbeseitigung ist geregelt.

3.1.4Umweltverschmutzung und Belastigungen

Da es sich bei dem Nutzer des zukinftigen SO-Gebietes um einen Einzelmarkt
handelt, ist aufgrund der Uberschaubaren Gréf3enordnung von keiner erheblichen
und nachhaltigen Umweltverschmutzung auszugehen. Die Ver- und Entsorgung ist
gesichert.

Belastigungen sind durch das hohere Verkehrsaufkommen als Folge der
Erweiterung zu erwarten. Es handelt sich um Larmemissionen, die von den
Anlieferungen, dem Kundenverkehr und der Kihl- und Lufttechnik an dem Geb&ude
ausgehen. Die Berechnungen der 'Schalltechnischen Untersuchung' des Biiros Dipl.-
Ing. M. Goritzka und Partner vom August 2016 weisen jedoch aus, dass die
Immissionsrichtwerte nach TA Lam an allen Immissionsorten in den
Beurteilungszeitraumen tags und nachts unterschritten werden.

Das Sondergebiet ist daruber hinaus tber Ful3- und Radwege sowie den Offentlichen
Personennahverkehr an die angrenzenden Wohngebiete und die Ortslage
angeschlossen.

Bewertung:
Bei der angestrebten Erweiterung des Nahversorgers sind keine Anhaltspunkte

far erhebliche und nachhaltige Umweltverschmutzungen gegeben. Das
sonstige Sondergebiet ist verkehrstechnisch vertraglich angebunden. Die
anlagenbezogenen Neuverkehre verursachen keine rechtserheblichen
Konflikte mit der Nachbarschaft. Unzumutbare Larmemissionen sind gemaRi
der durchgefihrten 'Schalltechnischen Untersuchung' vom August 2016 nicht
zu erwarten.

3.1.5Unfallrisiko, insbesondere mit Blick auf verwendete Stoffe und
Technologien

Bei den zur Verwendung vorgesehenen Baustoffen lassen sich keine Hinweise auf
Problemstoffe entnehmen, die ein erhéhtes Unfallrisiko auslosen.

AulRenwande: Kalksandstein oder Porenbeton, Warmedammung gemali
Warmeschutznachweis, Verblendmauerwerk und 15 cm
Innenputz

Zwischenwande: Mauerwerk

Dach: Flachdach

10
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FuRboden: 40 cm Kiesschicht, 20 cm Sauberkeitsschicht, mind. 10 cm
Perimeter-Dammung, PE-Folie, 16 - 20 cm Stahlbetonsohle, 6 cm
Mortel, 1,5 cm keramische Steinzeugfliesen

Fenster: Leichtmetall- oder Kunststoffprofile

Stellplatzanlage: vorhanden

Bewertung:
Es werden nur handelsibliche Baustoffe gewahlt, von denen kein erhéhtes Un-

fallrisiko ausgeht. Umweltgefahrdende Technologien werden nicht angewandt.

3.2 Standort des Vorhabens
3.2.1Bestehende Nutzung

Bei dem fur das Erweiterungsvorhaben vorgesehenen Grundstiick handelt es sich
um ein Einzelhandelsgrundstiick. Vorgelagert ist eine Stellplatzanlage, die zukunftig
aus ca. 78 Stellplatzen bestehen wird.

3.2.2Reichtum, Qualitat und Regenerationsfahigkeit von Wasser, Boden, Natur
und Landschaft

Bei der fur die Erweiterung des Einzelhandels-Standortes vorgesehenen Flache
handelt es sich um anthropogen Uberpragte Boden. Der Vorhabenstandort stellt ein
Siedlungsbiotop dar, das nicht an die freie Landschaft angrenzt. Der
Einzelhandelsstandort ist bereits jetzt Bestandteil des Ortshildes und fungiert als
Teillebensraum fir Tierarten, die im Umfeld von Siedlungen vorkommen. Hier sind
insbesondere Vogelarten zu nennen, die in den randlichen Gehdélzstrukturen briten.

3.2.3Belastbarkeit der Schutzglter unter besonderer Berlcksichtigung von
Schutzgebieten

Das Plangebiet ist kein Bestandteil  von Schutzgebieten. Laut
Landschaftsrahmenplan fir den Planungsraum 1 (alt) (Stand: 09/1998) liegt das
Plangebiet in einem 'Wasserschongebiet'. Wasserschongebiete sind Gebiete, die,
nach naheren hydrogeologischen Untersuchungen, irgendwann als
Wasserschutzgebiet festgesetzt werden sollen. Im Falle von geplanten Mal3hahmen
in solchen Gebiete ist zu prifen, ob das Vorhaben dem Grundwasserschutz
entgegen steht. Fur das Grundwasser ergeben sich durch die Planung keine
Beeintrachtigungen. Nahere Erlauterungen sind dem Kapitel 3.3.1 zu entnehmen.
Ca. 1,5 km sudostlich des Plangebietes befindet sich das Naturschutzgebiet
'‘Salemer Moor mit angrenzenden Waldern und Seen’, ca. 4,5 km noérdlich das
Naturschutzgebiet 'Steinerne Rinne und Mechower Holz' und ca. 3 km norddstlich
das Naturschutzgebiet ‘Lankower See, Grammsee und Umgebung'. Eine

11
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Betroffenheit dieser Gebiete ist aufgrund der rAumlichen Distanz nicht vorhanden.

Am Vorhabenstandort gibt es keine gesetzlich geschitzten Biotope nach
§ 30 BNatSchG i. V. m. 8§ 21 LNatSchG. Geschitzte Landschaftsbestandteile sind
ebenfalls nicht vorhanden.

Kulturdenkmale, Denkmalbereiche, Bodendenkmale sowie arch&ologisch besonders
bedeutende Landschaften sind nicht betroffen.

Bewertung:
Da keine Schutzgebiete betroffen sind, ist eine Belastung durch das

beabsichtigte Erweiterungsvorhaben nicht zu erwarten.

3.3 Merkmale der mdglichen Auswirkungen
3.3.1Auswirkungen auf Wasser, Boden, Natur und Landschaft

Wasser:

Die geplante Erweiterung des Lebensmittelmarktes wird auf befestigten Hofflachen
und randlichen Grinstreifen stattfinden. Soweit die Grinstreifen betroffen sind,
werden die Flachenversiegelungen erhoht. Hierdurch wird zukinftig eine
Versickerung des Oberflachenwassers weiter minimiert. Durch Abbruch des
vorhandenen Geb&audes und Anlegung von Griunflachen werden an anderer Stelle
Flachen entsiegelt, so dass dort Regenwasser wieder versickern kann. Es ist davon
auszugehen, dass sich keine Auswirkungen fiur die Grundwasserneubildungsrate
ergeben werden.

Boden:

Das Vorhaben fuhrt zu weiteren Flachenversiegelungen in geringem Ausmal, die
bereits mit dem Bebauungsplan Nr. 72 vorbereitet worden sind. Es wird ein
Versiegelungsgrad von ca. 80 % der Flache erreicht.

Da es sich bei dem Vorhabenstandort um ein Discounter-Grundstick handelt, sind
bereits umfangreiche Versiegelungen vorhanden.

Es handelt sich bei dem Vorhaben um eine bauliche Verdichtung eines vorhandenen
Einzelhandelsstandortes. Aus naturschutzfachlicher Sicht ist eine Verdichtung stets
einer raumlichen Erweiterung des Siedlungsgebietes vorzuziehen. Die geplante
bauliche Verdichtung wird an dem vorgesehenen Standort als unproblematisch
angesehen.

Natur und Landschaft:
Das Vorhaben fuhrt zu einer Intensivierung eines Siedlungsbiotops. Es sind
vorwiegend befestigte Hofflachen betroffen.

Bewertung:
Da das Vorhaben innerhalb eines bereits durch Einzelhandel und sonstigem

Gewerbe gepragtem Gebiet liegt, ergibt sich keine zusatzliche Betroffenheit
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von Natur und Landschaft. Die Nachverdichtung wird zu einer erhdhten
Versiegelung in geringem Umfang fuhren. Aus naturschutzfachlicher Sicht ist
eine innerdrtliche Nachverdichtung zu befirworten, da hierdurch ein
Flachenverbrauch von bisher unbebauter Landschaft vermieden wird. Die
zusatzliche Versiegelung wird als hinnehmbar eingestuft. Fir das
Grundwasser ergeben sich keine Beeintrachtigungen.

3.3.2Ausmal’ der Auswirkungen

Die Auswirkungen auf die Schutzgiter sind auf den Vorhabenstandort beschrankt.

3.3.3Grenziuberschreitender Charakter der Auswirkungen

Die Auswirkungen haben keinen grenztiberschreitenden Charakter.

3.3.4Schwere und Komplexitat der Auswirkungen

Die Auswirkungen beziehen sich in erste Linie auf die Bodenversiegelungen und den
neu entstehenden Kunden- und Anlieferverkehr. Schitzenswerte nachbarliche
Interessen kénnten unter Immissionsgesichtspunkten betroffen sein, da es sich bei
der nachstgelegenen Bebauung auch um ein Wohngebaude handelt. Da sich die
Anlieferung des Aldi-Marktes auf der dem Wohngebaude abgewandten Seite des
Gebaudes liegt und der Discounter spatestens um 21.00 Uhr schlief3t, sind keine
negativen Auswirkungen zu erwarten. Die restliche néchstgelegene Bebauung
besteht aus Gewerbegrundstiicken. Der Ausgleich fur die Bodenversiegelungen
wurde bereits im Jahr 2006 aufgrund der festgesetzten GRZ von 0,8 ermittelt. Es
besteht weder eine Schwere noch eine Komplexitat der Auswirkungen.

3.3.5Wahrscheinlichkeit von Auswirkungen

Die Auswirkungen sind bekannt. Es bestehen keine Risiken hinsichtlich unerwarteter
Auswirkungen.

3.3.6 Dauer, Haufigkeit und Reversibilitat der Auswirkungen

Die zusatzliche Versiegelung am Standort findet einmalig wahrend der Bauphase
statt. Die Versiegelung ist von Dauer und an die Nutzung des Standortes gebunden.
Eine Entsiegelung ist grundsatzlich mdglich, wird aber nur erfolgen, wenn die
bauliche Nutzung des Standortes aufgegeben wird. Da sich der Standort am Rande
des Siedlungsgebietes befindet, ist eine Renaturierung in absehbarer Zeit
unwahrscheinlich.
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3.4 Einschatzung nach tUberschlagiger Prifung

Das Vorhaben fihrt primar zu partiellen zusétzlichen Flachenversiegelungen, die fir
die Erweiterung des Einzelhandelsstandortes erforderlich werden. Durch das
bestehende Gebaude des Discounters und der Stellplatzanlage ergibt sich an dem
Standort eine Vorbelastung. Es handelt sich bei dem Vorhaben um eine bauliche
Verdichtung.

AulBer fur das Schutzgut '‘Boden’ ergeben sich keine Beeintrachtigungen fir den
Naturhaushalt. Schutzgebiete sind nicht betroffen.

Aus naturschutzfachlicher Sicht ist eine bauliche Verdichtung eines vorhandenen
Einzelhandelsstandortes einer Inanspruchnahme von bisher unbesiedelten
Landschaftsbereichen vorzuziehen. Die zusatzliche Versiegelung wurde bereits im
Jahr 2006 vorbereitet und wird als hinnehmbar eingestuft.

Weder in der Bauphase noch in der Betriebsphase werden sich erhebliche
nachteilige Umweltauswirkungen ergeben. Der Betrieb von Discountern birgt keine
Risiken fur die Umwelt.

Die Vorprifung des Einzelfalls kommt zu dem Ergebnis, dass die Durchfihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprufung nicht erforderlich ist.

4. Inhalte des Bebauungsplans
4.1 Artund Mal3 der baulichen Nutzung, Bauweise usw.

Der stadtebaulichen Zielsetzung entsprechend wird ein sonstiges Sondergebiet
gemald § 11 Abs. 3 BauNVO mit der Zweckbestimmung 'Discounter' ausgewiesen.
Es dient der Unterbringung eines Lebensmittelmarktes mit einer Verkaufsflache von
max. 1.200 m2, wobei der Anteil des branchentblichen Begleitsortiments max. 20 %
der Verkaufsflache betragen darf. Tatsachlich vorgesehen sind der Abbruch und der
Neubau eines Aldi-Marktes. Innerhalb des Plangebietes sind Elektrotankstellen
erlaubt fur den Fall, dass der Discounter entsprechend motorisierten Kunden den
Service einer Schnellladestation zukommen lassen méchte.

Hinsichtlich des Malles der baulichen Nutzung wird durch unterschiedliche
Festsetzungen Einfluss genommen. Fir das Sondergebiet wird aufgrund des
Flachenbedarfs fir den Lebensmittelmarkt, die Stellplatzanlage mit ca. 78
Stellplatzen und den Anlieferbereich mit seinen erforderlichen Rangierflachen eine
Grundflachenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt. Gemal § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVvO
gilt die Grundflachenzahl von 0,8 als Hochstmalf? fir die mégliche Versiegelung. Eine
Uberschreitung ist nicht zuléassig.

Die festgesetzten Baugrenzen ermdéglichen die Errichtung des Gebéaudes fur den

Lebensmittelmarkt mit der vorgesehenen Verkaufsfliche, den erforderlichen
Lagerflachen sowie Technik- und Sozialrdumen fir den taglichen Betrieb. Das
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Baufenster des grol3flachigen Einzelhandelsmarktes ist so gewahlt, dass auch das
Vordach, der Anlieferbereich und die Papppresse darin Platz finden.

Damit sich das Gebaude in das bestehende Ortsbild einflgt, wird eine Firsthdhe
(FH) von max. 48,00 m Uber NN festgesetzt. Bei Gelandehohen, die im Mittel bei ca.
40 m Uber NN liegen, ergibt sich so eine absolute Gebaudehthe von ca. 8,00 m. Von
der vorgenannten Hohenbeschrankung sind untergeordnete Bauteile wie
Schornsteine, Antennenanlagen und Blitzableiter ausgenommen, da von ihnen nur
geringe optische Auswirkungen ausgehen.

Neben Grundflachenzahl, Baugrenze und Firsthohe wird das Maf} der baulichen
Nutzung abschlieBend dadurch bestimmt, dass - wie bei selbstandigen
Einzelhandelsgebauden Ublich - nur ein Vollgeschoss zuléssig ist.

Die abweichende Bauweise (a) stellt sicher, dass auch Baukdrper mit einer Lange
von mehr als 50 m errichtet werden durfen. Der Aldi-Markt wird nach derzeitigem
Planungsstand eine Lange von ca. 53,50 m zzgl. einem Versatz im Anlieferbereich
erreichen. Die seitlichen Grenzabstande der offenen Bauweise sind einzuhalten.

Festsetzungen zur Dachform und zur Dachneigung werden nicht getroffen. Aufgrund
der vergleichsweise geringen zulassigen Hohe des Gebdudes kommt nur ein
Flachdach bzw. ein gering geneigtes Pult-, Walm- oder Satteldach in Betracht.

Im Hinblick auf die Integration zur umgebenden Bebauung und Landschaft sind
gestalterische Vorschriften als Mindestregelungen aufgenommen worden.

So sind Solar- und Photovoltaikanlagen zuldssig, wenn sie auf den Dach- und/oder
Wandflachen des Gebaudes montiert sind. Aufstanderungen sind bis zu 0,80 m
zulassig, wenn die festgesetzte Firsthohe nicht  Uberschritten  wird.
Freiflachenanlagen sind hingegen ebenso unzulassig wie die Dach- und/oder
Wandflachen Uberkragende Anlagen, da selbstandige oder Gberkragende Solar- und
Photovoltaikanlagen mit ortsuntypischen optischen Beeintrachtigungen verbunden
waren. Mit der Moglichkeit, Solar- und Photovoltaikmodule an der Fassade und auf
dem Dach zu montieren, besteht eine angemessene Mdglichkeit, regenerative
Energiegewinnung zu betreiben.

Werbeanlagen an der Sudwest- und Nordwestseite des Geb&audes sind unzulassig.
Hier befinden sich die am nachsten gelegenen baulichen Anlagen auf den
benachbarten Grundsticken. Am und auf den Ubrigen Seiten des Geb&audes
angebrachte Werbeanlagen dirfen die festgesetzte Firsthéhe nicht Uberragen.
Reflektierende Werbeanlagen oder solche mit wechselndem bzw. bewegtem Licht
sind unzulédssig. Dies qilt auch fir die im Bereich der privaten Grinflachen
zulassigen freistehenden Werbetrager an der Grundstickszufahrt und im Norden an
der 'Schweriner Stral3e'. Diese durfen eine H6he von maximal 7,00 m Uber
Fahrbahnmitte der 'Kolberger Straf3e' bzw. 'Schweriner Straf3e' erreichen.
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4.2 Landschaftspflege und Artenschutz

Bei Bebauungsplanen, die nach den Bestimmungen des § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB
(Grundflache < 20.000 m?) aufgestellt werden, besteht kein Erfordernis flr einen
naturschutzrechtlichen Ausgleich. Dennoch bleibt es unbenommen, griinordnerische
Gesichtspunkte durch Festsetzungen zu beriicksichtigen.

Im Gegensatz zum bisher maf3geblichen Bebauungsplan Nr. 72 aus dem Jahr 2006
werden nun mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 erstmalig an drei
Seiten des Plangebietes vollstandig und an der Ostseite etwa zu 50 % private
Grunflachen planerisch festgesetzt. Um den Vorgaben des Landschaftsplanes Folge
zu leisten, in dem die gewerblichen Bauflachen sudlich der 'Schweriner StralRe' als
~Schwerpunkt Siedlungsumfeldverbesserung (Wohnbau-/Gewerbeflachen),
Erh6hung der Freiraumqualitat des Stral3enraumes und der Grunflachen" dargestellt
sind, werden innerhalb der Grinflache entlang der 'Kolberger StralRe' drei
standortgerechte, heimische Laubbdume festgesetzt, die neu anzupflanzen sind.
Zusatzlich sind auf der Stellplatzanlage an geeigneten Standorten zwei weitere
Baume zu pflanzen, die nicht in der Planzeichnung, wohl aber textlich festgesetzt
sind. Als anzupflanzende Baume werden empfohlen: Hainbuche (Carpinus betulus),
Hochstamm, dreimal verpflanzt, mit Drahtballen, mindestens 14 - 16 cm
Stammumfang gemessen in 1 Meter Hohe). Die anzupflanzenden Baume sind
dauerhaft zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen.

Daruiber hinaus wird der Erhalt von funf Einzelbdumen als Baumreihe im Studwesten
und eines Einzelbaumes im Nordosten festgesetzt. Es handelt sich um Ahorne, zwei
mit 0,2 m / 2 m Stammumfang (StU) / Kronendurchmesser (KrD), zwei mit 0,3 m /
2 m StU/KrD und einer mit 0,5 m / 4 m StU/KrD. Jeder der Baume fir sich
genommen ist wegen seines geringen Alters nicht markant; als Gruppe werden sie
aber mit zunehmendem Alter eine abschirmende Funktion zwischen Stellplatzanlage
und dem sudlich angrenzenden Wohngebaude erfullen.

Der Ahorn im Nordosten hat einen Stammumfang von 0,4 m und einen
Kronendurchmesser von 3 m. Dieser Ahorn wird zusammen mit den drei neu
anzupflanzenden Baumen entlang der 'Kolberger Stral3e' die Freiraumqualitéat des
StraBenraumes erhéhen. Auch diese zum Erhalt festgesetzten Baume sind
dauerhaft zu pflegen und bei Abgang durch standortgerechte, heimische Laubb&aume
zu ersetzen.

Das Plangebiet liegt weder in einem FFH-Gebiet noch in einem EU-
Vogelschutzgebiet. Es bestehen daher keine Anhaltspunkte fir eine
Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgiter und somit
kein Erfordernis fur eine FFH-Prifung.

Artenschutzrechtliche Belange sind in der deutschen Naturschutzgesetzgebung
im Allgemeinen Artenschutz sowie im Besonderen Artenschutz verankert. Von
besonderer Bedeutung sind hierbei die Verbotstatbestande, die in 8 44 BNatSchG
dargelegt sind.
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Die vorhandene Biotopstruktur lasst erwarten, dass in den sich teilweise in der Nahe
befindenden Hecken verschiedene Vogelarten briten. Diese Vogelarten nutzen das
Plangebiet zur Nahrungssuche, wobei das Plangebiet nur eine Teilfliche eines
insgesamt bedeutend gréfReren Nahrungsreviers darstellt. Aufgrund der Tatsache,
dass das Plangebiet zum groRen Teil seit vielen Jahren bebaut ist, ist davon
auszugehen, dass im Plangebiet bzw. in den sich in der Nahe befindenden Gehdlzen
nur Vogelarten vorkommen, die wenig storungsempfindlich sind. Dies sind Arten, die
in Garten, Parks sowie in Hecken in Siedlungsndhe haufig vorkommen und
insgesamt weit verbreitet sind. Ein Vorkommen von Vogelarten, die streng geschutzt
sind oder zu den in Deutschland gefahrdeten Arten zahlen (sog. Rote-Liste-Arten),
kann fur das Plangebiet ausgeschlossen werden. Sollte es erforderlich sein, dass
einzelne Gehoblze beseitigt werden, darf dies nur in dem Zeitraum vom 01. Oktober
bis zum 28./29. Februar erfolgen. Wenn diese Frist eingehalten wird, ergeben sich
keine Verbotstatbestdande nach 8§ 44 BNatSchG in Bezug auf die im Plangebiet
vorkommenden Vogelarten.

Ein Vorkommen von anderen Tierarten, die zu den 'streng geschitzten' Tierarten
zahlen, kann im Plangebiet ausgeschlossen werden.

4.3 Schallimmissionen

Hinsichtlich der Auswirkungen auf die umgebende Wohnbebauung ist eine
‘Schalltechnische Untersuchung' eingeholt worden. Das Gutachten des Biros Dipl.-
Ing. M. Goritzka und Partner vom August 2016 gelangt zusammengefasst zu
folgendem Ergebnis:

Die Berechnungen weisen aus, dass die Immissionsrichtwerte nach TA Larm an den
Immissionsorten in den Beurteilungszeitrdumen tags und nachts unterschritten
werden. Eine Einschrankung der Anlieferungszeit im Beurteilungszeitraum "Tag"
besteht nicht. Die Marktanlieferung kann in der Zeit von 06:00 bis 22:00 Uhr
stattfinden. Im Beurteilungszeitraum "Nacht" ist die Anlieferung mit einem Lkw = 7,5 t
in der ,lautesten Nachtstunde® moglich.

Bei bestimmungsgemaliem Betrieb sind kurzfristige Geréauschspitzen, die den
Immissionsrichtwert tags um mehr als 30 dB(A) und nachts um mehr als 20 dB(A)
Uberschreiten, nicht zu erwarten. MalBnahmen organisatorischer Art, um die
Gerausche des An- und Abfahrtverkehrs zu vermindern, sind nicht angezeigt.

Folgende Hinweise bzw. Anforderungen an die Realisierung des Vorhabens sind zu
beachten:

- Die Offnungszeiten des Geschaftshauses sind, zur Vermeidung
schalltechnischer Konflikte im Nachtzeitraum, auf 07.00 bis 21.00 Uhr zu
beschranken.

- Alle Anlagenteile sind entsprechend des Standes der Technik auszufihren (z. B.
feste Regenrinne, abgestrahlte einzeltonfreie Schallspektren oder keine
.kKlappernden®“ Fahnenmasten).
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- Fur den Parkplatz sind die Fahrgassen mit einer Asphaltoberflache oder einem
schalltechnisch gleichwertigem Belag zu realisieren.

Die erteilten Hinweise bzw. Anforderungen sind im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens zu bericksichtigen.

4.4 Hinweise

Altlasten

Sollte bei Erdarbeiten auffalliges Bodenmaterial angetroffen werden, so ist dies
gemalR den aktuell geltenden technischen Richtlinien (zur Zeit LAGA M 20) zu
untersuchen und ordnungsgem&l zu entsorgen oder zu verwerten. Der Kreis
Herzogtum Lauenburg, Fachdienst: Abfall und Bodenschutz, ist in diesem Fall
umgehend zu benachrichtigen.

Bodendenkmale

Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies gemaR} § 15 DSchG unverziglich
unmittelbar oder Uber die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehdrde mitzuteilen.
Die Verpflichtung besteht ferner fur die Eigentimerin oder den Eigentimer und die
Besitzerin oder den Besitzer des Grundsticks oder des Gewéassers, auf oder in dem
der Fundort liegt, und fir die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur
Entdeckung oder zu dem Fund gefuhrt haben. Die Mitteilung einer oder eines der
Verpflichteten befreit die Ubrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das
Kulturdenkmal und die Fundstatte in unverandertem Zustand zu erhalten, soweit es
ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese
Verpflichtung erlischt spatestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.
Archaologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit.

4.5 Verkehr, Ver- und Entsorgung

In der Planzeichnung ist eine Entsorgungsflache fir die Errichtung von
Depotcontainern als Unterflursystem festgesetzt.

Weitere Anderungen in Bezug auf die verkehrliche ErschlieRung und die Ver- und

Entsorgung (Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, Fernmeldeeinrichtungen,
Gas, Elektroenergie, Abfall) ergeben sich nicht.

4.6 Malnahmen zur Ordnung von Grund und Boden
Bodenordnende Malinahmen, etwa im Wege einer Umlegung, sind nicht erforderlich.

Soweit Verdnderungen in eigentumsrechtlicher Hinsicht beabsichtigt sind, kénnen
diese in Form notarieller Vertrage durchgefiihrt werden.
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5. Kosten

Die Stadt Ratzeburg hat im Vorfeld der Planung eine Kosteniibernahmevereinbarung
mit der BGB-Grundsticksgesellschaft Herten, BV 7397, Ratzeburg, Kolberger
Stralle 2, vertreten durch die ALDI Immobilienverwaltung GmbH & Co. KG,
geschlossen. Danach tragt diese die Kosten im Zusammenhang mit der
Durchfihrung dieses Bauleitplanverfahrens auf der Basis der Honorarordnung fir
Architekten und Ingenieure (HOAI).

Die Stadtvertretung Ratzeburg hat die Begrindung zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplan Nr. 12 in ihrer Sitzung am .................. durch einfachen Beschluss
gebilligt.

Aufgestellt gemal § 9 Abs. 8 BauGB

Ratzeburg, den

Rainer Vol3
(Burgermeister)
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78. Anderung des Flachennutzungsplanes durch Berichtigung
Es gilt die BauNVO 1990, zuletzt geandert 2013

Discounter

78. ANDERUNG

DES

FLACHENNUTZUNGSPLANES

ify

DURCH BERICHTIGUNG
DER
STADT RATZEBURG

KREIS HERZOGTUM LAUENBURG

fur das Grundstick 'Kolberger Stral3e 2' - Aldi-Markt -
sudlich 'Schweriner Strale', westlich 'Kolberger Stralle'

ZEICHENERKLARUNG

PLANZEICHEN ERLAUTERUNGEN RECHTSGRUNDLAGE

l.) DARSTELLUNGEN
ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§5 Abs. 2 Nr. 1, BauGB und § 1 Abs. 1 und 2 BauNVO )

SONSTIGE SONDERGEBIETE
Zweckbestimmung: "Discounter”
(§ 11 BauNVO)

SONSTIGE PLANZEICHEN

II:II ANDERUNGSBEREICH DES FLACHENNUTZUNGSPLANES

Ausgearbeitet vom
Buro flr BaU|eltp|anun9 Assessor jur. Uwe Czierlinski
Kronberg 33, 24619 Bornhdved

Tel.: (04323) 80 42 95 - Fax: (04323) 80 43 01
E-Mail: info@bauleitplan-bornhoeved.de

a N

Die Stadtvertretung hat die 78. Anderung des Fldchenutzungsplanes durch
Berichtigung am ......cccceeennnee beschlossen.

2. Diese wurde gleichzeitig mit der Satzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
Nr. 12, mithin am ...cooeeeeeeeeens wirksam.

Die Richtigkeit der Urkunde wird hiermit bestdtigt.

LS
Ratzeburg, den ...ccovveees e

e Biirgermeister
Siegel

- /

ENDFASSUNG
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goritzka akustik Manfred Goritzka und Partner

\/ Handelsplatz 1, 04319 Leipzig

. .. Telefon: 0341 /65 100 92
INGENIEURBURO FUR SCHALL- UND SCHWINGUNGSTECHNIK Telefax: 0341 /65 100 94

Immissionsschutz, Bau-, Raum- und Elektroakustik e-mail: info@goritzka-akustik.de
Bekanntgabe als Messstelle nach § 29b BImSchG Wi goriizka-akustik.de

SCHALLTECHNISCHE UNTERSUCHUNG
BERICHT 4317/16

Schallimmissionsprognose,
Neubau eines Geschaftshauses,
in 23909 Ratzeburg, Kolberger Stral3e 2

erstellt am: 23.08.2016

Auftraggeber: BGB Grundstiicksgesellschaft Herten
BV 7397 - Ratzeburg
Hohewardstralle 345 - 349
45699 Herten
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Bericht 4317/16

Ingenieurbdro fir Schall- und Schwingungstechnik
Immissionsschutz, Bau- Raum- und Elektroakustik

1

AUFGABENSTELLUNG

In 23909 Ratzeburg, Schweriner StralRe, ist der Umbau eines bestehenden Geschéftshauses geplant.
Im Rahmen dieser schalltechnischen Untersuchung ist die dem Geschéaftshaus zuzuordnende
gewerbliche Schallimmissionsbelastung (Beurteilungspegel L;iagsnachis) Nach dem Umbau an den
malf3geblichen Immissionsorten der vorhandenen schutzbedirftigen Nutzung (BILD 1) rechnerisch zu

ermitteln.

Die berechneten Beurteilungspegel sind mit den Immissionsrichtwerten der TA L&rm zu vergleichen.

11/

12/

13/

14/

15/
16/

BEARBEITUNGSGRUNDLAGEN
VORSCHRIFTEN, NORMEN, RICHTLINIEN UND LITERATUR

BImSchG

BauGB

BauNVO

ISO 9613, Teil 2

TA Larm
Hessische Landesanstalt
far Umwelt

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschitterungen und ahnliche
Vorgange  (Bundes-Immissionsschutzgesetz -  BImSchG);
Ausfertigungsdatum:  15.03.1974; in der Fassung der
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274), das zuletzt
durch Artikel 76 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S.
1474) geandert worden ist

Baugesetzbuch; Ausfertigungsdatum: 23.06.1960; in der Fassung
der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014
(BGBI. | S. 1748) geandert worden ist

Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke
(Baunutzungsverordnung - BauNVO); Ausfertigungsdatum:
26.06.1962; in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. | S. 132), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.
Juni 2013 (BGBI. | S. 1548) geandert worden ist

Dampfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien - Teil 2:
Allgemeines Berechnungsverfahren; Ausgabedatum: 1999-10
Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm; 26. August 1998
Umwelt und Geologie, Larmschutz in Hessen, Heft 192,
Technischer Bericht zur Untersuchung der Lkw- und
Ladegerausche auf Betriebsgelanden von Frachtzentren,
Auslieferungslagern und Speditionen, Wiesbaden 1995
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17l

18/
19/
110/
111/

112/

2.2

113/

114/

115/
116/

1171

118/

119/

Hessisches Landesamt ~ Umwelt und Geologie, LArmschutz in Hessen, Heft 3, Technischer

fur Umwelt und Geologie Bericht zur Untersuchung der Gerduschemissionen durch
Lastkraftwagen auf Betriebsgeldanden von Frachtzentren,
Auslieferungslagern, Speditionen und Lebensmittelmérkten sowie
weiterer typischer Gerausche insbesondere von
Lebensmittelmérkten, Wiesbaden 2005

Bayerisches Landesamt  Parkplatzlarmstudie, 6. Gberarbeitete Auflage, Augsburg 2007

fur Umweltschutz

Zeitschrift Beton 1/92 »,Gute Noten flr Betonsteinpflaster*
RLS 90 Richtlinie fur Straf3enlarm
M. Schlich ~Gerauschprognose von langsam fahrenden Pkw*, Zeitschrift fur

Larmbekéampfung Bd. 2 (2007) Nr.2 — Méarz
Hessisches Landesamt  Heft 1, Technischer Bericht zur Untersuchung der
far Umwelt Gerduschemissionen von Anlagen zur Abfallbehandlung und -
verwertung sowie Klaranlagen; Hessisches Landesamt fir Umwelt
und Geologie (HLUG), Heft 1, Wiesbaden 2002

UBERGEBENE UNTERLAGEN

Lageplan Neubau eines ALDI — Marktes, mit letztem Anderungsdatum vom 03.03.2016 (ENT
03 - LAGEPLAN-C.PDF);

Stellungnahme des Kreises Herzogtum Lauenburg zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
Nr. 12 der Stadt Ratzeburg (SKMBT_C45416070718080.pdf);

Email vom 25.07.2016 mit Angabe der geplanten Anlieferungsfahrten;

telefonische Ricksprache mit dem Fachbereich Stadtplanung, Bauen und Liegenschaften
der Stadt Ratzeburg am 16.08.2016 zur Einordnung der Immissionsorte nach BauNVO;
telefonische Riicksprache mit der ALDI GmbH & Co. Kommanditgesellschaft in Bargteheide
am 26.07.2016 zu den Offnungszeiten und Kundenzahlen;

Datenblatter und Lage zum geplanten DAIKIN CONVENIPACK (2015.04.15 Bestatigung-
Schalldaten_Schallleistung.pdf, ENT 03 - LAGEPLAN-D.PDF);

Kampwerth Umwelttechnik GmbH & Co KG, Ergebnis der Gerdauschmessung am stationaren
Schneckenverdichter;
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2.3 EINHEITEN, FORMELZEICHEN, BERECHNUNGSALGORITHMEN

In der ANLAGE 1 sind die in der schalltechnischen Untersuchung aufgefiihrten Begriffe, Formelzeichen
und die flr die Ermittlung der Emission verwendeten Berechnungsalgorithmen erlautert.

3 LOSUNGSANSATZ

Das vorhandene Geschaftshaus soll erweitert werden, um den gewachsenen Anspriichen an eine
verbesserte Warenprasentation gerecht zu werden (z.B. reduzierte Regalhthen, breitere Gange). Eine
Sortimentserweiterung ist nicht geplant. Somit ist davon auszugehen, dass die Kundenzahlen am
Standort im Bestand gesichert werden sollen und keine wesentliche Erhéhung an Neukunden zu
erwarten ist.

Fir den Discounter wird entsprechend den Angaben des Auftraggebers (AG) mit einer Betriebszeit
von 06.00 bis 22.00 Uhr gerechnet. Die Ladendffnungszeiten sind mit 07.00 bis 21.00 Uhr zu
bertcksichtigen /17/, um abzusichern dass die Kunden innerhalb der Beurteilungszeit im Tagzeitraum
die ,gewerbliche Anlage* betreten und verlassen.

Aus der Errichtung des Planungsvorhabens ergeben sich folgende, schalltechnisch relevante
Emissionsquellen fir die zu untersuchende Zusatzbelastung:

. Warenanlieferung (Lkw, Handhubwagen);
. Kundenstellplatze;
. Einkaufswagen—-Sammelbox;

Kihl- und Lufttechnik;

Als Grundlage zur schalltechnischen Beurteilung, wird ein dreidimensionales schalltechnisches
Berechnungsmodell erstellt. Dieses Modell besteht aus einem

. Ausbreitungsmodell (Gelande und Bebauung) und einem

. Emissionsmodell (Emittenten)

Fir die vorliegenden schalltechnisch relevanten Emittenten liegen die Emissionsdaten ausschlieRlich
als Einzahlwerte vor (Bsp. Parkplatzgerdusche nach /8/, Warenumschlag, Lkw Gerdusch nach /6/, /7/).
Aus diesem Grund werden die Schallausbreitungsberechnungen, gemafl TA Larm /5/ bzw.
DIN ISO 9613, Teil 2 /4/, mit der Mittenfrequenz von 500 Hz durchgefihrt.
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Unsere Erfahrungen aus vielféltigen Messungen an Geschaftshdusern und Lebensmittelmérkten
bestatigen, dass es fur die nachfolgende Beurteilung der Gerduschsituation, herriihrend vom
geplanten Geschaftshaus hinreichend genau ist, die Schallausbreitungsberechnungen mit der
Mittenfrequenz von 500 Hz durchzufuhren. Die Schallimmissionsbelastung an den relevanten
Immissionsorten wird daher nicht im Oktavspektrum berechnet.

Dieser Emissionsansatz bildet die Basis zur Berechnung der Beurteilungspegel L; agsnachs @n den
relevanten Immissionsorten. Sollten sich im Ergebnis der Berechnungen Uberschreitungen der
Beurteilungskriterien an den Immissionsorten ergeben, so werden die Schallquellen aufgezeigt, die zu
dieser Uberschreitung filhren und Anforderungen an die Minderung der Emissionspegel dieser
Quellen formuliert.

Die Wirkung kurzzeitig auftretender Emissionen wird fur das Entspanngerausch der Lkw-
Druckluftbremse (E1) rechnerisch ermittelt und mit den zulassigen Einzelereigniskriterien der TA Larm
verglichen.

Die Gerdusche des An- und Abfahrtverkehrs auf o6ffentlichen Verkehrsflachen werden
entsprechend der TA Larm Absatz 3 und 4, Punkt 7.4 in die Beurteilung der Gerauschsituation
einbezogen.

Im Bereich der Ecke Schweriner / Kolberger StralBe befinden sich neben dem geplanten
Geschaftshaus weitere Gewerbegrundstiicke (BILD 1, hellblau hinterlegt, Markt, Steinmetzbetrieb,
Baustoffhandlung, Dachdecker). Diese gewerbliche Vorbelastung wird angemessen in den
Schallausbreitrungsberechnungen bzw. der Beurteilung der Gerauschsituation entsprechend TA Larm
berlcksichtigt.

4 BEURTEILUNGSWERTE, IMMISSIONSORTE

Die in der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung betrachteten relevanten Immissionsorte sind

im BILD 1 ausgewiesen. Sie wurden entsprechend der Lage der vorhandenen Bebauung im

Ubergebenen Lageplan so gewahlt,

o dass das Untersuchungsgebiet schalltechnisch beschrieben wird und

. dass an Hand der auszuweisenden anteiligen Beurteilungspegel L an tagsnachis RUCkschliisse auf
die bestimmende(n) Emissionsquelle(n) gezogen werden und evtl. notwendig werdende aktive
oder passive SchallschutzmaRnahmen bestimmt werden kénnen.
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Dazu wurde vorab eine flichendeckende Berechnung durchgefihrt.

Nach Abstimmung mit dem Fachbereich Stadtplanung, Bauen und Liegenschaften /16/ werden die
relevanten Immissionsorte nach BauNVO wie nachfolgend eingeordnet:

. 1001 Mischgebiet (MI)
o 1002 bis 1005 allgemeines Wohngebiet (WA)
. 1006 Gewerbegebiet (GE)

Hinweis: Der Immissionsort 1006 befindet sich im Gewerbegebiet. Um das Schutzinteresse ,Schlafen®
an diesem Immissionsort hinreichend zu beriicksichtigen, wird im Beurteilungszeitraum nachts die
Beurteilung der Gerauschsituation an Hand des Immissionsrichtwertes nachts fir Mischgebiet
durchgefihrt (Rucksprache mit der Stadt Ratzeburg).

Als Beurteilungswerte "AuRen” (0,5 m vor der Mitte eines getffneten Fensters) fur die
Beurteilungszeitraume ,Tag® und ,Nacht” gelten somit:

Immissionsrichtwerte nach TA Larm

Tag Nacht
Allg. Wohngebiet (WA) 55 dB(A) 40 dB(A)
Mischgebiet (MI) 60 dB(A) 45 dB(A)
Gewerbegebiet (GE) 65 dB(A) 50 dB(A)

Um stérende kurzzeitige Gerauscheinwirkungen fiir angrenzende Wohnbereiche zu vermeiden, ist
nach TA Larm abzusichern, dass kurzzeitige Uberschreitungen des Immissionsrichtwertes tags um
mehr als 30 dB(A) und nachts um mehr als 20 dB(A) nicht auftreten.

5 ERMITTLUNG DER EMISSION
51 ALLGEMEINES

Bei der Ermittlung der Emissionen wird bei allen Anlagenteilen davon ausgegangen, dass diese,
entsprechend des Standes der Technik, ausgefuhrt werden (z.B. feste Regenrinne, abgestrahlte
einzeltonfreie Schallspektren oder keine ,klappernden” Fahnenmasten).

Die Modellierung der Zufahrten auf der offentlichen Stralle (Lkw, Pkw; siehe BILD 1) erfolgt im
schalltechnischen Modell entsprechend der TA Larm, d.h. die Fahrstrecken werden so gestaltet, dass
eine Vermischung mit dem 6ffentlichen Verkehr gegeben ist (TA Larm, Abschnitt 7.4).
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Alle folgend aufgefuhrten Emissionsquellen sind - entsprechend ihrer im Berechnungsmodell
bertcksichtigten Lage - im BILD 1 dargestellt.

5.2 ANLIEFERUNG

Die Anlieferung fur das Geschéftshaus mit Lkw > 7,5 t soll werktags in der Zeit von 06.00 bis
22.00 Uhr Uber einen Rampentisch im Bereich der Verladezone stattfinden (Beurteilungszeitraum
“Tag”). Der Rampentisch ist dreiseitig mit Dach eingehaust und in massiver Bauweise wie das
Hauptgebaude ausgefinhrt.

Zur Abwagung einer Nachtanlieferung wird ein vollstandiger Anlieferungszyklus (Lkw-Fahr- und
Warenumschlagsgerausche) innerhalb einer lautesten Nachtstunde betrachtet.

Die abschirmende Wirkung der Lkw-Aufbauten wird im Sinne der Prognosesicherheit nicht
berucksichtigt.

Die Schallleistungspegel der einzelnen Emittenten fir den Anlieferungsverkehr und die Vorgange bei
der Entladung werden dem Bericht /6/ und /7/ entnommen und nach den Gleichungen in ANLAGE 1
berechnet. Entsprechend /6/ und /7/ wird beim Emissionsansatz zur Berechnung der
Gerauschimmissionen durch die Betriebsgerdusche der Lkw von Mittelwerten ausgegangen. Die Lkw
— Gerausche werden in ,Fahrgerdusche und besondere Fahrzustande® und ,Betriebsgerausche”
unterschieden.

Fahrgerausche und besondere Fahrzustande (Rangieren)

In der nachfolgenden TABELLE 1 sind die im schalltechnischen Modell zum Ansatz gebrachten
Anlieferungsfahrzeuge zusammengefasst ausgewiesen (die Anzahl der Fahrzeuge basiert auf der
Ubergebenen Unterlage /17/).
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TABELLE 1: Im schalltechnischen Modell zum Ansatz gebrachte Fahrzeuge, tags / nachts

Fahrzeug Anzahl, tags | Anzahl, nachts Fahrziel / Fahrzweck

1 2 3 4
Lkw>751 1 1 Trockensortiment
Lkw> 751 1 -- Frischbrot
Lkw > 7,51 1 -- Frischesortiment mit Kiihlaggregat

(alle 2 bis 3 Tage)

Lkw> 751 1 -- Mullfahrzeug (wdchentlich)
Kleintransporter 1 -- Zeitungen
Summe, Gesamtfahrzeuge 5 1

Die Anlieferungsvorgange erfolgen tags in der Regel Uber 16 h verteilt. Damit die eventuell
auftretenden Vorgéange innerhalb der Ruhzeiten berilcksichtigt werden, wird ein vollstandiger
Anlieferungszyklus mit Lkw > 7,5 t innerhalb der Ruhezeiten betrachtet. Fur eine sichere Prognose
wird im Weiteren auch der Kleintransporter als Lkw > 7,5 t betrachtet und alle Anlieferungsfahrzeuge
werden ,an einem Tag"“ in den Berechnungen berlcksichtigt.

Nachts (22.00 bis 06.00 Uhr) wird ein Lkw > 7,5 t in die Berechnungen eingestellt.

Fur den Vorgang Rangieren der Lkw im Bereich der Laderampe wird fir die erforderliche
Rangierstrecke im schalltechnischen Modell ein Zuschlag von 5 dB (Maximalwert nach /7/) vergeben.
Damit sind die bei Rangiertdtigkeiten auftretenden Schallereignisse, wie Beschleunigung und
Verzégerung der Fahrt, beriicksichtigt. Die Anfahrten erfolgen von der Kolberger Strasse (BILD 1).

In der TABELLE 2.1 sind die Emissionsdaten fiir die Fahrgerdusche der Lieferfahrzeuge am Tage und
in der TABELLE 2.2 furr die Nacht ausgewiesen.
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TABELLE 2.1: Emissionsdaten Fahrgerdusche und besondere Fahrzusténde, tags

Emittent Vorgang / Fahrstrecke n I L'wain® | Lrien Ly L’wA.mod
[m] |[[dB(A)/m]| [dB] | [dB] | [dB(A)/m]
1 2 3 4 5 6 7 8
T1 Lkw, Rampe 4 50 63,0 -12 6,0 57,0
T1 R Lkw-Rangieren, Rampe 4 30 68,0 -12 6,0 62,0
T1r Lkw, Rampe, i.d.R.** 1 50 63,0 -12 0,0 51,0
Tir_R Lkw-Rangieren, Rampe, i.d.R. 1 30 68,0 -12 0,0 56,0

* Der Schallleistungspegel bezogen auf eine Stunde Lwain = 63 dB(A) entspricht einem Lwa ~ 106 dB(A) fir eine
Vorbeifahrt mit 20 km/h und 1 m Wegelement.
*x i.d.R. innerhalb der Ruhezeiten

TABELLE 2.2: Emissionsdaten Fahrgerdusche und besondere Fahrzustédnde, nachts

Emittent Vorgang / Fahrstrecke n | L'wa.1h Lt1n L, L'wA.mod
[m] |[dB(A)/m]| [dB] | [dB] | [dB(A)/m]
1 2 3 4 5 6 7 8
T1 Lkw, 1 50 63,0 0 0,0 63,0
T1 R Lkw-Rangieren, Rampe 1 30 68,0 0 0,0 68,0

Die Fahrstrecken werden als Linienschallguellen entsprechend ihrer Lage in das schalltechnische
Modell Ubernommen.

Betriebsgerausche Lkw
Es ist davon auszugehen, dass die nachfolgenden Gerdusche zwingend im Anlieferungsbetrieb
auftreten /6/, /7.

Diese Vorgange werden daher fur die Lkw detailliert in der Schallimmissionsprognose beriicksichtigt
(die ausgewiesenen Schallleistungspegel Lwa sind arithmetische Mittelwerte):

. Betriebsbremse Lwa = 108 dB(A)
o Tarenschlagen Lwa = 100 dB(A)
. Anlassen Lwa = 100 dB(A)
. Leerlauf Lwa = 94 dB(A)

10
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Bericht 4317/16

Die Motoren der Lkw sind wahrend der Anlieferungszeit abzustellen und werden daher mit maximal

einer Minute Betriebsdauer (60 s) berticksichtigt. Ausnahme bildet das Mdullfahrzeug, auf Grund der

Uber den Lkw-Motor betrieben Hydraulik zur Beladung wird hier eine Betriebszeit von 5 min (300 s)

angesetzt.

Entsprechend den Einwirkzeiten der Emittenten wird eine Zeitbewertung durchgefunhrt.

Zeitbewertung wird durch den Korrekturfaktor Lt bertcksichtigt.

Diese

Die sich so ergebenden zeitbewerteten Vorgange der Betriebsgerausche sind fir einen Lkw in der

TABELLE 3.1 ausgewiesen.

TABELLE 3.1: Emissionsdaten Betriebsgerausche (BG) 1 Lkw / 1h

Emittent Vorgang Lwa n tges Lt1n Lwa mod.1h
[dB(A)] [s] [dB] [dB(A)]
1 2 3 4 5 6 7
BG1.1 | Bremsen 108,0 1 5" 28,6 79,4
BG1.2 | Turen zuschlagen 100,0 2 10 25,6 74,4
BG1.3 | Anlassen 100,0 1 5 28,6 71,4
BG1.4 | Leerlauf 94,0 1 60 17,8 76,2
BG1.5 | Leerlauf (Millfahrzeug) 94,0 1 300 10,8 83,2
energetische Summe BG1.1 - BG1.4 --> BG 82,3
energetische Summe BG1.1 - BG1.3, BG1.5 -->BGM 85,3

In der TABELLE 3.2 sind die Betriebsgerausche ,tags‘ entsprechend der zu erwartenden

Anlieferungen (n) bezogen auf 16 Stunden und eine Flache (S) aufgefiihrt. Analog hierzu sind in der

TABELLE 3.3 die Emittenten fir die volle Stunde im Nachtzeitraum ausgewiesen.

1 Die Ermittlung der Schallleistungspegel basiert auf den Messungen nach dem Taktmaximalpegel — Verfahren. Erfassung
eines Einzelereignisses innerhalb eines 5 Sekundentaktes. Mit dieser Vorgehensweise ist gleichzeitig der Impulszuschlag K;

enthalten.

11
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TABELLE 3.2: Betriebsgerdusche (BG) Lkw, Anlieferung Geschéftshaus, tags

Emittent| Bemerkung / Bereich n S Lwain | Lraen L, Ls L”wa mod
[m?] | [dB(A)] | [dB] [dB] [dB] | [dB(A)/m?]
1 2 3 4 5 6 7 8 9
BG1 Lkw, Rampe 3 10 82,3 -12 4,8 -10 65,1
BG1r | Lkw, Rampe,i.d.R.* 1 10 82,3 -12 0,0 -10 60,3
BGM Mullfahrzeug, Rampe 1 10 85,3 -12 0,0 -10 63,3
* i.d.R. = innerhalb der Ruhezeiten

TABELLE 3.3: Betriebsgerausche (BG) Lkw, Anlieferung Geschéftshaus, nachts

Emittent Vorgang n S Lwa,1h Lr,1n Ln Ls L"wa,mod
[m?] | [dB(A)]| [dB] [dB] [dB] | [dB(A)]
1 2 3 4 5 6 7 8 9
BG1 Lkw, Rampe 1 10 82,3 0 0 -10 72,3

Fur die Anlieferung von Tiefkihlware wird ein Lkw mit Kiihlaggregat im Beurteilungszeitraum tags zum
Ansatz gebracht. Dafur wird aus der Bayerischen Parkplatzlarmstudie /8/ ein Schallleistungspegel von
Lwa = 97 dB(A) und eine Ubliche Laufzeit von 15 min fir das Kihlaggregat enthommen. Entsprechend
/8/ ist davon auszugehen, dass die Anlieferung mit Kiihlaggregat ausschlief3lich tags (06.00 bis 22.00
Uhr) stattfindet. In der TABELLE 3.4 sind die Emissionsdaten fir das Kiihlaggregat zusammengefasst.

TABELLE 3.4: Emissionsdaten Kuhlaggregat Lkw, tags

Emittent Vorgang n tges Lwa Lt 16n Lwa mod
[min] [dB(A)] [dB] [dB(A)]
1 2 3 4 5 6 7
KA Kihlaggregat 1 15 97,0 18,1 78,9

Die Schallquelle KA wird als Punktquelle entsprechend der zu erwartenden Lage im Modell
beriicksichtigt.

12
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Warenumschlag (WU)
Die Entladung erfolgt vom Lkw zum Lager mit (Gabel-) Handhubwagen.

In /6/ sind unter Absatz 5.3 die Schallleistungspegel Lwa der Verladegerédusche als zeitlich gemittelte
Schallleistungspegel fir 1 Ereignis pro Stunde auf Basis des Taktmaximalpegels Lwareq ausgewiesen.
Aus diesem Grund sind die Impulse bereits enthalten und werden fir diese Emittenten nicht
immissionsseitig vergeben (abweichend zur TA L&arm).

In der TABELLE 4.1 werden die fur die Ermittiung des Modelschallleistungspegels Lywa mod NOtwendigen
Emissionsdaten ausgewiesen.

TABELLE 4.1: Emissionsdaten Warenumschlag (WU1 und WU2), 1 Vorgang / 1h

Emittent Vorgang LwaTeg,1h
[dB(A)]
1 2 3
WU1.1 Palettenhubwagen Uber fahrzeugeigene Ladebordwand 88
WuU1.2 Rollgerausche, Wagenboden 75
energetische Summe WU1.1 -WU1.2 -->WUL1 88,2
wu2.1 Rollcontainer Uber fahrzeugeigene Ladebordwand 78
wu2.2 Rollgerausche, Wagenboden 75
energetische Summe WU2.1 - WU2.2 -->WU2 79,8

Anlieferungsvorgange (Angaben aus analogen Aldi-Markten)

. Frischbrot Anlieferung 1 Lkw mit 3 Paletten (6 Bewegungen) wul
. Warensortiment 1 Lkw mit 5 Paletten (10 Bewegungen) wul
. Warensortiment 1 Lkw mit 33 Paletten (66 Bewegungen) wul
. Kihlfahrzeug max. 4 Rollcontainer (8 Bewegungen) wu2

Die Fahrwege im Bereich der Ladezonen sind nicht eindeutig festgelegt, daher wird die
Emissionsquelle als Flachenquelle entsprechend ihrer Lage angesetzt (Berechnungsalgorithmen
ANLAGE 1). Die Fahrten innerhalb des Lkw (Rollgerdusche, Wagenboden) werden am Lkw-Standort

beriicksichtigt.

13
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In der TABELLE 4.2 werden die in der Berechnung zum Ansatz gebrachten Emittenten ,tags” bezogen
auf 16 Stunden und die im Modell zum Ansatz gebrachte Flache (S) zusammenfassend ausgewiesen.
Analog hierzu sind in der TABELLE 4.3 die Emittenten fur die volle Stunde im Nachtzeitraum

ausgewiesen.

TABELLE 4.2: Warenumschlag (WU), tags

Emittent Vorgang / Bereich n S Lwa,1n Lt 16n Ly Ls L”wa mod
[m? | [dB(A)] | [dB] | [dB] | [dB] |[dB(A)/m?]
1 2 3 4 5 6 7 8 9
wu1l Hubwagen, Rampe 72 10 88,2 -12,0 18,6 -10 84,8
WU1r Hubwagen, Rampe, i.d.R.* 10 10 88,2 -12,0 10,0 -10 76,2
wu2 Rollcontainer, Rampe 8 10 79,8 -12,0 9,0 -10 66,8
* i.d.R. = innerhalb der Ruhezeiten

TABELLE 4.3: Warenumschlag (WU), nachts

Emittent Vorgang / Bereich n S Lwa 1n Lt1n Ly Ls L”wa mod
[m2] | [dB(A)] | [dB] | [dB] | [dB] |[dB(A)/m?]
1 2 3 4 5 6 7 8 9
wu1l Hubwagen, Rampe 10 10 88,2 0,0 10,0 -10 88,2
53 KUNDENPARKPLATZE

Der nachfolgend zu berechnende Emissionspegel enthalt nach den in der Bayerischen
Parkplatzlarmstudie /8/ durchgefuihrten Untersuchungen die Pegelanteile fir:
. die An- und Abfahrt (befahren der Stellflachen);

o das Motorstarten;
. das Tiren- sowie Kofferraumzuschlagen und
o das Befahren des Parkplatzes mit Einkaufswagen

14
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Nach der Parkplatzlarmstudie /8/ werden folgende Zuschl&ge fur den Kundenparkplatz vergeben

. Parkplatzart und Fahrbahnoberflaiche (Parkplatze an Einkaufszentren, Einkaufswagen auf
Asphalt) ein Kpa = 3 dB und Ksyo = 0 dB,
o ein Zuschlag fur das Taktmaximalpegelverfahren K, = 4 dB (die Impulshaltigkeit der Gerdusche

wird immissionsseitig vergeben),
o ein zu berechnender Zuschlag Ky, fir den Parksuchverkehr

Die im Berechnungsmodell zum Ansatz gebrachte Flache des Parkplatzes betragt S ~ 2.600 mz
(entnommen dem schalltechnischen Modell). Fir das Geschéaftshaus wird in den (bergebenen
Unterlagen eine Verkaufsflache von ca. 1.200 m? ausgewiesen. Diese Flache wird im Sinne der
Parkplatzlarmstudie /8/ als Netto - Verkaufsflache herangezogen.

In den Ubergebenen Unterlagen wird der Parkplatz mit 78 Stellplatzen ausgewiesen (inklusive
Sonderstellplatze fur Mutter-Kind und Behinderten Parkplatze).

Unter Berlcksichtigung der ,Netto-Verkaufsflache® und der Anzahl der Stellplatze ergibt sich der
Berechnungsfaktor f nach /8/ mit 0,06.

Entsprechend der Ricksprache mit dem Betreiber ist mit ca. 900 Gesamtkunden pro Tag zu rechnen
117/ (Kunden mit OPNV, Privat-Kfz, fusslaufig). Nachfolgend wird davon ausgegangen, dass alle 900
Kunden mit ,motorisiertem Individualverkehr® den Markt aufsuchen. Die Bewegungshaufigkeiten der
Stellplatzwechsel ist entsprechend durchgefiihrter Untersuchungen /8/ im Bereich des Eingangs am
héchsten und nimmt mit der Entfernung zum Eingang ab. Diese Verteilung wird in Form der
Parkplatzgliederung in drei Teilbereiche beriicksichtigt, ohne dabei die genannte motorisierte
Kundenzahl zu verringern.

Daraus ergeben sich fur die Beurteilungszeit von 16 Stunden (Tagzeitraum), ca. 60 motorisierte
Kunden bzw. 120 Pkw-Bewegungen je Stunde.

Folgende Bewegungshaufigkeiten N werden flr den Parkplatz im Beurteilungszeitraum tags angesetzt

(MaReinheit N: Bewegungen je m2 Nettoverkaufsflache und Stunde):

o Teilbereich P1: N =0,11 (im Eingangsbereich, erhéhte Pkw-Frequentierung)

o Teilbereich P2: N =0,09 (mittlerer Abstand zum Eingangsbereich, geringere Pkw-
Frequentierung)

o Teilbereich P3: N =0,07 (Randlage)
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In der folgenden TABELLE 5.1 sind die mit den entsprechenden Zuschlédgen Korrigierten
Emissionsdaten fir die Kundenstellplatze je Stunde flr den Beurteilungszeitraum tags ausgewiesen.

TABELLE 5.1: Emissionsdaten der Parkgerausche, tags

Emittent Lwo N f B S *K| Kpa Kb Kswro | L’wamod
[dB(A)] [m?] [m?] [dB] [dB] [dB] | [dB] | [dB(A)/m?]
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11
P1 63,0 0,11 | 0,06 577 1.250( 0,0 3,0 3,5 0,0 56,6
P2 63,0 0,09 | 0,09 379 820 | 0,0 3,0 2,8 0,0 55,0
P3 63,0 0,07 | 0,10 245 530 | 0,0 3,0 1,9 0,0 53,0
Summe 1.200 2.600

*wird nach TA Larm immissionsseitig vergeben

Auf Grund der Offnungszeit — bis 21.00 Uhr — kann davon ausgegangen werden, dass nach 22.00 Uhr
keine Kundenbewegungen mehr auf dem Parkplatz stattfinden. Nachts (22.00 bis 06.00 Uhr) werden
daher keine Emissionen in das Modell integriert.

Entsprechend des Ansatzes, dass ca. 900 Pkws taglich das Geschaftshaus anfahren, ergeben sich
folgende Pkw — Bewegungen pro Stunde:
. tags = 120 Pkw-Bewegungen/h

Die Zu- und Abfahrt auf den Kundenparkplatz erfolgt Uber eine Zuwegung von der Kolberger Stral3e.
Die Emission der Zu- und Abfahrt wird nach RLS 90 (ANLAGE 1) berechnet. In TABELLE 6 sind die
Emissionsdaten fur die Zufahrt zu den Stellplatzen zusammengefasst. Entsprechend der Bayerischen
Parkplatzlarmstudie /8/ erfolgt die Umrechnung auf eine Linienquelle durch einen Korrekturfaktor mit
Kris = 19 dB.

TABELLE 6: Emissionsdaten Fahrstrecken der Pkw, tags

Emittent Fahrstrecke M p Y, Dstro Lme KrLs L'wa.mod
[Kizih] | [%] | [km/h] | [dB(A)] | [dB(A)] | [dB(A)] [dB(A)/m]
1 2 3 4 5 6 7 8 9
P-Zu Zufahrt, tags 60 0 30 0 46,3 19 65,3
P-Ab Abfahrt, tags 60 0 30 0 46,3 19 65,3

Die Schallquellen werden als Linienquellen mit je ca. 20 m von der Kolberger Stral3e in das Modell
integriert.
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54 EINKAUFSWAGEN — SAMMELBOX

Die Einkaufswagen-Sammelbox befindet sich am Eingangsbereich des Marktes (BILD 1), deren
Schallemissionen durch Ein- und Ausstapeln der Einkaufswagen zu beachten sind.

Im Sinne des Maximalansatzes wird davon ausgegangen, dass alle Kunden einen Einkaufswagen
benutzten (in praxi ist hier mit deutlich weniger Vorgéngen zu rechnen). In der Regel nutzen die
Spatkunden keine bzw. nur selten Einkaufswagen.

Entsprechend der Kundenzahl von ca. 900 motorisierten Kunden taglich, tritt das Ein- und Ausstapeln
des SB-Wagens in der Sammelbox wie folgt auf:
. tags ca. 120 / Stunde (60 x Ein- und 60 x Ausstapeln)

Die Formel zur Berechnung des Modellschallleistungspegels L”wamod »Einkaufswagen-Sammelbox* ist
der ANLAGE 1 zu entnehmen. Im Rahmen der Schallimmissionsprognose kann von

Schallleistungsmittelungspegeln Ly ausgegangen werden /7/.

In der TABELLE 7 sind die Emissionsdaten zur Ermittlung des Modellschallleistungspegels fur die
Einkaufswagen-Sammelbox entsprechend der Anzahl der Vorgange (n) und der Flache (S)
zusammenfassend ausgewiesen.

TABELLE 7: Emissionsdaten fir das Ein- und Ausstapeln des SB-Wagens in der Sammelbox, tags

Emittent Benennung n S Lwaeain | Lt1en Ln Ls L"wa.mod
[m?] [dB(A)] | [dB] | [dB] | [dB] |[dB(A)/m?]
1 2 3 4 5 6 7 8 9
ES SB-Wagen, tags 120 20 68,0 0,0 20,8 | -13,0 75,8

Die Geradusche, die beim Bewegen der Einkaufswagen auf dem Parkplatz auftreten, sind in der
Emissionsermittiung ,Kundenparkplatze®, erfasst /8/. Die Impulshaltigkeit (K, = 4 dB) der Geréusche
wird immissionsseitig berticksichtigt®.

2 In /8/ ist fur das Ein- und Ausstapeln von Metall-Einkaufskdrben ein Lwarin = 72 dB(A) ausgewiesen, d.h. die
Impulshaltigkeit der Gerausche ist im Emissionsansatz berilicksichtigt. Da die TA Larm die immissionsseitige Vergabe
von Zuschlagen vorsieht, wird Lwain = 68 dB(A) emissionsseitig und ein Impulszuschlag von K; = 4 dB, immissionsseitig
zum Ansatz gebracht.
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55 HAUSTECHNIK

Das Klimagerat DAIKIN Conveni Pack LRYEQ 16 AY1 befindet sich im rickwartigen Bereich der
Anlieferungszone (BILD 1). Am 1006 ist auf Grund der Nahe zum Klimagerat ein anteiliger
Beurteilungspegel Lrannacits — herrihrend von diesem Klimagerat — von 10 dB unter dem
einzuhaltenden Immissionsrichtwert nachts [IRW achis = 45 dB(A)] einzuhalten (BILD 1, IRW pacnis Minus
Lrannachts = = 10 dB). Damit ist sichergestellt, dass das Klimagerat — bei einem 24-h-Betrieb ohne
Nachtabsenkung - keinen immissionsrelevanten Beitrag am 1006 leistet.

Anmerkung: Besteht organisatorisch die Mdglichkeit, das Klimagerat nur im Tagzeitraum zu
betreiben (06.00 bis 22.00 Uhr), so ist ein anteiliger Beurteilungspegel L;antags —
herriihrend von diesem Klimagerat am 1006 — von 10 dB unter dem
Immissionsrichtwert tags [IRW g = 60 dB(A)] einzuhalten (IRWags MiNUS L, antags = 2
10 dB).

Um die Zielstellung fir den Beurteilungszeitraum nachts einzuhalten, wird in die Modellrechnung
eine Punktschallquelle LAO1 mit einem Modellschallleistungspegel Lwamod,agsnachts = 57 dB(A)
integriert.

Dieser Modellschallleistungspegel Lwamod flr das Klimagerat ist gleich dem Schallleistungspegel Lwa
als Zielstellung vom Ausrlster. Zur Vermeidung schalltechnischer Konflikte ist damit ein
Schallleistungspegel Lwa < 57 dB(A) zwingend umzusetzen. Sollte sich die Lage, Anzahl oder
Schallleistung dieser Klima- bzw. lufttechnischen Anlage auf Grund des Planungsfortschrittes andern,
so ist mit dem Sachverstandigen Ricksprache zu nehmen.

Die klima- und lufttechnischen Anlagen sind entsprechend Stand der Technik auszufiihren
(abgestrahlte Schallspektren sind einzeltonfrei, schwingungsisolierte Aufstellung der Verdichter, etc.).
5.6 ENTSORGUNG VERPACKUNGSMULL

Zur Entsorgung von Papier- und Kartonabféllen steht ein Verpresssystem aus einem
Schneckenverdichter und dem zugehdrigen Container zur Verfiigung (BILD 1).

Die Emissionsdaten des Schneckenverdichters beruhen auf Messungen des Herstellers mit

Lpsm = 60 dB(A) /19/. Als Betriebszeit wird im Beurteilungszeitraum tags eine Dauer von insgesamt
einer Stunde zum Ansatz gebracht (mehrmaliger kurzzeitiger Betrieb).

18



goritzka akustik

Dipl.-Ing. M. Goritzka und Partner
Ingenieurbdro fir Schall- und Schwingungstechnik
Immissionsschutz, Bau- Raum- und Elektroakustik

Bericht 4317/16

TABELLE 9: Emissionsdaten Schneckenverdichter (SV), tags

Emittent Vorgang Lwa tges L6 Lwa mod
[dB(A)] [min] [dB] [dB(A)]
1 2 3 4 5 6
SV Schneckenverdichter 82 60 12,0 70,0

Die Emissionsquelle SV wird als Punktschallquelle entsprechend ihrer Lage modelliert

5.7 GEWERBLICHE VORBELASTUNG

Zur Berucksichtigung der gewerblichen Vorbelastung an der Kolberger Strale (BILD 1, hellblau
hinterlegt) werden die Grundsticke nach DIN 18005, Teil
flachenbezogenen Schallleistungspegel, tags, von L"wa = 65 dB(A)/mz2, fir Industriegebiete, belegt.

1, Abschnitt 4.5.2, mit einem

Im Beurteilungszeitraum nachts wird gepruft, ob die Immissionsrichtwerte nach TA Larm > 6 dB —

herriihrend vom geplanten Marktumbau - unterschritten werden. Nach TA Larm, Abschnitt 3.2.1, kann
die Bestimmung und Beriicksichtigung der gewerblichen Vorbelastung entfallen.

6 ERMITTLUNG DER BEURTEILUNGSPEGEL
6.1 BERECHNUNGSPRAMISSEN

Die Berechnungen wurden mit dem Programmsystem LIMA durchgefiihrt. Es wird entsprechend der

glltigen Berechnungsvorschrift ISO 9613, Teil 2, gerechnet.

Folgende Pramissen liegen der Berechnung zu Grunde:
. Einzelpunktberechnungen:
Lage der Immissionsorte:

Aufpunkthéhen:

0,5 m vor getffnetem Fenster der betreffenden Fassade;
entsprechend der Geschosshdhen.

Nach TA Larm sind folgende Korrekturen/Zuschlage bei der Ermittlung des Beurteilungspegels L, zu

beriicksichtigen:

o fur impulshaltige Emissionen ein Impulszuschlag K
o fur Ton- oder Informationshaltigkeit ein Zuschlag K+

o fur ,Stunden mit erhéhter Empfindlichkeit” ein Zuschlag Kg (nur bei WA und WR)
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6.2

BEURTEILUNGSPEGEL

Folgende Korrekturen werden bertcksichtigt:

K =4,0dB
Kr=6,0dB
Kr=1,9dB

Kr=10,7dB

Parkplatzgerausche (P1 — P3), Sammelboxen (ES);
far innerhalb der Ruhezeit einwirkende Gerausche (-r);

far einwirkende Gerausche (LA) im gesamten Beurteilungszeitraum tags,

werden nach TA Larm drei Stunden mit erhéhter Empfindlichkeit mit einem

Zuschlag von 6 dB bezogen auf 16 Stunden berticksichtigt;

far einwirkende Gerausche (P1 — P3, ES, P-ab, P-zu) mit einer Stunde mit

erhohter Empfindlichkeit im Beurteilungszeitraum tags, wird mit einem

Zuschlag von 0,7 dB berucksichtigt;

In der TABELLE 10 sind die Beurteilungspegel L; ags nachts: €inschliefllich gewerblicher Vorbelastung, an

den relevanten Immissionsorten ausgewiesen und den Immissionsrichtwerten (IRW)
gegentbergestellt.
TABELLE 10: Beurteilungspegel an den relevanten Immissionsorten (10)
Immissionsort Immissionsrichtwert Beurteilungspegel L, Differenz AL
tags nachts tags nachts tags nachts
[dB(A)] [dB(A)] [dB(A)] [dB(A)] [dB] [dB]
1 2 3 4 5 6 7 8
1001 EG 60 45 56,5 23,1 -3,5 -21,9
1001 1.0G 60 45 57,5 24,6 -2,5 -20,4
10 02 EG 55 40 50,9 18,7 -4,1 -21,3
10 02 1.0G 55 40 52,7 22,0 -2,3 -18,0
10 03 EG 55 40 50,7 19,2 -4,3 -20,8
10 03 1.0G 55 40 52,4 20,4 -2,6 -19,6
10 04 EG 55 40 52,6 23,8 -2,4 -16,2
10 04 1.0G 55 40 53,9 24,7 -1,1 -15,3
10 05 EG 55 40 48,5 24,7 -6,5 -15,3
10 05 1.0G 55 40 50,7 25,9 -4,3 -14,1
10 06 EG 65 45* 53,9 39,0 -11,1 -6,0
10 06 1.0G 65 45* 55,8 38,9 -9,2 -6,1

vgl. mit Abschnitt 4
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Die Ergebnisse in TABELLE 10, Spalte 7, weisen aus, dass die Immissionsrichtwerte an den
relevanten Immissionsorten — einschliel3lich der vorhandenen gewerblichen Vorbelastung - im
Beurteilungszeitraum tags unterschritten werden.

Im Beurteilungszeitraum nachts werden die Immissionsrichtwerte = 6 dB an den Immissionsorten 1001
bis 1006 unterschritten. Der Immissionsbeitrag — herrihrend vom geplanten Marktumbau — ist damit
im Sinne der TA Larm, Abschnitt 3.2.1, nicht relevant (TABELLE 10, Spalte 8).

Die Zuschlage und die anteiligen Mittelungs- bzw. Beurteilungspegel der einzelnen Schallquellen sind
in ANLAGE 3 fir die Immissionsorte 1001, 1003, 1004 und 1006 ausgewiesen. Die energetische
Summe der anteiligen Beurteilungspegel ergibt den dem Bauvorhaben zuzuordnenden
Beurteilungspegel L,.

7 EINZELEREIGNISBETRACHTUNG

Um storende kurzzeitige Gerduscheinwirkungen fir die Wohnbereiche zu vermeiden, ist nach
TA Larm abzusichern, dass kurzzeitige Uberschreitungen des Immissionsrichtwertes tags um mehr als
30 dB(A) und nachts um mehr als 20 dB(A) nicht auftreten.

In Einzelpunktberechnung wird der Immissionspegel fir das Entspannungsgerdusch einer LKW —
Druckluftbremse (E1), Lwamax = 105 dB(A) /8/ berechnet. Die Lage dieser Emissionsquelle ist dem
BILD 1 zu entnehmen. Aus dem Einzelereignis werden die Immissionen an den Immissionsorten 10 05
und 10 06 ermittelt. In der nachfolgenden TABELLE 11 sind die Ergebnisse ausgewiesen, indem in
Spalte 5 der Differenzbetrag ,Immissionspegel minus Immissionsrichtwert angegeben ist. Dieser
Differenzbetrag muR3 entsprechend TA Larm < 20 dB im Beurteilungszeitraum nachts sein.

TABELLE 11: Einzelereignisbetrachtung

IP PSP IRW, nachts L Differenz [dB]
[dB(A)] [dB(A)] [dB(A)] Spalte 4 minus Spalte 3
1 2 3 4 5
10 05 EG 105,0 40 39,1 -0,9
10 05 1.0G 105,0 40 39,9 -0,1
10 06 EG 105,0 45 46,2 1,2
10 06 1.0G 105,0 45 49,3 4,3
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Bei bestimmungsgemé&flem Betrieb sind kurzfristige Gerauschspitzen, die den Immissionsrichtwert
nachts um mehr als 20 dB(A) Uiberschreiten, nicht zu erwarten.

8 ANLAGENBEDINGTER VERKEHR AUF OFFENTLICHEN STRAREN

In Absatz 3 und 4, Punkt 7.4, TA Larm, heil3t es zum anlagenbezogenen Verkehrsaufkommen auf
offentlichen Strallen: ,Gerdusche des An- und Abfahrtverkehrs auf offentlichen Verkehrsflachen in
einem Abstand von bis zu 500 Metern vom Betriebsgrundstiick sollen durch Malinahmen
organisatorischer Art so weit wie moglich vermindert werden, so weit

. sie den Beurteilungspegel der Verkehrsgerausche fir den Tag oder die Nacht rechnerisch um
mindestens 3 dB(A) erhdhen,

. keine Vermischung mit dem Ubrigen Verkehr erfolgt ist und

. die Immissionsgrenzwerte der Verkehrslarmschutzverordnung (16. BImSchV) erstmals oder

weiter gehend Uberschritten werden.®

Diese Kriterien gelten kumulativ, d.h. nur wenn alle drei Bedingungen erfillt sind, sollen durch
MalRnahmen organisatorischer Art die Gerdusche des An- und Abfahrtverkehrs so weit wie mdglich
vermindert werden /5/. Die Zu- und Abfahrt zum Geschaftshaus erfolgt von der Kolberger Stral3e. Eine
Vermischung mit dem Ubrigen Verkehr ist direkt gegeben. Eine weitere Betrachtung des
anlagenbedingten Verkehrs entfallt daher. Organisatorische Mal3hahmen (in praxi das Eingrenzen der
Ein- und Ausfahrtzeiten) sind aus larmschutztechnischer Sicht nicht angezeigt.
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9 ZUSAMMENFASSUNG

In 23909 Ratzeburg, Schweriner StralRe, ist der Umbau eines bestehenden Geschéftshauses geplant.
Im Rahmen dieser schalltechnischen Untersuchung war die dem Geschéftshaus zuzuordnende
gewerbliche Schallimmissionsbelastung (Beurteilungspegel L;iagsnachis) Nach dem Umbau an den
malf3geblichen Immissionsorten der vorhandenen schutzbedirftigen Nutzung (BILD 1) rechnerisch zu
ermitteln.

Die Berechnungen weisen aus, dass bei dem im Abschnitt 5 ausgewiesenen Emissionsansatz, die
Immissionsrichtwerte nach TA Larm, an den Immissionsorten in den Beurteilungszeitrdumen tags und
nachts unterschritten werden (Einzelpunktberechnung TABELLE 10, Spalten 7 und 8).

Eine Einschrankung der Anlieferungszeit im Beurteilungszeitraum ,Tag“ besteht nicht. Die
Marktanlieferung kann in der Zeit von 06:00 bis 22:00 Uhr stattfinden. Im Beurteilungszeitraum nachts
ist die Anlieferung mit einem Lkw = 7,5 t in der ,lautesten Nachtstunde“ moglich.

Bei bestimmungsgemalem Betrieb sind kurzfristige Gerauschspitzen, welche den Immissionsrichtwert
tags um mehr als 30 dB(A) und nachts um mehr als 20 dB(A) Uberschreiten, nicht zu erwarten

(TABELLE 11, Spalte 5).

MalRnahmen organisatorischer Art, um die Gerdusche des An- und Abfahrtverkehrs zu vermindern,
sind nicht angezeigt.

Folgende Hinweise bzw. Anforderungen an die Realisierung des Vorhabens sind zu beachten:

. Die Offnungszeiten des Geschéftshauses sind, zur Vermeidung schalltechnischer Konflikte im
Nachtzeitraum, auf 07.00 bis 21.00 Uhr zu beschranken.

. Alle Anlagenteile sind entsprechend des Standes der Technik auszufiihren (z.B. feste
Regenrinne, abgestrahlte einzeltonfreie  Schallspektren oder keine ,klappernden®
Fahnenmasten).

. Fur den Parkplatz sind die Fahrgassen mit einer Asphaltoberflache oder einem schalltechnisch

gleichwertigem Belag zu realisieren.

)
/
7

ipl.-*Ing. M. Goritzka Dipk-Ing. H. — J. Schunke
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ANLAGE 1: BEGRIFFSERKLARUNG ZUR SCHALLEMISSION - IMMISSION

SCHALLEMISSION - ALLGEMEINE BEGRIFFE (NACH DIN 18005-1:2002-07)

(Punkt-) Schallleistungspegel Ly

zehnfacher dekadischer Logarithmus des Verhéltnisses der Schallleistung P zur
Bezugsschallleistung PO

Lw =10 - Ig (P/Py) [dB(A)]
P: Die von einem Schallstrahler abgegebene akustische Leistung (Schallleistung)

Po: Bezugsschallleistung (Po = 1 pW = 10712 Watt)

Pegel der langenbezogenen Schallleistung L’y (auch ,langenbezogener Schallleistungspegel®)

logarithmisches Malf3 fir die von einer Linienschallquelle, oder Teilen davon, je Langeneinheit
abgestrahlte Schallleistung P’

L'w =10 -Ig (P/10"12Wm™) [dB(A)/m]
Errechnung aus dem (Punkt-) Schallleistungspegel: L'y = Lw - 10 Ig (L/1m)

Schallleistung die von einer Linie mit der Lange L pro m abgestrahlt wird. Dabei ist
vorausgesetzt, dass die Schallabstrahlung gleichmaRig Uber die gesamte Lange verteilt ist.

Pegel der flaichenbezogenen Schallleistung L”, (auch ,flachenbezogener Schallleistungspegel”)

logarithmisches MaR fir die von einer flachenhaften Schallquelle, oder Teilen davon, je
Flacheneinheit abgestrahlte Schallleistung P”

L"w = 10 - Ig (P"/10712Wm™) [dB(A)/m7]
Errechnung aus dem (Punkt-) Schallleistungspegel: L“y = Lw- 10 - Ig (S/1m)

Schallleistung, die von einer Flache der GroRe S pro m2 abgestrahlt wird. Dabei ist
vorausgesetzt, dass die Schallabstrahlung gleichmaRig Uber die gesamte Flache verteilt ist.

Modellschallleistungspegel Lwmod / L’wmod / L w.mod

Im Berechnungsmodell zum Ansatz gebrachte Schallleistungspegel fir Ersatzschallquellen
komplexer zusammenhangender / zusammengefasster Anlagen und / oder technologischer
Vorgange.

Basis der Modellschallleistungspegel sind Werte aus der Literatur und / oder Ergebnisse die aus
orientierenden Messungen.
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SCHALLIMMISSION

Mittelungspegel Laeq

o A-bewerteter, zeitlicher Mittelwert des Schallpegels an einem Punkt (z.B. am Immissionsort).
anteiliger Beurteilungspegel L, an
. Der Beurteilungspegel einer Gerduschquelle (z.B. eines Anlagenteiles) ist nach TA Larm wie

folgt definiert: Der anteilige Beurteilungspegel L, a, ist gleich dem Mittelungspegel Laeq €ines
Anlagengerausches plus (gegebenenfalls) Zu- und Abschlégen fir Ruhezeiten und Einzeltbne
sowie (gegebenenfalls) einer Pegelkorrektur fur die Zeitbewertung entsprechend der
Beurteilungszeit.

Beurteilungspegel L,

) Der Beurteilungspegel L, ist gleich dem Mittelungspegel Laeq eines Gerausches plus
(gegebenenfalls) Zuschlagen fur Impulshaltigkeit und/oder aufféllige Pegeléanderungen, flr
Tonhaltigkeit und Informationshaltigkeit sowie (gegebenenfalls) einer Pegelkorrektur fur die
Zeitbewertung entsprechend der Beurteilungszeit.

N
L =10-1lg le T, - 1001 (bacaj +Kiy +Kr))
r j=1

. T; Teilzeit j

. N Zahl der gewahlten Teilzeiten

. Lpeq,j Mittelungspegel wahrend der Teilzeit T;

. K;; Zuschlag fir Impulshaltigkeit in der Teilzeit T; (Enthalt das zu beurteilende
Gerausch wahrend bestimmter Teilzeiten T; Impulse, so betragt K; fir diese
Teilzeiten: Kij = Larteqj - Lnaeqj [Larreq = Taktmaximal-Mittelungspegel mit der
Taktzeit T = 5 Sekunden])

. K. ; Zuschlag fur Tonhaltigkeit und Informationshaltigkeit
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Ermittlung der Emission
Fahrgerdusche
Die Emission "Fahrgerausche" wird rechnerisch nach folgender Beziehung ermittelt:

L’wamod = L’wa,1n + 10*Ig(n) - 10*g(T,) dB(A)/m

dabei bedeuten: L'wain  zeitlich gemittelter Schallleistungspegel fir einen Lkw pro Stunde auf einer
Strecke von 1m

n Anzahl der Lkw in der Beurteilungszeit T,
T, Beurteilungszeitraum:  Tag = 16 Stunden
Nacht = lauteste Nachtstunde

Betriebsgerausche / Warenumschlag
Der immissionsbezogene Schallleistungspegel fir ,Betriebsgerausche” bestimmt sich:

Lwaih = Lwa + L1in + Ly dB(A)

dabei bedeuten: Lt1n Zeitkorrektiv, Ly =10 log (tges / T1n), in dB
tees Gesamteinwirkzeit, tges = te x N, in SEC
T Bezugszeitraum 1 Stunde
te Einzelzeit in sec
L, Einzelvorgange eines Vorganges pro Stunde, L,= 10 log (n), in dB

n Anzahl der Vorgange
L”wamod = Lwain + Lo+ Lr—Ls dB(A)
dabei bedeuten: Lwa1h zeitlich gemittelter Schallleistungspegel fur einen Vorgang pro Stunde
Lt Zeitkorrektiv, Ly=10log (t/ T,), in dB
t hier 1 Stunde
T, Beurteilungszeit in h
L, L,=10log (n), in dB
n Anzahl der Vorgange
Ls Flachenkorrektur, Ls= 10 log (S / Sp), in dB mit Sp = 1 m2
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Parkverkehr

Grundlage zur Emissionsermittlung ist die Bayerische Parkplatzlarmstudie, 6. Auflage 2007. Der
immissionswirksame Flachenschallleistungspegel IFSP eines Parkplatzes, ergibt sich aus folgender
Gleichung:

L”wamod = Lwao + Kpa + K; +2,5lg (f x B - 9) + 10lg (B x N) + Ksyro - 10 1g (S/1 m?) dB(A)/m?

dabei bedeuten: Lwao  Grundwert fur einen Parkvorgang = 63 dB(A)
Kpa Zuschlag fur die Parkplatzart in dB

K Zuschlag fur die Impulshaltigkeit in dB

f Stellplatze je Einheit der Bezugsgrole

B BezugsgroRe (Netto-Verkaufsflache, Anzahl der Stellplatze etc.)
N Bewegungshéaufigkeit PKW pro Einheit und Stunde

Kswo  Zuschlag fur unterschiedliche Fahrbahnoberflachen in dB
S Gesamtflache bzw. Teilflache des Parkplatzes in m2

Zufahrten zum Parkplatz

Die Berechnung des Emissionspegels erfolgt nach den in der Richtlinie fir Larmschutz an Straf3en,
(RLS-90) vorgegeben Algorithmen.

Der Emissionspegel ist:

Lme = Ln® + Dy + Dsro + Dsg + De
Ln®®=37,3+101g [M (1 + 0,082p)]

Geschwindigkeitskorrektur:

Dy = Lpww - 37,3 + 10 Ig [100 + (10 ®*° - 1) p/ 100 + (8,23 p)]
Lpkw = 27,7 + 10 Ig [1 + (0,02 Vpyw)’]
Liw = 23,1 + 12,5 19 (Vi)
D = Likw - Lpkw

Korrektur fur Steigungen und Gefélle:

Dsig = 0,6 |g| - 3 fur |g| > 5 %
Dsig =0 fur|g| <5 %
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Erlauterung der Abkirzungen und Symbole STRARENVERKEHR:

Zeichen/ Einheit Bedeutung
Begriff
1 2 3
Lim.E tag dB Emissionspegel (fir den Tag)
Lm.E nacht dB Emissionspegel (fur die Nacht)
L% dB normierter Mittelungspegel eines Verkehrsweges
Dy dB(A) Korrektur fir unterschiedliche zuldssige Hochstgeschwindigkeiten
Dstro dB Korrektur fir die unterschiedlichen StralRenoberflachen
Dstq dB(A) Korrektur fur Steigungen
De dB(A) Korrektur zur Beriicksichtigung der Absorptionseigenschaften von
reflektierenden Flachen
M KFZ/h mal3gebende stiindliche Verkehrsstarke (fir den Tag)
M, KFZ/h mal3gebende stiindliche Verkehrsstarke (fir die Nacht)
Pt % mal3gebender LKW- Anteil (Uber 2,8 t zul. Gesamtgewicht) tags
Pn % mal3gebender LKW- Anteil(Uber 2,8 t zul. Gesamtgewicht) nachts
Vpkw km/h vorgegebene Geschwindigkeit fir PKW
Vikw km/h vorgegebene Geschwindigkeit fir LKW
DTV KFZ/24 h Durchschnittliche Tagliche Verkehrsstarke
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ANLAGE 2: QUALITAT DER SCHALLIMMISSIONSPROGNOSE

Die Qualitdt der ausgewiesenen Ergebnisse (Beurteilungspegel) sind im Konkreten vorrangig
abhangig von der Genauigkeit der Emissionsdaten (z.B. Schallleistungspegel, Einwirkungsdauer,
Richtwirkung). Diese werden fir spezifische Anlagen im Regelfall vom Auftraggeber und/oder
Ausriister Ubergeben, sodass wir auf diese Daten nur einen geringen Einfluss haben. Fur
.allgemeinglltige Larmquellen wie Lkw-Fahrten / -manipulationen (Be- und Entladen) und
Parkplatzbewegungen werden die aktuellen Veréffentlichungen herangezogen.

Um dennoch eine hohe Genauigkeit der Prognose zu gewahrleisten, werden von uns, aufbauend auf
eigenen Erfahrungen und Messungen, die Eingangsdaten im Rahmen einer Plausibilitéatsbetrachtung
Uberprift und bei Erfordernis den konkreten Bedingungen angepasst.

Eine hohe Genauigkeit wird dagegen bei der Erstellung des zur Durchfihrung der
Schallausbreitungsberechnungen erforderlichen dreidimensionalen Berechnungsmodelles
gewahrleistet. Mit dem den Berechnungen zugrunde liegenden Berechnungsprogramm LIMA ist
garantiert, dass die Berechnungen nach dem Stand der Technik (DIN ISO 9613-2) erfolgen kdénnen.
Um dies abzusichern werden folgende Daten bei der Modellbildung beriicksichtigt:

. vorrangige Verwendung digitaler Lageplane, die maRstablich ibernommen werden.

. Das Zuweisen der dritten Dimension basiert zum einen auf Héhenangaben aus den Lageplanen
(z.B. Gelandedaten) und zum anderen auf personlichen Informationen (Ubergeben vom
Auftraggeber und/oder Ergebnis der Vorortbesichtigung)

. schalltechnisch genaue Nachbildung der kunstlichen Hindernisse (z.B. Gebaude) mit
Zuweisung der entsprechenden Reflexionseigenschaften

In dieses Schallausbreitungsmodell werden die Schallquellen mit den zuzuordnenden
Schallleistungspegeln in ihrer Lage und Richtwirkung modellhaft als Punkt-, Linien- und/oder
Flachenschallgquellen integriert. Durch eine standige Modellkontrolle wird abgesichert, dass Fehler bei
der Modellerstellung auszuschlie3en sind.

Die im Abschnitt 5 ausgeflihrten Emissionsansatze basieren Uiberwiegend auf Informationen

o des Auftraggebers und

o bundesweit anerkannte Studien zur Ermittlung der Emissionspegel (z.B. Bayerische
Parkplatzlarmstudie)
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ANLAGE 3: ANTEILIGE MITTELUNGS- UND BEURTEILUNGSPEGEL

TABELLE A:  anteilige Mittelungs- L., und Beurteilungspegel L,., fur das Geschéaftshaus /
Korrekturwerte fur ruhebedirftige Stunden Kg, Impulshaltigkeit K, und Tonhaltigkeit
Kt an den 1001, 1003, 1004 und 1006; tags

Emittent | Quelle | Lwmod | Lanioor | Lanioos | Laniooa | Lanioos | Ki Kt Kr | Lranioos | Lranioos | Lranioosa | Lranioos

1.0G | 1.0G | 1.0G | 1.0G 1.0G 1.0G 1.0G 1.0G

de(a) | dBa) | dBa) | dBa) | dBa) | dB | dB | dB | dB(A) | dB(A) | dB(A) | dB(A)
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14

BG1 Lw" 65,1 3,2 3,5 88| 15,11 0,0 00| 0,0 3,2 3,5 8,8 15,1

BG1r Lw" 60,3 -1,6 -1,3 40| 10,41 000,060 -1,6 4,7 10,0 10,4

BGM Lw" 63,3 13 1,7 71| 13,41 00|00 |0,0 1,3 1,7 7,1 13,4

ES Lw" 78,8 47| 32,3| 27,1 18,6] 40| 0,0 0,7 48,7 37,0 31,8 22,6

KA Lw 78,9 7,8 79| 130 194] 00|00 |00 7,8 7,9 13,0 19,4

LAO1 Lw 57,0 | -16,3| -13,8| -109| 26,9 0,000 | 19| -16,3| ~-11,9 -9,0 26,9

P-ab Lw’ 65,3 30,7| 27,2 16,9 98] 0,0 | 0,0 ] 0,7 30,7 27,9 17,6 9,8

P-zu Lw’ 65,3 3,2 280| 183 10,0} 0,0 | 0,0 | 0,7 31,2 28,7 19,0 10,0

P1 Lw" 56,6 50,5| 456| 484| 22,8] 4,0 0,0 0,7 54,5 50,3 53,1 26,8
P2 Lw" 55,0 455| 373| 38,1| 184]| 40 |0,0 0,7 49,5 42,0 42,8 22,4
P3 Lw" 53,0 37,3| 30,7 31,1| 141] 400,007 41,3 35,4 35,8 18,1
SV Lw 70,0 -2,8 -2,3 22| 205100]00]00 -2,8 -2,3 2,2 20,5
Tl Lw’ 57,0 18,3 4,0 72| 13,21 000,000 18,3 4,0 7,2 13,2

T1 R Lw’ 62,0 3,5 3,2 85| 1521000000 3,5 3,2 8,5 15,2

Tir Lw’ 51,0 3,2 -3,6 1,1 7,61 0,0 | 0,0 | 6,0 3,2 2,4 7,1 7,6

Tir R | Lw 56,0 -2,6 -2,7 2,6 93] 0,0 | 0,0 | 6,0 -2,6 3,3 8,6 9,3

Wwu1l Lw" 84,8 -28| 156| 19,8| 35,0] 0,0 0,0 | 0,0 -2,8 15,6 19,8 35,0

Wulr | Lw" 76,2 116| 119| 16,2| 259] 0,000 | 6,0 11,6 17,9 22,2 25,9

wu2 Lw" 66,8 2,5 3,0 71| 16,41 000,000 2,5 3,0 7,1 16,4

vor Lw" 65,0 49,8 459| 42,7| 55700 0,0]0,0 49,8 45,9 42,7 55,7
Ly Punktquelle [dB(A)] Ly Linienquelle [dB(A)/m] Ly Flachenquelle [dB(A)/m?]
Lw.mod Modell-Schallleistungspegel L Mittelungspegel [dB(A)]
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TABELLE B:  anteilige Mittelungs- L., und Beurteilungspegel L,., fur das Geschéaftshaus /
Korrekturwerte fur Impulshaltigkeit K, und Tonhaltigkeit K an den 1001, 1003, 1004
und 1006;; nachts

Emittent | Quelle | Lwmod | Lanjoos | Lanioos | Lanioos | Lanjoos | K Kr | Kr | Lranioos | Lranioos | Lranicos | Lranioos
1.0G | 1.0G | 1.0G | 1.0G 1.0G | 1.0G | 1.0G 1.0G

dB(A) | dB(A) | dB(A) | dB(A) | dB(A) | dB | dB | dB | dB(A) | dB(A) | dB(A) | dB(A)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 | 10 11 12 13 14

BG1 Lw" 72,31 10,4| 10,7| 16,0 22,31 0,0 | 0,0 | 0,0 10,4 10,7 16,0 22,3
BG1r Lw" 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
BGM Lw" 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
ES Lw" 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
KA Lw 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
LAO1 Lw 57,0] -16,3| -13,8| -109| 26,91 0,0 | 0,0 | 0,0 -16,3| -13,8 -10,9 26,9
P-ab Lw 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
P-zu Lw 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
P1 Lw" 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
P2 Lw" 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
P3 Lw" 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

SV Lw 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

T1 Lw’ 63,0] 24,3| 10,0 13,2| 19,21 0,0] 0,0 |00 24,3 10,0 13,2 19,2

T1 R Lw’ 68,0 9,5 9,2| 145| 21,2100 0,000 9,5 9,2 14,5 21,2

T1r Lw’ 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Tir R |Lw 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

WuU1l Lw" 88,2 0,6/ 19,0/ 23,2| 384] 000,000 0,6 19,0 23,2 38,4

WU1r | Lw" 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Wu2 Lw" 0,0 0,0 0,0 0,0 0,01 0,0 | 0,0 | 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

vor Lw" 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0] 0,0 | 0,0 | O,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Ly Punktquelle [dB(A)] Ly Linienguelle [dB(A)/m] Ly Flachenquelle [dB(A)/m?]

Lw.mod Modell-Schallleistungspegel Lm Mittelungspegel [dB(A)]

31



T e~ —1F

hweriner StraRe

\

- vorhandene Bebauung

|:| gewerbliche Vorbelastung

- Geschéftshaus

— — = Bebauungsgrenze Geschéftshaus

Emittenten:
—— Fahrstrecke T1
------- Fahrstrecke T1_R
—— Fahrstrecke T1r
------- Fahrstrecke T1r_R
— Fahrstrecke P-zu
——  Fahrstrecke P-ab
() Einzelereignis

Ratzeburg

Neubau eines
Geschaftshauses

Bild 1: Lageplan

Lage der Immissionspunkte (10)
Lage der Emittenten

MaRstab 1 : 1.500

I ooz akustik N

INGENIEURBURO FUR SCHALL- UND SCHWINGUNGSTECHNIK

Handelsplatz 1
04319 Leipzig, Tel. 0341 - 651 00 92

4317/16



O 15

Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018
Datum: 06.09.2016

SR/BeV0Sr/348/2016/1
Gremium Datum Behandlung
Planungs-, Bau- und 11.07.2016 O
Umweltausschuss
Hauptausschuss 12.09.2016 @)
Stadtvertretung 26.09.2016 @)
Verfasser: Wolf FB/Aktenzeichen: 6/ 61

Stadtebaulicher Vertrag zur 1. Anderung und Erganzung
des Bebauungsplanes Nr. 69 "zwischen Heinrich-Hertz-
Stral3e, GutenbergstralRe und Max-Planck-Stral3e"

Zielsetzung: Sicherstellung der Versorgung der Bevolkerung mit
Gutern des taglichen Bedarfs, Beachtung der
»Leitlinien fir die rAumliche Steuerung der
Einzelhandelsansiedlungen in der Stadt Ratzeburg”

Beschlussvorschlag: Dem stadtebaulichen Vertrag zur 1. Anderung und
Erganzung des Bebauungsplanes Nr. 69 "zwischen
Heinrich-Hertz-Stral3e, Gutenbergstral’e und Max-
Planck-Strafl3e" zwischen der Stadt Ratzeburg und der
Bela Grundsticks GmbH & Co. KG wird zugestimmt.

Blrgermeister Verfasser
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:

Michael Wolf am 06.09.2016
Birgermeister Vol3 am 06.09.2016

Sachverhalt:

Die Bartels-Langness Handelsgesellschaft, Betreiberin des Markant-
Lebensmittelmarktes an der Heinrich-Hertz-Stral3e im Ratzeburger Stadtteil St.
Georgsberg, hat durch ihre Bela Grundstiicks GmbH & Co. KG das Grundstiick des
.Ratzeburger Achter” erworben. Es ist nunmehr beabsichtigt, das gesamte
Grundstiick einer Neuordnung u.a. durch Abbruch und Neubau zu unterziehen. So
soll der vordere Bereich mit ,Achter” und Getrankemarkt abgebrochen werden und
der ALDI-Markt nordlich des Markant-Marktes neu errichtet werden. Dies entspricht



Seite 2 von 2 zur Vorlage vom 16.09.16

den Vorstellungen der 2006 beschlossenen ,Leitlinien fur die raumliche Steuerung
der Einzelhandelsansiedlungen in der Stadt Ratzeburg” die u.a. unter Ziffer 2.2.3
besagen, dass ,im gesamten Stadtgebiet ... perspektivisch immer auf eine
zeitgemale und ansprechende Fortentwicklung und Modernisierung der
periodischen Angebotskomponente, insbesondere auch des Vollsortimenter-
Angebotes, zu achten” ist.

Lediglich der derzeit in den Flachen des ,Achters” bestehende KiK-Textilien-
Discountmarkt entspricht seinem Sortiment nach nicht den Anforderungen der
Leitlinien. Hier besteht ein langfristiger Mietvertrag, der derzeit nicht aufgeltst
werden kann. Deshalb wird in den Bebauungsplan ein sogenanntes ,zeitlich
befristetes Baurecht* gemal § 9 Abs. 2 BauGB aufgenommen. Somit ware nach
Ablauf des Mietvertrages ein Textilien-Einzelhandel dann nicht mehr zulassig. Aus
stadtischer Sicht wichtig ist auch, den etablierten Standort fir Flachen fur Recycling-
Sammelcontainer in diesem Bereich beizubehalten.

Um u.a. die vorgennannten Punkte und die Kostentragung klar zu regeln, soll ein
entsprechender stadtebaulicher Vertrag nach 8§ 11 BauGB geschlossen werden.

Erganzung zur Vorlage im Planungs-, Bau- und Umweltausschuss am
11.07.2016:

Aufgrund der Abwagungsempfehlungen zur Stellungnahme des Landesamtes flr
Landwirtshaft, Umwelt und landliche Raume (LLUR) zur 1. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 69 war eine Erganzung im stadtebaulichen Vertrag notwendig.
Dieser wurde durch den 4. Absatz in § 4 erganzt. Eine Klarstellung erfolgte in Absatz
2 (siehe Anlagen).

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausfuhrung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Keine. Die Bau- und Planungskosten werden durch
die Bela Grundsticks GmbH & Co. KG getragen.

Anlagenverzeichnis:

- Vertragsentwurf



Q 15

Stadtebaulicher Vertrag zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 — Markant

84
Zusatzliche Verpflichtungen des Vorhabentragers im Rahmen der
Realisierung des geplanten Bauvorhabens, Erschliel3ung

(1) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, die Festsetzungen des Bebauungsplanes in vollem
Umfang einzuhalten und das Grundsttick im Vertragsgebiet fiir die Dauer von 20 Jahren
nicht anders als im Rahmen der im Bebauungsplan festgesetzten Zulassigkeiten zu
nutzen.

(2) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, spatestens nach Auslaufen des bestehenden
Mietvertrages mit dem Textildiscounter KiK Textilien und Non-Food GmbH am
30.11.2033, diesen nicht zu verlangern oder einen neuen Mietvertrag abzuschliel3en und
daflir zu sorgen, dass diese Einzelhandelsnutzung eingestellt wird.

(3) Der Vorhabentrager wird alle fur die ErschlieBung und Bebauung des Vertragsgebietes
erforderlichen Vorbereitungs- und Ordnungsmafnahmen durchfihren.

(4) Die Stadt weist den Vorhabentrager auf die Stellungnahme des Landesamtes fir
Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume (LLUR) vom 26.08.2016 zur 1. Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 69 hin (Anlage 4). In der LLUR geht es u.a. darum, dass das
Personal regelmaRig tber das richtige Verhalten im Falle eines Storfalles (Brand im
benachbarten Betriebsbereich des Pflanzenschutzmittellagers der Fa. ATR,
Bahnhofsallee 44) zu informieren ist. Der Vorhabentrager wird diese Verpflichtung an alle
Betriebe innerhalb des Vertragsgebietes weitergeben.

(5) Die Herstellung samtlicher ErschlieBungsanlagen im Vertragsgebiet erfolgt im Auftrag
und auf Kosten des Vorhabentragers. Hierzu gehort insbesondere auch die Herstellung
der im Bebauungsplan als ,Flache fir Ver- und Entsorgungsanlagen” mit der
Zweckbestimmung ,Wertstoffsammelstelle” festgesetzten Flache fur
Wertstoffsammelcontainer.

(6) Der Leistungsumfang umfasst die Herstellung der ErschlieBungsanlagen tber die
Grenzen des Vertragsgebietes hinaus, soweit und sofern dies zur Anbindung der
Anlagen an das vorhandene Erschlie3ungs- bzw. Leitungsnetz erforderlich ist.
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Stadtebaulicher Vertrag

(B-Plan 69, 1. Anderung — Markant)
Zwischen

der Stadt Ratzeburg,

— nachfolgend ,Stadt“ genannt —
vertreten durch den Blrgermeister,
Unter den Linden 1, 23909 Ratzeburg,

und

der Bela Grundstiicks GmbH & Co. KG, Alte Weide 7-13, 24116 Kiel
— nachfolgend ,Vorhabentrager* genannt —
vertreten durch den Geschéftsfihrer, Herrn Dr. Hermann Langness,

wird folgender

stadtebaulicher Vertrag
gemal § 11 BauGB

geschlossen:

Praambel:

Das Unternehmen Bartels-Langness betreibt auf dem Grundstiick Heinrich-Hertz-Stral3e 1 b
einen MARKANT-Markt als Vollsortimenter-Lebensmittelmarkt sowie einen davon raumlich
getrennten Getrankemarkt. Ebenso auf dem genannten Grundstick wird ein ALDI-
Discountmarkt sowie eine Ladenzeile ,Ratzeburger Achter” betrieben. In der zur Heinrich-
Hertz-Stral3e, vor den Lebensmittelmarkten gelegenen Ladenzeile wird im Wesentlichen nur
noch ein KiK-Textildiscountmarkt betrieben. Der Vorhabentréager hat das Grundstiick der
Ladenzeile, des Getrdnkemarktes sowie des ALDI-Marktes erworben und beabsichtigt nun,
die Ladenzeile und den Getrankemarkt abzubrechen und den ALDI-Markt nordlich des be-
stehenden MARKANT-Marktes neu zu errichten. Der KiK-Markt soll dann, langstens fur ei-
nen Zeitraum bis zum Ablauf des bestehenden Mietvertrages, in das dann frei werdende
Gebéaude des ehemaligen ALDI-Marktes ziehen. Um das Vorhaben und die geplanten Nut-
zungen planerisch rechtssicher zu ermdglichen, soll der fur diesen Bereich bestehende Be-
bauungsplan Nr. 69 geéndert werden. Zur Sicherung der Ziele und Zwecke des zukuinftigen
Bebauungsplanes und um etwaige Probleme im Vorfeld des Vorhabens auszuraumen,
schlieen die Parteien folgenden Vertrag:
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Stadtebaulicher Vertrag zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 — Markant

(1)

)

®3)

(1)

(2)

3)

§1
Gegenstand des Vertrages/Vertragszweck

Gegenstand des Vertrages sind die Grundstiicke Heinrich-Hertz-Straf3e/ Max-Planck-
Stral3e, Flurstiicke 64 und 148 der Flur 1 der Gemarkung Neu Vorwerk, — nachfolgend
Lvertragsgebiet* genannt — und ihre zukinftige Nutzung. Das Vertragsgebiet ist im anlie-
genden Lageplan (Anlage 1) rot gekennzeichnet.

Die Stadt beabsichtigt, fir das Vertragsgebiet und angrenzende Flachen, die im unmittel-
baren stadtebaulichen Zusammenhang stehen, die 1. Anderung und Erganzung des Be-
bauungsplanes Nr. 69 aufzustellen (Geltungsbereich: Anlage 2), um damit die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen fir die Genehmigung des Vorhabens zu schaffen. Fir das
Vertragsgebiet besteht ein rechtkréaftiger Bebauungsplan. Die Zul&ssigkeit von Bauvor-
haben in diesem Bereich ist somit nach § 30 BauGB zu beurteilen. Grundlage des Ver-
trages ist die beigefligte Skizze des Bauvorhabens des Vorhabentragers (Anlage 3). Eine
Anderung des Flachennutzungsplanes erscheint nicht erforderlich.

Der Vorhabentrager hat ein Interesse an der Aufstellung des Bebauungsplanes. Er beab-
sichtigt, im Vertragsgebiet folgende Vorhaben zu realisieren: Neubau eines Lebensmittel-
Discountmarktes, Um- und Ausbau des bestehenden Lebensmittelvollsortiment-Marktes,
temporare Umnutzung des bisherigen Lebensmitteldiscountmarktes sowie die Herstel-
lung privater Verkehrsflachen und der entsprechenden Anzahl von Stellplatzen auf dem
Grundsttick.

§2
Stadtebauliche Planungen/ Leistungen / Fachgutachten

Der Vorhabentrager wird auf seine Kosten die Entwiirfe der Bebauungsplananderung
und dazugehdriger Fachplanungen durch qualifizierte Planungsbiiros, deren Beauftra-
gung mit der Stadt abzustimmen ist, erstellen lassen. Das Bliro Gosch-Schreyer-Partner,
Bad Oldesloe, wird entsprechend anerkannt.

Der Vorhabentrager tragt die Kosten fiir die Aufstellung des Bebauungsplanes ein-
schlie3lich z.Z. nicht bezifferbarer sonstiger Kosten (z.B. Gutachterkosten, Vermes-
sungskosten (Erstellung der Plangrundlage sowie die Richtigkeitsbescheinigung nach
Abschluss des Verfahrens durch das Katasteramt oder einen o6ffentlich bestellten Ver-
messungsingenieur), Vervielfaltigungskosten, Vorbereitung und Durchfiihrung von Ver-
fahrensschritten, u.a.) sowie die Kosten dieses Vertrages. Sollte sich im Laufe des Ver-
fahrens herausstellen, dass eine Anderung des Flachennutzungsplanes notwendig wird,
tragt der Vorhabentrager auch hierfur die Kosten. Die Kosten sind von dem Vorhabentra-
ger auch dann zu tbernehmen, wenn sich nach Leistungserbringung herausstellt, dass
das Bebauungsplanverfahren nicht fortgeftihrt wird.

Bei der Erarbeitung der Bauleitplane wird die Stadt mit dem Vorhabentrager zusammen-
arbeiten. Dieser gewahrt die erforderliche Unterstiitzung in jeder Phase des Verfahrens.
Die Vertragsparteien sind sich dartiber einig, dass die Beauftragung des Vorhabentra-
gers mit der Erarbeitung der Bauleitplanentwurfe ausschlieZlich dazu erfolgt, die Verwal-
tung der Stadt Ratzeburg zu entlasten und Kosten durch diese Planungen fir die Stadt
zu vermeiden. Die Unabhangigkeit und Entscheidungsfreiheit der Stadtverwaltung und
der Stadtvertretung, insbesondere im Hinblick auf die planerische Abwagung gemar

8 1 Abs. 7 BauGB, bei eventuellen Satzungsbeschliissen sowie wahrend der gesamten
Aufstellungsverfahren fir diese Bauleitplanungen bleiben dadurch unberihrt.
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Stadtebaulicher Vertrag zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 — Markant

§3
Landschaftspflegerische MalRnahmen / Anpflanzungen

Der Vorhabentrager verpflichtet sich, die sich aus dem Bebauungsplan ergebenden land-
schaftspflegerischen Malinahmen und Anpflanzungen auf seine Kosten durchzufihren, spa-
testens zwei Jahre nach Rechtskraft des Bebauungsplanes oder Erteilung einer Baugeneh-
migung fertigzustellen und danach ihrer Bestimmung entsprechend dauerhaft zu unterhalten.

84
Zusatzliche Verpflichtungen des Vorhabentragers im Rahmen der
Realisierung des geplanten Bauvorhabens, ErschlieBung

(1) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, die Festsetzungen des Bebauungsplanes in vollem
Umfang einzuhalten und das Grundsttick im Vertragsgebiet fiir die Dauer von 20 Jahren
nicht anders als im Rahmen der im Bebauungsplan festgesetzten Zulassigkeiten zu nut-
zen.

(2) Der Vorhabentrager verpflichtet sich, spatestens nach Auslaufen des bestehenden Miet-
vertrages mit dem Textildiscounter KiK Textilien und Non-Food GmbH am 30.11.2033,
diesen nicht zu verlangern oder einen neuen Mietvertrag abzuschlie3en und dafiir zu
sorgen, dass diese Einzelhandelsnutzung eingestellt wird.

(3) Der Vorhabentrager wird alle fur die ErschlieBung und Bebauung des Vertragsgebietes
erforderlichen Vorbereitungs- und Ordnungsmalnahmen durchfihren.

(4) Die Stadt weist den Vorhabentrager auf die Stellungnahme des Landesamtes fir Land-
wirtschaft, Umwelt und landliche Raume (LLUR) vom 26.08.2016 zur 1. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 69 hin (Anlage 4). In der LLUR geht es u.a. darum, dass das Per-
sonal regelmaRig Uber das richtige Verhalten im Falle eines Storfalles (Brand im benach-
barten Betriebsbereich des Pflanzenschutzmittellagers der Fa. ATR, Bahnhofsallee 44)
zu informieren ist. Der Vorhabentrager wird diese Verpflichtung an alle Betriebe innerhalb
des Vertragsgebietes weitergeben.

(5) Die Herstellung samtlicher ErschlieBungsanlagen im Vertragsgebiet erfolgt im Auftrag
und auf Kosten des Vorhabentréagers. Hierzu gehért insbesondere auch die Herstellung
der im Bebauungsplan als ,Flache fiur Ver- und Entsorgungsanlagen® mit der Zweckbe-
stimmung ,Wertstoffsammelstelle” festgesetzten Flache fur Wertstoffsammelcontainer.

(6) Der Leistungsumfang umfasst die Herstellung der ErschlieBungsanlagen Uber die Gren-
zen des Vertragsgebietes hinaus, soweit und sofern dies zur Anbindung der Anlagen an
das vorhandene ErschlielBungs- bzw. Leitungsnetz erforderlich ist.

85
Rucktrittsrecht

Fur den Fall, dass innerhalb von zwei Jahren nach Vertragsabschluss der Bebauungsplan
fur das Vertragsgebiet nicht rechtsverbindlich wird oder von den in diesem Vertrag formulier-
ten Planungszielen nicht nur unwesentlich abweicht, ist der Vorhabentrager berechtigt, von
diesem Vertrag zurtickzutreten. Ein Rucktritt ist durch schriftliche Erklarung gegeniber der
Stadt auszuiiben. Auch im Falle des Rucktritts bleibt es bei den in diesem Vertrag getroffe-
nen Kostenregelungen.
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Stadtebaulicher Vertrag zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 — Markant

§6
Nutzung des Grundstiicks/ Haftungsausschluss

(1) Der Vorhabentrager erkennt fur sich und etwaige Rechtsnachfolger die kiinftigen Fest-
setzungen des Bebauungsplanes an und verzichtet auf eventuelle sich hieraus ergeben-
de Ubernahme- und Geldentschadigungsanspriiche nach den 88 40 bis 44 BauGB.

(2) Ein Anspruch auf Aufstellung eines Bauleitplanes kann durch diesen Vertrag nicht be-
grundet werden. Eine Haftung der Stadt fur etwaige Aufwendungen des Vorhabentra-
gers, die dieser im Hinblick auf die Festsetzungen des Bebauungsplanes und den Voll-
zug dieses Vertrages tatigt, ist ausgeschlossen.

87
Rechtsnachfolge

Die Verpflichtungen dieses Vertrages sind etwaigen Rechtsnachfolgern aufzuerlegen, mit der
Mafgabe, diese entsprechend weiterzugeben.

§8
Kindigung und Anpassung

(1) Eine Kundigung dieses Vertrages kann nur erfolgen, wenn die Ausfihrung des Vertrages
wirtschaftlich, technisch und/ oder rechtlich unméglich ist und sich eine Anpassung aus
diesem Grunde ausschlief3t.

(2) Die Stadt kann den Vertrag auch kindigen, wenn der Vorhabentrager die sich aus die-
sem Vertrag ergebenden Pflichten nicht fristgerecht einhélt oder wenn Uber das Vermo-
gen des Vorhabentragers das Konkurs- oder Vergleichsverfahren ertffnet wird.

(3) Eine Anpassung kann dann erfolgen, wenn der Vorhabentrdger oder die Stadt die techni-
sche Unmdglichkeit oder wirtschaftliche Unvertretbarkeit oder rechtliche Unzuléassigkeit
einer MalRBnhahme nachweist oder wenn die Festsetzungen des Bebauungsplanes von
dem in diesem Vertrag angenommenen Nutzungskonzept nicht nur unwesentlich abwei-
chen. Der Vorhabentrager oder die Stadt hat in diesem Falle den Nachweis zu erbringen,
dass die vorgeschlagene alternative Mal3nahme dem Vertragsziel gleichwertig dient. Die
Vertragsanpassung bedarf der Schriftform.

§9
Wirksamwerden des Vertrages

Der Vertrag wird wirksam, wenn die Stadtvertretung diesem Vertrag zugestimmt hat. Hin-
sichtlich der Regelungen, die dem Vollzug des Bebauungsplanes dienen, wird der Vertrag
erst mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes bzw. im Falle einer Genehmigung nach

§ 33 BauGB mit Erteilung der Genehmigung wirksam.

§ 10
Schlussbestimmungen
(1) Vertragsanderungen oder -ergdnzungen bedirfen der Schriftform. Nebenabreden beste-

hen nicht. Der Vertrag ist dreifach auszufertigen. Die Stadt erhalt zwei, der Vorhabentra-
ger eine Ausfertigung(en).
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Stadtebaulicher Vertrag zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 — Markant |

(2) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen berthrt die Wirksamkeit der tibrigen Rege-
lungen dieses Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame Best-
immungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck dieses Vertrages rechtlich
und wirtschaftlich entsprechen.

Ratzeburg, .......cccccevvvinnnnnne Kiel, oo,

fur die Stadt: fur den Vorhabentréger:
(Siegel) (Stempel)

Vol3 Dr. Langness

Blrgermeister Geschaéftsfuhrer

Anlagen:

1. Lageplan mit den Grenzen des Vertragsgebietes

2. Lageplan mit den Grenzen der Bebauungsplanéanderung
3. Skizze des Vorhabens

4. Stellungnahme des LLUR vom 26.08.2016
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Anlage 1 zum stadtebaulichen Vertrag
der 1. Anderung und Erg3nzung des Bebauungsplanes Nr. 69



Anlage 2 zum stadtebaulichen Vertrag
Geltungsbereich der 1. Anderung und
Erganzung des Bebauungsplanes Nr. 69
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Schleswig-Holstein }_ Schleswig-Holstein
Der echte Norden Landesamt fir Landwirtschaft,
"@ Umwelt und landliche Rdume

Landesamt fiir Landwirtschaft, Umwelt und landliche Technischer Umweltschutz

R&aume | Postfach 10 81 24 | 23530 Lubeck | Regionaldezernat Stdost

: E - ) | Ihr Zeichen:

GSP Ingenieurgesellschaft m U €D. 21D lhre Nachricht vom: 19.07.2016
Paperbarg 4 _

Mein Zeichen: 7616

=850 Pad Olesios gf | Meine Nachricht vom:

|

i Gabriela Schwarz
E-Mail: gabriela.schwarz@llur.landsh.de

Telefon: 0451 885-417

Telefax: 0451 885-270

26. Aug. 2016

1. Anderung und Erginzung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg
Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB und Unterrichtung
von der 6ffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB

Sehr geehrte Frau Laue,

zu den mir vorgelegten o. g. Planungsunterlagen habe ich aus der Sicht des
Immissionsschutzes grundsatzlich keine Bedenken, wenn die folgende MaRnahmen-
empfehlung des Bereiches Stérfallvorsorge entsprechend Berlicksichtigung findet:

Der hohe Publikumsverkehr durch Nutzer der Lebensmitteldiscounter und Lebensmittel-
vollsortimenter im Umfeld des Betriebsbereiches des Pflanzenschutzmittellagers der Fa.
ATR Ratzeburg stellt eine schutzbediirftige Personengruppe im Sinne Art.12 Seveso Il RL
dar. '

Innerhalb des angemessenen Abstandes sind Nutzungen mit hohem Publikumsverkehr
jedoch nicht auszuschlieBen. Aus dem Grund wird empfohlen, zum Schutz dieser
Personengruppe (Kunden) eine Festsetzung als organisatorische MaBnahmen-
empfehlung in die Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 mit aufzunehmen:

Es ist das Personal der Lebensmittelmittelvollsortimenter und Lebensmitteldiscounter
regelmafRig, einmal jahrlich (ber das richtige Verhalten im Falle eines Stérfalls (Brand im
benachbarten Betriebsbereich) zu informieren, damit schutzbedlirftige Personengruppen
im Ereignisfall umfénglich informiert werden kénnen. In die Informationskette ist auch der
Kundenparkplatz einzubeziehen.

Die Information iiber das richtige Verhalten im Storfall ist der Information gem. §11 Stérfall
Verordnung zu entnehmen, die regelméBig durch den Betreiber des Betriebsbereiches
zugestellt wird. Sie ist auch jederzeit beim Betreiber erhéltlich.

Dienstgebdude Meesenring 9, 23566 Lubeck / Telefon: 0451 885-0 / Telefax: 0451 885-270 /
Sie erreichen uns: Mo. — Do. 9:00 — 15:30, Fr. 9:00 — 12:00 und nach Vereinbarung/

Internet; www.llur.schleswig-holstein.de / E-Mail: luebeck.poststelle@llur.landsh.de

Kein Zugang fur elektronisch signierte oder verschlisselte Dokumente
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o D

Begrindung:

Zur Minimierung des Risikos fiir den Nutzerkreis wird empfohlen, oben aufgefiihrte
Empfehlungen in die Festsetzungen des B-Planes aufzunehmen. Zudem ist die
Ubernahme der Empfehlungen in die Baugenehmigungen der Lebensmitteldiscounter und
Lebensmittelvollsortimenter zu veranlassen.

Durch die Schulung werden die Mitarbeiter im Rahmen der regelmafligen Schulungen
Uber das richtige Verhalten im Storfall sensibilisiert und kénnen im Ereignisfall die
Auswirkungen bei den Kunden minimieren.

Die Benachrichtigung tUber die 6ffentliche Auslegung der Planungsunterlagen habe ich zur
Kenntnis genommen.

Bei Plananderungen und Erganzungen bitte ich um erneute Beteiligung mit Benennung
der gednderten oder erganzten Teile.

Mit freundlichem Gruf}

Y e

Gabriela Schwarz
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Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  Stadt Ratzeburg 2013 — 2018

Datum: 06.09.2016

SR/BeVo0Sr/364/2016
Gremium Datum Behandlung
Planungs-, Bau- und 19.09.2016 O
Umweltausschuss
Stadtvertretung 26.09.2016 O
Verfasser: Wolf FB/Aktenzeichen: 6/ 61

1. Anderung und Erganzung des Bebauungsplanes Nr. 69
"zwischen Heinrich-Hertz-StralRe, Gutenbergstral3e und
Max-Planck-StrafRe" im Verfahren nach § 13 a BauGB -
AbschlieBende Beschlussfassung

Zielsetzung: Sicherstellung der Versorgung der Bevolkerung mit

Gutern des taglichen Bedarfs, Beachtung der
»Leitlinien fir die rAumliche Steuerung der
Einzelhandelsansiedlungen in der Stadt Ratzeburg”

Beschlussvorschlag:

1.

Die wahrend der 6ffentlichen Auslegung des Entwurfs der 1. Anderung und
Erganzung des Bebauungsplanes Nr. 69 "zwischen Heinrich-Hertz-Stral3e,
GutenbergstralRe und Max-Planck-Stral3e" abgegebenen Stellungnahmen
privater Personen sowie die Stellungnahmen der Beh6érden und sonstigen
Tragern offentlicher Belange hat die Stadtvertretung geprift. Den aus der
Anlage der Originalvorlage ersichtlichen Abwagungsvorschlagen wird
gefolgt. Die Verwaltung wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme
abgegeben haben, von diesem Ergebnis in Kenntnis zu setzen.

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches beschliel3t die Stadtvertretung die
1. Anderung und Erganzung des Bebauungsplanes Nr. 69 "zwischen
Heinrich-Hertz-Stral3e, Gutenbergstralle und Max-Planck-Stral3e",
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), als
Satzung.

Die Begrundung wird gebilligt.

Der Beschluss des Bebauungsplanes durch die Stadtvertretung ist nach

8§ 10 Abs. 3 BauGB ortsublich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung
ist anzugeben, wo der Plan mit der Begrindung wahrend der
Sprechstunden eingesehen und tdber den Inhalt Auskunft verlangt werden
kann.

Der Burgermeister wird beauftragt, den Flachennutzungsplan zu
berichtigen.



Seite 2 von 3 zur Vorlage vom 16.09.16

Blrgermeister Verfasser
elektronisch unterschrieben und freigegeben durch:

Michael Wolf am 06.09.2016
Birgermeister Vol3 am 06.09.2016

Sachverhalt:

Die Bartels-Langness Handelsgesellschaft, Betreiberin des Markant-
Lebensmittelmarktes an der Heinrich-Hertz-Stral3e im Ratzeburger Stadtteil St.
Georgsberg, hat durch ihre Bela Grundstiicks GmbH & Co. KG das Grundstiick des
.Ratzeburger Achter” erworben. Es ist beabsichtigt, das gesamte Grundsttick einer
Neuordnung u.a. durch Abbruch und Neubau zu unterziehen. So soll der vordere
Bereich mit ,Achter” und Getrankemarkt abgebrochen werden und der ALDI-Markt
nordlich des Markant-Marktes neu errichtet werden.

Insgesamt lasst der bestehende Bebauungsplan Nr. 69 die angestrebten Nutzungen
durch die Sondergebietsfestsetzungen bereits zu, nur nicht an den nunmehr
geplanten Standorten auf dem Grundstiick. Deshalb ist die Anderung des
Bebauungsplanes notwendig. Durch die Umplanungen ergébe sich aber eine
Reduzierung der Verkaufsflachen um ca. 1.000 mz.

Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss hat am 22.02.2016 den
Aufstellungsbeschluss fiir die Anderungsplanung gefasst. Im Auftrag des
Vorhabentragers und in Abstimmung mit der Verwaltung wurde durch das Buro
Gosch-Schreyer-Partner, Bad Oldesloe, ein Entwurf zum Bebauungsplan erstellt. Im
Vergleich zu der Aufstellung wurde der Geltungsbereich um Teile der angrenzenden
Stral3enverkehrsflachen geringfugig erweitert, um klare Regelungen hinsichtlich der
Zu- und Abfahrten treffen zu konnen (deshalb ,Anderung und Erganzung®). Nach
dem Beschluss des Ausschusses vom 11.07.2016 hat der Entwurf 6ffentlich
ausgelegen; die Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange wurden
beteiligt. Aufgrund der Stellungnahme des Landesamtes fur Landwirtschaft, Umwelt
und landliche Raume (LLUR) wird der stadtebauliche Vertrag geringfiigig erganzt
(siehe Vorlage zur Stadtvertretung am 26.09.2016). In Plan und Begriindung werden
kleinere Ergdnzungen vorgenommen (siehe Abwagungsvorschlag).

Weiterer Sachverhalt: siehe Anlagen. Zur einfacheren Lesbarkeit liegt der Vorlage
zusatzlich eine ,A4-Version“ des Satzungsentwurfs an.

Finanzielle Auswirkungen:

Durch die Ausfuhrung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende
Auswirkungen auf den Haushalt: Keine. Die Bau- und Planungskosten werden durch
die Bela Grundstiicks GmbH & Co. KG getragen. Dazu wird ein stadtebaulicher
Vertrag abgeschlossen.
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Anlagenverzeichnis:

- Zusammenstellung der Stellungnahmen und Abwagungsvorschlage
- Bebauungsplan

- Begriindung mit Anlagen




Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen der Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB
zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg 06.09.2016
Auslegungszeitraum 26.07. — 26.08.2016

Tréager oOffentlicher Belange/Burger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Der Ministerprasident — Staatskanzlei, Landesplanung
Vom 04.08.2016

Die Stadt Ratzeburg plant im Rahmen der Aufstellung der 1. Anderung und Ergénzung
des Bebauungsplanes Nr. 69 fir das Gebiet ,zwischen Heinrich-Hertz-Stral3e,
GutenbergstraBe und Max-Planck-Strale” einen bestehenden Einzelhandelsstandort
umzustrukturieren, um diesen an zeitgemafle Anforderungen anzupassen und lang-
fristig wettbewerbsféahig zu machen.

Derzeit besteht am Standort ein Lebensmittelvollsortimenter mit ergdnzendem Dienst-
leistungsangebot, ein Lebensmitteldiscounter, ein Textildiscounter, ein Getrankemarkt
und eine Ladenzeile fur kleinteilige Einzelhandels- und Dienstleistungseinrichtungen.
Im Rahmen der geplanten Umstrukturierung sollen der Getrankemarkt und die Laden-
zeile abgerissen und der Textildiscounter in das Gebaude des Lebensmitteldiscunters
verlagert werden. Fir den Lebensmitteldiscounter soll ein neues Gebaude unmittelbar
an den Lebensmittelvollsortimenter angegliedert errichtet werden.

Dazu soll im Rahmen der 1. Anderung und Ergénzung des Bebauungsplanes Nr. 69
anstelle des bestehenden sonstigen Sondergebietes ,Einkaufszentrum® mit den Teilge-
bieten TG 1 (SB-Warenhaus mit bis zu 3.000 m2 Verkaufsflache (VK) inkl. Shop-Fla-
chen) und TG 2 (u.a. Lebensmitteleinzelhandelsgeschéft mit 800 m2 und bis zu 350 m?
VK und Ladenzeile mit bis zu 1.000 m2 VK fir kleinflachige Einzelhandelsbetriebe aller
Art) zukunftig im nordlichen Bereich des Plangebietes im Bereich der bestehenden
Einzelhandelseinrichtungen ein sonstiges Sondergebiet ,Einzelhandel® und im
sudlichen Bereich, der nicht durch Einzelhandelseinrichtungen gepragt ist, eine GE-
Flache ausgewiesen werden:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Dem aufgefiihrten Planungsziel wird zugestimmt.

Die Bestandssituation wird in richtiger Form wiedergegeben.

Die Planungsinhalte werden in richtiger Form wiedergegeben.
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Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen der Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB

zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg

06.09.2016

Auslegungszeitraum 26.07. — 26.08.2016

Trager offentlicher Belange/Biirger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

(@)

Sonstiges Sondergebiet ,Einzelhandel® fir die Unterbringung von groRflachigen
Einzelhandelsbetrieben fiir den vorwiegend periodischen Bedarf mit unterge-
ordneten Teilflachen fir den aperiodischen Bedarf auf bis zu 4.400 m2? Verkaufs-
flache:

Lebensmittelvollsortimenter mit bis zu 2.200 m2 VK;

Lebensmitteldiscountmarkt mit bis zu 1.200 m2 VK;

Erganzende Nutzungen (Lebensmittelhandwerk, Gastronomie, Drogerie, Apotheke,
Dienstleistungen Freien Berufe, kleinflachige Einzelhandelsbetrieb,
Freizeiteinrichtungen, Blros, Praxen):

Textildiscountmarkt mit bis zu 800 m2 VK;

Temporar, ortsveranderliche Verkaufsflachen auf bis zu 100 m2 auf3erhalb der
Uberbaubaren Grundstiicksflachen und ohne Anrechnung auf die Verkaufsflachen
innerhalb der ortsunveranderlichen baulichen Anlagen.

GE-Gebiet
Kleinflachige Einzelhandelseinrichtungen mit bis zu 300 m“ VK

Die Sortimente Oberbekleidung, Schuhe/Lederwaren, Uhren/Schmuck/Optik, die fur
das Stadtzentrum Ratzeburg von stark zentrentragender Bedeutung sind, sollen im
sonstigen Sondergebiet und im GE-Gebiet nur als Randsortiment auf maximal 10%
der Verkaufsflache zugelassen werden.

Der Textildiscountmarkt mit bis zu 800 m2? VK soll nur zeitlich befristet bis zum
Ablauf des bestehenden Mietvertrages am 30.11.2033 innerhalb des sonstigen
Sondergebietes zugelassen werden. AnschlieBend soll eine Nutzung der Flachen
im Rahmen der definierten, ergdnzenden Nutzungen zugelassen werden.

Innerhalb des sonstigen Sondergebietes sollen Windfange und Verbindungs-
bereiche der zulassigen Nutzungen nicht auf die zulassige Gesamtverkaufsflache
von bis zu 4.400 m2 angerechnet werden.

Die zulassigen Nutzungen innerhalb des Sonstigen Sondergebietes ,Einzelhandel*
werden in richtiger Form wiedergegeben.

Die zulassigen Nutzungen innerhalb des Gewerbegebietes werden in richtiger Form
wiedergegeben.

Die Begrenzung fur die Sortimente Oberbekleidung,
Uhren/Schmuck/Optik werden in richtiger Form wiedergegeben.

Schuhen/Lederwaren,

Die zeitlich begrenzte Zulassigkeit des Textildiscountmarktes innerhalb des Plangebietes
wird in richtiger Form wiedergegeben.

Die bislang in den Planungsunterlagen bestehende Festsetzung hinsichtlich der
Berechnung der Verkaufsflache wird in richtiger Form wiedergegeben. Aufgrund der
Stellungnahme der Landesplanung sowie des Kreises Herzogtum Lauenburg wird die v.g.
textliche Festsetzung redaktionell angepasst. An der maximal zulassigen
VerkaufsflachengrofRe von 4.400 m2 fur das sonstige Sondergebiet wird weiterhin
festgehalten.
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Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen der Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB
zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg 06.09.2016
Auslegungszeitraum 26.07. — 26.08.2016

Trager offentlicher Belange/Biirger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Der wirksame Flachennutzungsplan der Stadt Ratzeburg stellt den Planbereich als
sonstiges Sondergebiet ,Grolflachiger Einzelhandel” dar.

Der Planbereich im westlichen Stadtteil St. Georgsberg liegt im sidlichen Teil des
Gewerbegebietes Heinrich-Hertz-Stral3e nahe des Verkehrsknotenpunktes Kreuzung B
207/B 208. Die Leitlinien fur die rdumliche Steuerung der Einzelhandelseinrichtungen
der Stadt Ratzeburg aus dem Jahre 2005 stuft den Planbereich als Teil des
Versorgungsbereiches und Einzelhandelsschwerpunktes im westlichen Stadtgebiet ein:

e Ein erhohter Bedarf an der Ansiedlung weiterer Einzelhandelsbetrieb Uber den
Bestand hinaus wird nicht gesehen.

o Umstrukturierungsprozesse sollen primar auf zentrenvertragliche Sortimente
beschrankt werden.

e Soweit die Zentrumsfunktion der Innenstadt nicht beeintréachtigt wird, soll der
Bereich zur Starkung und Sicherung der Uuberdrtlichen Konkurrenzfahigkeit
bedarfsgerecht entwickelt werden.

Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der o.a. Bauleitplanung wie folgt Stellung:

Die Ziele, Grundsétze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus
dem am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein
2010 vom 13. Juli 2010 (LEP 2010, Amtsblatt Schl.-H. S. 719) sowie den Regionalplan
fur den Planungsraum (alt) | (Reg.-Plan I).

Das Unterzentrum mit Teilfunktionen eines Mittelzentrums Ratzeburg ist gemaR Ziffer
2.8 Abs. 5 LEP 2010 grundsétzlich fur die Errichtung von Einzelhandelseinrichtungen
in der geplanten GrélRenordnung geeignet.

Die Darstellung des derzeit wirksamen Flachennutzungsplanes wird in richtiger Form
wiedergegeben.

Die Lage des Plangebietes innerhalb der Stadt Ratzeburg wird in richtiger Form
wiedergegeben.

Die Leitlinien fur die rdumliche Steuerung der Einzelhandelseinrichtungen der Stadt
Ratzeburg aus dem Jahr 2005 wurden seitens der Stadt Ratzeburg im Rahmen der 1.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 bericksichtigt.

Die Inhalte des Landesentwicklungsplanes Schleswig-Holstein sowie des Regionalplanes
fur den Planungsraum 1 wurden seitens der Stadt Ratzeburg im Rahmen der 1.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 beriicksichtigt.

Die genannte Eignung der Stadt Ratzeburg fiir die geplante Entwicklung im
vorgesehenen Rahmen wird zur Kenntnis genommen.
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Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen der Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB

zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg

06.09.2016

Auslegungszeitraum 26.07. — 26.08.2016

Trager offentlicher Belange/Biirger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Der Planbereich im Gewerbegebiet im westlichen Teil des Stadtgebietes der Stadt
Ratzeburg entspricht — auch wenn der Standort deutlich abgesetzt von den wohnbau-
lichen Siedlungsstrukturen liegt — dem siedlungsstrukturellen Integrationsgebot geman
Ziffer 2.8 Abs. 6 LEP 2010.

Die Planinhalte werden als geeignet eingeordnet, die Leitlinien der Stadt Ratzeburg fur
die raumliche und zentrumsvertragliche Steuerung der Einzelhandelseinrichtungen
umzusetzen.

Ziele der Raumordnung stehen der geplanten Aufstellung der 1. Anderung und Er-
ganzung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg und den damit verfolgten
Planungsabsichten nicht entgegen.

Auf folgende Aspekte weise ich gesondert hin:

Mit seiner Entscheidung vom 24.11.2005 (Az: 4 C 10.04 und 14.04) hat das
BVerwG bestatigt, dass bei der Ermittlung der Verkaufsflache alle Flachen
einzubeziehen sind, die vom Kunden betreten werden kénnen oder die geeignet
sind, Verkaufsabschliisse zu férdern, bzw. zu Verkaufszwecken eingesehen werden
kénnen, aus hygienischen oder anderen Grinden vom Kunden aber nicht betreten
werden durfen (z.B. Fleisch- oder Kasetheke mit Bedienung). Ebenso zur
Verkaufsflache gehéren die Bereiche, in die die Kunden nach der Bezahlung
gelangen sowie Pfandrdume, die vom Kunden betreten werden kdnnen.

Vor diesem Hintergrund sollte geprift werden, ob die Windfange und Verbindungs-
bereich der zulassigen Nutzungen (vgl. Mall-Flache) tatsachlich rechtssicher aus
der zulassigen Gesamtverkaufsflache herausgerechnet werden kdnnen.

Der Hinweis zur Erfilllung des Integrationsgebotes gemaf Ziffer 2.8 Abs. 6 LEP 2010
wird seitens der Stadt Ratzeburg zur Kenntnis genommen.

Die Zustimmung der Planungsinhalte wird seitens der Stadt Ratzeburg zur Kenntnis
genommen.

Die Ubereinstimmung der Planungsinhalte mit den Zielen der Raumordnung wird zur
Kenntnis genommen.

Der Hinweis zur Berechnung der Verkaufsfliche mit Beriicksichtigung aller fir den
Kunden zuganglichen Bereiche wird zur Kenntnis genommen.

Die textliche Festsetzung wird entsprechend redaktionell angepasst.

Das geplante Vorhaben kann mit der bislang festgesetzten Verkaufsflache von 4.400 mz
umgesetzt werden.

Die textliche Festsetzung wird entsprechend redaktionell angepasst. Bei der Berechnung
der Verkaufsflache sind entsprechend der Entscheidung des BVerwG vom 24.11.2005
alle Flachen einzubeziehen sind, die vom Kunden betreten werden kdnnen oder die
geeignet sind, Verkaufsabschlisse zu férdern, bzw. zu Verkaufszwecken eingesehen
werden konnen, aus hygienischen oder anderen Grinden vom Kunden aber nicht
betreten werden dirfen (z.B. Fleisch- oder Kéasetheke mit Bedienung). Ebenso zur
Verkaufsflache gehdren die Bereiche, in die die Kunden nach der Bezahlung gelangen
sowie Pfandraume, die vom Kunden betreten werden kdénnen.
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Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen der Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB
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Auslegungszeitraum 26.07. — 26.08.2016

Trager offentlicher Belange/Biirger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Die textlichen Festsetzungen zu dem geplanten sonstigen Sondergebiet ,Einzel-
handel® sollten vor dem Hintergrund der Urteile des Bundesverwaltungsgerichts
vom 03.04.2008 (4 CN 03/7 und 04/7) beziglich der eingegrenzten Mdglichkeiten
der Festsetzung einer Gesamtverkaufsflache gepruft und erforderlichenfalls an den
Stand der Rechtsprechung angepasst werden (z.B. Ausweisung von raumlich
differenzierten Flachenausweisungen).

Der Hinweis zur Festsetzung einer Gesamtverkaufsflache fir das sonstige Sondergebiet
mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel” wird zur Kenntnis genommen.

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 03.04.2008 (4 CN 03/7 und 04/7) wird
bertcksichtigt. Hier heilt es:

Die raumliche Trennung der Bauflache 3 von den aneinander grenzenden Bauflachen 1
und 2 ist kein Beleg dafiir, dass die Antragsgegnerin in Wahrheit nicht die
planungsrechtlichen Grundlagen fiir ein Einkaufszentrum, sondern fiir eine Agglomeration
von nebeneinander gelegenen EinzelhandelsgroBbetrieben geschaffen hat, fir die keine
gebietshezogenen Verkaufsflachenbeschréankungen festgesetzt werden durfen. Der
Senat verlangt fur ein Einkaufszentrum nicht zwingend eine bauliche Zusammenfassung
der einzelnen Betriebe in einem zusammenhdngenden Gebdudekomplex (,unter einem
Dach®). Auch wenn dies in der Lebenswirklichkeit dem Regelfall entspricht (Urteil vom 27.
April 1990 - BVerwG 4 C 16.87 - Buchholz 406.12 § 11 BauNVO Nr. 16 = BRS 50 Nr.
67), reicht rechtlich ein enger raumlicher Zusammenhang aus, wenn die einzelnen
Betriebe aus Sicht der Kunden aufeinander bezogen, durch ein gemeinsames Konzept
und durch Kooperation miteinander verbunden in Erscheinung treten. Entscheidend sind
also eine enge raumliche Konzentration sowie ein Mindestmall an &ufRerlich in
Erscheinung tretender gemeinsamer Organisation und Kooperation, welche die
Ansammlung mehrerer Betriebe zu einem planvoll gewachsenen und aufeinander
bezogenen Ganzen werden lasst (Beschluss vom 15. Februar 1995 - BVerwG 4 B 84.94 -
juris Rn. 2).

Entsprechend der v.g. Ausfilhrungen handelt es sich bei dem Vorhaben der 1. Anderung
des Bebauungsplanes Nr. 69 um eine Uberplanung des bestehenden Sondergebietes
.Einkaufszentrum® im Bereich der Heinrich-Hertz-Stral3e. Das geplante Vorhaben sieht
eine  raumliche  Konzentration und Zusammenfassung der bestehenden
Einzelhandelseinrichtungen sowie von ergdnzenden Nutzungen im westlichen Teil des
Grundstiickes vor. Der gemeinsame Gebaudekomplex ermdoglicht dem klnftigen
Kundenverkehr einen verbesserten Uberblick innerhalb des Plangebietes. Die geplanten
Einzelhandelseinrichtungen werden durch das Unternehmen des bestehenden
Lebensmittelvollsortimenters errichtet und im Weiteren an die weiteren Nutzer vermietet.
Unter den v.g. Voraussetzungen ist die Festsetzung einer Gesamtverkaufsflache fur das
Sonstige Sondergebiet Einzelhandel im Rahmen der 1. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 69 aus Sicht der Stadt Ratzeburg anwendbar. An der getroffenen Festsetzung wird
weiterhin festgehalten.
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Tréager oOffentlicher Belange/Burger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und
greift damit einer planungsrechtlichen Priifung des Bauleitplanes nicht vor. Eine
Aussage Uber die Férderungswirdigkeit einzelner Mafinahmen ist mit dieser landes-
planerischen Stellungnahme nicht verbunden.

Der Hinweis zum Umfang der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Landesbetrieb StraBenbau und Verkehr Schleswig-Holstein
Niederlassung Lubeck
Vom 21.07.2016

Gegen den Bebauungsplan 69 (1. Anderung und Erganzung) der Stadt Ratzeburg
bestehen in stralRenbaulicher und straBenverkehrlicher Hinsicht keine Bedenken.

Ich gehe jedoch davon aus, dass bei der Prufung der Notwendigkeit bzw. der
Festlegung von Schallschutzmallinahmen die zu erwartende Verkehrsmenge auf der
Bundesstralle 208 berticksichtigt wird und das Bebauungsgebiet ausreichend vor
Immissionen geschiitzt ist.

Diese Stellungnahme bezieht sich im stralenbaulichen und stralRenverkehrlichen
Bereich nur auf StrafRen des Uberortlichen Verkehrs mit Ausnahme der Kreisstraf3en.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Das geplante Vorhaben der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 iberplant die
bestehenden Einzelhandelseinrichtungen im Bereich der Heinrich-Hertz-Stral3e. Die
bestehenden sowie kinftigen Nutzungen weisen hinsichtlich der westlich des
Plangebietes bestehenden Bundesstrale 208 keine immissionsschutzrechtlich
erforderlichen MaRnahmen auf, die im Rahmen der Bebauungsplandnderung
festzusetzen sind.

Ministerium far Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie
Vom 26.07.2016

Gegen die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg bestehen in
verkehrlicher und straRenbaulicher Hinsicht nur dann keine Bedenken, wenn die
Stellungnahme des Landesbetriebes Strallenbau und Verkehr Schleswig-Holstein
(LBV-SH), Niederlassung Libeck, Az.: 212-555.811-53-100 vom 21.07.2016
vollinhaltlich berlicksichtigt wird.

Die Stellungnahme bezieht sich im stralRenbaulichen und stra3enverkehrlichen Bereich
nur auf Straf3en des Uberortlichen Verkehrs mit Ausnahme der KreisstraZen.

Die Stellungnahme des Referates OPNV, Eisenbahnen, Luftfahrt meines Hauses
begebe ich weiter.

Der Ausbau und die Elektrifizierung der Bahnstrecke Lubeck-Liineburg ist im Entwurf
des aktuellen Bundesverkehrswegeplanes als MaRnahme des ,potentiellen Bedarfs*

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwagungsrelevanten
Anregungen vorgebracht.

Der Hinweis auf die Stellungnahme des Landesbetriebes Strallenbau und Verkehr
Schleswig-Holstein wird zur Kenntnis genommen.

Abwagungsentscheidung zur Stellungnahme des Landesbetrieb Strallenbau und Verkehr
Schleswig-Holstein Niederlassung Libeck vom 21.07.2016:

Das geplante Vorhaben der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 iberplant die
bestehenden Einzelhandelseinrichtungen im Bereich der Heinrich-Hertz-StraBe. Die
bestehenden sowie kinftigen Nutzungen weisen hinsichtlich der westlich des
Plangebietes bestehenden BundesstraBe 208 keine immissionsschutzrechtlich
erforderlichen MaRnahmen auf, die im Rahmen der Bebauungsplananderung
festzusetzen sind.
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Trager offentlicher Belange/Biirger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

enthalten.

Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz u. Dienstleistungen der Bundeswehr
Vom 03.08.2016

Die Bundeswehr ist berthrt, hat aber keine Einwande/Bedenken zum Vorhaben bei
Einhaltung der beantragten Parameter.

Eine weitere Beteiligung des Bundesamtes fur Infrastruktur, Umwelt und
Dienstleistungen ist in diesem Fall nicht weiter notwendig.

Nach den mir vorliegenden Unterlagen gehe ich davon aus, dass die baulichen
Anlagen — einschlie3lich untergeordneter Gebaudeteile — eine Hohe von 30 Metern
Uber Grund nicht Uberschreiten. Sollte diese Hohe lberschritten werden, bitte ich in
jedem Einzelfall mir die Planungsunterlagen — vor Erteilung einer Baugenehmigung —
nochmals zur Prifung zuzuleiten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Es werden keine abwagungsrelevanten
Anregungen vorgebracht.

Handwerkskammer Libeck
Vom 05.08.2016

Nach Durchsicht der uns Ubersandten Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass in obiger
Angelegenheit aus der Sicht der Handwerkskammer Libeck keine Bedenke
vorgebfacht werden.

Sollten durch die Flachenfestsetzungen Handwerksbetriebe beeintrachtigt werden, wird
sachgerechter Wertausgleich und frihzeitige Benachrichtigung betroffener Betriebe
erwartet.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Es werden keine abwagungsrelevanten Anregungen vorgebracht.
Handwerksbetriebe sind durch die getroffenen Festsetzungen nicht beeintrachtigt.
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Trager offentlicher Belange/Biirger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Vodafone Kabel Deutschland
Vom 18.08.2016

Wir bedanken uns fur Ihr Schreiben vom 19.07.2016.

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone Kabel Deutschland GmbH gegen die von Ihnen
geplante MalRnahme keine Einwande geltend macht.

In  Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres
Unternehmens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu eine
Stellungnahme mit entsprechender Auskunft Uber unseren vorhandenen Leitungs-
bestand abgeben.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Es werden keine abwégungsrelevanten Anregungen vorgebracht.

Der Hinweis zu den innerhalb des Planbereichs befindlichen Telekommunikationsanlagen
wird zur Kenntnis genommen und an den Vorhabentrager weitergereicht.

Entsprechende Abstimmungen erfolgen im Rahmen der ErschlieBungsplanung.

Landesamt fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume, Liibeck
Vom 26.08.2016

Zu den mir vorgelegten o.g. Planungsunterlagen habe ich aus der Sicht des
Immissionsschutzes grundsatzlich keine Bedenken, wenn die folgende MalRhahmen-
empfehlung des Bereiches Stdrfallvorsorge entsprechend Berlicksichtigung findet:

Der hohe Publikumsverkehr durch Nutzer der Lebensmitteldiscounter und Lebens-
mittelvollsortimenter im Umfeld des Betriebsbereiches des Pflanzenschutzmittellagers
der Fa. ATR Ratzeburg stellt eine schutzbedurftige Personengruppe im Sinne Art. 12
Seveso Il RL dar.

Innerhalb des angemessenen Abstandes sind Nutzungen mit hohem Publikumsverkehr
jedoch nicht auszuschlieBen. Aus dem Grund wird empfohlen, zum Schutz dieser
Personengruppe (Kunden) eine Festsetzung als organisatorische MalRnahmen-
empfehlung in die Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 mit aufzunehmen:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Lage des Plangebietes im Nahbereich des Pflanzenschutzmittellagers der Fa. ATR
Ratzeburg ist der Stadt Ratzeburg bekannt.

Fur die Festsetzung einer organisatorischen MaflRnahmenempfehlung besteht auf
Grundlage des Baugesetzbuches keine Rechtsgrundlage.

Es wird redaktionell ein ausfiihrlicher Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen, um
Uber die besondere Lage im Nahbereich des Storfallbetriebes zu informieren. Die
Begriindung wird entsprechend redaktionell erganzt.
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Trager offentlicher Belange/Biirger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Es ist das Personal der Lebensmittelvollsortimenter und Lebensmitteldiscounter regel-
mafig, einmal jahrlich Gber das richtige Verhalten im Falle eines Storfalls (Brand im
benachbarten Betriebsbereich) zu informieren, damit schutzbedirftige Personen-
gruppen im Ereignisfall umfanglich informiert werden kénnen. In die Informationskette
ist auch der Kundenparkplatz einzubeziehen.

Die Information Uber das richtige Verhalten im Storfall ist der Information gem. § 11
Storfall Verordnung zu entnehmen, die regelmafRig durch den Betreiber des
Betriebsbereiches zugestellt wird. Sie ist auch jederzeit beim Betreiber erhéltlich.

Begriindung:

Zur Minimierung des Risikos fur den Nutzerkreis wird empfohlen, oben aufgefiihrte
Empfehlungen in die Festsetzungen des B-Planes aufzunehmen. Zudem ist die
Ubernahme der Empfehlungen in die Baugenehmigungen der Lebensmitteldiscounter
und Lebensmittelvollsortimenter zu veranlassen.

Durch die Schulung werden die Mitarbeiter im Rahmen der regelméRigen Schulungen
Uber das richtige Verhalten im Stoérfall sensibilisiert und kénnen im Ereignisfall die
Auswirkungen bei den Kunden minimieren.

Die Benachrichtigung tber die 6ffentliche Auslegung der Planungsunterlagen habe ich
zur Kenntnis genommen.

Bei Planéanderungen und Erganzungen bitte ich um erneute Beteiligung mit Benennung
der geanderten oder erganzten Teile.

Auf Ebene des stadtebaulichen Vertrages wird die Stadt Ratzeburg den Vorhabentrager
auf die Stellungnahme des LLUR hinweisen, damit das Personal des Einzelhandels in
dem erforderlichen Umfang informiert ist.

Wie v.g. erlautert wird ein Hinweis in die Planunterlagen aufgenommen, der auf die Lage
im Bereich eines Storfallbetriebes verweist und entsprechend regelmaflige Schulungen
des Personals empfiehlt.

Eine Anderung der Planungsinhalte im Rahmen, der eine erneute Beteiligung erforderlich
macht, ist nicht beabsichtigt. Die Tréager offentlicher Belange werden dber die
Entscheidung des Abwagungsergebnisses informiert.
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Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen der Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB
zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg 06.09.2016
Auslegungszeitraum 26.07. — 26.08.2016

Trager offentlicher Belange/Biirger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Kreis Herzogtum Lauenburg
Vom 30.08.2016

Mit Bericht vom 19.07.2016 Ubersandten Sie mir im Auftrag der Stadt Ratzeburg den
Entwurf zu o0.a. Bauleitplan mit der Bitte um Stellungnahme.

Aus Sicht des Kreises Herzogtum Lauenburg bitte ich um Bertcksichtigung folgender
Anregungen und Hinweise:

Fachdienst Kommunalaufsicht (Frau Born, Tel.: 236)

Eine Beurteilung, ob die Gemeinde ihren Eigenanteil zu den aus der Planung
erwachsenden Belastungen tragen kann, vermag ich nicht abzugeben, da der Plan
keine Kostenansétze enthalt.

Fachdienst Bauaufsicht (Herr Scholz, Tel: 626)

Zum Textteil B:

Ziffer 1.1.5

Mit seiner Entscheidung vom 24.11.2005 hat das BVerwG bestétigt, dass bei der
Ermittlung der Verkaufsflache alle Flachen einzubeziehen sind, die vom Kunden
betreten werden kdnnen, bzw. geeignet sind, Verkaufsabschlisse zu férdern, bzw. zu
Verkaufszwecken einzusehen sind.

Die Festsetzung widerspricht daher der geltenden Rechtsprechung, es wird daher
empfohlen, die zuldssige Verkaufsflache ggf. um die genannten Nutzungen zu
erweitern.

Ziffer 2.1

Die Gilltigkeit eines privatrechtlich vereinbarten Mietvertrages lasst sich nicht im
Rahmen einer Satzung nach dem o6ffentlichen Recht regeln.

Baugenehmigungen werden gegebenenfalls nicht befristet erteilt, insofern kann

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Zum Fachdienst Kommunalaufsicht

Die Stadt Ratzeburg wird mit dem Vorhabentrdger vor Satzungsbeschluss einen
stadtebaulichen Vertrag abschliel3en, der u.a. Vereinbarungen uber die erforderlichen
Kosten des Vorhabens umfasst.

Zum Fachdienst Bauaufsicht

Der Hinweis zu Ziffer 1.1.5. des Teil B-Textes sowie zur Berechnung der Verkaufsflache
mit Beriicksichtigung aller fir den Kunden zuganglichen Bereiche wird zur Kenntnis
genommen.

Die v.g. textliche Festsetzung wird redaktionell angepasst.

An der maximal zuldssigen Verkaufsflachengréfe fiir das sonstige Sondergebiet wird
weiterhin festgehalten. Das geplante Vorhaben kann mit der bislang festgesetzten
Verkaufsflache von 4.400 m2 umgesetzt werden.

Der Hinweis zur befristeten Zulassigkeit des Textildiscountmarktes innerhalb des
Plangebietes wird zur Kenntnis genommen. Die v.g. textliche Festsetzung wird
redaktionell angepasst sowie eine entsprechende Regelung in den stadtebaulichen
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Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen der Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB
zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg 06.09.2016
Auslegungszeitraum 26.07. — 26.08.2016

Trager offentlicher Belange/Biirger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Bestandsschutz gelten. Hier sollte gegebenenfalls eine privatrechtliche Regelung
getroffen werden.

Ziffer 6

Die festgesetzte Mindestgrundstiicksgrofie ist so gewahlt, dass ein Flurstiick ggf. nicht
bebaut werden kann, zumal das Gewerbegebiet diese FlachengréBe weit
unterschreitet und in Ziffer 1.1.6 kleinflachiger Einzelhandel im GE bis 300 m2 zuléssig
ist.

Ziffer 9.9

Zum Erhalt festgesetzte Baume und Werbeanlagen kénnen sich gegebenenfalls
beeintréachtigen, sofern bestimmte H6hen oder Abstéande nicht eingehalten werden
(z.B. Fahnenmasten).

Hier erscheint eine Eingrenzung sinnvoll.

Fachdienst Naturschutz (Frau Penning, Tel.: 326)
Zu der 0.g. Planung habe ich folgendes mitzuteilen:

1.

Der festgestellte Landschaftsplan der Stadt Ratzeburg kennzeichnet das Plangebiet
als gewerbliche Bauflache/Bestand, an der Heinrich-Hertz-Straf3e sind der Erhalt und
die Entwicklung der Allee dargestellt. Die Alte Bahnlinie im Westen des Plangebietes
ist als Biotop kartiert.

Bei der Alten Bahnlinie handelt es sich um einen artenreichen Biotop mit besonderer
Bedeutung fur den Naturschutz, der westlich an die Bahnbdschungen angrenzende
Knick ist als gesetzlich geschitzter Biotop zu bewerten, 8 30 Abs. 2
Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BNatSchG) iV.m. § 21 Abs. 1
Landesnaturschutzgesetzes vom 27. Mai 2016 (LNatSchG). Die Allee in der Heinrich-

Vertrag aufgenommen.

Der Hinweis zur Mindestgrundstiicksgrof3e wird zur Kenntnis genommen.

Wie richtig angemerkt wurde unterschreitet die Flache des Gewerbegebietes die
getroffene MindestgrundstiicksgréRe bei weitem. Die getroffene Festsetzung bezieht sich
auf die GrundstlicksgroRe des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung
,Einzelhnandel* um eine Splittung des Einzelhandelsstandortes mit separaten
VerkaufsflachengrofBen zu verhindern, wie die Begrindung weiter ausfuhrt. Die
getroffene Mindestgrundstiicksgrof3e bezieht sich, wie ersichtlich, nicht auf die Flache
des Gewerbegebietes. Die textliche Festsetzung wird entsprechend redaktionell
korrigiert.

An der grundsatzlichen MindestgrundstiicksgréRe fur das sonstige Sondergebiet wird
seitens der Stadt Ratzeburg weiterhin festgehalten.

Die textliche Festsetzung hinsichtlich der Zuléassigkeit von Werbeanlagen in der

festgesetzten privaten Grunflache wird redaktionell ergénzt. Die Zulassigkeit wird auf den
Bereich ,auf’erhalb des Kronenbereiches der bestehenden Baume* konkretisiert.

Zum Fachdienst Naturschutz

Die Darstellungen des festgestellten Landschaftsplanes sind der Stadt Ratzeburg
bekannt.

Der Hinweis zu den innerhalb des Plangebietes sowie in der unmittelbaren Umgebung
bestehenden Biotopen wird zur Kenntnis genommen.
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Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen der Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB
zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg 06.09.2016
Auslegungszeitraum 26.07. — 26.08.2016

Trager offentlicher Belange/Biirger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Hertz-StralRe unterliegt ebenfalls dem gesetzlichen Biotopschutz. Handlungen, die zu
einer Zerstorung oder einer sonstigen erheblichen Beeintrachtigung der gesetzlich
geschutzten Biotope fuihren kdnnen, sind verboten, § 30 Abs. 2 BNatSchG.

Um Stdérungen zu reduzieren, sollten entlang des Gehélzbestandes an der Alten
Bahnlinie ein mindestens 2 m breiter Schutzstreifen als Gras- und Krautflur entwickelt
und extensiv gepflegt werden. Der Schutzstreifen ist als Flache fir MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft im
Bebauungsplan festzusetzen.

Zur Verbesserung der Standorte der Linden (als Teil der Allee) an der Eiche an der
Heinrich-Hertz-Stralle sollten durch eine entsprechend qualifizierte Fachperson
auRerdem sinnvolle MaRnahmen geprift werden. Deren Umsetzung ist ggf. mit den
Vorhabentrager vertraglich zu vereinbaren.

2.

Auf die DIN 18920 ,Schutz von Baumen, Pflanzenbestdnden und Vegetationsflachen
bei BaumalRnahmen® weise ich hin, die Vorschriften sind zu beachten. Um
Beeintrachtigungen zu vermeiden, sind die im Geltungsbereich zu erhaltenden Baume
sowie die Gehdlzbestande an der noérdlichen und an der sidwestlichen Grenze des
Geltungsbereichs sowie westlich angrenzend an das Plangebiet (Alte Bahnlinie)
entsprechend fachgerecht zu sichern.

3.
Im Hinblick auf das Orts- und Landschaftsbild sollte die Zulassigkeit eines Werbe-
pylons mit einer Gesamthdhe von 56,50 m 0. NHN kritisch gepruft werden.

Der Anregung, einen 2m breiten Schutzstreifen als Gras- und Krautflur im westlichen
Bereich des Plangebietes vorzusehen, wird nicht gefolgt. Bei dem Vorhaben der 1.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 handelt es sich um eine Bestandsiiberplanung,
die eine Neustrukturierung der Baukoérper innerhalb des Plangebietes vorsieht. Hierbei
weisen die Baukdrper den identischen Abstand zu der westlichen Baugrenze auf, wie
bislang planungsrechtlich zuldssig. Zudem ist das Grundstick bislang in westliche
Richtung eingefriedet, wie es auch kinftig aus Sicherheitsgriinden vorgesehen wird. Eine
Beeintrachtigung des an die Bahnbdschung angrenzenden Knicks kann seitens der Stadt
Ratzeburg somit nicht erkannt werden. Auf die Festsetzung eines Schutzstreifens wird
verzichtet, um die kiinftigen Einzelhandelseinrichtungen nicht einzuschréanken.

Die innerhalb des Plangebietes entlang der Heinrich-Hertz-StraRe bestehenden Linden
befinden sich im Eigentum der Stadt Ratzeburg. Im Rahmen von Pflege- und
UnterhaltungsmafBnahmen werden die B&aume zweimal jahrlich auf ihren Zustand hin
untersucht und soweit erforderlich entsprechende MalRhahmen vorgenommen. Die Stadt
Ratzeburg sieht dieses Vorgehen als ausreichend an. Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Ausfuhrungen der DIN 18920 ,Schutz von Baumen, Pflanzbestdnden und
Vegetationsflachen bei BaumalRnahmen® werden im Rahmen der ErschlieRungsarbeiten
bertcksichtigt.

Der Hinweis zur Zulassigkeit eines freistehenden Werbepylons innerhalb der
gekennzeichneten Flache wird zur Kenntnis genommen. Die Héhe des Werbepylons
entspricht, wie in der Begrindung ausgefihrt, in etwa der Hohe des derzeit innerhalb des
Plangebietes bestehenden Geb&audeturms.

Eine Beeintrachtigung des Landschaftsbildes kann durch die Errichtung eines
Werbepylons in der angegeben Hohe seitens der Stadt Ratzeburg nicht erkannt werden.
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Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen der Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB
zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg 06.09.2016
Auslegungszeitraum 26.07. — 26.08.2016

Trager offentlicher Belange/Biirger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

4,

Die zur Fallung vorgesehenen Baume dirfen nur in der Zeit vom 1. Oktober bis zum
28./29. Februar beseitigt werden, um das Toten von Fledermdusen in ihren
Sommerquartieren und von Vogelbruten zu vermeiden, 88 44 Abs. 1 BNatSchG.

Um das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande nach § 44 Abs. 1
BNatSchG bei Abriss, Umbau oder Sanierung von Geb&uden im Plangebiet zu ver-
meiden, ist der Gebaudebestand rechtzeitig vor Beginn des Bauvorhabens umféanglich
auf Fledermausquartiere und die Nutzung durch Fledermduse zu untersuchen (hier
sind auch eventuelle Unterkellerungen im Hinblick auf den méglichen Bestand von
Winterquartieren methodisch zu erfassen).

Eine Brutvogelkartierung ist bei Abriss, Sanierung oder Umbau im Dach-/Fassaden-
beriech auB3erhalb des Zeitraums zwischen dem 01. Oktober und 28./29. Februar
ebenfalls erforderlich.

Aus der Erfassung sind gegebenenfalls erforderliche Vermeidungs- und Ausgleichs-
mafRnahmen abzuleiten. Die Ergebnisse bitte ich mit der unteren Naturschutzbehdrde
(Fachdienst Naturschutz des Kreises Herzogtum Lauenburg) abzustimmen.

Stadtebau und Planungsrecht:

1. zur Festsetzung 2.1:

§ 9 (2) Nr. 2 BauGB bietet die Moglichkeit, eine zeitlich begrenzte Festsetzung zu
treffen. Im vorliegenden Fall wurde als Endpunkt das Datum des Ablaufs des be-
stehenden Mietvertrages (30.11.2033) festgesetzt. Nicht méglich ist allerdings — und
hier bitte ich die Stellungnahme des Fachdienstes Bauaufsicht zu berlcksichtigen —
festzusetzen, dass der Mietvertrag darliber hinaus nicht verlangert werden darf. Dies
kann im Bebauungsplan lediglich ein Hinweis sein.

2.

Durch die Vielzahl der gestrichelten Linien ist die Planzeichnung nur schwer lesbar,
dies gilt insbesondere auch fiur den genauen Verlauf der Gberbaubaren Flachen. Ich
empfehle, eine farbige Darstellung zu wéahlen.

Der begrenzte zeitliche Rahmen in dem die erforderliche Baume gefallt werden dirfen, ist
der Stadt Ratzeburg bekannt und wird seitens des Vorhabentrdgers im Rahmen der
ErschlieRungsarbeiten beriicksichtigt.

Der Hinweis auf die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande wird zur Kenntnis
genommen und durch den Vorhabentrdger im Rahmen der ErschlieBungsarbeiten
beriicksichtigt.

Soweit erforderlich werden die genannten Brutvogelkartierungen im Rahmen der
UmbaumaRnahmen durch den Vorhabentrager durchgefihrt.

Gegebenenfalls erforderliche Vermeidungs- und AusgleichsmaRnahmen werden im
Rahmen der UmbaumafRnahmen mit der unteren Naturschutzbehdrde abgestimmt.

Zum Fachbereich Stadtebau und Planungsrecht

Der Hinweis auf die zeitlich begrenzte Zulassigkeit des Textildiscountmarktes wird zur
Kenntnis genommen. Die textliche Festsetzung wird entsprechend redaktionell korrigiert.

Der Hinweis zur Lesbarkeit der Planzeichnung wird zur Kenntnis genommen.

Die Planzeichnung (Teil A) des Bebauungsplanes wird in farbiger Darstellung
ausgefertigt. Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurden aus Kostenersparnissen
zum Teil verkleinerte Darstellungen in schwarz/weild verschickt. Der Kreis Herzogtum
Lauenburg erhalt hierbei die Unterlagen allerdings grundsatzlich in Originalgréf3e und
farbiger Ausfertigung. Falls erforderlich kdnnen die Unterlagen zudem in digitaler Form
als Pdf nachgefordert werden. Das Satzungsexemplar wird ebenso in farbiger Darstellung
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Zusammenstellung der Stellungnahmen der Behérden und sonstigen der Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB

zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg

06.09.2016

Auslegungszeitraum 26.07. — 26.08.2016

ausgefertigt. An der Darstellung der Planzeichnung wird seitens der Stadt Ratzeburg
festgehalten.

3.
Fur das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht sollte in der Legende der Kreis der
Begunstigten genannt werden.

4,

Unter Punkt 7 ,Immissionsschutz* der Begriindung sollte ausgeflihrt werden, weshalb
die Emissionen, die vom festgesetzten Sondergebiet/Gewerbegebiet ausgehen, nicht
untersucht wurden (z.B. weil keine schutzwirdigen Nutzungen angrenzen. Gibt es
Betriebswohnungen in den umliegenden GE- bzw. SO-Gebieten?).

Der Hinweis zum Geh-, Fahr- und Leitungsrecht wird zur Kenntnis genommen. Die
Planzeichnung umfasst bereits eine Benennung des Kreises der Begunstigten. Die
Legende wird entsprechend redaktionell ergénzt.

Der Hinweis zur Begrindung bzgl. des Immissionsschutzes wird zur Kenntnis
genommen. Die Begriindung wird um entsprechende Aussagen redaktionell erganzt.

Trager offentlicher Belange/Burger
Inhalt der Stellungnahme

Abwagungsvorschlag

Folgende Trager offentlicher Belange haben weder Anregungen noch Bedenken
vorgebracht.

Abfallwirtschaft Stdholstein vom 26.07.2016

Schleswig-Holstein Netz AG vom 04.08.2016

Vereinigte Stadtwerke Netz GmbH vom 09.08.2016

Gemeinden Gr. Sarau, Pogeez, Buchholz, Einhaus, Harmsdorf, Giesendorf,
Fredeburg, Schmilau, Salem, Ziethen, Mechow, Bak u. R6mnitz vom 12.08.2016
Deutsche Telekom Technik GmbH vom 22.08.2016

IHK zu Lubeck vom 24.08.2016

VV VVVY

GSP Ingenieurgesellschaft mbH - 23843 Bad Oldesloe
Seite 14 von 14




Satzung der Stadt Ratzeburg Uber die 1. Anderung und Ergdnzung des Bebaungsplanes Nr 69
"zwischen Heinrich-Herz-Stralde, Gutenbergstralde und Max-Planck-Stralde”

Tell A - Planzeichnung Es gilt die BauNVO 1990/2013 M.1:1000 Teil B - Text Verfahrensvermerke
Tz 0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100m
117 5 12_72 1. Art und MaR der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8, 11 und 16 BauNVO) 8.2 Beizum Erhalt festgesetzten Baumen sind MaRnahmen zur Entfernung, Zerstérung, Schadigung 1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses des Planugs-, Bau- und Umweltausschusses vom
, - . 22.02.2016.
i i i i i “ oder wesentlichen Anderung der Gestalt unzulassig.
1.1 Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel _ _ g o g Die nach § 13a (3) BauGB erforderlichen Hinweise wurden mit der Bekanntmachung des
1.1.1. Das Sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ (SOEzH) gem. § 11 Abs. 3 Hiervon sind f0|gende Ausnahmen ZUIaSSIQ: AUfStenUnngeSChlUSSES gegebEH. Die ortstibliche BEKanntmaChung des AUfSte"UnngeSChlusseS
R BauNVO dient vorwiegend der Unterbringung von groRflachigen Einzelhandelsbetrieben fiir den wenn eine nach den baurechtlichen Vorschriften zuldssige Nutzung sonst nicht oder nur unter ist durch Abdruck in den Lubecker Nachrichten am .............. erfolgt.
vorwiegend periodischen Bedarf mit untergeordneten Teilflachen fiir den aperiodischen Bedarf wesentlichen Beschrankungen verwirklicht werden kann;
5 mit einer Gesamtverkaufsflache von 4.400 mz. a) oder wenn von einem Baum Gefahren fur Personen oder Sachen ausgehen und die ) .
\ Gefahren nicht auf andere Weise und mit zumutbarem Aufwand zu beheben sind: 2. Der Bauausschuss hat am ... den Entwurf des Bebauungsplanes mit Begriindung beschlossen
1.1.2. In dem Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel® (SOEzH) ist ein ) ) ) . ) . und zur Auslegung bestimmt.
7 . . . . . R . R . b) oder wenn ein Baum krank ist und die Okologische sowie orts- und
\ Lebensmittelvollsortimenter mit einer maximalen Verkaufsflache bis 2.200 m? . . . ) _ _
97 Leb teldi imarkt mit el imalen Verkaufsflache bis 1.200 m? e folnend landschaftsgestalterische Funktion weitgehend verloren hat und die Erhaltung auch unter 3.  Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
“ [[:]l 60 144 ebensmiteldiscountmarit mit einer maximalen verkaustache bis 2.258 M- sowie folgende Beriicksichtigung des &ffentlichen Interesses daran mit zumutbarem Aufwand nicht (Teil B), sowie die Begriindung haben in der Zeit vom .......... DS oo nach § 3 (2) BauGB
D 57 \ erganzende Nutzungen ebenfalls zulassig: maoglich ist; sffentlich ausgelegen.
£/ 27 S . . . : i
83 75 \ o - Lebensmittelnandwerk, Gastronomie c) und wenn artenschutzrechtliche Bestimmungen gem. § 44 BNatSchG dem nicht Die offentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen wahrend der
27 a0 mwald 27 entgegenstehen. Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden kénnen,
121 - Drogerien, Apotheken ) S ) am ............ N ortsliblich bekannt gemacht.
D _ _ _ Entfernte Bdume sind auf dem jeweiligen Grundstiick durch Pflanzung eines standortgerechten
o - Dienstleistungsbetriebe Laubbaumes in folgender Mindestqualitit zu ersetzen: Hochstamm 3xv, mDb., 12-14 cm
[ ]
(Y LI o - Gebaude und Raume fiir freie Berufe Stammumfang
t e . . .
g SG 3 — - kleinflachige Einzelhandelsbetriebe Vorhandene, nicht zum Erhalt oder zum Anpflanzen festgesetzte Baume auf dem Grundstick, . i _ ) i _ _ ) o
E 2 — o . o die die 0.g. Anforderungen erfiillen, kdnnen hierbei angerechnet werden. 4. Die Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange, die von der Planung berlhrt sein kdnnen,
Be - Anlagen und Einrichtungen fir Freizeit wurden geman § 4 (2) BauGB mit Schreiben vom ............cccccceeeeennn. unterrichtet und zur Abgabe
) X NN @ . 8.3 Die innerhalb der Flachen zum Erhalt von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen mit einer Stellungnahme aufgefordert.
55 VS Einzelhands| 5 Bo - Buros, Praxen der Zweckbestimmung ,Siedlungsgehélz' vorhandenen standortheimischen Laubgehélze sind
» 36 % %8 1.1.3 In dem Sonstigen Sondergebiet ist ein Textildiscountmarkt mit einer maximalen Verkaufsflache dauerhaft zu erhaten. , den
64 = 148 & «; 3;((,-, bis 800 m?i.V.m. Ziffer 2 zulassig. Nichtstandortheimische Gehdlze dirfen beseitigt werden. )
GRZ 0,40 $:_41,31 41,23 od 2 o2 . - ) _ . Siegel
FH=29.00 : 41,61 ‘,‘- 2 38 1.1.4 Zusatzlich zu den oben genannten Verkaufsflichen sind temporar ortsverinderliche Bei Abgang oder Beseitigung von Geholzen ist durch Nachpflanzung ein geschlossener Biirgermeister
= 3 [oR -l H H
el 4 3 i%"ég 7217 Verkaufsflichen im AuRenbereich bis maximal 100 m? in dem Sonstigen Sondergebiet mit der Gesamteindruck zu erzielen.
VK 4.400m? * S92 Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEzH) zuléssig. Diese Verkaufsflache wird nicht auf die v.g. . Der katastormaice Bestand o vischen  Fest .
o 5853 . : N ) . . - . . er katastermaRige Bestand am ............... sowie die geometrischen Festlegungen der neuen
3 %;%;%% . beschriebene maX|m:aIe Verkaufsflache Yon ?.200 m? des Lel?ensmlttelvollsort|menterf sow!e die 9. Werbeanlagen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 LBO) stadtebaulichen Planung werden als richtig bescheinigt.
Z * 535520 1.200 m? Verkaufsflache des Lebensmitteldiscountmarktes innerhalb der ortsunveranderlichen . o . o o .
: Og3@5 . . . i i 9.1 Werbeanlagen sind nur an der Statte ihrer Leistung zuldssig. Unzuléssig sind Werbeanlagen mit
S5 E20 baulichen Anlagen angerechnet und ist auflerhalb der UGberbaubaren Grundstiicksflachen ) ) den
GS D 393ES . wechselndem oder beweglichem Licht. ’
g AxSE zulassig.
. 1.1.5 In dem Gewerbegebiet (GE) ist die Unterbringung von kleinflachigen Einzelhandelsbetrieben mit 9.2 Die Beleuchtung von Werbeanlagen ist auerhalb der Betriebszeiten abzuschalten. N ot | e T .
ol 40,76 5% ) B Rl . . . . . “ . OBVI oder Landesamt fiir Vermessung und Geoinformation
147 3% einer Gesamtverkaufsflaiche von 300 m? zulassig. 9.3 Innerhalb des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel® (SOEzH) ist
FH 46,50m : _ o o . o . .
Sy - . 116 In dem Gewerbegebiet (GE) sind die gem. § 8 Abs. 3 Nr. 3 (Vergniigungstatten) BauNVO die U.t.Jerschreltur?g der festge?etz.ten Firsthdhen durch Werbeanlagen im Bereich der
1¥9 - e| o . . ) : Dachflachen um bis zu 2,00 m zulassig. _ . 5 . : i .
/ ; ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 6. Die Stadtvertretung hat die Stellungnahmen der Offentlichtkeit und der Behorden und sonstigen
\ v A 9.4 Innerhalb des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ (SOEzH) sind Trager offentlicher Belange am............. gepruft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.
L im Bereich der Heinrich-Hertz-Stral’e insgesamt 2 Werbepylonen mit mehreren Werbetafeln fir
2. Zeitlich begrenzte Nutzungen (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) die Einzelhandelsnutzungen des sonstigen Sondergebietes (SOEzH) bis zu einer maximalen _ ) _
726 WS % . ) . ] o Gesamthoéhe von 51,00 m U.NHN. zuldssig. Die Hohe der freistehenden Werbeanlage wird 7. ?'eexts(t_?sitl\/g;t;?;ung hat d:\TsBSeeﬁizrﬂngbsepslzgI’obszztr?r:;rgjdd?;Ege:i;lc?ﬂriaz:?;?%gigIﬁisungbdiﬁimt
28 0 FH 52,00m S 2.1 P|e Nutzung des |r.1.ne'rhalb. des Sonstigen Sonfjgrgebmt.es bestghenden Telxtlldlscountmarktes gemessen iiber Normalhdhennull bis zur Oberkante der freistehenden Werbeanlage. | & UeIE @M 9 9 g 9 gt.
8 164 54 Anfieferun © Fy ist nur so lange zuléssig, bis der bestehende zeitlich befristete Mietvertrag (bis zum 30.11.2033)
160 GE 27 ?:; fir die betreffenden Raumlichkeiten ablauft. 9.5 In dem Sonstigen Sondergebiet mit Zweckbestimmung Einzelhandel ist die Errichtung eines | o , den
a 228 n % . _ ) . Werbepylons mit einer Gesamthéhe von 56,50 m U.NHN. innerhalb des in der Planzeichnung Sieqel
GRZ 0.60 N 2.2 Nach" Aufgabe des Tef<tlld|scountmarktes ist e.l.ne. Nutzung der v.g. Flachen entsprechend der (Teil A) markierten Bereiches zuléssig. g B ............ t ..........
, 2 gemaR Ziffer 1.1.2 ergéanzenden Nutzungen zulassig. urgermeister
VK 300m? % 2, 9.6 Freistehende Werbepylonen im rickwartigen Bereich des Sonstigen Sondergebietes mit der
>-'<o 152 ® Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEzH) zum Flurstiick 167 sind unzuldssig.
Geh- und Fahrrecht 25 > . : . . N .
69 zugunsten Flurstlick 64 15 2 . ) 9.7 Hinweisschilder fur die Lage der Zu- und Ausfahrten sind in den entsprechenden Nahbereichen
161 = 3. Ausschluss von Warensortimenten (§ 9 Abs. 1i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO) zulssig. 8.  Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird
N S . )
- =1 S 3.2 Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEzH) ist Y . L . hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.
o 27 - . ; . . Y 9.8 Fahnenmasten mit innenliegenden Zugseilen sind zu Werbezwecken zulassig.
/ z 50 S der Verkauf von Waren im Sinne der Nr. 3.3 als Randsortimente auf einer den Ubrigen den
170 65 7 27 = Verkaufsflaichen des Betriebes deutlich untergeordneten Flache von maximal 10 % der 9.9 Die Errichtung von Werbeanlagen innerhalb der festgesetzten privaten Granflache mit der |~ “rwrrsssseees '
29 IO 42 Verkaufsflachen zulassig. Zweckbestimmung Gestaltungs- und Schutzgrin ist nur auRerhalb des Kronenbereiches der zum Siegel e
57 Erhalt festgesetzten Bdume zulassig. ¥ i
3.2 Innerhalb des Gewerbegebietes (GE) ist der Verkauf von Waren im Sinne der Nr. 3.3 als 9 g Burgermeister
153 Randsortimente auf einer den Ubrigen Verkaufsflaichen des Betriebes deutlich untergeordneten
Flache von maximal 10 % der Verkaufsflichen ausnahmsweise zulassig.
6
! 3.3 Die folgenden Sortimente sind fir das Stadtzentrum Ratzeburg von stark zentrentragender
p Bedeutung: Hi - 9.  Der Beschluss des Bebauungsplanes ( der .. Anderung des Bebauungsplanes) durch die
- Oberbekleidung, Schuhe/ Lederwaren, Uhren/Schmuck/ Optik. INWEISE: Stadtvertretung und die Stelle, bei der der Plan mit Begriindung und zusammenfassender Erklarung
D auf Dauer wahrend der Sprechstunden von allen Interessierten eingesehen werden kann und die
Plangrundlage: 0a L5 54 ° Die der Planung zugrunde Iiegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und Uber den Inhalt Auskunft erte'lt, S|nd am e SRR SRR e ortsublich bekannt gemaCht
Gemeinde: Ratzeburg Vermessung: 23 53 a DIN-Vorschriften) konnen bei der Stadt Ratzeburg, Unter den Linden 1, 23909 Ratzeburg, ggrrgeg.rslcr;wr'(:tzrn Bi‘:jangamﬁfhun? 'dsér?; die M09|.|Chksll_t, B?mhed\e/rersl'ectﬁu;rge\tl)c;rr:d\éﬁrﬁgéi?;o I;gg
Gemarkung: Neu-Vorwerk| Kerstin Kummer (ObVI 28 swa & ; i v : und v angein wagung €Inscnlieislic :
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Festsetzungen ——— ! ischon i Neb | thennsngplagzn sowig ur}terglze'ort(:]rle;e (ll?:,auteile;. Du:h diez\gg. Anlallgen. und Bauteile ist eine
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Stellplatze
) Sonstiges Sondergebiet § 11 BauNVvO St P
hier: Einzelhandel VS Versickerungsbecken 5. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 Abs. 4 BauNVO) Satzu N
GE Gewerbegebiete § 8 BauNVO 5.1 In dem sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEzH) sowie dem g
B o o Mit Geh- und Fahrrechten zu belastede Fliche § 9 (1) Nr.21 BauG Gewerbegebiet (GE) sind in der abweichenden Bauweise [a] gemall § 22 Abs. 4 BauNVO
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MaR der baulichen Nutzung § 9 (1) Nr.1 BauGB 5.2 In dem Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEzH) ist in der Aufgrund des § 10 in Verbindung mit § 13 a des Baugesetzbuches (BauGB) wird nach
§ 16 BauNVvVO o . abweichenden Bauweise innerhalb des Baufensters die Errichtung von Gebauden ohne Beschlussfassung durch die Stadtvertretung vom ..., folgende Satzung (ber die 1.
GRZ 0.4 Grundfischenzahi m gé%gﬁ%ge: rlglrl]rgS“Chen Geltungsbereiches des § 9 (7) BauGB liche Abstandsflach and s Anderung und Ergénzung des Bebauungsplanes Nr. 69 "zwischen Heinrich-Hertz-StraRe,
’ gsp geselziiche Abstandstlachen zueinander zulassig. Gutenbergstrale und Max-Planck-StraRe", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text S
FH Firsthéhe als Héchstmaf in Meter (iber NHN (Normalhéhennull) 5.21 Elr;tlar:jg der Sl'tJdl!ict?enGGrundstngAsgrttenzg leurr;1 FIurslt_i_]ck_ 147 ist die Errichtung von Geb&uden (Teil B), erlassen. o Ratzeburger See
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VK Verkaufsflache 2 B. von Baugebieten oder Abarenzund des MaRes 1 (4) BauNVO i . . . . . ) Satzung der Stadt Ratzeburg Gber die 1. Anderung und Ergénzung des Bebauungsplanes Nr. 69 % ]
der Nutzung annerhalk; eines Bgugebietgs 216((5)) BauNVO 5.3 In dem Gewerbegebiet (GE) ist die Errichtung von Gebauden ohne bzw. mit verringerten "zwischen Heinrich-Hertz-Strae, Gutenbergstrae und Max-Planck-Strake" das Gebiet wird wie folgt s ? SANKT
gesetzlichen Grenz- und Abstandsflachen entsprechend der in der Planzeichnung (Teil A) begrenzt: =an GEORGSBERG
Bauweise, Baulinien, Baugrenzen § 9 (1) Nr.2 BauGB festgesetzten Baugrenzen zulassig. - im Norden durch die Flurstiicke 149, 27/117, 27/121, 27/83 und 27/75,
’ ’ § 22 und § 23 BauNVO =mmmm moglicher Standortbereich fur einen freistehenden § 84 LBO - im Osten durch das Flurstiick 60, umfasst die StraRenverkehrsfldche der Heinrich-Hertz- | | S— 81— 0 |\mi=
a Abweichende Bauweise Werbepolyon Stralle teilweise,
Eere— Baugrenze 6. MindestgrundstiicksgroBe (§ 19 Abs. 3 BauGB) - im Suden durch die Flurstiicke 152, 27/160 und 28/54, umfasst die Straflenverkehrsflache
Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung "Einzelhandel" muss die der Max-Planck-Strafe teilweise,
Verkehrsflichen §9 (1) Nr.11 und (6) BauGB Nachrichtliche Ubernahmen § 9 (6) BauGB GroRe des Baugrundstiickes mindestens 14.800 m? betragen. - im Westen durch das Flurstlick 167.
— — — Waldschutzstreifen § 24 (2) LWaldG
StralRenverkehrsflachen
7. Stellplatzflichen und Nebenanlagen (§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO)
Straltenbegrenzungslinie Darstellungen ohne Normcharakter 7.1 Die zuldssige Grundflachenzahl (GRZ) innerhalb desSondergebietes (SO) darf durch Stellplitze,
o vorh. Flurstiicksgrenze Uberdachte Stellplatze (sog. Carports), Nebenanlagen, Garagen sowie deren Zufahrten und
V A Einfahrt / Ausfahrt genehmigungsfreie bauliche Anlagen gem. LBO bis zu einer Grundflachenzahl (GRZ) von 0,9
e vorh. Flursticksnummer Uberschritten werden.
Flachen fiir Versorgungsanlagen, fiir die Abfallentsorgung und §9 (1) Nr.12, 14 7.2 Die zulassige Grundflachenzahl (GRZ) innerhalb des Gewerbegebietes (GE) darf durch
Abwasserbeseitigung sowie fiir Ablagerungen; und (6) BauGB vorh. Gebaude Stellplatze, (berdachte Stellplatze (sog. Carports), Nebenanlagen, Garagen sowie deren
f‘l_r:Zg‘::’KT_';';CT:gge:n:'g:gzz"sf:'kgeenMaB"ahme"’ Zufahrten und genehmigungsfreie bauliche Anlagen gem. LBO bis zu einer Grundflachenzanhl
i imaw wi
Rz 1,0 @ hritt .
vorh. Gebaude innerhalb des Geltungsbereichs (GRZ) von 1,0 lberschritten werden
Flachen fir Ver- und Entsorgungsanlagen
Zweckbestimmung: kiinftig entfallendes Gebaude
@ Wertstoffsammelstelle 8. Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a+b BauGB
4*%°  Oberkante Gelande in ...... m iber NHN (Normalhghennul) 81 Innerhalb der fesigesetzten
Griinflachen § 9 (1) Nr.15 und (6) BauGB

[es ]

Private Griinflache

Zweckbestimmung:

Gestaltungs- und Schutzgriin

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fiir

MafRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft

§ 9 (1) Nr.20, 25 BauGB

Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fir Bepflanzungen
und fir die Erhaltung von Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewassern

Zweckbestimmung:
Siedlungsgehodlz

§ 9 (1) Nr.25b BauGB

©
O

Erhaltung von Baumen

Kronenbereich

Umgrenzung von Flachen fir Nebenanlagen mit der
Zweckbestimmung ,Stellplatze’ ist je angefangene 10 Stellplatze innerhalb dieser Flache ein

standortgerechter Laubbaum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Badume sind bei Abgang zu
ersetzen.

Bei den Baumpflanzungen ist untereinander sowie gegeniber zum Erhalt festgesetzten
Siedlungsgehdlzen ein Mindestabstand von 5 m einzuhalten.

Durch offene und begrinte Baumscheiben bzw. alternativ durch baulich-konstruktive
MaRnahmen ist je Baum ein durchwurzelbarer Raum von mindestens 12 m? zu sichern.

Die Baume sind durch bauliche Maflnahmen gegeniiber Anfahrschaden zu sichern.

Die Mindestqualitat betragt: Hochstamm 3xv, mDb, ew, 16-18 oder gleichwertig.
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Begriindung zur 1. Anderung und Ergénzung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg

1. Allgemeines

Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss der Stadt Ratzeburg hat am 22.02.2016 die
Aufstellung der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 ,zwischen Heinrich-Hertz-StralRe,
GutenbergstralRe und Max-Planck-Stra3e“ im Verfahren nach § 13 a BauGB gefasst. Dieser
wurde ortsublich bekannt gemacht.

Die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 schafft die planungsrechtliche Voraussetzung
fur die Umstrukturierung des Einzelhandelsstandortes an der Heinrich-Hertz-Stra3e. Das
Vorhaben sieht eine stadtebauliche Neuordnung des gesamten Einzelhandelsstandortes vor,
um diesen an heutige Anforderungen anzupassen und somit langfristig konkurrenzfahig zu
machen.

Auf der Rechtsgrundlage des § 13 a BauGB (Bebauungsplane der Innenentwicklung) wird
die Aufstellung der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg im
beschleunigten Verfahren durchgefihrt. Da die Planung im Innenbereich der Stadt
Ratzeburg liegt, bereits durch den Bebauungsplan Nr. 69 Uberplant ist und mit dem Plan
insgesamt nicht mehr als 20.000 m? versiegelte Flache entstehen, kann dieses
beschleunigte Verfahren genutzt werden, sodass eine Umweltpriifung entfallt.

Dieses Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zuldssigkeit von
Vorhaben  begrindet wird, die einer Pflicht zur  Durchfihrung  einer
Umweltvertraglichkeitsprifung nach dem UVPG oder nach entsprechendem Landesrecht
unterliegen (vgl. 8 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB).

Der vorliegende Bebauungsplan begriindet folgende bauplanungsrechtliches Vorhaben nach
Anlage 1 Nr. 18.8, in Verbindung mit Nr. 18.6 UVPG: ,Bau eines Einkaufzentrums, eines
grof¥flachiger Einzelhandelsbetriebes oder eines sonstigen grof3flachigen Handelsbetriebes
im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der Baunutzungsverordnung mit einer Geschol¥flache von
1.200 m? oder mehr, fur den [...] in sonstigen Gebieten ein Bebauungsplan aufgestellt,
geandert oder erganzt wird®).

Da der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach 8§ 13a BauGB durchgefihrt
werden soll, ist hierfir zunéchst eine allgemeine Vorprifung des Einzelfalls notwendig (sog.
,Screening’). Die Unterlagen des Screenings werden der Begrindung als Anlage (Anlage 1)
beigefugt.

2. Gebietsbeschreibung: Gr6Re und Standort in der Stadt sowie vorhandene
Nutzung

Die Stadt Ratzeburg liegt sidlich der Hansestadt Libeck, am Kreuzungspunkt der
BundesstraRe 207 (B 207) sowie der Bundesstrafle 208 (B 208) und gehért damit zum
Herzogtum Lauenburg.

Der Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg
Uberplant den Ursprungsbebauungsplan Nr. 69 ,Heinrich-Hertz-Stral3e/Max-Planck-
StralRe/Industriestammgleis” der Stadt Ratzeburg.

Die Lage des Plangebietes kann dem dieser Begriindung vorausgehenden Lageplan ent-
nommen werden.

GSP Ingenieurgesellschaft mbH « 23843 Bad Oldesloe



Begriindung zur 1. Anderung und Ergénzung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg

Der Geltungsbereich hat eine Gesamtgrof3e von ca. 2,0 ha, der sich kunftig wie folgt naher
aufteilt:

Sonstiges Sondergebiet ,Einzelhandel’ 16.475 m?
Gewerbegebiet 1.860 mz
Flache fur Ver- und Entsorgung ,Wertstoffsammelstelle’ 130 m?2
Private Grunflache ,Gestaltungs- und Schutzgrin' 455 m?2
Offentliche StraRenverkehrsflache 1.000 m?

SUMME 19.920 m?2
Der Geltungsbereich wird wie folgt umgrenzt:

- im Norden durch die Flurstlicke 149, 27/117, 27/121, 27/83 und 27/75,

- im Osten durch das Flurstiick 60, umfasst die Stral3enverkehrsflache der Heinrich-Hertz-
StralRe teilweise,

- im Stiden durch die Flurstiicke 152, 27/160 und 28/54, umfasst die StraRenverkehrsflache
der Max-Planck-Stral3e teilweise,

- im Westen durch das Flurstiick 167.

Die ruckwartige Flache des Plangebietes ist durch einen Lebensmittelvollsortimenter mit
erganzenden Nutzungen (Florist, Backer, Post), einen Lebensmitteldiscounter sowie einen
Getrankemarkt mit einer gemeinsamen Stellplatzanlage strukturiert. Eine Ladenzeile entlang
der Heinrich-Hertz-Stral3e mit einem Textilien-Discountmarkt und Flachen flr weitere
Einzelhandelseinrichtungen bzw. Dienstleistungen mit entsprechenden vorgelagerten
Stellplatzen ergénzen das bestehende Angebot. Grinstrukturen grenzen das Plangebiet im
Norden von der Bestandsbebauung entlang der Gutenbergstrale sowie im Osten von der
StralRenverkehrsflache der ,Heinrich-Hertz-StraRe® ab. Die StraRenverkehrsflache der
Heinrich-Hertz-StraRe sowie der Max-Planck-StraBe werden zum Teil in den
Geltungsbereich der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 miteinbezogen, um die Ein-
bzw. Ausfahrten des Sonstigen Sondergebietes ,Einzelhandel” in der Ortlichkeit festsetzen
zu kénnen.

3. Allgemeines Planungsziel

Innerhalb des Plangebietes der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt
Ratzeburg bestehen bislang ein Lebensmittelvollsortimenter mit ergdnzendem
Dienstleistungsangebot, ein Lebens- sowie ein Textildiscountmarkt, ein Getrankemarkt und
eine Ladenzeile fir kleine Einzelhandels- und Dienstleistungseinrichtungen.

Anlass fir die Aufstellung der 1. Anderung des Bebauungsplanes sind die u.a. veranderten
Eigentumsverhaltnisse innerhalb des Plangebietes. Das geplante Vorhaben schafft die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fur eine Umstrukturierung des bestehenden
Einzelhandelsstandortes, um diese an zeitgemaflle Anforderungen anzupassen und somit
langfristig wettbewerbsfahig zu machen.
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Dies entspricht den Vorstellungen der 2006 beschlossenen ,Leitlinien flr die raumliche
Steuerung der Einzelhandelsansiedlungen in der Stadt Ratzeburg®. Im gesamten Stadtgebiet
(...) ist perspektivisch immer auf eine zeitgemale und ansprechende Fortentwicklung und
Modernisierung der periodischen Angebotskomponente, insbesondere auch des
Vollsortimenter-Angebotes, zu achten (2.2.3, Leitlinie fur die rdumliche Steuerung der
Einzelhandelsansiedlungen) (vgl. Ziff. 4.5).

Im Zuge der Umstrukturierung werden die Ladenzeile entlang der Heinrich-Hertz-Stral3e
sowie der Getrankemarkt abgebrochen. Die Nutzung des Textildiscountmarktes wird in das
bestehende Gebaude des Lebensmitteldiscounters verlagert, um das Plangebiet bestmdglich
zu gliedern. Das kunftige Gebdude des Lebensmitteldiscounters wird an den
Lebensmittelvollsortimenter angegliedert. Durch die Schaffung eines kompakten Baukdrpers
im rickwartigen Bereich des Einzelhandelsstandortes werden eine Sichtbeziehung von der
Heinrich-Hertz-StralRe sowie die Mdglichkeit einer zentral angeordneten
Kundenstellplatzanlage geschaffen.

4, Rechtliche Rahmenbedingungen, libergeordnete planerische Vorgaben

Die Gemeinden/Stadte haben Bauleitplane aufzustellen, sobald und soweit es fiir die stadte-
bauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die Bauleitplane ,Flachennutzungsplane®
(vorbereitende Bauleitplanung) und die ,Bebauungsplane® (verbindliche Bauleitplanung) sind
die Steuerungsinstrumente der Gemeinde/Stadt fir eine geplante stadtebauliche Entwick-
lung des Gemeindegebietes. Die Bauleitplane sind den Zielen der Raumordnung anzu-
passen (8 1 Abs. 3,4 BauGB).

Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung fir die Region ergeben sich aus dem
Landesentwicklungsplan (LEP) 2010 und aus dem Regionalplan fur den Planungsraum |
(Fortschreibung 1998).

Folgende planerische Vorgaben sind bei der Bauleitplanung aus den bestehenden Fach-
planen zu berlcksichtigen.

GSP Ingenieurgesellschaft mbH « 23843 Bad Oldesloe
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4.1 Landesentwicklungsplan — LEP (2010)

Der Landesentwicklungsplan enthalt fir die Stadt Ratzeburg die nachfolgenden Dar-
stellungen:

e Unterzentrum mit Teilfunktionen eines
Mittelzentrums,

e Das Plangebiet liegt im Stadt- und
Umlandbereich im landlichen Raum,

e Entwicklungsraum fur Tourismus und
Erholung,

e |nnerhalb eines 10km-Umkreis um das
Mittelzentrum MolIn,

e Zwei Bundesstral3en kreuzen das
Stadtgebiet (B 208/B 207),

e Eine eingleisige Bahntrasse verlauft
westlich der Stadt Ratzeburg,

Quelle: www.schleswig-holstein.de .
Landesebene quert das Stadtgebiet.

Versorgungsschwerpunkte sowie Siedlungs- und Wirtschaftsschwerpunkte in den landlichen
R&umen sind die zentralen Orte (1.4, 4Z, LEP 2010).

Die Zentralen Orte (...) sind Schwerpunkte fiir Infrastruktur und Versorgungseinrichtungen
(...) und gewerbliche Entwicklung und sind als solche zu sichern und zu stérken (2.2, 3Z,
LEP 2010).

Neue Versorgungseinrichtungen im Nahbereich sollen mdglichst nicht zu Lasten bereits
bestehender Einrichtungen eines Zentralen Ortes gehen. Versorgungseinrichtungen sollen
moglichst rdumlich konzentriert im Siedlungskern der Zentralen Orte und Stadtrandkerne
bereitgestellt werden (2.2, 5 G, LEP 2010).

Gem. LEP 2010 stellen die landlichen Zentralorte fur die Bevolkerung ihres
Verflechtungsbereiches die Versorgung mit Gitern und Dienstleistungen des Grundbedarfs
sicher. In dieser Funktion sind die zu sichern und bedarfsgerecht weiterzuentwickeln (2.2.4,
12Z, LEP 2010).

Alle Gemeinden kdnnen unter Beachtung okologischer und landschaftlicher Gegebenheiten
eine bedarfsgerechte Flachenvorsorge fur die Erweiterung ortsansassiger Betriebe sowie die
Ansiedlung ortsangemessener Betriebe treffen. Vor der Neuausweisung von Flachen sollen
in den Gemeinden geeignete Altstandorte Brachflachen und Konversionsstandorte genutzt
werden. Es soll darauf geachtet werden, dass flachensparend gebaut wird, die
Gewerbeflachen den Wohnbauflachen raumlich und sinnvoll zugeordnet sind und dass
insbesondere exponierte Standorte qualitativ hochwertig gestaltet werden (2.6, 1 G, LEP
2010)

Grof¥flachige Einzelhandelseinrichtungen und Dienstleistungszentren sind wegen ihrer
besonderen Bedeutung fur die Zentralitdit nur in den Zentralen Orten vorzusehen
(Zentralitatsgebot). Das gilt auch flr mehrere kleinere Ladeneinheiten im raumlich-
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funktionalen Verbund, deren GesamtgroRe die Grof3flachigkeit erreicht und die ortliche
Versorgungsfunktion Uberschreitet sowie die Erweiterung vorhandener Betriebe in die
Grol3flachigkeit hinein (2.8, 3 Z, LEP 2010).

Bei der Ansiedlung grofdflachiger Einzelhandelseinrichtungen ist die wesentliche
Beeintrachtigung der Funktionsfahigkeit bestehender oder geplanter Versorgungszentren,
insbesondere an integrierten Versorgungsstandorten, innerhalb der Stadtortgemeinde zu
vermeiden. Dartber hinaus darf die Versorgungsfunktion beziehungsweise die
Funktionsfahigkeit bestehender oder geplanter Versorgungszentren benachbarter Zentraler
Orte nicht wesentlich beeintrachtigt werden (Beeintrachtigungsverbot) (2.8, 4 Z, LEP 2010).

Art und Umfang grol¥flachiger Einzelhandelseinrichtungen missen dem Grad der
zentraldrtlichen Bedeutung der Standortgemeinde entsprechen; die Gesamtstruktur des
Einzelhandels muss der Bevolkerungszahl und der sortimentsspezifischen Kaufkraft im Bah-
bzw.  Verflechtungsbereich  angemessen ein  (Kongruenzgebot).  Grol3flachige
Einzelhandelseinrichtungen mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten sind nur im baulich
zusammenhangenden Siedlungsgebiet der Standortgemeinde zulassig
(siedlungsstrukturelles Integrationsgebot) (2.8, 6 Z, LEP 2010).

Das Vorhaben der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg folgt den
Vorgaben des LEP 2010 zur Siedlungsstruktur und Siedlungsentwicklung.

Durch die Umstrukturierung des Einzelhandelsstandortes innerhalb des Plangebietes wird
die Versorgungsfunktion der Stadt Ratzeburg als Unterzentrum mit Teilfunktionen eines
Mittelzentrums gestéarkt und somit dauerhaft konkurrenzfahig gemacht.

Da es sich bei dem Vorhaben der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 um eine
Umstrukturierung eines bestehenden Einzelhandelsstandortes handelt, werden keine
Flachen neu versiegelt.
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4.2 Regionalplan fur den Planungsraum | (RP I) Fortschreibung 1998

Die Regionalplane beinhalten den langfristigen Entwicklungs- und Orientierungsrahmen fir
die raumliche Entwicklung des Planungsraumes aus uberortlicher Sicht.

Der Regionalplan fir den Planungsraum | (RP e  Unterzentrum mit Teilfunktionen eines

[) Schleswig-Holstein fur die Kreise Herzogtum Mittelzentrums,

Lauenburg, Pinneberg, Segeberg und

Stormarn enthalt fur die Stadt Ratzeburg die

nachfolgenden

D ] _ e Das Plangebiet liegt innerhalb des
\— . j Stadt- und Umlandbereiches im

landlichen Raum sowie im baulich

zusammenhangenden Siedlungsgebiet

eines zentralen Ortes,

e Gebiet mit besonderer Bedeutung flr
Tourismus und Erholung,

e Vorranggebiet fir den Naturschutz
(Uferbereiche des Ratzeburger Sees).

Abbildung 2 Ausschnitt RP 1,

Quelle: schleswig-holstein.de

Die Stadt- und Umlandbereiche im landlichen Raum sind die eher stadtisch gepragten
Siedlungsgebiete im Umkreis von (...) und Ratzeburg (...). Sie sollen als eigenstédndige
Siedlungs-, Versorgungs- und Arbeitsmarktschwerpunkte zur Starkung des landlichen
Raumes weiterentwickelt werden (G 3.4, RP ).

Durch den Entwicklungsschub, den die Grenzoéffnung im ehemaligen Zonenrandgebiet
ausgeldst hat, konnte die Stadt Ratzeburg ihre Position als Unterzentrum mit Teilfunktionen
eines Mittelzentrums deutlich verbessern und auch auf das unmittelbar angrenzende
mecklenburgische Gebiet ausdehnen.

Neben den Dienstleistungs- und Versorgungsfunktionen der Stadt ist zuklnftig vor allem der
gewerbliche und touristische Sektor weiter zu starken. Die reizvolle Insellage und die
zentrale Lage im ,Naturpark Lauenburgische Seen®“ bietet gute Voraussetzungen, die
Funktion als Luftkurort, Wassersportzentrum und Tourismusort auszubauen.

Moglichkeiten zur Ausweisung von neuen Wohnbau- und Gewerbeflachen bestehen
insbesondere im Bereich westlich und sidwestlich des derzeitigen Siedlungsgebietes im
Anschluss an den Stadtteil St. Georgsberg.

Die Stadt Ratzeburg folgt den Vorgaben des Regionalplanes fir den Planungsraum | (RP )
indem sie durch die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 die bestehenden
Versorgungsfunktion in verkehrlich gut angebundener Lage umstrukturiert und somit
langfristig starkt.
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4.3 Derzeit wirksamer Flachennutzungsplan

Der derzeit wirksame Flachennutzungsplan der
Stadt Ratzeburg enthalt fir die Flache des
Plangeltungsbereiches der 1. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 69 die Darstellung eines
sonstigen Sondergebietes mit der
Zweckbestimmung ,GroRflachiger Einzelhandel®
gem. 8 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11
BauNVO.

Eine Anpassung des wirksamen
Flachennutzungsplanes im Rahmen der geplanten
Bauleitplanung ist nicht erforderlich.

Abbildung 3 Ausschnitt FNP_der Stadt Ratzeburg,
Quelle: Stadt Ratzeburg

4.4 Bebauungsplan Nr. 69 der Stadt Ratzeburg

Der Ursprungsbebauungsplan Nr. 69
setzt fur die Flache des Plangebietes ein
Sonstiges  Sondergebiet  mit  der
Zweckbestimmung ,Einkaufszentrum
festgesetzt.

Die kinftigen Festsetzungen der 1.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69
orientieren sich zum Grof3teil an der
Bestandssituation  sowie an  den
Festsetzungen des
Ursprungsbebauungsplanes.

Abbildung 4 Bebauungsplan Nr. 69, Quelle: Stadt Ratzeburg

4.5 Leitlinien fir die raumliche Steuerung der Einzelhandelseinrichtungen

in der Stadt Ratzeburg (2005)
Im Jahre 2005 wurde durch die BulwienGesa AG, Hamburg, ein Einzelhandelsgutachten fir
die Stadt Ratzeburg erstellt. Das Gutachten wurde am 20.10.2005 vorgelegt, den mit der
Thematik befassten Ausschiissen durch den Gutachter vorgestellt und von diesen mit grof3er
Zustimmung aufgenommen. Daraufhin wurde die Verwaltung beauftragt, in kurzer Form
Leitinien und  Grundsatze fur die  kinftige  Steuerung der  raumlichen
Einzelhandelsentwicklung im Stadtgebiet zu entwickeln.

Das Gebiet des Versorgungsbereiches und Einzelhandelsschwerpunktes im westlichen
Stadtteil St. Georgsberg umfasst die Lagen im sudlichen Teil des Gewerbegebietes Heinrich-
Hertz-Stral3e, der im Norden durch das Einkaufszentrum Markant/Aldi ,Ratzeburger Achter”
und im Siden durch die Bahnhofsallee begrenzt wird. Die Lage des Discounters ,Lidl*
sudlich der Bahnhofsallee kann zu dieser Lage hinzugerechnet werden. Der an der
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Peripherie liegende Teil des Gewerbegebietes nordlich der beschriebenen Lagen soll far
Einzelhandelsansiedlungen weitestgehend nicht zur Verfigung stehen.

e Ein erhohter Bedarf an der Ansiedlung weiterer Einzelhandelsbetriebe wird an dem
Standort nicht gesehen.

o Umstrukturierungsprozesse und Neuansiedlungen sind priméar auf zentrenvertragliche
Sortimente zu begrenzen.

e Zur Starkung und Sicherung der Uuberdrtlichen Konkurrenzfahigkeit soll diese
~Fachmarktlage” bedarfsgerecht entwickelt werden, soweit die Zentrumsfunktion der
Innenstadt davon nicht beeintrachtigt wird. Im Zweifelsfall soll wie (...) nachfolgend
beschrieben verfahren werden.

Sondergebietsausweisungen fir Fachmarkte des aperiodischen Bedarfs sollen grundsatzlich
nur erfolgen, wenn sich in den Kern- und Randsortimenten keine wesentlichen
Uberschneidungen mit dem innerstadtischen Angebot ergeben. Im Zweifelsfall ist vom
Antragsteller in Abstimmung mit der Stadt auf Grundlage klarer Sortimentsvorgaben eine
Vertraglichkeitsanalyse in Auftrag zu geben oder eine Projektentwicklungsstudie
durchzufuhren, die solche Besatzvorschlage ermittelt, deren Vertraglichkeit gewahrleistet ist.

5. Festsetzungen der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt
Ratzeburg

Samtliche Festsetzungen der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 sind darauf
ausgerichtet, dass sich die baulichen Anlagen des Sonstigen Sondergebietes ,gro¥flachiger
Einzelhandel® (SO-EH) sowie der gewerblichen Einrichtungen (GE) in das vorhandene
Ortsbild sowie in die Umgebung einfligen, ohne sie zu beeintrachtigen.

Das Gebiet wird in 2 Bereiche (SO und GE) mit unterschiedlichen Festsetzungen zur Art und
zum Mal der baulichen Nutzung unterteilt, um durch die verschiedenen Bebauungen das
Gelande mit seinen Eigenschaften optimal auszunutzen.

5.1 Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,,Einzelhandel“

Die nordliche Flache des Plangebietes, im Bereich der bestehenden
Einzelhandelseinrichtungen, wird als Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
,Einzelhandel” festgesetzt.

5.1.1 Art der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i.V.m. § 11 BauNVO)

Das Sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ (SOEzH) gem. § 11
Abs. 3 BauNVO dient vorwiegend der Unterbringung von grof3flachigen
Einzelhandelsbetrieben fir den vorwiegend periodischen Bedarf mit untergeordneten
Teilflachen fur den aperiodischen Bedarf mit einer Gesamtverkaufsflache von 4.400 m2.

In dem Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ (SOEzH) ist ein
Lebensmittelvollsortimenter mit einer maximalen Verkaufsflache bis 2.200 m?2, ein
Lebensmitteldiscountmarkt mit einer maximalen Verkaufsflache bis 1.200 m2 sowie folgende
erganzende Nutzungen ebenfalls zuldssig:
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- Lebensmittelhandwerk, Gastronomie

- Drogerien, Apotheken

- Dienstleistungsbetriebe

- Geb&ude und Raume fur freie Berufe
- kleinflachige Einzelhandelsbetriebe

- Anlagen und Einrichtungen fur Freizeit
- Buros, Praxen

In dem Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ ist ein
Textildiscountmarkt mit einer maximalen Verkaufsflache bis 800 m2 i.vV.m. Teil B-Text Ziff. 2
zulassig.

Die Raumlichkeiten des bislang innerhalb des Sonstigen Sondergebietes bestehenden
Textildiscountmarktes werden im Rahmen des geplanten Vorhabens zuriickgebaut, um die
kinftige Kundenstellplatzanlage tbersichtlicher gliedern zu kénnen. Da fir die v.g. Nutzung
ein gulltiger Mietvertrag besteht (vgl. Ziff. 5.1.1.2) ist trotz des Sortiments mit stark
zentrentragender Bedeutung eine Verlagerung in ein anderes Gebadude innerhalb des
Plangebietes zulassig.

Zusatzlich zu den oben genannten Verkaufsflachen sind temporar ortsveranderliche
Verkaufsflachen im Auf3enbereich bis maximal 100 m2 in dem Sonstigen Sondergebiet mit
der Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ (SOEzH) zulassig. Diese Verkaufsflache wird nicht auf
die wv.g. beschriebene maximale  Verkaufsflache  von 2.200 m2  des
Lebensmittelvollsortimenters sowie die 1.200 m? Verkaufsflache des
Lebensmitteldiscountmarktes innerhalb der ortsunveranderlichen baulichen Anlagen
angerechnet und ist aul3erhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen zulassig.

Entsprechend des Ursprungsbebauungsplanes sowie der weiterfiihrenden planerischen
Zielvorstellung wird fir den noérdlichen Teil des Geltungsbereiches der 1. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 69 ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
,Einzelhandel” festgesetzt.

Als sonstige Sondergebiete sind solche Gebiete darzustellen und festzusetzen, die sich von
den Baugebieten nach den 88 2 bis 10 BauNVO wesentlich unterscheiden.

Eine Festsetzung als Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel® ist
erforderlich, da es sich bei dem geplanten Lebensmittelvollsortimenter,
Lebensmitteldiscounter sowie den erganzenden Nutzungen mit der als maximal
festgesetzten Verkaufsflache (VKmax) von bis zu 4.400 m2 um grof3flachigen Einzelhandel (>
800m? Geschossflache) handelt und dieser gem. § 7 + 11 BauNVO nur in Kerngebieten (MK)
und Sonstigen Sondergebieten (SO) zuldssig ist.

Der Ursprungsbebauungsplan Nr. 69 der Stadt Ratzeburg setzt die Flache der bestehenden
Einzelhandelseinrichtungen bereits als Sonstiges Sondergebiet gem. § 11 BauNVO fest, so
dass diese Festsetzung in die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 tbernommen wird.

Innerhalb des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEH)
sind u.a. ebenfalls Nutzungen der Lebensmittelhandwerke, Dienstleistungsbetriebe sowie
weitere Nutzungen (vgl. Teil B-Text Ziff. 1.1.2) zulassig. Diese Festsetzung ist erforderlich,
um die bestehenden Einzelhandelsnutzungen durch weitere Dienstleistungen zu erganzen
und so die Versorgung der Stadt Ratzeburg in diesem Umfeld zu starken und dauerhaft
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gewahrleisten zu kénnen. Der konkrete Nutzungskatalog fur die Flache des Sonstigen
Sondergebietes mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ wird aufgestellt, um wesentliche
Uberschneidungen mit dem innerstadtischen Angebot der Stadt Ratzeburg zu vermeiden.

5.1.1.1 Sortimente und Verkaufsflachen, Ausschluss von Warensortimenten
(89 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und § 11 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO)

Uber den Teil B-Text des Bebauungsplanes werden die zulassigen Sortimente sowie die
maximal zulassigen Gesamtverkaufsflachen fur die Flache des Sonstigen Sondergebietes
,Einzelhandel“ (SOEH) festgesetzt. Die Festsetzungen ergeben sich aus der Zielsetzung fir
die bestehenden Einzelhandelseinrichtungen eine Umstrukturierung zu ermdéglichen ohne
dabei negative Entwicklungen zu schaffen.

Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEzH)
ist der Verkauf von Waren mit stark zentrentragender Bedeutung (vgl. Teil B-Text Ziff. 3.3)
als Randsortimente auf einer den Udbrigen Verkaufsflaichen des Betriebes deutlich
untergeordneten Flache von maximal 10% der Verkaufsflachen zuldssig.

Die folgenden Sortimente sind fur das Stadtzentrum Ratzeburg von stark zentrentragender
Bedeutung:

- Oberbekleidung, Schuhe/ Lederwaren, Uhren/Schmuck/Optik.

Der Ausschluss von Waren mit starker zentrentragender Bedeutung (Oberbekleidung,
Schuhe/Lederwaren, Uhren/Schmuck/Optik) ist erforderlich, um die Einzelhandelsstruktur im
Zentrum der Stadt Ratzeburg vor Beeintrachtigungen durch die Entwicklung des
Einzelhandelsstandortes im Bereich der Heinrich-Hertz-Stral3e zu schutzen.

5.1.1.2 Zeitlich begrenzte Nutzung
(89 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

Die Nutzung des innerhalb des Sonstigen Sondergebietes bestehenden
Textildiscountmarktes ist nur so lange zulassig, bis der bestehende zeitlich befristete
Mietvertrag (bis zum 30.11.2033) fiir die betreffenden Raumlichkeiten ablauft.

Dem bhislang innerhalb des Plangebietes bestehende Textilien-Discountmarkt liegt ein
Mietvertrag zu Grunde, dessen Kindigung z.Zt. nicht mdglich ist. Da es sich bei dem
Warensortiment ,Oberbekleidung” des Textilien-Discountmarktes um eine Warengruppe mit
stark zentrentragender Bedeutung wird die Zulassigkeit des v.g. Einzelhandelsbetriebes
gem. 8 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB zeitlich begrenzt. Mit Ablaufen des bestehenden Mietvertrages
des Textilien-Discountmarktes sind Einzelhandelsbetriebe mit starker zentrentragender
Bedeutung innerhalb des Plangebietes unzulassig (vgl. Ziff. 5.1.1.1).
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5.1.2 Mal der baulichen Nutzung

5.1.2.1 Bauweise und Baugrenzen
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, 88 22 + 23 BauNVO)

In dem sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEzH) sind in
der abweichenden Bauweise [a] gemal § 22 Abs. 4 BauNVO Gebaude mit einer Lange Uber
50,0 m innerhalb der festgesetzten Bauflache zulassig.

In dem Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ (SOEzH) ist in der
abweichenden Bauweise innerhalb des Baufensters die Errichtung von Gebauden ohne
gesetzliche Abstandsflachen zueinander zuléssig.

Ausgenommen hiervon ist die Bebauung an der sudlichen Grundstiicksgrenze zum Flurstick
147 des Gewerbegebietes (GE). Im v.g. Bereich ist die Errichtung von Gebauden ohne die
gesetzlichen Grenz- und Abstandsflachen zulassig.

Als Bauweise fur das sonstige Sondergebiet ,Einzelhandel wird eine abweichende
Bauweise [a] festgesetzt. Diese Form der Bauweise ist erforderlich, um die geplante
Umstrukturierung der Einzelhandelseinrichtungen vornehmen zu kénnen.

Die geplante Anordnung der innerhalb des Plangebietes bestehenden Nutzungen zu einem
im rickwartigen Bereich des Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung
,Einzelhandel“ ermdglicht eine optimale Flachenausnutzung des Geltungsbereiches. Der
kinftige kompakte Baukoérper fasst die Nutzungen innerhalb des Sonstigen Sondergebietes
zusammen und ermdglicht somit im Bereich der Heinrich-Hertz-Stral3e die Errichtung einer
Ubersichtlichen Kundenstellplatzanlage. Durch die klare Struktur und Trennung von
Baukorper und Stellplatzanlage wird die Sicherheit fur die Kunden der
Einzelhandelseinrichtungen erhoht.

5.1.2.2MindestgrundstucksgrofRe

Das Sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel® dient der
Unterbringung eines Einkaufszentrums sowie erganzenden Dienstleistungen und
Einzelhandelsbetrieben. Neben einem Lebensmittelvollsortimenter sowie
Lebensmitteldiscounter sind ebenso erganzende Nutzungen zulassig, die im Falle einer
Grundstticksteilung eigene Anspriche an die Verkaufsflache geltend machen kdnnen. Eine
Kontingentierung der Verkaufsflachen, die auf das gesamte Sondergebiet bezogen ist,
erdffnet die Mdoglichkeit eines sogenannten ,Windhundrennens® potenzieller Investoren.
Jedes Baugrundsttick kdnnte die jeweils zulassige Nutzung ausschopfen.

Um dieses eindeutig zu regeln, ist eine MindestgrundstiicksgroRe festgesetzt, die in etwa der
Sondergebietsgrofe entspricht (vgl. Teil B-Text Ziff. 6).

5.1.2.3Grundflachenzahl (GRZ)

(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und 88 16 und 19 BauNVO)

In dem Sonstigen Sondergebiet (SOEH) wird fir die geplanten Umstrukturierungen der
bestehenden Nutzungen eine Grundflachenzahl von 0,4 festgesetzt. Die zuldssige

Grundflachenzahl in dem Sonstigen Sondergebiet ,Einzelhandel darf durch Stellplatze,
Uiberdachte Stellplatze (sog. Carports), Nebenanlagen, Garagen sowie deren Zufahrten und
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genehmigungsfreie bauliche Anlagen gem. LBO bis zu einer Grundflachenzahl (GRZ) von
0,9 Uberschritten werden.

Diese Festsetzung ist notwendig, um im ausreichenden MalRe Stellplatze fiur die
bestehenden sowie ergdnzenden Nutzungen innerhalb des Plangebietes zur Verfiigung zu
stellen und somit aufgrund der Verkehrsbedirfnisse und dem Planungsziel der
Versorgungsfunktion der Stadt Ratzeburg als Unterzentrum mit Teilfunktion eines
Mittelzentrums gerecht zu werden.

5.1.2.4 Stellplatzflachen und Nebenanlagen
(89 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12, 14 und 19 Abs. 4 Nr. 3 BauNVO)

Die zulassige Grundflaiche (GRZ) innerhalb des Sonstigen Sondergebietes mit der
Zweckbestimmung ,Einzelhandel® darf durch Stellplatze, Uberdachte Stellplatze (sog.
Carports), Nebenanlagen, Garagen sowie deren Zufahrten und genehmigungsfreien Anlagen
gem. LBO bis zu einer Grundflachenzahl (GRZ) von 0,9 lGberschritten werden.

Grundsatzlich sieht die BauNVO eine Deckelung der Versiegelung durch Stellplatze und
Nebenanlagen bei Erreichen einer GRZ von 0,8 vor. In Ausnahmen darf jedoch hiervon
abgewichen werden, wenn die Uberschreitung mit nur geringfiigigen Auswirkungen auf die
natiirlichen Bodenfunktionen verbunden ist und die Einhaltung zu einer wesentlichen
Erschwerung der zweckentsprechenden Grundstucknutzung fuhren wirde (8 19 Abs. 4 Nr. 3

BauNVO). Uber das sonstige  Sondergebiet wird entsprechend des
Ursprungsbebauungsplanes Nr. 69 eine Uberschreitung bis zu einer Grundflachenzahl
(GRZ) von 0,9 zugelassen.

Dies ist durch die Situation eines atypischen Falles fir einen Einzelhandelsstandort mit einer
maximal zulassigen Verkaufsflache von 4.400 m2 und einer damit verbundenen erhéhten
Zahl an Stellplatzen fur den Kundenverkehr begriindet.

Im Rahmen der Umstrukturierung des Einzelhandelsstandortes wird ebenso die bislang
bestehende Stellplatzanlage neu geordnet. Um die vorhandene Stellplatzanlage den
Bedirfnissen des Lebensmittelvollsortimenters, Lebensmitteldiscounters sowie den
ergdnzenden Einzelhandelseinrichtungen und Dienstleistungen anzupassen, wird durch die
1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 die Moglichkeit geschaffen die bestehenden
Stellplatze auf der Flache des sonstigen Sondergebietes neu zu strukturieren.

Diese Festsetzung ist notwendig, um im ausreichenden Mal3e Stellplatze fir die kinftigen
Einzelhandelseinrichtungen zur Verfugung zu stellen und somit aufgrund der
Verkehrsbedirfnisse und dem Planungsziel die Versorgungsfunktion der Stadt Ratzeburg als
Unterzentrum mit Teilfunktionen eines Mittelzentrums gerecht zu werden.

Diese bauliche GrofRenbeschrankung der zulassigen Grundflache wird vorgenommen, um
zwar die geplante Umstrukturierung des Einzelhandelsstandortes zu ermdglichen, aber
Unverhaltnismagigkeiten zu der Umgebungsbebauung auszuschliel3en.

Das innerhalb des Sonstigen Sondergebietes bestehende Versickerungsbecken wird
entsprechend seines Bestandes in die Unterlagen der 1. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 69 ubernommen und als Flache flur Nebenanlagen ,Versickerungsbecken® festgesetzt.
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5.1.2.5H6he baulicher Anlagen, Anzahl der Vollgeschosse
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB sowie § 16 Abs. 2+3, § 18 und § 20 BauNVO)

Innerhalb des Geltungsbereiches werden die Hohen der baulichen Anlagen mit einer
maximalen Hohe Uber Normalhdhennull (G.NHN.) festgesetzt.

Die maximal festgesetzte Firsththe (FHmax) in dem sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung ,Einzelhandel® sowie die zulassige Hohe der Werbeanlagen werden
gemessen uber Normalhdhennull (.NHN.).

Grundsatzlich gelten die in der Planzeichnung (Teil A) festgesetzten Firsthbhen (FHmax) und
Anlagenhdhen (vgl. Ziff. 5.3). Diese entsprechen zum Grof3teil der innerhalb des
Plangebietes bestehenden Bebauung und erméglichen die Umsetzung von Gebauden mit
einer Hohe von ca. 7,50 m Uber Geléandeoberfléache.

Fur bestimmte Bereiche sind Aushnahmen wie nachfolgend festgesetzt zulassig:

Von der festgesetzten Firsthhenbegrenzung ausgenommen sind betriebsbedingte
technische Anlagen, Anlagen fir Liftung und Kuhlung, Schornsteine und betriebsbedingte
Antennenanlagen sowie untergeordnete Bauteile. Durch v.g. Anlagen und Bauteile ist eine
Uberschreitung der maximalen Firsthtéhe (FHmax) um bis zu 2,00 m zulassig.

Die einheitliche Wahl der Hohenfestsetzungen tber Normalhéhennull (4.NHN.) wird gewahlt,
um zu gewahrleisten, dass sich die geplanten Gebaude in ihrer Geb&udehthe Uber
Normalhéhennull (0.NHN.), trotz der moglicherweise bewegten Topografie an die
angrenzende Bestandsbebauung anpassen. Die Festsetzung von unterschiedlichen
Hohenbezugspunkten (HBP) ist nur schwer umsetzbar, da selbst eine geringflgige
Verschiebung der jeweiligen HOhenbezugspunkte bereits deutlich andere Geb&udehdhen
ergeben wirden. Die maximale Hohenfestsetzung tber Normalhéhennull (.NHN.) lasst sich
eindeutig nachvollziehen und einhalten.

Auf die Festsetzung einer maximalen zuléassigen Anzahl der Vollgeschosse wird hinsichtlich
der kinftigen Nutzung innerhalb des Sonstigen Sondergebietes verzichtet. Durch die
GroRRenbeschrankung einer maximal zulassigen Firsthbhe (FH) in Bezug Uber
Normalhéhennull (0.NHN.) wird eine ausreichende Begrenzung der kiinftigen Bebauung
vorgenommen. Fir eine explizite Festsetzung einer zuldssigen Anzahl von Vollgeschossen
wird keine stadtebauliche Notwendigkeit gesehen.

Durch die Festsetzung einer maximal zuldssigen Firsththe (FHmax) fir die Gebaude
innerhalb des Plangebietes wird dennoch sichergestellt, dass durch die kiinftige Bebauung
keine UnverhaltnismaRigkeiten entstehen, die die angrenzende Bebauung negativ
beeintrachtigen.

5.2 Gewerbegebiet (GE)
(8 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO)

Der sudliche Teilbereich des Plangebietes wird als Gewerbegebiet (GE) gem. § 8 BauNVO
festgesetzt.

Entgegen des Ursprungsbebauungsplanes Nr. 69, der in diesem Bereich ein Sonstiges
Sondergebiet ,Einkaufszentrum® festsetzt, ist die Flache des Plangebietes nicht durch
Einzelhandelseinrichtungen gepragt. Entsprechend der bestehenden Nutzungen sowie der
planerischen Zielvorstellung wird fur die sddliche Teilflache des Plangebietes ein
Gewerbegebiet gemalR § 8 BauNVO festgesetzt.
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5.2.1 Art der baulichen Nutzung
(8 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO)

Innerhalb des festgesetzten Gewerbegebietes (GE) sind die ausnahmsweise zuldssigen
Nutzungen gem. 8 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO (Vergniigungsstatten) nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes.

Der vorgenommene Ausschluss ist erforderlich, um die Nutzungen innerhalb des
Plangebietes sowie die unmittelbar angrenzenden Nutzungen vor moglichen
Beeintrachtigungen durch die Vergniigungsstétten zu schutzen.

Die unmittelbare Nahe von Vergnugungsstatte zu gréReren Einzelhandelseinrichtungen mit
viel Kundenverkehr, vor allem auch von Familien mit Kindern sowie zur innerhalb des
Gewerbegebietes bestehenden Volkshochschule ist stddtebaulich nicht vertretbar.

In dem Gewerbegebiet (GE) ist die Unterbringung von kleinflachigen Einzelhandelsbetrieben
mit einer Gesamtverkaufsflache von 300 m2 zulassig.

Innerhalb des Gewerbegebietes ist der Verkauf von Waren mit stark zentrentragender
Bedeutung (Oberbekleidung, Schuhe/Lederwaren, Uhren/Schmuck/Optik) als
Randsortimente auf einer den (dbrigen Verkaufsflichen des Betriebes deutlich
untergeordneten Flache von maximal 20% der Verkaufsflachen ausnahmsweise zulassig.

Die innerhalb des sidlichen Plangebietes bestehenden Nutzungen (Jugendbildungsstatte)
werden durch die Festsetzung eines Gewerbegebietes (GE) gem. § 8 BauNVO dauerhatft in
ihrem Bestand gesichert. Aufgrund der ortlichen Pragung des Umfeldes wird fir die
Teilflaiche eine Gesamtverkaufsflache von 300 m?2 zugelassen, um eine geringflgige
Entwicklung in Bezug auf die Einzelhandelseinrichtungen im Bereich der Heinrich-Hertz-
Stral3e zu ermoglichen.

Um sicherzustellen, dass die moéglichen Warensortimente innerhalb des Gewerbegebietes
keine Auswirkungen auf die Innenstadtstruktur der Stadt Ratzeburg haben wird, der Verkauf
von Waren mit zentrentragender Bedeutung auf einen geringen prozentualen Anteil
beschrankt.

5.2.2 Mal der baulichen Nutzung

Um die Flachen innerhalb des Plangebietes entsprechend ihrer geplanten Nutzungen und
Anforderungen optimal ausnutzen zu kdénnen, werden flir das Gewerbegebiet differenzierte
Festsetzungen zur maximal zulassigen Firsthohe (FHmax) getroffen.

5.2.2.1Bauweise und Baugrenzen
(8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, 88 22 + 23 BauNVO)

In dem Gewerbegebiet (GE) sind in der abweichenden Bauweise [a] gemald § 22. Abs. 4
BauNVO Gebaude mit einer Lange Uber 50,0 m innerhalb der festgesetzten Bauflache
zulassig.

In dem Gewerbegebiet (GE) ist die Errichtung von Geb&auden ohne bzw. mit verringerten
gesetzlichen Grenz- und Abstandsflachen entsprechend der in der Planzeichnung (Teil A)
festgesetzten Baugrenzen zulassig.

Die Lage der Baugrenzen innerhalb des festgesetzten Gewerbegebietes (GE) umfasst den
Gebéaudebestand innerhalb des sidlichen Plangebietes, um diesen planungsrechtlichen
abzusichern und dauerhaft erhalten zu kénnen. Eine Verringerung der gesetzlichen Grenz-
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und Abstandsflachen in der abweichenden Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO ist
erforderlich, um den Gebaudebestand dauerhaft zu sichern. Entsprechend der festgesetzten
Baugrenzen des Ursprungsbebauungsplanes wird im 0stlichen Bereich des
Gewerbegebietes (GE) die Moglichkeit einer geringfligigen baulichen Erweiterung des v.g.
Bereiches vorgesehen.

5.2.2.2 Grundflachenzahl
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und 8§ 16 und 19 BauNVO)

Fur die bestehenden Nutzungen innerhalb des Gewerbegebietes sowie unter
Berucksichtigung einer maRvollen Entwicklungsmaoglichkeit wird eine Grundflachenzahl von
0,6 festgesetzt.

Die Flache des Gewerbegebietes umfasst die im sudlichen Plangebiet bestehenden
Gebaude. Die v.g. GroRBenbeschrankung ist erforderlich, um die Bestandsbebauung
planungsrechtlich zu sichern. Die festgesetzte Grundflachenzahl bleibt unter der Obergrenze
fur die Bestimmung des Mal3es der baulichen Nutzung gem. 8 17 BauNVO und passt sich in
die Umgebung der groR3flachigen Einzelhandelseinrichtungen des nérdlichen Sondergebietes
mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel” ein, ohne diese zu beeintrachtigen.

5.2.2.3 Stellplatzflachen und Nebenanlagen
(89 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12, 14 und 19 Abs. 4 Nr. 3 BauNVO)

Die zulassige Grundflache (GRZ) innerhalb des Gewerbegebietes darf durch Stellplatze,
Uberdachte Stellplatze (sog. Carports), Nebenanlagen, Garagen sowie deren Zufahrten und
genehmigungsfreien Anlagen gem. LBO bis zu einer Grundflachenzahl (GRZ) von 1,0
Uberschritten werden.

Grundsatzlich sieht die BauNVO eine Deckelung der Versiegelung durch Stellplatze und
Nebenanlagen bei Erreichen einer GRZ von 0,8 vor. In Ausnahmen darf jedoch hiervon
abgewichen werden, wenn die Uberschreitung mit nur geringfligigen Auswirkungen auf die
natiirlichen Bodenfunktionen verbunden ist und die Einhaltung zu einer wesentlichen
Erschwerung der zweckentsprechenden Grundstiicknutzung fihren wirde (8 19 Abs. 4 Nr. 3
BauNVO). In dem Gewerbegebiet wird eine Uberschreitung bis zu einer Grundflachenzahl
(GRZ) von 1,0 zugelassen.

Die Flache des Gewerbegebietes ist im derzeitigen Bestand bereits vollstandig versiegelt.
Um die baulichen Strukturen innerhalb des Gewerbegebietes planungsrechtlich abzusichern,
wird die v.g. Uberschreitungsregelung fiir Stellplatzflachen und Nebenanlagen innerhalb des
Gebietes zugelassen.

5.2.2.4H6he baulicher Anlagen, Anzahl der Vollgeschosse
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB sowie § 16 Abs. 2 + 3, § 18 und § 20 BauNVO)

Innerhalb des Geltungsbereiches werden die Hohen der baulichen Anlagen mit einer
maximalen Hohe Gber Normalhdhennull (G.NHN.) festgesetzt.

Entsprechend des Ursprungsbebauungsplanes Nr. 69 wird fur die Flache des
Gewerbegebietes (GE) eine differenzierte Festsetzung zur Hohe der baulichen Anlagen
vorgenommen.
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Der im ostlichen Bereich des Gewerbegebietes bestehende hodhere Baukdrper wird
entsprechend seines Bestandes festgesetzt. Die weiteren bestehenden Baukérper werden
ebenfalls entsprechend ihrer bestehenden H6he in die Unterlagen des Bebauungsplanes
aufgenommen. Eine einheitliche maximal zulassige Firsthéhe (FH) fur die Flache des
Plangebietes wirde zu Unverhaltnismafigkeiten innerhalb des Plangebietes fihren.

Die maximal festgesetzte Firsthbhe (FHmax) in dem Gewerbegebiet (GE) sowie die
zulassige Hohen der Werbeanlagen werden gemessen Uber Normalhéhennull (G.NHN.).
Grundsatzlich gelten die in der Planzeichnung (Teil A) festgesetzten maximalen Firsthéhen
(FHmax) und Anlagenhthen (vgl. Ziff. 5.3).

Fur bestimmte Bereiche sind Ausnahmen wie nachfolgend festgesetzt zulassig: Von der
festgesetzten Firsthhenbegrenzung ausgenommen sind betriebsbedingte technische
Anlagen, Anlagen fuar Liftung und Kuahlung, Schornsteine und Dbetriebsbedingte
Antennenanlagen sowie untergeordnete Bauteile. Durch v.g. Anlagen und Bauteile ist eine
Uberschreitung der maximalen Firsthbhe (FHmax) um bis zu 2,00 m zulassig. Die
einheitliche Wahl der Hohenfestsetzungen Uber Normalhdéhennull (G.NHN.) wird gewahit, um
zu gewahrleisten, dass sich die geplanten Gebaude in ihrer Gebaudehohe Uber
Normalh6hennull (U0.NHN.), trotz der mdoglicherweise bewegten Topografie an die
angrenzende Bestandsbebauung anpassen. Die Festsetzung von unterschiedlichen
Hohenbezugspunkten (HBP) ist nur schwer umsetzbar, da selbst eine geringflgige
Verschiebung der jeweiligen Hohenbezugspunkte bereits deutlich andere Geb&udehdhen
ergeben wirden. Die maximale Héhenfestsetzung tber Normalhéhennull (.NHN.) lasst sich
eindeutig nachvollziehen und einhalten.

5.3  Werbeanlagen

Werbeanlagen an Gebauden sind nur an der Statte ihrer Leistung zuldssig.
Unzuldssig sind Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht.

Die Beleuchtung von Werbeanlagen ist au3erhalb der Betriebszeiten auszuschalten.

Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes ist die Uberschreitung der festgesetzten Firsthdhe
durch Werbeanlagen im Bereich der Dachflachen um bis zu 2,00 m zul&ssig.

Innerhalb des sonstigen Sondergebietes ,groRflachiger Einzelhandel“ sind im Bereich der
Zu- und Ausfahrt insgesamt zwei freistehende Werbepylonen mit mehreren Werbetafeln fur
die Einzelhandelsnutzungen des sonstigen Sondergebietes bis zu einer maximalen
Gesamthohe von 51,00 m G.NHN. zuldssig. Die Hohe der freistehenden Werbeanlage wird
gemessen Uber Normalhéhennull bis zur Oberkante der freistehenden Werbeanlage.

In dem Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel” ist die Errichtung
eines freistehenden Werbepylons mit einer Gesamththe von 56,50 m G.NHN. innerhalb des
in der Planzeichnung (Teil A) markierten Bereiches zulassig. Die zulassige Hohe des
freistehenden Werbepylons entspricht in etwa der Hohe des innerhalb des Plangebietes
bestehenden Geb&udeturms inklusive der darauf errichteten Werbeanlagen. Um die
derzeitige Fernwirkung der bestehenden Werbeanlagen auf dem Turm innerhalb des
Plangebietes weiterhin zu ermdglichen, wird in einem begrenzten Bereich die Errichtung
eines freistehenden Werbepylons zugelassen. Der kinftige Werbepylon ersetzt somit
entsprechend des Bestandes die erhdohten Werbeanlagen innerhalb des Sonstigen
Sondergebietes ,Einzelhandel.

Freistehende Werbepylonen im rickwartigen Bereich des Sonstigen Sondergebietes zum
Flurstick 167 sind unzulassig.
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Hinweisschilder fur die Lage der Zu- und Ausfahrten sind in den entsprechenden
Nahbereichen zulassig.

Fahnenmasten mit innenliegenden Zugseilen sind zu Werbezwecken zul&assig.

Werbeanlagen dienen dazu, dass Betriebe auf sich aufmerksam machen. Sie kdnnen damit
dazu beitragen, lebendige und wirtschaftlich florierende Ortsteile zu schaffen. Allerdings sind
aufgrund des Ortsbildes fir das Erscheinungsbild der Gebdude Festsetzungen zu den
Werbeanlagen zu treffen. So soll sichergestellt werden, dass Werbung nicht dominiert und
dass sie in einem vertraglichen Verhaltnis zu dem Gebaude und der Umgebung steht.

Werbeanlagen sollen zweckbedingt eine moglichst grof3e Fernwirkung entfalten. Damit
verbunden ist gleichzeitig ein besonderes Risiko fur das Ortsbild. Aus diesem Grund werden
die Werbeanlagen in Art und GroRRe auf ein absolut notwendiges und nicht stérendes Malf3
beschrankt.

5.4 Mit Rechten zu belastende Flachen

Entsprechend des Ursprungsbebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg wird im sidlichen
Teil des Plangebietes auf dem Flurstick 27/61 ein Geh- und Fahrrecht zu Gunsten des
Flurstiickes 64 festgesetzt, um dieses auch riickwartig erschlieen zu kénnen.

Durch die Mdoglichkeit einer separaten Zu- bzw. Ausfahrt im rickwartigen Bereich des
Sonstigen Sondergebietes besteht die Mdoglichkeit die innerhalb des Plangebietes
bestehenden Einzelhandelseinrichtungen zu beliefern ohne die Stellplatzanlage mit dem sich
darauf befindenden Kundenverkehr queren zu missen.

5.5 Flache fur Ver- und Entsorgung

Im sidostlichen Teil des Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung
,Einzelhandel* wird im Bereich der Max-Planck-StraRe eine Flache fir Ver- und
Entsorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung ,Wertstoffsammelstelle® festgesetzt. Die v.g.
Flache ermdglicht das Aufstellen von Wertstoffsammelbehéltern und ist in diesem Bereich
unmittelbar Uber die Max-Planck-StraBe sowie Uber die Kundenstellplatzanlage der
Einzelhandelseinrichtungen erreichbar.

5.6 VerkehrserschlieBung

Die HaupterschlieBung des Plangebietes erfolgt wie in der Bestandssituation bislang Uber
die Heinrich-Hertz-Stral3e.

Fur das Sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel® wird im Bereich
der Heinrich-Hertz-StraRe sowie der Max-Planck-Stral3e jeweils ein Bereich fur die kinftige
Ein- bzw. Ausfahrt festgesetzt. Durch die beidseitige ErschlieBungsmoglichkeit der v.g.
Flache wird sichergestellt, dass ein ungehindertes Abbiegen und Auffahren auf die
Offentlichen StraRenverkehrsflachen maoglich ist.

Das festgesetzte Gewerbegebiet (GE) wird wie bislang tber die Stral3enverkehrsflache der
Max-Planck-Stral3e sowie im weiteren Verlauf Gber die Heinrich-Hertz-StralR3e erschlossen.
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6. Umweltprifung

Die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg wird als ein
bauplanungsrechtliches Vorhaben nach Anlage 1 Nr. 18.8, in Verbindung mit Nr. 18.6 UVPG
eingestuft (= ,Bau eines Einkaufzentrums, eines grof3flichiger Einzelhandelsbetriebes oder
eines sonstigen grol¥flachigen Handelsbetriebes im Sinne des § 11 Abs. 3 Satz 1 der
Baunutzungsverordnung mit einer Geschol3fliche von 1.200 m? oder mehr, fiir den [...] in
sonstigen Gebieten ein Bebauungsplan aufgestellt, geandert oder ergénzt wird®).

Da der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren nach 8§ 13a BauGB durchgefiihrt
werden soll, ist hierfir eine allgemeine Vorprifung des Einzelfalls notwendig (sog.
,Screening’).

Hierbei handelt es sich um eine (berschlagige Priifung, ob das planungsrechtlich so
vorbereitete Vorhabens erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach §
12 UVPG zu bericksichtigen waren. In diesem Fall ware gem. § 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB
ein entsprechendes beschleunigtes Verfahren nicht méglich!

Die Einzelfallprifung (Screening) liegt als Anlage der Begrindung bei und kommt zu dem
Ergebnis, dass das geplante Vorhaben voraussichtlich nicht zu erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen fihrt und somit keine Pflicht zur Prifung der Umweltvertraglichkeit
besteht.

7. Immissionschutz

Im Nahbereich des Plangebietes zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 befindet sich
ein  Stlckgutlager fur Pflanzenschutzmittel, Dulngemittel und landwirtschaftliche
Bedarfsmittel. Dieses Lager unterliegt nach dem Storfallgesetz den erweiterten Pflichten. Bei
Planungen von schutzbedurftigen Gebieten (u.a. Grol¥flachiger Einzelhandel) im Umfeld
derartiger Betriebsbereiche sind ausreichende Schutzabstande zu bertcksichtigen.

Im Rahmen der  Entwicklung des

.Gewerbegebietes Neuvorwerk® der Stadt
Ratzeburg im sudlichen Bereich des
Storfallbetriebes wurde durch die ,weyer
gruppe“ ein Gutachten zur Bestimmung des
angemessenen Abstandes gemaR KAS 18
fur das Gewerbegebiet Neuvorwerk der Stadt
Ratzeburg erstellt. In das vollstdndige
Gutachten kann im Rathaus der Ratzeburg
Einsicht genommen werden.

Abbildung 5 Luftbild Plangebiet + Stérfallbetrieb, Quelle: www.google Earth

Da das geplante ,Gewerbegebiet Neuvorwerk® ahnliche Abstdande zu dem bestehenden
Storfallbetrieb im Bereich der Bahnhofsallee aufweist, wie das Plangebiet kann das
erarbeitete Gutachten in Bezug auf das geplante Vorhaben der 1. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 69 herangezogen werden.
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Auszug des Gutachtens zur Bestimmung des angemessenen Abstandes geméafd KAS 18 fir
das Gewerbegebiet Neuvorwerk der Stadt Ratzeburg

Zur Begrenzung von Unfallfolgen fir Mensch und Umwelt aufgrund schwerer Unfélle mit
gefahrlichen Stoffen fordert der Artikel 12 der Seveso-lI-Richtlinie, angemessene Abstande
zwischen Betriebsbereichen und schutzbedirftigen Gebieten im Sinne der Richtlinie mit den
Mitteln der Raum- und Flachenplanung langfristig sicherzustellen.

Die Uberwachung der Ansiedlung betrifft nach Art. 12 Abs. 1 Satz 2:
a)  Ansiedlung neuer Betriebe
b)  Anderungen bestehender Betriebe im Sinne des Art. 10

c) Neue Entwicklungen in der Nachbarschaft bestehender Betriebe wie beispielsweise
Verkehrswege, Ortlichkeiten mit Publikumsverkehr, Wohngebiete, wenn diese
Ansiedlungen oder Malinahmen das Risiko eines schweren Unfalls vergrof3ern oder
die Folge eines solchen Unfalls verschlimmern kdénnen.

Das im Satz 3 des Art. 12 formulierte Abstandsgebot fordert, dass die Mitgliedsstaaten dafur
sorgen, dass ,langfristig dem Erfordernis Rechnung getragen wird, dass zwischen den unter
die Richtlinie fallenden Betrieben einerseits und schutzbediirftigen Gebieten, wie

e Wohngebieten,
o Offentlich genutzten Gebauden und Gebieten,
e Wichtigen Verkehrswegen sowie

o Freizeitgebieten und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders
wertvollen bzw. besonders empfindlichen Gebieten andererseits

ein angemessener Abstand gewabhrt bleibt und dass bei bestehenden Betrieben zusatzliche
technische Malinahmen nach Artikel 5 ergriffen werden, damit es zu keiner Zunahme der
Gefahrdung der Bevolkerung kommt.

Eine Unterschreitung der Abstandsempfehlungen macht ein Vorhaben nach der
Rechtsprechung des EuGH und des BVerwG nicht unzulassig. Vielmehr ist dann ein einem
weiteren Schritt zu priifen, ob das Vorhaben unter Berticksichtigung ,sozio-0konomischer
Faktoren” dennoch zugelassen werden kann. Hierzu bedarf es einer nachvollziehenden
Abwégung.

Auf Grundlage des Gutachten der ,weyer gruppe“ zum bestehenden Stérfallbetrieb an der
Bahnhofsallee ergibt sich ein angemessener Abstand von schutzwirdigen Nutzungen von
550 m. Zwar weist das Vorhaben der 1. Anderung des Bebauungsplanes lediglich eine
Entfernung von ca. 250 m zu dem Betriebsgelande des Storfallbetriebes auf, allerdings
werden nach planerischer Einschatzung keine Entwicklungen planungsrechtlich vorbereitet,
die das Risiko eines schweren Unfalls vergrofiern oder die Folgen eines solchen Unfalls
verschlimmern kénnten.
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Zum derzeitigen Zeitpunkt geht die Stadt Ratzeburg davon aus, dass zusatzliche
SchutzmalRnahmen nicht erforderlich werden, da bei der Umstrukturierung der bestehenden
Einzelhandelsnutzungen u.a. auch ein sozio-6konomischer Faktor zum Tragen kommt.

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens gemalR § 4 Abs. 2 BauGB zur 1. Anderung und
Erganzung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg hat das Landesamt fir
Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume in seiner eingereichten Stellungnahme vom
26.08.2016 eine MaRnahmenempfehlung fur den Bereich des Plangebietes hinsichtlich des
bestehenden Storfallbetriebes wie nachfolgend aufgefiihrt.

Der hohe Publikumsverkehr durch Nutzer der Lebensmitteldiscounter und
Lebensmittelvollsortimenter im Umfeld des Betriebsbereiches des Pflanzenschutzmittellagers
der Fa. ATR Ratzeburg stellt eine schutzbediirftige Personengruppe im Sinne Art. 12 Seveso
Il RL dar.

Innerhalb des angemessenen Abstandes sind Nutzungen mit hohem Publikumsverkehr
jedoch nicht auszuschlieBen. Aus diesem Grund wird empfohlen, zum Schutz dieser
Personengruppe (Kunden) eine Festsetzung als organisatorische
MaBnahmenempfehlung in die Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 mit
aufzunehmen.

Es ist das Personal der Lebensmittelvollsortimenter und Lebensmitteldiscounter regelmanig,
einmal jahrlich tber das richtige Verhalten im Falle eines Storfalls (Brand im benachbarten
Betriebsbereich) zu informieren, damit schutzbedirftige Personengruppen im Ereignisfall
umfanglich informiert werden kénnen. In die Informationskette ist auch der Kundenparkplatz
einzubeziehen.

Die Information Uber das richtige Verhalten im Stoérfall ist der Information gem. § 11
Storfallverordnung zu entnehmen, die regelmaRig durch den Betreiber des Betriebsbereiches
zugestellt wird. Sie ist auch jederzeit beim Betreiber erhaltlich.

Um fir den kinftigen Kundenverkehr der Einzelhandelseinrichtungen einen sicheren
Aufenthalt innerhalb des Plangebietes gewéhrleisten zu kdnnen, wird ein entsprechender
Hinweis in die Unterlagen des Bebauungsplanes aufgenommen. Fir eine Festsetzung als
organisatorische Malnahmen besteht auf Grundlage des Baugesetzbuches keine
verfigbare Rechtsgrundlage. Durch eine diesbeziigliche Erganzung im stadtebaulichen
Vertrag zwischen dem Vorhabentréger und der Stadt Ratzeburg wird die Durchfiihrung einer
regelmafigen Unterweisung sichergestellt.

7.1 Von der Planung ausgehende Emissionen

Die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg sieht eine
Umstrukturierung der bestehenden Nutzungen innerhalb des Plangebietes vor.

Das Umfeld des Plangebietes wird durch den Bebauungsplan Nr. 14 ebenfalls als sonstiges
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Einzelhandel gem. 8 11 Abs. 3 BauNVO sowie als
Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO festgesetzt.

Innerhalb des naheren Umfeldes des Plangebietes befinden sich 1 Betriebsleiterwohnung
einer Kfz-Werkstatt, zwei Werkswohnungen eines Entsorgungs-Fuhrbetriebes sowie ein
Betriebsleiterwohnhaus eines Tischlereibetriebes.

Aufgrund der Lage der Betriebswohnungen innerhalb von Gewerbegebieten besteht fir
diese Wohnnutzungen ein geringerer Schutzanspruch als fir allgemeine Wohnnutzungen.
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Da die von dem Plangebiet ausgehenden Larmemissionen voraussichtlich nicht hdher sein
werden, als die Emissionen der jeweiligen Gebiete in denen die Betriebsleiterwohnungen
liegen, wurde auf eine umfangreichere schalltechnische Untersuchung im Rahmen der 1.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 verzichtet. Das geplante Vorhaben fiihrt zu keiner
Verstarkung der bislang planungsrechtlich genehmigten, zu erwartenden Emissionen.

Somit kann davon ausgegangen werden, dass es zu keiner Beeintrachtigung der
umliegenden Nutzungen durch die Umstrukturierung des Plangebietes kommen wird.

8. Natur und Landschaft
8.1 Landschaftsplanung

Der Landschaftsplan stellt fir den Geltungsbereich mit seinem Uberwiegenden Umfeld als
Gewerbegebiet dar (vgl. folgende Abbildung). Auf das westlich unmittelbar abgrenzende
Biotop Nr. 2 sowie die westlich unmittelbar angrenzende Allee wird in Kapitel 8.3 naher
eingegangen.

Konkrete Ziele und MalRBhahmen fir den Geltungsbereich werden im Landschaftsplan nicht
dargestellt.

Fur den Geltungsbereich existiert kein Griinordnungsplan.
AN = 7

Abbildung: Ausschnitt Landschaftsplan

8.2 Eingriffsregelung

Durch den Bebauungsplan werden Veranderungen der Gestalt und/oder Nutzung von
Grundflachen festgesetzt, die grundsatzlich zu erheblichen Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft sowie Landschaftsbild fihren kbnnen. Somit werden Eingriffe in Natur und
Landschaft planerisch vorbereitet.

Im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan ist daher gemal & la Abs. 3 BauGB
grundséatzlich die Eingriffsregelung anzuwenden und zusammen mit den Belangen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege im Rahmen der Aufstellung des Bauleitplanes im
Rahmen der Abwagung zu bericksichtigen.

Im Folgenden erfolgt eine kurze Darstellung und Bewertung der sich voraussichtlich
ergebenden Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft in systematischer Anlehnung an
den gemeinsamen Runderlasses des Innenministeriums und des Ministeriums flr
Energiewende, Umwelt und landliche Raume vom 09. Dezember 2013, Verhéltnis der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht' (IMMEULRSH 2013).

HINWEIS: Da es sich bei dem vorliegenden Bauleitplan um einen sog. Bebauungsplan der
Innenentwicklung gem. 8§ 13 a BauGB handelt, muss fir die sich ggf. ergebenden
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erheblichen Beeintrdchtigungen gemal § 13a (2) Satz 4 BauGB jedoch zusammenfassend
kein Ausgleich erbracht werden.

Schutzgut Boden

Fir den ,alten' Bebauungsplan war fur das Sondergebiet im Geltungsbereich ein
Versiegelungsrad von 90 % zulassig (gem. textlich festgesetzter Uberschreitungsregelung
bis zu einer GRZ von 0,9). Dies entspricht auch tGberschlagig der Ist-Situation.

Aufgrund der Beibehaltung einer festgesetzten ,Uberschreitungsregelung‘ bis zu einer GRZ
von 0,9 fur das Sondergebiet, einer Erhéhung auf 1,0 fir das Gewerbegebiet und
Teilumwandlung von Sondergebietsflache in Flache fur Ver- und Entsorgung (hierdurch mehr
Bodenversiegelung) sowie der Teilumwandlung von Sondergebietsflache in Griinflache
(hierdurch weniger Bodenversiegelung) ist tberschlagig und zusammenfassend zukinftig mit
einem unverédnderten Bodenversiegelungsrad zu rechnen.

Innerhalb der festgesetzten Stral3enverkehrsflache ergeben sich hinsichtlich der derzeitigen
planungsrechtlichen Situation keine Veranderungen (gem. Festsetzung B-Plan 14 (neu)
ebenso StralRenverkehrsflache.

Schutzgut Wasser

Gegentber den bisherigen Festsetzungen ist mit keinem zusatzlichen Anfall von
Niederschlagswasser und damit Beeintrdchtigungen zu rechnen (vgl. oben Schutzgut
Boden).

Aufgrund der Anderung der Grundnutzungen ist i.d.R. hinsichtlich des Gehaltes an
Belastungsstoffen ebenso nicht mit dem Anfall von problematischerem Niederschlagswasser
zu rechnen. Erhebliche Beeintrachtigungen sind bei regelgerechter Behandlung des
Niederschlagswassers nicht zu erwarten.

Schutzgut Klima / Luft

Gegenuber der derzeitigen Situation und planungsrechtlichen Mdglichkeiten ist durch den
voraussichtlichen dberwiegenden Erhalt der raumwirksamen Gehdlzstrukturen und
Grunflachen, der geplanten und neu festgesetzten DurchgrinungsmaflRnahmen
(Baumpflanzungen in der Stellplatzanlage) und der Beibehaltung zulassiger Baumassen
grundsétzlich nicht mit einer Erhdhung stadtklimatischer Effekte oder den Verlust von
Strukturen  mit  lufthygienischer  Ausgleichsfunktion  zu  rechnen. Erhebliche
Beeintrachtigungen sind zusammenfassend aufgrund der ortlichen Situation nicht erkennbar
zu erwarten.

Schutzgut Landschaftsbild

Gegentber der derzeitigen Situation und den bestehenden planungsrechtlichen Mog-
lichkeiten ist aufgrund des Erhaltes der wertgebenden Grinstrukturen und der weitgehenden
Beibehaltung der baulichen Entwicklungsmdglichkeiten durch die Anderung des
Bebauungsplanes mit keinen Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes zu rechnen.

Schutzgut Geféhrdete Arten und angrenzende Lebensrdume

Hinweise auf gefdhrdete Arten liegen nicht vor. Das Risiko von erheblichen
Beeintrachtigungen wird nach planerischer Einschatzung als auf3erst gering bewertet (vgl.
Kapitel 8.5).

Erhebliche Beeintrachtigungen angrenzender Lebensrdume sind ebenso nicht erkennbar
(vgl. Kapitel 8.3).

Schutzgut Flachen und Landschaftsteile mit besonderer Bedeutung fiir den Naturschutz
Teilbereiche des Geltungsbereiches werden aufgrund der weitgehend bestehenden
naturnahen Gehdlzstrukturen als Flachen bzw. Landschaftsteile mit besonderer Bedeutung
fur den Naturschutz bewertet. Diese Flachen werden entsprechend der bisherigen
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Festsetzungen zum Erhalt festgesetzt (vgl. Kapitel 8.7). Erhebliche Beeintrachtigungen sind
somit nicht erkennbar zu erwarten.

8.3 Besonderer Schutz bestimmter Teile der Natur
Fur die Stadt Ratzeburg existiert keine Baumschutzsatzung.

Bei der Baumreihe entlang der Heinrich-Hertz-Stral3e innerhalb der festgesetzten
StralRenverkehrsflache handelt es sich um eine geschiitzte Allee gem. 830 BNatSchG i.vV.m.
§ 21 Abs. 1 Zziffer 3 LNatSchG (vgl. Ziffer 2.2). Durch die Festsetzung einer privaten
Grunflache mit der Zweckbestimmung ,Gestaltungs- und Schutzgrin® zwischen Sondergebiet
und Stral3enverkehrsflache sollen und kdnnen potentiell erhebliche Beeintrachtigungen
durch bauliche Anlagen bei der Umnutzung des Sondergebietes im Kronentraufbereich
vermieden werden.

Bei den Geholzstreifen entlang der westlich angrenzenden stillgelegten Bahnlinie (= Biotop
Nr. 2 gem. Darstellung Landschaftsplan, vgl. Darstellung / Abbildung in Kapitel 8.1) handelt
es sich um einen geschutzten Knick / Redder gem. 830 BNatSchG i.vV.m. § 21 Abs. 1 Ziffer 4
LNatSchG (vgl. Ziffer 2.2). Durch die vorliegende Anderung des Bebauungsplanes sind keine
erheblichen Beeintrachtigungen zu erwarten.

Sonstige geman Kapitel 4 Abschnitt 1 BNatSchG bzw. LNatSchG geschiitzte Teile von Natur
und Landschaft befinden sich ansonsten nicht innerhalb des Geltungsbereiches bzw. dessen
Wirkbereich.

8.4 Natura 2000

Innerhalb des Wirkungsbereiches des Plangebietes befinden sich keine Gebiete des sog.
,Netzes Natura 2000’.

8.5 Artenschutz

Die Geholzstrukturen sowie ggf. auch bauliche Anlagen des Plangebietes (Gebaudebriter)
kébnnen flr planungsrelevante geschitzte Tierarten trotz der Lage im verdichteten
Siedlungsverbund eine pot. Funktion als Vermehrungs-, Nahrungs- und Rickzugshabitat
haben. Bei den folgenden Darstellungen handelt es sich um eine planerische Einschatzung,
die nicht durch ndhere Untersuchungen oder eine fachlich abgesicherte
Potentialabschatzung abgesichert ist. Konkrete Hinweise oder Daten zu entsprechenden
Tierarten liegen nicht vor.

Eine potentielle Bedeutung gilt insbesondere fir Végel. Mit Ausnahme der Beseitigung von
punktuellen Einzelbaumen sind aufgrund des Erhalt insbesondere der flachenhaften
Geholzstrukturen voraussichtlich keine Vogel betroffen. Unter weiterer MalRgabe der
Berlcksichtigung der gesetzlichen Bestimmungen (Bauzeitenmanagement gem. 8§ 27 a
LNatSchG - kein Gehdlzschnitt —beseitigung in der Zeit vom 1. Marz bis 30. September)
werden somit voraussichtlich keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestédnde planungs-
rechtlich vorbereitet.

Bei den grundsétzlich geschiitzten Fledermdusen ist insbesondere fir die in Siedlungen
allgemein verbreiteten Arten Breitfligelfledermaus und Zwergfledermaus eine Nutzung
insbesondere als Sommerquartier und als Jagdhabitat pot. mdglich (in bzw. an Gebauden
bzw. entlang der Gehdlzstrukturen). Die Festsetzungen des Bebauungsplanes bedeuten vor
dem Hintergrund der insgesamt geringen FlachengroRe jedoch voraussichtlich keine
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wesentliche Einschréankung des insgesamt nutzbaren Jagdraumes, so dass Lokal-
populationen der Umgebung voraussichtlich nicht erheblich beeintréchtigt werden.

Zur Vermeidung von potentiellen Verbotstatbestdnden (hier Totungsverbot) bei
Gebaudebritern (Vogel) sowie bei Fledermausen (Sommerquartiere) sollten die Gebaude
grundsétzlich hinsichtlich des Vorkommens von Flederméausen untersucht werden sowie der
Abriss von Gebauden bevorzugt im Winterhalbjahr erfolgen. Bei einem Vorkommen kdnnen
Verbotstatbestande i.d.R. durch so genannte ,CEF-Mallnahmen’ (= vorgezogenen
artenschutzrechtliche AusgleichsmalBhahmen wie z.B. Schaffung von Ersatzquartieren)
sowie ein abgestimmtes Bauzeitenmanagement vermieden werden.

Das Vorkommen planungsrelevanter geschutzter Pflanzenarten ist aufgrund der Lage und
Standortfaktoren mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit nicht anzunehmen.

8.6 MalRnahmen und Flachen fir MaRnahmen des Naturschutzes

Die Festsetzung entsprechender MaRnahmen bzw. Flachen erscheint stadtebaulich derzeit
nicht erkennbar erforderlich.

8.7 Pflanz- und Erhaltungsgebote

Insgesamt soll durch die u.g. Anpflanzgebote eine gestalterisch wirksame ‘Durchgrinung’
erreicht und das Planungsgebiet zukinftig moglichst wirkungsvoll in die Umgebung integriert
werden. Neben einem gewissen ,Naturerleben® auch im Bereich des unmittelbaren Lebens-
und Arbeitsumfeldes der hier zukiinftig lebenden und arbeitenden Menschen, sollen sich
hierdurch auch positive Wirkungen gegentber den Schutzgutern Luft, Klima sowie Pflanzen
und Tiere ergeben.

In Ubereinstimmung mit der bisherigen Festsetzung wird ein Einzelbaum an der Heinrich-
Hertz-StraRe (Laubbaum, ca. 35 cm Stammdurchmesser und 8,0 m Kronendurchmesser)
zum Erhalt festgesetzt. Die im Erganzungsbereich liegende Baumreihe (vgl. Kapitel 8.3)
innerhalb der hier festgesetzten Stra3enverkehrsflache wird ebenso zum Erhalt festgesetzt.

In Ubereinstimmung mit den bisherigen Festsetzung werden die linearen Geholzbestande
aus Uberwiegend standortheimischen Knickgehélzen an der nordlichen und sud-westlichen
Geltungsbereichsgrenze ebenso zum Erhalt festgesetzt. Zur Entwicklung naturnéherer
Strukturen  durfen  hier  nichtstandortheimische  Geholze  beseitigt und durch
standortheimische Gehdlze ersetzt werden.

In Abhangigkeit von der Anzahl der Stellplatze werden innerhalb der grof3flachigen
Stellplatzflache standortgerechte Laubbaumpflanzungen festgesetzt. Die Verteilung bzw.
raumliche Anordnung der Baumpflanzungen wird nicht geregelt und soll den jeweiligen
Eigentimern bzw. Nutzern Uberlassen werden.

Fur eine nachhaltige Entwicklung und Funktionsfahigkeit der Einzelbdume wird neben
baulichen MaRnahmen gegeniber Anfahrschaden ein Wurzelraum von mindestens 12 m3
festgesetzt (z.B. durch offene Baumscheiben, ggf. sind spezielle Pflanzsubstrate und / oder
Baumquartierabdeckungen sowie Bellftungseinrichtungen zu verwenden, um so einen
entsprechenden durchwurzelbaren Raum zu gewahrleisten (vgl. FLL 2005 und 2010%).

Um eine zeitnahe Wirksamkeit der Gehdlzpflanzungen zu ermdglichen, wird auch eine
Mindestpflanzqualitdt und Mindestabstandsflache festgesetzt.

FLL (Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V.) 2005 bzw. 2010: Empfehlungen fir Baumpflanzungen Teil 1 bzw. 2.
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Um eine dauerhafte Funktion samtlicher o.g. Geholzstrukturen zu gewahrleisten, sind
abgangige Gehdlze grundsatzlich nachzupflanzen.

HINWEIS: Bei Gehdlzpflanzungen ist das Nachbarrechtsgesetz in S.-H. insbesondere
hinsichtlich der erforderlichen Grenzabstande gem. § 37 zu beachten!

9. Waldflachen

An der nord-6stlichen Ecke des Geltungsbereiches ragt ein sog. ,Waldschutzstreifen* gem.
8§24 (2) LwaldG um ca. 5m in den Geltungsbereich hinein. Die Darstellung des
Waldschutzstreifens erfolgt als nachrichtliche Ubernahme. Demnach ist es gem. § 24 (1)
LWaldG zur ,Verhitung von Waldbranden, zur Sicherung der Waldbewirtschaftung und der
Walderhaltung, wegen der besonderen Bedeutung von Waldréandern fir den Naturschutz
sowie zur Sicherung von baulichen Anlagen vor Gefahren durch Windwurf oder Waldbrand
[...] verboten, Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuches in einem Abstand von
weniger als 30 m vom Wald (Waldabstand) durchzufihren. Satz 1 gilt nicht fir
genehmigungs- und anzeigefreie Vorhaben gemal § 69 der Landesbauordnung sowie fur
Anlagen des o6ffentlichen Verkehrs, jeweils mit Ausnahme von Gebauden.*

10. Ver-und Entsorgung

Da es sich bei der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg um eine
Uberplanung von bestehenden baulichen Strukturen im Stadtgebiet von Ratzeburg BauGB
handelt, kbnnen die betroffenen Flurstiicke an das vorhandene Ver- und Entsorgungsnetz
der Stadt Ratzeburg angeschlossen werden.

Wasserversorgung

Die Trink- und Brauchwasserversorgung erfolgt aus dem Netz Vereinigten Stadtwerke
(VSG).

Loschwasserversorgung

Die Loschwasserversorgung wird durch eine ausreichende Anzahl an Unterflurhydranten —
im Rahmen der jeweiligen Kapazitaten des Trinkwasserversorgungsnetzes — sichergestellt.

Ein Nachweis erfolgt im Rahmen der ErschlieBungsplanung.

Energieversorgung

Die Versorgung mit Elektroenergie erfolgt durch Anschluss an das Netz der VSG.

Fernmeldeversorgung

Die Anschlisse an das Ortsnetz werden von der Telekom hergestellt.

Schmutz-/ Regenwasserentsorgung

Es ist vorgesehen das anfallende Schmutzwasser in das vorhandene Kanalisationsnetz der
Stadt Ratzeburg zu leiten.

28

GSP Ingenieurgesellschaft mbH « 23843 Bad Oldesloe



Begriindung zur 1. Anderung und Ergénzung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg

Der Entwéasserungsplanung fir das Regenwasser im Plangebiet ist ein Abflussbeiwert von
0,45 zu Grunde zu legen. Das Uber diesen Wert hinaus anfallende Niederschlagswasser ist
auf dem Grundstick zurtickzuhalten bzw. zur Versickerung zu bringen. Durch die
festgesetzte Flachen fir Nebenanlagen ,Versickerungsbecken® ist eine entsprechende
Mafnahme ggf. in Verbindung mit einem Staukanal umsetzbar.

Entsprechende Abstimmungen und Genehmigungen werden bei der Umsetzung des
Vorhabens durchgefiihrt bzw. eingeholt.

Mullentsorgung

Die Millentsorgung des Plangebietes wird durch die Abfallwirtschaft Stdholstein GmbH
sichergestellt. Sie erfolgt Uber die Max-Planck-Stral3e sowie tUber die Heinrich-Hertz-Stral3e-
Die an das Plangebiet anschlieRenden Stral3enverkehrsflachen weisen ausreichende Breiten
fur ein 3-achsiges Miillfahrzeug auf, um das Plangebiet ungehindert zu entsorgen.

Die Stellplatzanlage des Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung
,=Einzelhandel“ ist aufgrund der Anlieferungsbereiche und erforderlichen Wenderadien von
Lastkraftwagen so strukturiert, dass auch ein 3-achsiges Miillfahrzeug ungehindert auf der
Stellplatzanlage wenden kann.

Durch das Geh- und Fahrrecht im sidlichen Bereich des Gewerbegebietes (GE) besteht die
Moglichkeit die baulichen Anlagen innerhalb des Sonstigen Sondergebietes mit der
Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ zu umfahren, ohne erforderliche Wendevorgéange auf der
Kundenstellplatzanlage vorzunehmen.

11. Archéologie, Altlasten, Kampfmittel

Innerhalb des Plangebietes sind keine archéologischen Funde, Altlasten oder Kampfmittel
bekannt.

Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder aufféllige Bodenverfarbungen entdeckt werden,
ist die Denkmalschutzbehodrde unverziglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum
Eintreffen der Fachbehodrde zu sichern. Verantwortlich hier sind gemal3 § 14 DSchG der
Grundstiickseigentimer und der Leiter der Arbeiten.

Stadt Ratzeburg, den Aufgestellt durch:

Der Burgermeister
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Begriindung zur 1. Anderung und Ergénzung des Bebauungsplanes Nr. 69 der Stadt Ratzeburg

Ingenieurgesellschaft mbH

Gosch-Schreyer-Partner
Beratende Ingenieure (VBI)
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Satzung der Stadt Ratzeburg

uber die 1. Anderung und Erganzung des Bebauungsplanes Nr. 69

S.2

Stand: 06.09.2016

"zwischen Heinrich-Hertz-Strale, Gutenbergstralte und Max-Planck-Straf3e"

Planzeichenerklarung

Planzeichen Erlauterungen

Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung

o) Sonstiges Sondergebiet
hier: Einzelhandel

GE Gewerbegebiete

MaR der baulichen Nutzung

Rechtsgrundlagen

§ 9 (1) Nr.1 BauGB

§ 11 BauNVO

§ 8 BauNVO

§ 9 (1) Nr.1 BauGB

§ 16 BauNVO
GRZ 0,4 Grundflachenzahl
FH Firsthdhe als HochstmaR in Meter (iber NHN (Normalhdhennull)
VK Verkaufsflache

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

a Abweichende Bauweise

Verkehrsflachen

StralRenverkehrsflachen

StralRenbegrenzungslinie

Einfahrt / Ausfahrt

VA

Flachen fiir Versorgungsanlagen, fiir die Abfallentsorgung und
Abwasserbeseitigung sowie fiir Ablagerungen;

Anlagen, Einrichtungen und sonstige MaBnahmen,

die dem Klimawandel entgegenwirken

Flachen fiir Ver- und Entsorgungsanlagen

Zweckbestimmung:

@ Wertstoffsammelstelle

Griinflaichen

[(es |

Private Grunflache

Zweckbestimmung:

Gestaltungs- und Schutzgrin

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fiir

MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,

Natur und Landschaft

i

sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewassern
Zweckbestimmung:
@ Siedlungsgehdlz

Erhaltung von Baumen

§ 9 (1) Nr.2 BauGB
§ 22 und § 23 BauNVO

§ 9 (1) Nr.11 und (6) BauGB

§9 (1) Nr.12,14
und (6) BauGB

§ 9 (1) Nr.15 und (6) BauGB

§ 9 (1) Nr.20, 25 BauGB

Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fur Bepflanzungen
und fir die Erhaltung von Baumen, Strauchern und

§ 9 (1) Nr.25b BauGB

]
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Sonstige Planzeichen

=1 Umgrenzung von Flachen fiir Nebenanlagen,
| Stellplatze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen §9 (1) Nr.4, 22 BauGB
St Stellplatze
VS Versickerungsbecken
O Mit Geh- und Fahrrechten zu belastede Flache § 9 (1) Nr.21 BauG

i Y O zugunsten Flurstuck 64

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes § 9 (7) BauGB

k‘j Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung,

z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des Males § 1(4) BauNvVO
der Nutzung innerhalb eines Baugebietes § 16 (5) BauNVO
nommem moglicher Standortbereich fir einen freistehenden § 84 LBO
Werbepolyon
Nachrichtliche Ubernahmen § 9 (6) BauGB
- —— — Waldschutzstreifen § 24 (2) LWaldG

Darstellungen ohne Normcharakter

—— vorh. Flurstlicksgrenze

51 ..
2 vorh. Flursticksnummer

Satzung der Stadt Ratzeburg

vorh. Gebaude

vorh. Gebaude innerhalb des Geltungsbereichs

"zwischen Heinrich-Hertz-Strale, Gutenbergstralte und Max-Planck-Straf3e"

kinftig entfallendes Gebaude

uber die 1. Anderung und Erganzung des Bebauungsplanes Nr. 69

-$-4’55 Oberkante Gelande in ...,.. m (iber NHN (Normalhéhennull)

® Kronenbereich
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Satzung der Stadt Ratzeburg

uber die 1. Anderung und Erganzung des Bebauungsplanes Nr. 69

S.4

Stand: 06.09.2016

"zwischen Heinrich-Hertz-Strale, Gutenbergstralte und Max-Planck-Straf3e"

Teil B - Text

1. Art und MaR der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8, 11 und 16 BauNVO)

1.1  Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel”

1.1.1. Das Sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEzH) gem. § 11 Abs. 3
BauNVO dient vorwiegend der Unterbringung von grof¥flachigen Einzelhandelsbetrieben fiir den
vorwiegend periodischen Bedarf mit untergeordneten Teilflachen fiir den aperiodischen Bedarf
mit einer Gesamtverkaufsflache von 4.400 m2.

1.1.2. In dem Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ (SOEzH) ist ein
Lebensmittelvollsortimenter mit einer maximalen Verkaufsfliche bis 2.200 m?2, ein
Lebensmitteldiscountmarkt mit einer maximalen Verkaufsflache bis 1.200 m? sowie folgende
erganzende Nutzungen ebenfalls zulassig:

Lebensmittelhandwerk, Gastronomie

Drogerien, Apotheken

Dienstleistungsbetriebe

- Gebaude und Raume fir freie Berufe

kleinflachige Einzelhandelsbetriebe

Anlagen und Einrichtungen fur Freizeit
- Bliros, Praxen

1.1.3 In dem Sonstigen Sondergebiet ist ein Textildiscountmarkt mit einer maximalen Verkaufsflache
bis 800 m?i.V.m. Ziffer 2 zulassig.

1.1.4 Zusatzlich zu den oben genannten Verkaufsflachen sind temporar ortsveranderliche
Verkaufsflachen im AuRenbereich bis maximal 100 m? in dem Sonstigen Sondergebiet mit der
Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEzH) zulassig. Diese Verkaufsflache wird nicht auf die v.g.
beschriebene maximale Verkaufsflache von 2.200 m? des Lebensmittelvollsortimenters sowie die
1.200 m? Verkaufsflaiche des Lebensmitteldiscountmarktes innerhalb der ortsunveranderlichen
baulichen Anlagen angerechnet und ist auRerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen
zulassig.

1.1.5 In dem Gewerbegebiet (GE) ist die Unterbringung von kleinflachigen Einzelhandelsbetrieben mit
einer Gesamtverkaufsflache von 300 m? zulassig.

1.1.6 In dem Gewerbegebiet (GE) sind die gem. § 8 Abs. 3 Nr. 3 (Vergnligungstatten) BauNVO
ausnahmsweise zulassigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

2. Zeitlich begrenzte Nutzungen (§ 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

2.1 Die Nutzung des innerhalb des Sonstigen Sondergebietes bestehenden Textildiscountmarktes
ist nur so lange zulassig, bis der bestehende zeitlich befristete Mietvertrag (bis zum 30.11.2033)
fur die betreffenden Raumlichkeiten ablauft.

2.2 Nach Aufgabe des Textildiscountmarktes ist eine Nutzung der v.g. Flachen entsprechend der
gemaR Ziffer 1.1.2 erganzenden Nutzungen zulassig.

3. Ausschluss von Warensortimenten (§ 9 Abs. 1i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO)

3.2 Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel” (SOEzH) ist
der Verkauf von Waren im Sinne der Nr. 3.3 als Randsortimente auf einer den Ubrigen
Verkaufsflachen des Betriebes deutlich untergeordneten Flache von maximal 10 % der
Verkaufsflachen zulassig.

3.2 Innerhalb des Gewerbegebietes (GE) ist der Verkauf von Waren im Sinne der Nr. 3.3 als
Randsortimente auf einer den ubrigen Verkaufsflichen des Betriebes deutlich untergeordneten
Flache von maximal 10 % der Verkaufsflichen ausnahmsweise zulassig.

3.3 Die folgenden Sortimente sind fiir das Stadtzentrum Ratzeburg von stark zentrentragender
Bedeutung:
- Oberbekleidung, Schuhe/ Lederwaren, Uhren/Schmuck/ Optik.
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4.2

4.3

5.2

5.21

53

7.2

IT T L

Hohe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 18 Abs. 1 BauNVO)

Die maximal festgesetzten Firsthéhen (FHmax) sowie fiir die maximale Hohe der Werbeanlagen
werden gemessen uber Normalhdhennull (G.NHN).

Grundsatzlich gelten die, in der Planzeichnung festgesetzten maximalen Firsthéhen (FHmax)
und Anlagenhdhen (siehe Ziffer 9). Fir bestimmte Bereiche sind Ausnahmen wie nachfolgend
zulassig:

Von der festgesetzten Firsthdhenbegrenzung ausgenommen sind betriebsbedingte technische
Anlagen, Anlagen fur Luftung wund Kihlung, Schornsteine und betriebsbedingte
Antennenanlagen sowie untergeordnete Bauteile. Durch die v.g. Anlagen und Bauteile ist eine
Uberschreitung der maximalen Firsthéhe (FHmax) um bis zu 2,00 m zuléssig.

Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 Abs. 4 BauNVO)

In dem sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEzH) sowie dem
Gewerbegebiet (GE) sind in der abweichenden Bauweise [a] gemaR § 22 Abs. 4 BauNVO
Gebaude mit einer Lange Uber 50,0 m innerhalb der festgesetzten Baugrenzen zulassig.

In dem Sonstigen Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel* (SOEzH) ist in der
abweichenden Bauweise innerhalb des Baufensters die Errichtung von Gebauden ohne
gesetzliche Abstandsflachen zueinander zulassig.

Entlang der sudlichen Grundstiicksgrenze zum Flurstliick 147 ist die Errichtung von Gebauden
ohne die gesetzlichen Grenz- und Abstandsflachen zulassig.

In dem Gewerbegebiet (GE) ist die Errichtung von Gebauden ohne bzw. mit verringerten
gesetzlichen Grenz- und Abstandsflachen entsprechend der in der Planzeichnung (Teil A)
festgesetzten Baugrenzen zulassig.

MindestgrundstiicksgroRe (§ 19 Abs. 3 BauGB)

Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung "Einzelhandel" muss die
GroRe des Baugrundstiickes mindestens 14.800 m? betragen.

Stellplatzflichen und Nebenanlagen (§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO)

Die zulassige Grundflachenzahl (GRZ) innerhalb desSondergebietes (SO) darf durch Stellplatze,
Uberdachte Stellplatze (sog. Carports), Nebenanlagen, Garagen sowie deren Zufahrten und
genehmigungsfreie bauliche Anlagen gem. LBO bis zu einer Grundflachenzahl (GRZ) von 0,9
Uberschritten werden.

Die zulassige Grundflachenzahl (GRZ) innerhalb des Gewerbegebietes (GE) darf durch
Stellplatze, Uberdachte Stellplatze (sog. Carports), Nebenanlagen, Garagen sowie deren
Zufahrten und genehmigungsfreie bauliche Anlagen gem. LBO bis zu einer Grundflachenzahl
(GRZ) von 1,0 uberschritten werden.

Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a+b BauGB

Innerhalb der festgesetzten Umgrenzung von Flachen fir Nebenanlagen mit der
Zweckbestimmung ,Stellplatze' ist je angefangene 10 Stellplatze innerhalb dieser Flache ein
standortgerechter Laubbaum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Baume sind bei Abgang zu
ersetzen.

Bei den Baumpflanzungen ist untereinander sowie gegeniber zum Erhalt festgesetzten
Siedlungsgehdlzen ein Mindestabstand von 5 m einzuhalten.

Durch offene und begrinte Baumscheiben bzw. alternativ durch baulich-konstruktive
MafRnahmen ist je Baum ein durchwurzelbarer Raum von mindestens 12 m? zu sichern.

Die Baume sind durch bauliche Malnahmen gegeniiber Anfahrschaden zu sichern.

Die Mindestqualitat betragt: Hochstamm 3xv, mDb, ew, 16-18 oder gleichwertig.
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8.2 Bei zum Erhalt festgesetzten Baumen sind Malinahmen zur Entfernung, Zerstérung, Schadigung

oder wesentlichen Anderung der Gestalt unzuléssig.

Hiervon sind folgende Ausnahmen zulassig:

wenn eine nach den baurechtlichen Vorschriften zulassige Nutzung sonst nicht oder nur unter
wesentlichen Beschrankungen verwirklicht werden kann;

a) oder wenn von einem Baum Gefahren fir Personen oder Sachen ausgehen und die
Gefahren nicht auf andere Weise und mit zumutbarem Aufwand zu beheben sind;

b) oder wenn ein Baum krank ist und die Okologische sowie orts- und
landschaftsgestalterische Funktion weitgehend verloren hat und die Erhaltung auch unter
Beriicksichtigung des offentlichen Interesses daran mit zumutbarem Aufwand nicht
moglich ist;

c) und wenn artenschutzrechtliche Bestimmungen gem. § 44 BNatSchG dem nicht
entgegenstehen.

Entfernte Baume sind auf dem jeweiligen Grundstuck durch Pflanzung eines standortgerechten
Laubbaumes in folgender Mindestqualitdt zu ersetzen: Hochstamm 3xv, mDb., 12-14 cm
Stammumfang

Vorhandene, nicht zum Erhalt oder zum Anpflanzen festgesetzte Bdume auf dem Grundstuck,
die die 0.g. Anforderungen erfiillen, kénnen hierbei angerechnet werden.

8.3 Die innerhalb der Flachen zum Erhalt von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen mit
der Zweckbestimmung ,Siedlungsgehdlz' vorhandenen standortheimischen Laubgehdlze sind
dauerhaft zu erhalten.

Nichtstandortheimische Gehdlze diirfen beseitigt werden.
Bei Abgang oder Beseitigung von Gehdlzen ist durch Nachpflanzung ein geschlossener
Gesamteindruck zu erzielen.

9. Werbeanlagen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 84 LBO)

9.1 Werbeanlagen sind nur an der Statte ihrer Leistung zuldssig. Unzuldssig sind Werbeanlagen mit
wechselndem oder beweglichem Licht.

9.2 Die Beleuchtung von Werbeanlagen ist aulerhalb der Betriebszeiten abzuschalten.

9.3 Innerhalb des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel“ (SOEzH) ist
die Uberschreitung der festgesetzten Firsthdhen durch Werbeanlagen im Bereich der
Dachflachen um bis zu 2,00 m zulassig.

9.4 Innerhalb des sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung ,Einzelhandel” (SOEzH) sind
im Bereich der Heinrich-Hertz-Stralle insgesamt 2 Werbepylonen mit mehreren Werbetafeln fir
die Einzelhandelsnutzungen des sonstigen Sondergebietes (SOEzH) bis zu einer maximalen
Gesamthdhe von 51,00 m U.NHN. zuldssig. Die Hohe der freistehenden Werbeanlage wird
gemessen Uber Normalhéhennull bis zur Oberkante der freistehenden Werbeanlage.

9.5 In dem Sonstigen Sondergebiet mit Zweckbestimmung Einzelhandel ist die Errichtung eines
Werbepylons mit einer Gesamthéhe von 56,50 m G.NHN. innerhalb des in der Planzeichnung
(Teil A) markierten Bereiches zulassig.

9.6 Freistehende Werbepylonen im riickwartigen Bereich des Sonstigen Sondergebietes mit der
Zweckbestimmung ,Einzelhandel® (SOEzH) zum Flurstiick 167 sind unzulassig.

9.7 Hinweisschilder fir die Lage der Zu- und Ausfahrten sind in den entsprechenden Nahbereichen
zulassig.

9.8 Fahnenmasten mit innenliegenden Zugseilen sind zu Werbezwecken zulassig.

9.9 Die Errichtung von Werbeanlagen innerhalb der festgesetzten privaten Griinflache mit der
Zweckbestimmung Gestaltungs- und Schutzgrin ist nur auBerhalb des Kronenbereiches der zum
Erhalt festgesetzten Baume zulassig.

Hinweise:
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Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und
DIN-Vorschriften) konnen bei der Stadt Ratzeburg, Unter den Linden 1, 23909 Ratzeburg,
eingesehen werden.

Der hohe Publikumsverkehr durch Nutzer der Lebensmitteldiscounter und
Lebensmittelvollsortimenter im Umfeld des Betriebsbereiches des Pflanzenschutzmittel-
lagers der Fa. ATR Ratzeburg stellt eine schutzbediirftige Personengruppe im Sinne
Art. 12 Seveso Il RL dar. Das Personal der Lebensmitteldiscounter und Lebensmittelvoll-
sortimenter ist einmal jahrlich liber das richtige Verhalten im Falle eines Storfalles (Brand
im benachbarten Betriebsbereich) zu informieren. In die Informationskette ist auch der
Kundenparkplatz einzubeziehen.
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Sauer

Von: Ottfried FeuBner <feussner-rz@web.de>
Gesendet: Donnerstag, 8. September 2016 08:50
An: Sauer

Betreff: WG: Umbesetzung von Ausschiissen

Von: Thomas Kuehn [mailto:thomaskuehn@breakeven-pr.de]
Gesendet: Mittwoch, 7. September 2016 21:23
An: Ottfried FeuBner <feussner-rz@web.de>

Betreff: Umbesetzung von Ausschiissen

An den Birgervorsteher
Herrn Ottfried FeuBner

Mittwoch, den 06.09.2016

Betreff: Umbesetzung stadtischer Ausschiisse und Gremien

Sehr geehrter Herr FeuBner,

die FDP-BFR-Fraktion beantragt zur nachsten Stadtvertretersitzung am 26.09.2016 folgende

Ausschiisse neu zu besetzen.

Ausschuss fiir Schule, Jugend und Sport:

Fir Ute Janke - Detlef Olfen (Blirgerdeligierter)

ASJS - Stellvertreter:

Neu - Christian Fennes (Birgerdeligierter)

Neu - Ute Janke

Ausschuss filir Wirtschaft, Tourismus und Stadtmarketing:

Far Sami El Basiouni — Eckard Neitzel (Burgerdeligierter)

AWTS - Stellvertreter:

Neu Sami El Basiouni
Neu Markus Schudde

Bauausschuss-Stellvertreter:

Neu Eckard Neitzel (Burgerdeligierter)

Schulverbandsversammliung:

Far Markus Schudde — Detlef Olfen (Blrgerdeligierter)

1



Stellvertreter Schulverbandsversammlung:

Neu Markus Schudde

Ich bitte um die Aufnahme zur Tagesordnung.
Mit freundlichen

GriBen

Thomas Kuehn

Diese E-Mail wurde von Avast Antivirus-Software auf Viren gepruft.
www.avast.com




kompetent - sympathisch - biirgernah

An den Biirgervorsteher
Herrn O. FeuBBner
Herrn Bgm. Vol3 z.K.

Dienstag, 13.09.2016

Betreff: Umbesetzung stadtischer Ausschiisse und Gremien

Sehr geehrter Herr Blrgervorsteher Feul3ner,

die FRW mdochte zur nachsten Stadtvertretersitzung am 26.09.2016 Mitglieder der FRW in
verschiedenen Ausschiissen neu besetzen.

Hauptausschuss:

Stellvertreter:

Fur Andreas Hagenkotter — Sigrid Klotzl
Schulverbandsversammlung:

Fur Andreas Hagenkotter — Sigrid Klotzl

Ich bitte um die Aufnahme zur Tagesordnung.

Jurgen Hentschel
Fraktionsvorsitzender der FRW

Fraktion in der Ratzeburger Stadtvertretung
Vorsitzender: Jurgen Hentschel - Email: fraktion@frw-ratzeburg.de



	Sitzungsdokumente
	Tagesordnung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2 Verpflichtung von Mitgliedern der Stadtvertretung gemäß § 33 Abs. 5 Gemeindeordnung SH (GO)
	Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BerVoSr/316/2016

	TOP Ö  5 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus der Sitzung vom 20.06.2016
	Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BerVoSr/317/2016

	TOP Ö  8 Bestätigung, Ernennung und Vereidigung des neuen Wehrführers der Freiwilligen Feuerwehr Ratzeburg
	Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BeVoSr/367/2016

	TOP Ö  9.1 Bericht der Verwaltung; hier: Vorbereitung der Einrichtung eines Migrationsbeirates
	Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BerVoSr/294/2016

	TOP Ö  9.2 Kommunale Integrationsstrategie
	Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BeVoSr/345/2016
	Kommunale Integrationsstrategie  SR/BeVoSr/345/2016
	Kommunale Integrationsstrategie für Ratzeburg  SR/BeVoSr/345/2016
	Expertise_Beratungsnetzwerk_Hessen  SR/BeVoSr/345/2016

	TOP Ö  9.3 Kommunale Integrationsstrategie; hier: Teilnahme am Bundesprogramm "Demokratie leben" . Förderung einer lokalen "Partnerschaft für Demokratie"
	Berichtsvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BerVoSr/303/2016
	Aufforderung zur Antragstellung  SR/BerVoSr/303/2016
	Kommunale Integrationsstrategie1  SR/BerVoSr/303/2016

	TOP Ö  10 Vertrag über den gemeinsamen Datenschutzbeauftragten zwischen Kreis, Städten und Ämtern
	Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BeVoSr/355/2016
	Öffentlich-rechtlicher Vertrag über die Bestellung eines oder einer gemeinsamen behördlichen Datenschutzbeauftragten  SR/BeVoSr/355/2016
	Datenschutzbeauftragter - Vortrag - 2016-05-26  SR/BeVoSr/355/2016
	Kostenaufstellung Vertragskommunen  SR/BeVoSr/355/2016

	TOP Ö  11 Beschluss der Jahresrechnung der Stadt Ratzeburg für das Haushaltsjahr 2015
	Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BeVoSr/250/2015/2
	Schlussbericht 2015  SR/BeVoSr/250/2015/2

	TOP Ö  12 I. Satzung zur Änderung der Satzung der Stadt Ratzeburg über die Bildung eines Jugendbeirates vom 30.09.2014
	Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BeVoSr/337/2016
	Anlage 1 zu TOP 7.3  SR/BeVoSr/337/2016
	Anlage zu TOP 7.3 Entwurf Satzungsänderung Jugendbeirat  SR/BeVoSr/337/2016

	TOP Ö  13 Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 12 "ALDI-Markt - südlich Schweriner Straße, westlich Kolberger Straße"
	Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BeVoSr/346/2016
	VEP 12 -  Durchführungsvertrag, Entwurf  SR/BeVoSr/346/2016

	TOP Ö  14 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 12 "ALDI-Markt - südlich Schweriner Straße, westlich Kolberger Straße" im Verfahren nach § 13 a BauGB - Abschließende Beschlussfassung
	Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BeVoSr/363/2016
	1_Abwägung-vhb-BPL-12  SR/BeVoSr/363/2016
	2_Satzung-vhb-BPL-12  SR/BeVoSr/363/2016
	3_Begründung-vhb.BPL-12  SR/BeVoSr/363/2016
	4_Ratzeburg_vhbz-BPL-12 V-E-Plan A3  SR/BeVoSr/363/2016
	5_ENDFASSUNG_FNP_78-ÄND_Berichtigung FNP-78-Änderung_A3  SR/BeVoSr/363/2016
	6_Schalltechnische Untersuchung  SR/BeVoSr/363/2016

	TOP Ö  15 Städtebaulicher Vertrag zur 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 69 "zwischen Heinrich-Hertz-Straße, Gutenbergstraße und Max-Planck-Straße"
	Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BeVoSr/348/2016/1
	16-09-05 Ergänzung § 4 Städteb. Vertrag Stadt RZ - Bela  SR/BeVoSr/348/2016/1
	16-09-06  B-Plan 69, 1. Änd. - Städteb. Vertrag Stadt RZ - Bela  SR/BeVoSr/348/2016/1

	TOP Ö  16 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 69 "zwischen Heinrich-Hertz-Straße, Gutenbergstraße und Max-Planck-Straße" im Verfahren nach § 13 a BauGB - Abschließende Beschlussfassung
	Beschlussvorlage Stadt Ratzeburg  SR/BeVoSr/364/2016
	1_Töb-Liste § 4.2_BPlan 69.1 Ratzeburg  SR/BeVoSr/364/2016
	2_Ratzeburg_B 69-1.Änd_2016.09.06  SR/BeVoSr/364/2016
	3_2016.09.06-Ratzeburg-B69-1Änd_Begründung  SR/BeVoSr/364/2016
	4_Ratzeburg_B 69-1.Änd_2016.09.06_A4-S1-6  SR/BeVoSr/364/2016

	TOP Ö  17.1 Umbesetzung städtischer Gremien, hier: Antrag der FDP-BFR-Fraktion
	Antrag FDP-BFR-Fraktion  SR/AN/042/2016

	TOP Ö  17.2 Umbesetzung städtischer Gremien, hier: Antrag der FRW-Fraktion
	Antrag Umbesetzung Ausschüsse 26.9  SR/AN/043/2016





